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01 Einleitung 
 
Fast alle arabischen Länder litten in der Vergangenheit und leiden noch heute un-
ter einem Mangel an Demokratie. Dies hat in unserer Zeit zu einer Krise geführt. 
Unter dem Aspekt der politischen Veränderungen, die in der ganzen Welt und in 
besonderer Weise auch in den arabischen Ländern vor sich gegangen sind, ist 
diese Krise nicht zuletzt eine Krise der arabischen Regierungen. 
Diktatur, Unterdrückung, das System der Einparteienherrschaft und andere cha-
rakteristische politische Fehlentwicklungen des arabischen Raumes werden im 
Angesicht des Zeitalters der Wissenschaft, Technologie und Entwicklung der 
Kommunikationstechnik (z.B. Internet), der globalen Weltoffenheit und der Ent-
wicklung des Bewusstseins der Völker immer anachronistischer. 
All dies führte zu einer Krise der politischen Regime im arabischen Raum. So 
musste man sich Gedanken darüber machen, wie man die Situation verändern 
konnte. Viele Regime sind der Meinung, dass dies nur durch  eine demokratische 
Umwandlung und die Schaffung einer zivilisierten Gesellschaft bewältigt werden 
kann, um eine gute Basis auch für sich selbst zu erhalten. Die Schaffung demo-
kratischer Institutionen ist unerlässlich. Denn führende Personen werden durch 
Andere abgelöst, aber Institutionen bleiben.  
Wie wir weltweit sehen, haben Ein-Parteiensysteme immer weniger Zukunft. 
Bei der Beurteilung, ob ein Land demokratisch ist oder nicht, muss seine ge-
schichtliche Entwicklung berücksichtigt werden. Unser Untersuchungsgegenstand 
Jordanien – bedingt durch seine geographische Lage – ist mit schweren Proble-
men konfrontiert, die ihr Höhepunkt in den Aprilunruhen 1989 erreicht hatten. Da-
mals sah sich die Führung gezwungen, ihre politische Linie zu ändern und ohne 
eine Rückkehr zum Kriegsrecht eine demokratische Umwandlung des Landes als 
politisches Ziel zu verfolgen.  
Was allerdings den von der führenden Schicht eingeschlagenen Weg zur Demo-
kratie von den westlichen Demokratien unterscheidet, ist die kurze Zeitspanne, die 
für eine Umwandlung zur Verfügung stand. Aus diesem Grund sollte die intellektu-
elle Elite des Landes nicht voreilig ein Urteil über diesen demokratischen Versuch 
abgeben, indem sie überstürzt feststellt, dass es sich nicht lohne, dieses Phäno-
men ernsthaft zu untersuchen und zu studieren. Dem jordanischen Weg muss ge-
nügend Zeit eingeräumt werden, um sich zu etablieren und zu stabilisieren. Dies 
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kann nur durch die Schaffung verschiedener demokratischer Institutionen gesche-
hen, die beispielhaft und richtungsweisend in die Gesellschaft wirken können. 
Manche werden sich die Frage stellen, ob die demokratische Richtung sich in Jor-
danien trotz des Tribalismus behaupten und ob es einen fruchtbaren Boden für die 
Demokratie geben kann. 
Die Antwort auf diese Frage lautet ja, weil der Tribalismus in der modernen Ge-
sellschaft immer mehr an Boden verliert. Als Beispiel dafür kann das moderne Ja-
pan dienen, das im 19. Jahrhundert von ökonomischer Unterentwicklung, Feuda-
lismus und Zersplitterung bestimmt war. Es wählte einen neuen Weg, um sich zu 
einer hochindustrialisierten und modernen Gesellschaft zu entwickeln. Dabei wur-
den japanische Traditionen mit westlichen Werten verschmolzen (1). 
Jordanien kann sich dies zum Beispiel nehmen und trotz seiner bescheidenen 
Möglichkeiten und trotz der Verwurzelung im Tribalismus versuchen, diesen 
Schritt nachzuahmen. 
In der Tat geht Jordanien einen demokratischen Weg, zwar langsam und behaftet 
mit vielen Problemen und Schwierigkeiten. Aber die jordanische Bevölkerung setzt 
große Hoffnungen in diesen Weg. 
Der demokratische Weg, der im Jahre 1989 begann, wird sich in Jordanien unter 
der Führung von König Abdalla weiter entwickeln und etablieren. Die Gegner der 
Demokratie haben sich durch ihr Verhalten desavouiert. Trotz einer Verlangsa-
mung des Prozesses, bedingt durch äußere und innere politische Schwierigkeiten 
und insbesondere wirtschaftliche Probleme, können die bisherigen Erfolge positiv 
gewürdigt werden. 
Jordanien nimmt einen wichtigen Platz unter den arabischen Staaten ein, nach-
dem es sich für politische Offenheit entschieden hat. Diese politische Offenheit 
drückt sich in Demokratie und Freiheit für alle aus – was in vielen anderen arabi-
schen Ländern bisher nicht mehr als eine Parole ist. 
Es gibt keine bessere Art und Weise zur Lösung der kritischen Situationen, als 
dass man den freien demokratischen Weg einschlägt. 
Aufgrund der Tatschache, dass  politischer Liberalismus für die ganze Menschheit 
der einzige Weg in eine friedliche Zukunft ist und die Demokratisierung ein konti-
nuierlicher und gesellschaftlicher Prozess ist, habe ich mich mit diesem Thema – 
dem Demokratisierungsprozess in Jordanien – beschäftigt. Ein weiterer Grund 
dafür, mich mit diesem Thema zu befassen, ist mein langjähriger Aufenthalt in der 
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Bundesrepublik Deutschland. Hier habe ich die Vorteile, Rechte und Pflichten in 
einer Demokratie erlebt, die ich mir auch für mein Land wünsche.  
Mein Forschungsinteresse gilt also der allgemeinen demokratischen Entwicklung 
meines Landes. Hierbei suche ich Antworten auf folgende Fragen: 
- Gibt es wirklich Demokratie in Jordanien?  
- In wie weit wird dieser Demokratisierungsprozess  in der Tat praktiziert?  
- Wie weit hat sich dieser Prozess bereits in den Köpfen der Bevölkerung verfes-
tigt?  
Über die heutige demokratische Offenheit in Jordanien sind viele wissenschaftli-
che Studien und Bücher erschienen, die unterschiedliche Seiten des in Jordanien 
eingeführten Weges behandeln. Dies zeigt die Bedeutung dieses Prozesses und 
seiner Folgen für Jordanien, aber auch für andere Länder der Region. 
Ich möchte darauf hinweisen, dass ich zu diesem Thema ausschließlich arabische 
Monographien benutzt habe, weil es kaum deutsche Bücher gibt, die sich mit der 
Frage der „Demokratie in Jordanien“ befassen. Die 1999 veröffentlichte Doktorar-
beit von Renate Deterisch, die sich mit dem Demokratisierungsprozess in Jorda-
nien beschäftigt, bildet eine Ausnahme. 
Was meine Arbeit unterscheidet, ist die empirische Erhebung anhand eines Fra-
gebogens, der Hauptteil meiner Arbeit. Durch die Auswertung dieses Fragebogens 
ist es möglich, den Verlauf des Demokratisierungsprozesses in Jordanien zu 
bewerten.  
Dem theoretischen Teil der Arbeit liegen viele Ergebnisse meiner Magisterarbeit 
zugrunde, die ich hier übernommen habe. 
Meine Arbeit gliedert sich in drei Teile: 
- Der erste Teil beschäftigt sich mit der politischen Entwicklung Jordaniens von 
seiner Entstehung bis in die heutige Zeit.  
- Der zweite, empirische, Teil befasst sich mit dem Fragenbogen aus 10 Fragen 
und der Analyse der Erhebung. Ziel der Befragung war es, eine Bewertung des 
Verlaufes des heutigen demokratischen Weges in Jordanien besser einschät-
zen zu können. 
- Der dritte Teil interpretiert die wichtigsten Ergebnisse, im Zusammenhang. 
Den Abschluss der Arbeit bildet die vergleichende Gesamtanalyse und Perspekti-
ve des Demokratisierungsprozesses. 
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1 Jordanien im Überblick 
 
1 1 Zur Geographie 
 
 
 
Das Königreich Jordanien (bis 1946 Transjordanien genannt) liegt zwischen dem 
35. und 39. Längengrad und dem 29. und 33. Breitengrad (2). Die Landfläche Jor-
daniens beträgt knapp 90.000 km² (3). Mit dieser Gesamtfläche zählt Jordanien zu 
den kleinsten Staaten des Nahen Ostens. Mehr als 80 % besteht aus Wüste oder 
wüstenartiger Steppe, die fast das gesamte Gebiet im Osten und Süden des Lan-
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des einnimmt. Sie gehört zur nordarabischen Wüste. Jordanien besteht aus einem 
Hochplateau, das sich im Westen leicht aufwölbt, um steil zur Jordansenke, dem 
Toten Meer (400 m unter dem Meeresspiegel) und dem Wadi Arab abzufallen. 
Das Plateau wird durch tief eingeschnittene Flusstäler gefurcht und dadurch in 
verschiedene Landschaften geteilt: 
- Das Ajlun – zwischen Jarmuk und Zarkafluss. 
- Die Bàlqa zwischen Zerka und Zerka-Ma’an. 
- Das Gebiet von Karak zwischen Mojib Tal und Wad El-Hesa.  
- Das Südterritorium besteht aus den Gebieten El-Jebal (Karak) und El-Shera, 
das Höhen von über 1600 Meter erreicht.  
- Der Osten geht unmittelbar in die Wüste über.  
- Im Norden tritt die Wüste etwas zurück (4). 
Die geostrategische Lage Jordaniens ist von zentraler Bedeutung für die wirt-
schaftliche und politische Entwicklung des Landes. Jordanien grenzt im Westen an 
Israel, im Osten an den Irak, im Norden an Syrien und im Süden an Saudi-
Arabien.  
Jordanien wird durch seine langen Grenzen, an denen wichtige Bewässerungs- 
und Industrieobjekte liegen, immer wieder Opfer regionaler Spannungen und von 
Erpressungsversuchen seiner Nachbarstaaten.  
Jordanien leidet Mangel an natürlichen Ressourcen, namentlich Wasser. Zur Be-
siedlung des Landes ist kaum ein Viertel geeignet, für die Landwirtschaft sind etwa 
5 - 6 % nutzbar (5). Die einzigen Bodenschätze von wirtschaftlicher Bedeutung 
sind Phosphat (geschätzte Reserven 1,5 - 2 Milliarden Tonnen) und Pottasche (6). 
 
1 2 Zur Geschichte 
 
Das Gebiet des heutigen Jordaniens ist seit Jahrtausenden besiedelt (7). Als Jor-
danien Teil Groß-Syriens war, erlebte es unter der Herrschaft der Nabatäer mit 
ihrer Hauptstadt Petra, später unter den Römern und der christlichen Dynastie der 
Ghassamiden (5./6. Jh.) Zeiten wirtschaftlicher und kultureller Blüte (8). Als sich 
der Islam ausdehnte und Jordanien eroberte, gewann es als Durchgangsland für 
die Pilgerkarawanen nach Mekka und Medina eine besondere Bedeutung (9). Mit 
der Eroberung durch das Osmanische Reich zu Beginn des 16. Jahrhunderts wur-
de Jordanien der Provinz Syrien (Willyat Damaskus) zugeordnet.  
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Erst als Scharif Husain von Mekka in Abstimmung mit England im Juni 1916 einen 
arabischen Aufstand gegen den osmanischen Sultan ausrief, legte er den Grund-
stein für die Entwicklung zu einem eigenständigen Staat Jordanien. Das Ziel, das 
er anstrebte, war die Gründung eines unabhängigen arabischen Reichs unter sei-
ner Führung (10). 
Bereits während des Ersten Weltkrieges hatten sich England und Frankreich im  
Sykes-Picot Abkommen von Mai 1916 auf die Aufteilung des ehemals Osmani-
schen Reiches in Einflusssphären geeinigt, wobei Palästina und Transjordanien 
unter britische Verwaltung kommen sollten (11). 
Seit der Beendigung der Osmanischen Herrschaft im arabischen Raum ist die Ge-
schichte Jordaniens untrennbar mit der haschemitischen Familie, die aus Hejaz 
stammt, verknüpft. 
Aufgrund der Abmachung mit den Engländern hatte Scharif Husain seinen ältes-
ten Sohn nach Syrien geschickt, um dort eine arabische Regierung zu bilden. 
Nachdem dieser im Juli 1917 Aqaba und wenig später Damaskus eingenommen 
hatte, wurde er im Juli 1920 von der französischen Mandatsmacht aus Syrien ver-
trieben und erhielt dafür von Großbritannien als Ersatz den irakischen Thron (12). 
Als Großbritannien der zionistischen Bewegung in der Balfour-Declaration vom 
November 1917 die Zusage machte, ihr die Errichtung einer jüdischen Heimstätte 
in Palästina zu ermöglichen, leisteten die Araber starken Widerstand gegen die 
Kolonialmacht in der Hoffnung, die Realisierung des Abkommens zu verhindern 
und sich von der Kolonialmacht zu befreien. Jedoch wurden solche Versuche zer-
schlagen (13). 
Nachdem der Sohn von Scharif Husain Faisal in Syrien gescheitert war, schickte 
Scharif Husain seinen zweiten Sohn Abdalla mit einer kleinen Beduinentruppe im 
November 1920 nach Máan, um von dort aus Syrien zurückzuerobern (14). In die-
ser Zeit bestand Transjordanien aus drei Bezirken und zwar: 
1. Bezirk Huran, sein Zentrum ist Diráa; 
2. Bezirk Al-Balga, sein Zentrum ist Salat; 
3. Bezirk Al-Karak, sein Zentrum ist Karak (15). 
Auf der San Remo-Konferenz im April 1920 hatten sich die Siegermächte auf die 
Abgrenzung ihrer Einflussgebiete geeinigt. Frankreich und Großbritannien hatten 
den Nahen Osten unter sich aufgeteilt. Frankreich erhielt Syrien und den Libanon 
und Großbritannien Transjordanien und Palästina (16). 
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Aufgrund dieser Tatsache hat Abdallah sein Ziel, die Errichtung eines Groß-Syrien 
(Palästina, Syrien und Transjordanien), nicht erreicht. 
Im März 1921 vermochte Churchill auf einer Konferenz in Kairo Abdalla zum vor-
läufigen Verzicht auf seine Pläne zu bewegen und bot ihm zum Ausgleich Ostjor-
danien an (17). Dadurch wollten die Briten ihre guten Absichten gegenüber den 
Haschemiten zeigen. Sie haben Abdalla Transjordanien nur als Trostpreis für ihre 
Ziele gegeben. 
Am 24.7.1922 grenzte er es aber ausdrücklich gegenüber dem Territorium der 
vorgesehenen jüdischen Heimstätte ab. Transjordanien ist damit eine künstliche 
Schaffung, wäre jedoch ohne die aktive Mitwirkung Abdallas nicht entstanden (18). 
Abdalla wurde im April 1921 offiziell Herrscher von Transjordanien in seinen heuti-
gen Grenzen. 
Abdalla hat die erste Regierung am 11.4.1921 unter dem Regierungschef Raschid 
Taufig, der aus Syrien kam, gebildet. Diese Regierung wollte die folgenden Ziele 
erreichen: 
1. Abschaffung aller regionalen Regierungen, die es vor Amir Abdalla gab. 
2. Bildung einer Zentralsouveränität in Amman für das neu gebildete Emirat. 
3. Ordnung und Ruhe in der Region. 
4. Die Bevölkerung davon überzeugen, dass sie Steuern zu zahlen haben . 
5. Die Sicherung der Finanzen für dieses neue Emirat. 
6. Abwehr der Angriffe, die aus der Wüste kamen und Verhinderung der Angriffe 
auf das französische Mandat seitens der Nationalisten und den Revolutionäre. 
Diese Ziele sind nicht verwirklicht worden, weil diese Regierung von Anfang an 
Probleme hatte. Die Stämme und die Notabeln lehnten die Zentralregierung in 
Amman ab, weil sie befürchteten, dadurch ihre Privilegien zu verlieren. Aus die-
sem Grund gab es mehrere Aufstände gegen die Zentralregierung (19), wie im Al-
Kurah und in Al-Balga als Al Iduanbewegung. 
Abdalla hatte sich die Aufgabe gestellt, zwei verschiedene gesellschaftliche Grup-
pen in den neu geschaffenen Staat einzubinden: einmal die Stammesführer und 
zum anderen die städtischen Notabeln. Dies wurde unter Schwierigkeiten und mit 
der militärischen Hilfe seitens der Briten erreicht (20). 
Im Rahmen der Mandatsherrschaft blieben die wesentlichen Bereiche der Souve-
ränität Großbritannien vorbehalten. Militär, Verwaltung, Finanzen, Außen- und Si-
cherheitspolitik des autonom verwalteten Emirats von Transjordanien wurden von 
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britischen Residenten in Amman kontrolliert. England bewilligte Transjordanien 
jährliche Unterstützungen, ohne die es nicht überlebensfähig gewesen wäre. Um 
die innere Ordnung zu sichern, wurde eine Streitmacht, die Arabische Legion, ge-
gründet. Die Aufgabe dieser Legion war es, die rebellierenden Beduinen zu schla-
gen und sie der Zentralgewalt zu unterstellen (21). 
Nach dem Sturz des Scharifen Husain bin Ali durch die Familie Abdel Azis bin 
Saud wurden die Gebiete von Aqaba und Máan am 25.6.1925 dem Emirat Trans-
jordanien hinzugefügt ; dadurch erhielt Transjordanien einen Zugang zum Roten 
Meer (22). 
Am 20.2.1928 erhielt das Emirat Transjordanien im Rahmen eines britisch-
jordanischen Abkommens größere Unabhängigkeit. Am 16.4.1928 wurde gemäß 
diesem Abkommen eine Verfassung für Transjordanien geschaffen. Anfang des 
Jahres 1929 wurde zum ersten Mal ein Legislativrat gewählt, wobei der Rat das 
Abkommen billigte und die Verfassung bestätigte . 
Am 25. Mai 1946 wurde Transjordanien unabhängiges Königreich, der bisherige 
Emir Abdalla erster König (23). Die fortdauernde finanzielle Abhängigkeit von 
Großbritannien sowie die London eingeräumten Sonderrechte im militärischen 
Bereich beschränkten die Souveränität des Landes jedoch erheblich.  
Der erste arabisch-israelische Krieg vom März 1948 eröffnete Abdalla die Mög-
lichkeit, die Grenzen des Königreichs nach Westen auszudehnen. Die jordani-
schen Streitkräfte eroberten  große Teile des von der UNO den Arabern zuge-
sprochenen Teils westlich des Jordans sowie die Altstadt Jerusalems (24). 
In Jericho fand am 1.12.1948 ein Kongress von mehreren palästinensischen No-
tabeln der Westbank statt, um über die Zukunft des verbliebenen arabischen Teils 
Palästinas zu entscheiden. Auf diesem Kongress proklamierten sie Abdalla zum 
König von Gesamtpalästina.  
Der Ministerrat für den Zusammenschluss beider Landesteile (West/Ost) stimmte 
am 20.12.1948 für einen Staat, das haschemitische Königreich von Jordanien. Am 
11.5.1950 fanden Wahlen zu einem Parlament aus 40 Mitgliedern statt, je 20 für 
beide Teile des Landes. Somit gewann Jordanien ein Gebiet hinzu, das nach dem 
Stand von Landwirtschaft, Handel, Gewerbe, Urbanisierung, Bildung und medizi-
nischer Versorgung deutlich entwickelter war als Ostjordanien (25). Von Anfang an 
waren bei allem politischen und wirtschaftlichen Zugewinn Spannungen nicht zu 
vermeiden (26). Deutlich wurden sie, als die Opposition ihren Widerstand gegen 
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die Haltung der Regierung gegenüber einer friedlichen Politik zu England und den 
USA, sowie der Verzicht auf ernsthafte Feindseligkeiten gegen den neu gegründe-
ten Staat Israel verstärkte. Im Zuge dieser Politik wurde am 20.7.1951 König Ab-
dalla durch einen Palästinenser ermordet (27).  
Unter der Regentschaft Abdallas hatten sich wichtige Strukturmerkmale heraus-
gebildet, die auf die jordanische Politik bis heute wesentlichen Einfluss genommen 
haben: 
1. Weil Jordanien ein künstliches Staatsgebilde ist, war es von Anfang an auf 
ausländische Hilfe angewiesen. Dies brachte Abhängigkeit mit sich und hinder-
te den Staat, unabhängige Entscheidungen zu treffen, was sich bis heute be-
merkbar macht. 
2. Amir Abdalla hat von Anfang an die Notabeln aus Groß-Syrien und die Stäm-
me in den Machtapparat eingebunden. Diese Familien haben den Haschemi-
ten den Erhalt der Macht gesichert. So wurde Jordanien für lange Zeit als triba-
les System betrachtet; man spürt dies bis in die heutige Zeit. 
3. Die Spannungen zwischen Regierung und Opposition sind seit der Teilung Pa-
lästinas enorm. 
Abdallas Sohn Talal wurde sein Nachfolger. Der neue König suchte mit den arabi-
schen Staaten einen Ausgleich und trat 1952 dem Kollektiven Sicherheitspakt der 
Arabischen Liga bei. Wegen Krankheit wurde König Talal auf Beschluss des Ab-
geordnetenhauses vom 11.8.1952 abgesetzt und sein Sohn Hussein zum König 
proklamiert. Mit der Erreichung der Volljährigkeit am 2.5.1953 bestieg er den 
Thron (28). 
Die Absetzung König Talals wegen „geistiger Umnachtung“ ist häufig hinterfragt 
worden, war er doch als england-kritisch bekannt. Auch stand er seinem Volk sehr 
nahe. Außerdem ist erstaunlich, dass er – trotz seiner Krankheit – noch ein Jahr 
zuvor zum König ernannt worden war (29). 
Unter Talals kurzer Regentschaft trat eine neue, bis heute mit einigen Modifikatio-
nen, gültige Verfassung in Kraft. 
König Hussein hat seit seiner Thronbesteigung eine realistische und praktische 
Politik betrieben, die stark Jordaniens sozialem und wirtschaftlichem Alltagsleben 
verbunden ist. 
Er hat sich von Anfang an von Ideologien distanziert, was ihm bei der Herausbil-
dung des sozialen und politischen Systems geholfen hat. So ließ er jede Minder-
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heit nach ihren Traditionen, Gebräuchen, Interessen etc. leben. Dadurch konnte er 
seinen Thron, der in ihm  als König verkörpert ist, auf Dauer stabilisieren und stär-
ken (30). 
Der König hat auch die Politik seines Großvaters, die auf Einbindung der Stam-
mesführer, die die Rolle als Brückenköpfe zwischen dem Oberbau (verkörpert im 
König und Staat) und dem Unterbau (verkörpert in den Angehören der Stämme) 
und Notabeln als heimliche Führer beruht, fortgeführt.  
König Hussein verfolgte eine liberale Politik gegen seine Gegner, besonders die-
jenigen, die einen Putsch gegen ihn versuchten. Er hat ihnen einerseits höhere 
Positionen im Staatswesen verschafft und ihnen andererseits Privilegien gegeben. 
Er hat sie dadurch rehabilitiert. Im Ausgleich von Interessen war er als Künstler 
bekannt.  
Zur Habenseite auf dem Konto des Königs zählte, dass er nie einen Gegner ver-
nichtet hat. 
Das jordanische System war das einzige in der Region, das die islamische Bru-
derschaft integrierte. Dadurch waren sie an vielen Regierungen beteiligt, sogar an 
denen, die das Friedensabkommen mit Israel im Jahre 1994 abgeschlossen ha-
ben (31). 
Die direkte Beziehung zu seinen Untertanen und die offene Kommunikation des 
Königs haben dem politischen System Jordaniens ermöglicht, seine Stabilität auf 
der inneren und äußeren Ebene zu bewahren. 
Der König legte viel Wert auf Außenpolitik und Sicherheit als Grundsteine für die 
Stabilität und Sicherheit des Landes und den Machterhalt seiner Familie, der Ha-
schemiten. 
Es wurde schon erwähnt, dass Jordanien ein künstlich geschaffenes Staatsgebil-
de ist und ohne ausländische Hilfe nicht überleben kann. Dies bestätigte sich 
1990, als Jordanien sich für die Seite des Irak im Golfkrieg entschied. Die Folgen 
des Embargos sind immer noch zu spüren. 
Der König beharrt darauf, in außenpolitischen Fragen alleine zu entscheiden: 
1. Die radikale Einstellung der politischen Kräfte in Jordanien, die sich für den 
arabischen Nationalismus entschieden haben und die gegen die britische und 
amerikanische Politik sind, zwang ihn, sich von diesen Gruppierungen zu dis-
tanzieren, wie zum Beispiel 1956. 
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2. Der Versuch der Nachbarländer, Einfluss auf Jordanien auszuüben. Dies ge-
schah durch ihre Parteien und Kommunikationsmittel wie den Nasserismus in 
den sechziger Jahren, durch Syrien in den achtziger Jahren und den Irak 
(Saddam Hussein) in den neunziger Jahren. 
3. Der Druck der palästinensischen Frage auf Jordanien. 
4. Die zionistische Bedrohung mit  „Ersatzheimat“ für die Palästinenser. 
Das Ziel des Königs war es, die innere Sicherheit zu bewahren und die innere La-
ge zu stabilisieren, um ein Gleichgewicht zwischen den Bevölkerungsgruppen 
(Schischan, echte Jordanier, Palästinenser und Tscherkessen) herzustellen und 
ein wirtschaftliches und soziales Wachstum zu erreichen. Dieses Wachstum kann 
ohne ausländische Hilfe nicht zustande gebracht werden. So konnte man beo-
bachten, wie sich Jordanien von Irak Schritt für Schritt distanzierte und auf die 
amerikanische Friedenspolitik umgestellt hat (32). 
Jordanien ist durch zahlreiche Regierungsbildungen gekennzeichnet. Diese nutzte 
der König, um Ausgewogenheit zwischen den verschiedenen Interessen zu errei-
chen, sowie sich sozialen, politischen, regionalen und internationalen Gegeben-
heiten anzupassen. 
Seit der Gründung des Emirats bis heute gab es ca. 85 Regierungsbildungen. 
Dies bedeutet, im Schnitt alle 11 Monate eine neue Regierung (33). 
Seit 1989 versuchte König Hussein, kontinuierlich einen demokratischen Weg zu 
gehen. In seinen letzten Jahren war er allerdings ständig krank; er starb am 7. 
Februar 1999 an Krebs. Sein ältester Sohn Abdalla wurde noch am selben Tag 
sein Nachfolger. 
Die wichtigsten Stationen der Regentschaft König Husseins: 
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1956 Der König hat den britischen Militärberater John Clubb, den Statthalter 
englischer Politik in Jordanien, entmachtet. 
Der König hat diesen Schritt wegen des starken Drucks der Opposition 
und der ständig herrschenden Unruhen in den arabischen Ländern un-
ternommen. In den arabischen Nachbarländern  traten fortschrittliche 
und revolutionäre Kräfte an, um die Regierenden zu stürzen. Deshalb 
ging der König auf die Wünsche der Opposition ein. Allerdings schadete 
dies dem Staat, denn die Engländer stellten daraufhin ihre Hilfsleistun-
gen ein. 
1956 Der erste demokratische Versuch in Jordanien. In dieser Zeit fanden 
Wahlen unter der Beteiligung aller politischen Parteien und Gruppierun-
gen statt. 
 Die britischen Truppen zogen sich aus Jordanien zurück. 
1957 König Hussein sah in den Aktivitäten der politischen Parteien in Lande 
eine ernsthafte Bedrohung für seinen Thron und für die Stabilität Jorda-
niens. Aufgrund dessen änderte König Hussein seinen Politikkurs  und 
verhängte das Kriegsrecht, das bis 1992 andauerte. Mit diesem Schritt 
wurden die Parteien verboten und die bürgerlichen Freiheitsrechte ein-
geschränkt. Dadurch hat sich die innenpolitische Lage Jordaniens aus 
der Sicht des Königs stabilisiert. 
1967 Der Sechs-Tage-Krieg: Jordanien hat in diesem Krieg die Westbank 
verloren, es begann ein Flüchtlingsstrom nach Jordanien. Ab 1967 ha-
ben die Palästinenser mehr Einfluss bekommen, besonders nach der 
Schlacht 1968 zwischen der israelischen und der jordanischen Armee 
und der PLO auf ihrer Seite. Der Einfluss wurde immer größer, weil die 
Bevölkerung in dieser Revolution eine Hoffnung sah, Palästina zu be-
freien. 
1970 Schwarzer September: Die jordanische Armee zerschlug die militäri-
schen Einheiten der PLO, die in den Flüchtlingslagern erheblichen Ein-
fluss ausübten und als eine Art Staat im Staate den Thron bedrohten. 
1973 Beteiligung der jordanischen Armee an der Golan-Front im Oktober-
Krieg gegen Israel. 
1974 König Hussein erklärte den Verzicht auf die Westbank zugunsten der 
Palästinenser, weil die Arabische Liga in Rabat die PLO als die einzig 
legitime Vertretung des palästinensischen Volkes anerkannt hatte. 
1988 Jordanien verzichtete auf die politische Vertretung des Westjordanlan-
des und König Hussein verkündete, dass die PLO von nun an verant-
wortlich für die Interessenvertretung der in der Westbank lebenden Pa-
lästinenser sei. 
1989 Der neue demokratische Weg, der sich in nun stattfindenden Parla-
mentswahlen äußert. 
1991 Verabschiedung einer Nationalcharta, die politische Parteien garantiert 
und die bürgerlichen Freiheitsrechte, die in der Verfassung verankert 
sind, gewährleistet. 
1993 Parlamentswahlen, bei denen erstmals Parteien antreten. 
1994 Friedensschluss zwischen Jordanien und Israel, wodurch die politischen 
Beziehungen normalisiert wurden. Es wurden neue Grenzübergänge 
eröffnet. 
1997 Parlamentswahlen. Einige Parteien boykottierten die Wahlen, weil sie 
die Friedenspolitik und die Wahlgesetze ablehnten. 
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Am 7. Februar 1999 starb König Hussein. Damit ging eine Ära zu Ende. 
Es kann festgestellt werden, dass sich Jordanien während der Amtszeit König 
Husseins trotz der vielen Probleme auf verschiedenen Ebenen, wie Bildung, 
Staatswesen, Infrastruktur, Landwirtschaft, Gesundheit, Urbanisierung u.a.m., we-
sentlich weiter entwickelt hat. 
Dies war nur mit der Unterstützung und dem Einsatz des Königs möglich gewe-
sen, weshalb er sich unter der Bevölkerung einer großen Beliebtheit erfreute. 
Unmittelbar nachdem sein Vater seiner Krankheit erlegen war, bestieg Abdalla als 
neuer König von Jordanien den Thron (34). 
Er erstaunte seine Umgebung und Politikanalytiker durch seine politische Fähig-
keiten, obwohl er bis dahin nicht politisch tätig war, sondern sich eher mit militäri-
schen Fragen beschäftigt hatte. 
Trotz der durch seinen Vater aufgebauten engen politischen Beziehungen zu den 
USA besuchte er kurz nach seiner Thronbesteigung Staaten, die den arabischen 
Standpunkt kompromisslos vertraten, wie zum Beispiel Syrien und Libyen, die den 
Friedensvertrag zwischen Jordanien und Israel ablehnten.  
Er machte damit deutlich, dass sich seine Politik von der seines Vaters unter-
scheidet und hofft dadurch die Anerkennung und Unterstützung der arabischen 
Ländern zu erreichen. 
Gleichzeitig möchte er Jordanien zu einem modernen Land entwickeln und ihm 
einen guten Platz unter den arabischen Ländern und der ganzen Welt sichern 
(35). 
Durch seinen Kampf gegen die Korruption und seine Nähe zu den Menschen sei-
nes Volkes, vor allem den Notleidenden, erwarb er sich große Beliebtheit (36). 
Schwerpunkte seines politischen Programms sind die Innenpolitik, die Entwicklung 
der Wirtschaft und der Bildung, Bekämpfung von Korruption, Armut und Arbeitslo-
sigkeit, Schaffung einer unabhängigen Judikative und die Erweiterung des politi-
schen Kurses seines Vaters. 
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1 3 Zur Struktur der heutigen Gesellschaft 
 
1 3 1  Bevölkerung 
 
Zum Jahresanfang 1998 hat das Königreich etwa 4.800.000 Einwohner (37). Mehr 
als 99 % der Bevölkerung des Landes sind Araber (38). Sie setzt sich vorwiegend 
aus Nomaden und Halbnomaden, ostjordanischen Beduinen und westlich von 
Amman angesiedelten Bauern und Städtern zusammen (40). 
Die Mehrheit der jordanischen Bevölkerung konzentriert sich auf jene Gebiete, in 
denen Ackerbau und Viehzucht möglich sind, d.h. auf den Westen (im Jordantal) 
und den Vorderwesten. 90 % der Jordanier leben auf 10 % der Landesfläche, 
während das mehr als 70 000 km umfassende Wüsten- und Halbwüstengebiet fast 
menschenleer ist (41). 
In bezug auf Religionszugehörigkeit ist die Bevölkerungsstruktur Jordaniens ho-
mogener als die der meisten arabischen Nachbarländer. Mehr als 90 % der Bevöl-
kerung sind sunnitische Muslime, wohingegen die Schiiten eine verschwindend 
geringe Anzahl stellen. 
Unter den Minderheiten sind neben den Kurden und Armeniern die Tscherkessen, 
die Turkmenen und die arabischen Christen zu nennen. Ihr Anteil an der jordani-
schen Bevölkerung liegt bei ca. 10 %. 
Folgende Tabelle 1 soll dies verdeutlichen: 
 
Minderheit Ihr Anteil an der Bevölkerung in Prozent: 
Armenier 0,2 % 
Kurden 0,1 % 
Turkmenen 0,1 % 
Tscherkessen 0,5 % 
  
Tabelle 1: (42) 
 
Dazu kommen die Palästinaflüchtlinge, die wegen der Kriege mit Israel nach Jor-
danien kamen. Ihr Anteil an der jordanischen Bevölkerung dürfte, trotz ungenauer 
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Schätzungen, bei über 66 % liegen, weil die Zahl der Palästinenser nach dem 
Krieg 1967 sprunghaft angestiegen ist und heute bei etwa 2,5 Millionen liegt (43). 
Erwähnenswert ist, dass Jordanien das einzige Land ist, das Palästinensern die 
Staatsbürgerschaft gewährt hat.  
Die jordanische Bevölkerungsstruktur zeigt einige wirtschaftlich bedeutsame 
Merkmale: 
1. Hohe Urbanisierung (ca. 78 %) mit starker Bevölkerungskonzentration im 
Großraum Amman, wo derzeit 1,4 Millionen Menschen leben. 
2. Die städtische Einwohnerschaft nimmt jährlich um 5 % zu, wobei von Amman 
die stärkste Sogwirkung ausgeht (44). 
3. In der Altersstruktur der Bevölkerung dominiert die Jugend. 1993 waren 57 % 
der Bevölkerung unter 20 Jahre alt. Ihr Anteil wächst wegen der rapiden Bevöl-
kerungszunahme stetig, dagegen sind nur 4 % älter als 65 Jahre (45). Die 
durchschnittliche Lebenserwartung liegt bei knapp 71 Jahren (Männer 69, 
Frauen 72). 
Das Bevölkerungswachstum von 1990 – 1996 liegt bei etwa 5,1% pro Jahr. 
Dies ist extrem hoch, Jordanien hat damit eine der höchsten Zuwachsraten in 
der Welt (46). 
 
1 3 2 Elite 
 
Die jordanische Herrschaftselite besteht nicht aus einer bestimmten Klasse, son-
dern aus einer kleinen Anzahl von Familien, die sich durch besondere Kriterien 
(Land, Kapitalbesitz, hohe Positionen und Ansehen) auszeichnen und eine homo-
gene Schicht bilden. An der Spitze der jordanischen Elite steht das Königshaus. 
Die Familie des Königs ist wesentlich an der Macht beteiligt und übt einen starken 
Einfluss auf die jordanische Politik aus (47). 
Zu der Elite Jordaniens zählen auch die Oberschicht der Beduinen, der Stadt- und 
Landbewohner der Jordanier und der Palästinenser. Die bedeutendste Gruppe ist 
die der Beduinen. Sie gelten als wichtige Stütze des Königs und des Throns. Von 
ihnen werden die wichtigsten Positionen im Offizierskorps besetzt, und ihr über-
großer Einfluss steht im umgekehrten Verhältnis zu ihrem Bevölkerungsanteil von 
5 %. Sie sind gegenüber dem König loyal (48). Es muss hier erwähnt werden, 
dass diese Elite schon lange existiert, ihre Rolle aber nach der Gründung des Emi-
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rats und des späteren Königreichs gestärkt wurde. Ihre Interessen sind in den 
Händen des Königs gut aufgehoben, deshalb sind sie ihm treu ergeben. 
Eine andere Elite bilden die Tscherkessen. Trotz ihres geringen Bevölkerungsan-
teiles von 0,5 % besetzen sie zahlreiche wichtige Positionen in Armee, Regierung 
und Verwaltung. Mit ihrem hohen Bildungsniveau, ihrer Loyalität dem König ge-
genüber und ihren Besitztümern sind sie eine wichtige Stütze der Monarchie (49). 
Eine andere kaum zu überschätzende Rolle spielt die Armee, die der Stützpfeiler 
der Monarchie ist und einen großen Teil der Staatsausgaben für sich beansprucht 
(50). 
Die palästinensische Elite Jordaniens entstammt relativ wenigen Familien. Die 
erfolgreichen palästinensischen Politiker stammen aus wohlhabenden Familien, 
die größtenteils bereits vor der israelischen Staatsgründung 1948 ihre Besitztümer 
in Palästina verlassen hatten. Sie haben mit der großen Masse der palästinensi-
schen Flüchtlinge wenig oder gar nichts gemeinsam.  
Diese Elite ist dem Königshaus loyal ergeben und trägt ihrerseits zur Stabilität des 
politischen Systems bei, jedoch im wesentlichen aus wirtschaftlichen Erwägungen 
heraus (50). 
Ähnlich wie die Tscherkessen ist auch die christliche Elite eindeutig politisch über-
repräsentiert. Auch sie rekrutiert sich aus wenigen Familien, war immer im Kabi-
nett vertreten und stellt aufgrund ihrer Kompetenz eine elitäre, aber systemtragen-
de Minderheit dar. 
 
1 3 3 Soziale Struktur 
 
Wenn man die geschichtliche Entwicklung der jordanischen Gesellschaft seit der 
Gründung bis zur Gegenwart verfolgt, kommt man zu folgendem Ergebnis: Die 
Gesellschaft hat sich über diese Jahre hinweg von einer einfachen beduinischen 
Gesellschaft zu einer komplexen und  modernen Gesellschaft gewandelt. Wäh-
rend dieser Umwandlung verlagerte sich das Zentrum des sozialen Gewichts in 
die Städte. 
Die bürokratischen und militärischen Kader, der Handel und das Bildungswesen 
haben die jordanische Gesellschaft geprägt. 
Dies wurde durch zwei Faktoren beeinflusst und verändert. Einerseits durch die 
Palästina-Flüchtlinge und andererseits durch die Entwicklung der Wirtschaft. 
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Die Palästinenser haben in Jordanien die gesellschaftliche Struktur beeinflusst 
und Impulse für die Modernisierung der Gesellschaft gegeben. Dies ist sowohl auf 
ihr Bildungsniveau zurückzuführen als auch auf ihren engeren Kontakt zum Wes-
ten. Darüber hinaus spielt die Wirtschaft eine große Rolle für die Veränderung der 
gesellschaftlichen Struktur (51). Viele Jordanier verließen ihre Dörfer und zogen in 
die Städte, besonders in den Ballungsraum Amman, weil sie sich in den Städten 
bessere Arbeitsmöglichkeiten erhofften (52). Durch diese Entwicklung sind Slum-
gebiete und eine hohe Belastung der Umwelt sowie ein Mangel an Wasser ent-
standen, so dass 20 % der jordanischen Bevölkerung unter der absoluten Armuts-
grenze (festgelegt auf 172 US $ für eine 6 – 8köpfige Familie im Monat)  und 
6,6 % in absoluter Armut (87 US $ im Monat) leben (53). 
 
1 3 4 Politische Struktur 
 
Jordanien ist seit seiner Gründung konstitutionelle Erbmonarchie und entspre-
chend seiner 1974 und 1992  modifizierten Verfassung von 01.01.1952 ein Teil 
der arabischen Nation (54). 
Der König ist der oberste Entscheidungsträger und, wie in den Artikeln  31, 34, 35 
und 81 der Verfassung festgelegt, hat er das Recht, Gesetze zu erlassen, den 
Premierminister und die Minister zu ernennen, zu entlassen bzw. ihren Rücktritt 
entgegenzunehmen, die Mitglieder des Senats und den Sprecher zu ernennen 
und zu entlassen, die Abgeordnetenkammer einzuberufen, deren Sitzungen zu 
eröffnen und zu vertagen, sowie die Abgeordnetenkammer aufzulösen (55). 
Der König übt die exekutive Gewalt in Übereinstimmung mit der Verfassung durch 
seine Minister aus. Nach der Verfassung ist der Ministerrat für die inneren und 
äußeren Angelegenheiten zuständig.  
Die Legislative liegt in Händen der Nationalversammlung ( Majlis-al-Umma), die 
aus zwei Kammern, der Abgeordnetenkammer (Majlis-al-Nuwab) (Unterhaus) und 
dem Senat (Majlis-al-A’yan) (Oberhaus) besteht. Der Senat, dessen Legislaturpe-
riode acht Jahre beträgt, entspricht mit seinen Mitglieder der Hälfte der Zahl der 
Mitglieder des Abgeordnetenhauses ( 40 Senatoren). Er hat etwa die gleichen 
Funktionen wie die Abgeordnetenkammer, unterscheidet sich von ihr jedoch durch 
seine Zusammensetzung aus vom König ernannten, also vorwiegend loyalen, Mit-
gliedern. In der Regel sind es Minister, Diplomaten und Richter (56). 
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Das Abgeordnetenhaus besteht aus 80 gewählten Mitgliedern. Es wird offiziell für 
4 Jahre in freier Wahl von der Bevölkerung gewählt. Der König hat das Recht, sei-
ne Legislaturperiode um ein Jahr, aber nicht mehr als zwei Jahre, zu verlängern. 
Dies ist eine deutliche Veränderung zu dem ehemals unbeschränkten Macht des 
Königs, das Abgeordnetenhaus beliebig lang im Amt zu belassen. 
Die Abgeordnetenkammer übt vor allem legislative Funktionen aus. Bevor der Kö-
nig ein Gesetz billigt und unterschreibt, durchläuft es beide Kammern. Die Ent-
scheidungen, die in der Abgeordnetenkammer getroffen werden, können durch ein 
Veto des Königs aufgehoben werden. Das Vetorecht des Königs wird dann hinfäl-
lig, wenn ein Gesetz zweimal durch Zweidrittelmehrheit verabschiedet wird. In der 
Praxis ist dies jedoch unwahrscheinlich, da der Senat (Oberhaus) überwiegend 
dem König loyal ist (57). 
 
1 3 5 Die Verbände 
 
Bei einer Auseinandersetzung mit der jordanischen Arbeiterbewegung muss die 
palästinensische Arbeiterbewegung deutlich erwähnt werden, da diese miteinan-
der wirkten und gemeinsam Teil des Kampfes gegen das britische Mandat und die 
israelische Okkupation Palästinas sind. 
Der arabische Arbeiterbund trat erstmals im Jahre 1925 in Haifa,  in Palästina, auf. 
Er strebte folgende Ziele an: 
1. Vertretung der Arbeiterinteressen; 
2. Kampf für Gesetze zum Schutz der Arbeitnehmer vor den Arbeitgebern; 
3. Arbeitszeitregelung; 
4. Regelung von Löhnen, Gehältern, Provisionen usw. (58). 
Dieser Bund war nicht nur auf den Arbeitskampf konzentriert, sondern er wurde 
auch politisch zum Kampf gegen das britische Mandat und gegen die zionistischen 
Aktivitäten genutzt. 
Die 60 Delegierten des ersten Kongresses, der 1935 tagte, hatten folgende natio-
nale Punkte auf der Tagesordnung: 
1. Politische Befreiung Palästinas; 
2. Recht auf Streik; 
3. Lösung der Arbeitslosigkeit durch Arbeitsbeschaffung (59). 
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Das Jahr 1945 wurde als Öffnung der arabischen Arbeiterbewegung zu der Au-
ßenwelt bezeichnet, insbesondere durch die palästinensische Arbeiterorganisati-
on. Ihre Delegation wurde zum Gründungskongress für die internationalen Arbei-
terbewegung( Gewerkschaft) geschickt, um dort seine Leiden unter der Vormund-
schaft des britischen Mandats darzustellen.  
Es gab zu diesem Zeitpunkt 35 Zweigstellen, die  mehr als 35.000 Mitglieder um-
fassten, die über ganz Palästina verteilt waren (60). 
Die erste gewerkschaftliche Organisation, die Amman kannte, war die 1946 ins 
Leben gerufene Organisation der Eisenbahner in Haifa. Nach dem ersten ara-
bisch-israelischen Krieg im Jahr 1948, in dem Palästina verloren ging, flohen eini-
ge der Führer der palästinensischen Arbeiterbewegung nach Jordanien. Sie sam-
melten sich in Amman.  
Daraufhin wurden Versuche unternommen, die palästinensische und die jordani-
sche Arbeiterklasse zu vereinigen. Das Ergebnis war die arabische Arbeiterorga-
nisation, welche den palästinensischen Arbeiterbund ersetzten sollte. 
Im Jahre 1952 wurde versucht, die Arbeiterklasse zu mobilisieren, wobei einige 
Gespräche mit der arabischen Arbeiterorganisation in Nablus stattfanden. Das 
Ergebnis war die Verabschiedung eines Gesetzes zur Registrierung der Gewerk-
schaften in Jordanien im Jahre 1953. 
Seit dieser Zeit sind die in einem Dachverband zusammengefassten Gewerk-
schaften eine politische Größe. 
Sie umfassen heute 17 Berufsorganisationen und 133 000 Mitglieder, dies sind 
27 % der Gesamtzahl der etwa 500 000 Werktätigen. 
Dass die Gewerkschaften nicht mehr Mitglieder gewinnen konnten, hat viele 
Gründe. So verhinderte das lange anhaltende Kriegsrecht eine effektive Arbeit, die 
Arbeitgeber verboten den Arbeitnehmern, Gewerkschaften beizutreten, und den 
Gewerkschaften selbst gelang es nicht, in der Öffentlichkeit ein Bewusstsein für 
die Bedeutung ihrer Arbeit zu schaffen. Letztendlich konnten sie auch die ange-
strebten Ziele nicht verwirklichen (61). 
Anfang der fünfziger Jahre begannen die jordanischen Fachkräfte mit der Grün-
dung von Berufsorganisationen, um einerseits die angestrebten beruflichen Ziele 
zu verwirklichen und andererseits den Weg zu politischen Aktivitäten zu ebnen, 
weil zu diesem Zeitpunkt das nationale Gefühl sehr stark war. 
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Bereits im Jahre 1944 war die medizinische Berufsvereinigung, zu der Ärzte, 
Zahnärzte und Apotheker gehörten, gegründet worden. Es folgte 1951 die erste 
Anwaltskammer. Da deren Mitglieder politisch sehr aktiv waren, hatten sie großen 
Einfluss. 
Später wurden weitere Gewerkschaften gegründet, zum Beispiel die der Journalis-
ten (1953), neu die der Zahnärzte (1953), der Mediziner (1954), der Pharmazeu-
ten (1957), der Ingenieure (1958), der Agraringenieure (1966) usw. 
Die Gesamtmitgliederzahl der Gewerkschaften in Jordanien beträgt ca. 186 000. 
Würden die Lehrer auch eine Gewerkschaft gründen, so würde sich die Zahl der 
Gewerkschaftsangehörigen auf 220.000 erhöhen. 
Die politischen Veränderungen von 1957 bis 1989 in Jordanien, vor allem die 
Kriege und das damit verbundene Kriegsrecht, das Verbot der Parteien und die 
Auflösung des Parlaments hatten auch Einfluss auf die Gewerkschaftsbewegung. 
Mit dem Verschwinden der Demokratie wurde auch die Arbeit der Gewerkschaften 
eingeschränkt. Trotz allem versuchten die Gewerkschaften, ihre Pflichten best-
möglich wahrzunehmen. 
Die Regierung ließ sie gewähren, um sie besser kontrollieren zu können. 
Außerdem ist im jordanischen Gesetz der Schutz der Gewerkschaften verankert, 
und ihre Auflösung ist nicht so einfach (es sei denn zum Schutz der nationalen 
Sicherheit). 
Während der Zeit von Anfang der 50er Jahre bis 1989 beschäftigten sich die meis-
ten Gewerkschaften, vor allem die großen wie die der Mediziner und Ingenieure, 
mit der Palästina-Frage und dem Demokratisierungsprozess im Lande. Ein Groß-
teil der Mitglieder ist palästinensischer Abstammung, und die Palästinafrage be-
stimmt nach wie vor die politische Lage der ganzen Region. 
Das größte politische Gewicht haben die Gewerkschaften kurz vor und während 
der Wahlen, da jede Partei versucht, starken Einfluss auf die Gewerkschaften zu 
nehmen und sie auf ihre Seite zu bringen.  
Außerdem gelten sie als Sprachrohr, das der Bevölkerung bestimmte Ziele von 
Parteien vermitteln kann. 
Große Teile der Bevölkerung, besonders die intellektuelle Elite, waren der Mei-
nung, dass die Gewerkschaften in den Zeiten des Kriegsrechts, als die Parteien 
verboten und das Parlament aufgelöst waren, die Demokratie und die verbotene 
Parteien vertraten und ihre Gedanken in der Gesellschaft verbreiteten (62). 
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Ungeachtet der großen Rolle, die die Gewerkschaften in all den Jahren gespielt 
haben, und ihrer grundsätzlichen Entscheidung für einen demokratischen Aufbau, 
war das Handeln einiger ihrer Mitglieder vor allem während des Ausnahmezustan-
des nicht immer demokratisch. 
 
1 3 6 Die Frauenvereinigung 
 
Die jordanische Gesellschaft ist eine patriarchalische Gesellschaft . Dies bedeutet, 
dass sich das Leben der Frau am Rande des gesellschaftlichen Lebens abspielt, 
obwohl ihr durch die Kindererziehung eine Hauptrolle beim Aufbau der Gesell-
schaft und Schutz der Menschenrechte zukommen müsste.  
Deshalb erachteten es schon früh einige hochgebildete Frauen für notwendig, ei-
nen Frauenverein in Jordanien zu gründen, der seine Aufgaben in der Förderung 
und Verteidigung der Frauenrechte haben sollte. Unter diesem Aspekt wurde 1945 
der erste Frauenverein Jordaniens gegründet. 
Dieser Verein betrachtete sich als demokratisches und nicht als zentralistisches 
Forum, denn es sollte allen Frauen möglich sein, sich an der Formulierung der 
Programme und den Entscheidungen der Vereinspolitik beteiligen zu können. Die-
ser Verein ist keine staatliche Einrichtung und daher auch nicht von der Regierung 
beeinflusst. Er ist beim Innenministerium registriert entsprechend dem Gesetz für 
soziale Institutionen, Paragraph 33 aus dem Jahr 1933. 
Auch dieser Verein erlebte starke Beeinträchtigungen durch das Kriegsrecht von 
1957. 
Folgende Phasen durchlief der Frauenverein in seiner Geschichte: 
1945:  Gründung unter dem Namen Emilie Bischara 
1949: Auflösung 
1954 Neugründung des Vereins unter dem Namen „Arabischer Frauenverein“  
1957: Auflösung auf Grund des Kriegsrechtes 
1974: Wiedergründung des Vereins in registrierter Form beim Innenministerium  
1981: Dritte  Auflösung durch das Innenministerium  
1982: Entscheidung des obersten Gerichtshofes, dass der Verein legal sei 
1989: Der Verein nutzt die politische Offenheit, um sich zu etablieren und im Inte-
resse der Frauenbewegung zu arbeiten 
 
 21 
 
Zur Zeit gibt es 3 Frauenvereine: 
1. Der jordanische Frauenverein  
 Er ist der älteste dieser Vereine und geht auf 1945 zurück. In diesen Verein 
kann man nur individuell seinen Eintritt erklären und Mitglied werden. 
2. Der jordanische allgemeine Frauenverein 
Er wurde 1983 gegründet und ist eine staatliche Einrichtung. Er nimmt Organi-
sationen als Mitglieder an, es gibt keinen individuellen Beitritt. 
3. Sammlung von Frauen-Komitees: 
Diese wurde von Prinzessin Basmah, der Schwester König Husseins, im Jahre 
1993 gegründet, in ihm kann man nur durch individuellen Beitritt Mitglied wer-
den. 
Der wichtigste von diesen Vereinen ist der erste, weil er einerseits sehr aktiv und 
zum anderen ein Volksverein ist. Dies kann man an der großen Mitgliederzahl, die 
bei über 10 000 liegt, ablesen. 
Die Tür dieses Vereines ist für jede Frau offen, die das 18. Lebensjahr vollendet 
hat und mit den Richtlinien des Vereines einverstanden ist. Er nimmt jede Person 
an, die die Politik und die Rechte der Frauen unterstützt. 
Die Ziele dieses Vereins definieren sich wie folgt: 
1. Organisation und Vereinigung der Aktivitäten der Frauen, um sich für die Rech-
te der Frau erfolgreich einsetzen zu können. 
2. Bekämpfung jeglicher Art von Frauendiskriminierung. 
3. Unterstützung der Frauenpositionen und ihrer Rolle in der jordanischen Gesell-
schaft, damit sie ihre Rechte als Bürgerin, Berufstätige oder Hausfrau ausüben 
kann, auf der Basis der Achtung der Menschenwürde, Gleichheit und Gerech-
tigkeit, Chancengleichheit für alle, und Beteiligung an den Menschenrechtskon-
ferenzen. 
4. Verbesserung der gesellschaftlichen Position der Frauen. 
5. Aktivierung der jordanischen Frauenrolle in der Gesellschaft, damit sie mehr 
Einfluss auf das Alltagsleben nehmen kann, dadurch den Demokratisierungs-
prozess und den Schutz der kulturellen und nationalen Souveränität unterstüt-
zen kann. 
6. Unterstützung der arabischen Frauen, insbesondere der palästinensischen 
Frauen, im Kampf um ihre Rechte. 
7. Solidarität im Kampf um Gerechtigkeit für alle Frauen weltweit. 
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8. Hilfe bei der Bildung von Frauen und Unterstützung bei der Förderung ihrer 
Begabungen, um ihr Leben besser gestalten und den Lebensstandard ihrer 
Familien, vor allem den ihrer Kinder, verbessern zu können. 
9. Versuch, legislative, wirtschaftliche, kulturelle und soziale Hindernisse im 
Kampf um  Rechte der Frauen zu beseitigen, wie sie alle internationale Verein-
barungen, die die Frauendiskriminierung bekämpfen, fordern.  
Die Konzepte und Programme, die der Verein umzusetzen versucht, sind vielfältig: 
1. Vielseitige Trainingskurse, die den Frauen bei der Verwirklichung ihrer Bega-
bungen und Interessen helfen, wie zum Beispiel Nähen, Kosmetik, Sticken, 
Sprachen, Erlernen von Sekretariatstätigkeiten, Umgang mit dem Computer, 
Bekämpfung des Analphabetismus. 
2. Juristische Einrichtungen und soziale Beratungszentren für Frauen. 
3. Online-Beratung. 
4. Betreuung von Waisenkindern, insbesondere Mädchen. 
5. Konzept des Kinderparlamentes: hier strebt der Verein an, eine neue Genera-
tion zu bilden, sie sich ihrer Verantwortung für die Entwicklung des Landes be-
wusst ist und diese mittragen will. Darauf legt der Verein großen Wert. 
6. Gästehaus für Kinder und familiäre Beratung in Amman. 
7. Bekämpfung der Gewalt gegen Frauen. 
Der Verein hat Beziehungen zu verschiedensten Organisationen und Parteien, 
sowohl nationalen,  arabischen als auch internationalen. Diese Beziehungen 
werden durch Informationsaustausch, die tägliche gemeinsame Arbeit, gegen-
seitige Beratung und Treffen, gemeinsame Seminare und Frauenkonferenzen 
gefestigt. 
Dies macht deutlich, wie sehr sich die Frauen in Jordanien um ihre Rechte und 
die Entwicklung ihres sozialen und politischen Bewusstseins bemühen (63). 
 
1 3 7 Die Medien 
 
In einer demokratischen Gesellschaft ist es notwendig, dass sich die Medien in 
ihren Programmen stark an der Entwicklung des Denkens der Menschen orientier-
ten. Ziel dieser Orientierung ist es, einen bewussten Menschen auf verschiedenen 
Ebenen wie zum Beispiel Politik, Wirtschaft und soziale Lage zu erziehen, der fä-
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hig ist, einen Beitrag für die Erweiterung des Demokratisierungsprozesses zu leis-
ten. 
Zusätzlich müssen die Medien sowohl die Schulen als auch die Universitäten un-
terstützen beim Herausbilden des kritischen Denkens, der objektiven Analyse und 
des offenen Bewusstseins für andere Kulturen, um Nützliches für das Land zu ge-
winnen. 
Die Freiheit der Presse bedeutet nicht, dass sie keinen Druck mehr seitens der 
Regierung erhält, sondern dass sich die Journalisten von der inneren Angst vor 
der Regierung befreien. Mit dieser inneren Angst beobachtet sich die Presse 
selbst mehr, als die Regierung sie kontrolliert. Solche Art von Presse wird niemals 
das Risiko eingehen, die Regierung zu kritisieren. 
 
1 3 7.1 Zur historischen Entwicklung 
 
Das jordanische Pressewesen ist im Vergleich zu seinen arabischen Nachbarlän-
dern wie Syrien, Irak und Ägypten sehr jung. Der eigentliche Beginn wird auf die 
Gründung des Emirats Ostjordanien im Jahr 1921 datiert. 
Im Zeitraum von 1515 bis 1918 war Jordanien unter osmanischer Herrschaft. In 
dieser Zeit hatte Jordanien wenig Chancen auf eine fortschrittliche Entwicklung. 
Dies spiegelte sich in allen Abläufen des Alltagslebens bis kurz nach der Unab-
hängigkeit des Landes wider. 
Unter den Engländern verschlechterte sich dieser Zustand sogar noch, weshalb 
Presseprodukte wie Zeitungen und Illustrierte in der Regel aus Syrien kamen (64). 
Nach der Gründung des Emirats begannen jordanische Zeitungen wie Al-Haggya’ 
(„Die Wahrheit wird siegen“) in Ma’an  und Al-Scharq Al-Arabi zu erscheinen. 
Sie war die erste offizielle Regierungszeitung des damaligen Emirats im Jahr 1923 
in Amman, zuerst als Monatszeitschrift, später als zweiwöchentlich erscheinende 
Zeitschrift (65). 
In erster Linie enthielt sie offizielle Erklärungen und Gesetze, aber auch lokale und 
internationale Nachrichten, sowie politische, kulturelle und wissenschaftliche Arti-
kel (66). 
Die jordanische Presse entwickelte sich – wie in anderen Ländern – in Etappen 
was die technische Entwicklung, Ausbildung der Redakteure und die behandelten 
Themen angeht. 
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Die Artikel spiegeln selbstverständlich die politischen, wirtschaftlichen und sozia-
len Umstände jeder Entwicklungsphase wider. Zum Beispiel hat sich die jordani-
sche Presse mit Widerstandsartikeln während der britischen Kolonialzeit beschäf-
tigt und wurde davon beeinflusst. Aufgrund dessen versuchten die Engländer 
mehrfach, die Herausgabe der Zeitungen zu verhindern und Redaktionsbüros zu 
schließen. 
Trotz der britischen Behauptung, schon lange eine Demokratie zu sein, hinderte 
sie dies nicht daran, andere Völker mit Gewalt und Terror zu unterdrücken und  
ihre Befreiung zu unterbinden. Ebenso wirkungsvoll verhinderten sie demokrati-
sche Entwicklungen in diesen Ländern. Diese Politik glich derer vieler anderer im-
perialistischer Länder der damaligen Welt, die für Freiheit und Demokratie lediglich 
in ihren eigenen Grenzen waren. 
Die Pressearbeit war in dieser Zeit ausgezeichnet. Es gelang ihr, Ideen, Hinter-
gründe und Inhalte leicht verständlich zu vermitteln (67). 
Die jordanische Presse war in den 30er und 40er Jahren sehr stark von den natio-
nalen und internationalen Geschehnissen beeinflusst.  
In diesem Zeitraum erschienen jene politische Parteien, welche die grundlegende 
Stütze für die Presse waren.  
Auswirkungen auf die jordanische Presse hatte auch die palästinensische Revolu-
tion im Jahr 1936 gegen die britische Mandatsmacht. Sie stellte sich auf die Seite 
des Widerstandes gegen das britische Mandat und die zionistische Existenz in 
Palästina. 
Sie hat auch die Ereignisse der 40er Jahre wie Zweiter Weltkrieg, Unabhängigkeit 
des Landes, Modifikation der Verfassung, Gründung der ideologischen Parteien 
und die erste Tragödie des palästinensischen Volkes und deren Auswirkungen auf 
Jordanien verfolgt. 
In den 50er Jahren gab es ebenfalls viele für die Presse interessante politische 
Ereignisse, wie die Zunahme der politischen Parteien und die Einführung des 
Mehrparteiensystems, welche sich auf die Effektivität der Presse stark auswirkten. 
Sie bekam dadurch mehr Freiräume als früher. Auch begannen die Parteien, ei-
gene Zeitungen neben den staatlichen und privaten Zeitungen herauszugeben, in 
denen sie ihre Meinungen zu den verschiedenen nationalen Fragen äußerten. E-
benfalls konnten auf Grund eines staatlichen Gesetzes von 1953 journalistische 
Gewerkschaften gegründet werden (68). Die starke Konkurrenz innerhalb der jor-
 25 
 
danischen Presse leistete einen großen Beitrag zum Fortschritt der demokrati-
schen Diskussion. Leider dauerte dies nicht lange, es endete mit der Erklärung 
des Kriegsrechts 1957, was zur Konsequenz hatte, dass sowohl einige Zeitungen 
wie auch Parteien verboten wurden. 
In den 60er Jahren nahm die allgemeine Bildung unter der Bevölkerung stark zu. 
Der Staat gründete in Amman die erste Universität, an der auch das Fach Journa-
listik studiert werden konnte.  
Nach dem Verbot der Parteienarbeit konzentrierten sich die Zeitungen in diesem 
Zeitraum auf  regionale und nationale Fragen. 
Die eingeschränkte Freiheit wirkte sich negativ auf die Pressearbeit und ihre Ver-
öffentlichungen zu Themen wie Betrug und Korruption aus. 
Nach dem Juni-Krieg 1967 geriet die Presse noch stärker unter Kontrolle. 
In den 70er Jahren entwickelte sich die Presse vor allem im technischen Bereich, 
wie Modernisierung bei der Verwendung von Druckmaschinen und Einführung des 
Computers, aber auch im Bereich der Themenvielfalt, Berichterstattung und der 
journalistischen Arbeit allgemein. Mit dieser technischen Modernisierung hielt die 
Entwicklung der demokratischen Freiheit leider nicht Schritt, so dass die Presse 
dieser Zeit weitgehend die staatliche Meinung widerspiegelte. 
Von 1957 bis 1992 wurden keine Genehmigungen für Neugründungen von Tages- 
oder Wochenzeitungen erteilt. Mit der Unterbindung der Pressefreiheit begannen 
die „schwarzen Veröffentlichungen“, die verschiedenste wichtige Themen aus der 
Politik und Wirtschaft behandelten und starke, ja zynische Kritik an einigen Politi-
kern übten. Hier zeigt sich, dass selbst staatliche Verbote Pressearbeit nicht völlig 
unterbinden können. Wenn sie öffentlich nicht möglich ist, geschieht sie im Ge-
heimen.  
Insgesamt kann man sagen, dass die jordanische Presse seit der Gründung des 
Emirats Phasen von Ebbe und Flut erlebt hat. Sehr viele Tages- und Wochenzei-
tungen erschienen und wurden dann für eine Übergangszeit oder für immer wieder 
eingestellt. Daran waren sowohl finanzielle Ursachen schuld als auch der Mangel 
an Material. Und die Zeitungen, die über einen längeren Zeitraum erschienen sind, 
waren häufig auf Spenden angewiesen (69). 
Die Veröffentlichung der vielen Zeitungen und Zeitschriften in den 70er Jahren 
sind ein Zeichen dafür, dass die jordanische Bevölkerung Freiheit und Demokratie 
wollte. Trotz ihrer bescheidenen Möglichkeiten spielte die jordanische Presse eine 
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große Rolle bei der Vertiefung der demokratischen Diskussion, was sich beson-
ders an der wechselseitigen Wirkung von Veröffentlichungen und Leserreaktionen 
beobachten lässt (70). 
 
1 3 7.2 Die Rolle der Medien seit 1989 
 
Die jordanische Presse hat nach der Einführung des demokratischen Weges im 
Jahr 1989 und den Wahlen „wieder zu atmen begonnen“. Sie spielte eine große 
Rolle bei der Aufklärung der jordanischen Bevölkerung in Bezug auf die praktische 
Ausübung der Demokratie, zum Beispiel bei den Wahlen. Sie hat in kurzer Zeit 
erklärt und verdeutlicht, was für Rechte und Pflichten der Wähler bei der Teilnah-
me an den Wahlen hat. Dies geschah durch Veröffentlichung von Vorträgen und 
Seminaren, Umfragen, die vor den Wahlen stattfanden und den Austausch von 
oppositionellen Meinungen, was während des Kriegsrechtes verboten gewesen 
war. 
Die Regierung hat nach der Einführung des demokratischen Weges davon Ab-
stand genommen, die Redakteure zu beeinflussen.  
Während des Kriegsrechtes war es für Journalisten wie Zeitungen gefährlich, Kritik 
an Exekutiventscheidungen oder an der Korruption des Staates zu üben, sie hat-
ten mit schweren Strafen zu rechnen. Es gehörte ungewöhnlich viel Mut dazu. 
Manchmal wurde es indirekt versucht, indem zum Beispiel in Andeutungen, Sinn-
bildern und Symbolen geredet wurde, aber auch hierfür konnte man zur Rechen-
schaft gezogen werden. Doch trotz dieser einschränkenden Verhältnisse hat die 
jordanische Presse eine wichtige Rolle bei der Verfestigung und Erweiterung des 
demokratischen Gedankengutes in der Gesellschaft gespielt. Das demokratische 
Klima, dass nach der Umwandlung im Lande zustande kam, hat die Presse unter 
Druck gesetzt, die wichtigsten nationalen Fragen wie den Friedensprozess, die 
wirtschaftliche Stagnation, soziale Probleme und Korruption zu behandeln und zu 
diskutieren (71). 
Leider gab es keine völlige Pressefreiheit. Es gibt immer noch Hürden und Prob-
leme, die die Pressearbeit in Bezug auf die Politik und Diskussion der nationalen 
Probleme behindern. Besonders ihre Arbeit zur Erweiterung des demokratischen 
Bewusstseins der Bevölkerung wird durch immer neue Gesetze der Regierung 
eingeschränkt. Pressefreiheit ist keine politische Institution, Hindernisse können 
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nicht einfach per Dekret beseitigt werden. Die Presse braucht mutige, freie, aus-
gebildete und verantwortungsvolle Journalisten, die diese Freiheit erkämpfen und 
die Demokratie nach vorne bringen können (72). 
Die Angst, die die Journalisten während des Kriegsrechtes hatten, ist durch das 
demokratische Klima beseitigt worden. Dennoch kann es ohne vollkommene Frei-
heit keine Presse geben, die die Kraft hat, wirkungsvoll die  Entwicklung der Ge-
sellschaft und des demokratischen Verhaltens zu gestalten. Eine wirklich freie 
Presse könnte hier vieles bewirken und bewahren (73). 
Medien und Presse brauchen dringend ein freies Klima, damit sie ihren gesell-
schaftlichen Auftrag ausführen können. Sie haben einen großen Schritt nach vor-
ne im modernen Leben der Völker bewirkt und sind ein wichtiges Element in der 
menschlichen Zivilisation geworden, besonders seit die modernen Kommunikati-
onsmedien die Welt in ein Dorf verwandelt haben. Keine geographische oder poli-
tische Grenze, keine Entfernung kann dieses Entwicklung aufhalten. Informationen 
und wahrheitsgetreue Berichterstattung sind durch die Kommunikationsmittel Zei-
tungen, Radio, Fernsehen und Internet weithin zugänglich geworden (74). 
 
  
2  Der Prozess der Demokratisierung 
 
2 1  Begriffserklärung 
 
Dieser Begriff sowie seine Ableitungen "demokratisch", "Demokrat", "Demokrati-
sierung" zählen heute zu den gängigsten und verbreitetsten Schlagwörtern der 
politischen Alltagssprache, deren allgemeine Verwendung es schwer macht, einen 
genauen und eindeutigen Sinn - etwa in Form einer Definition - festzuhalten. Be-
merkenswert ist jedoch, dass allen Verwendungen von Demokratie heute eine po-
sitive Wertung zugrunde liegt. Demokratie gilt als etwas Wertvolles und Wün-
schenswertes. Widersacher der Demokratie sind erklärtermaßen disqualifiziert. 
Gerade dadurch zeigt sich die Verwendung dieses Begriffs als spezifisch modern. 
Sie entspricht den Grundprinzipien des Zeitalters der Gegenwart. 
Dem gegenüber steht ein älterer gemeineuropäischer Wortgebrauch, etwa um 
1800, nachdem Demokratie gleich Pöbelherrschaft, Gewaltherrschaft der Massen 
und mithin etwas Negatives und Abzulehnendes ist. Erst im Zeitalter der amerika-
nischen und französischen Revolution ist der Begriff Demokratie zu einer weitver-
breiteten Kampfparole geworden, aus dem griechischen Demos, Volk und Kratein, 
Herrschen als Volksherrschaft » entstanden, der vorher nur als Terminus der klas-
sischen Staatsformlehre der Gelehrtensprache angehörte und so in die politische 
Alltagssprache gelangte. Im Zusammenhang des allgemeinen Demokratisierungs-
prozesses im 19. und 20. Jh. entwickelte er sich allmählich von der überwiegend 
negativen Bewertung zu seiner heute eindeutig positiven Bedeutung hin und hat in 
dieser Fassung Weltgeltung erlangt. Dabei hat sich Demokratie zu einem Begriff 
der gerechten staatlich-politischen Herrschaft entwickelt. Demnach kann eine Mo-
narchie wie auch eine Republik als demokratisch gelten, wobei aber das Grund-
prinzip der Volkssouveränität die politische Herrschaft bildet. 
Aufgrund der Tatsache dieser universellen und gleichzeitig stark wertenden all-
tagssprachlichen Verwendung ist der Begriff Demokratie heute in den Sozialwis-
senschaften als analytischer Strukturbegriff kaum noch verwendbar. Man findet 
zwar häufig in der Literatur Versuche, Demokratie für den wissenschaftlichen 
Gebrauch eindeutig zu definieren, jedoch finden diese Versuche bei einem großen 
Teil der Fachwelt keine verbindliche Anerkennung. Dies ist so angesichts der Tat-
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sache, dass sich heute Nationen mit verschiedensten politischen Systemen in der 
ganzen Welt demokratisch nennen. 
Die Bemühung muss vielmehr dahin gehen, die Fülle der sich demokratisch nen-
nender Systeme in einer Typologie systematisch einzuordnen. Wenn man die ge-
genwärtige Situation betrachtet, so kann man erkennen, dass es drei Formen der 
Demokratie gibt: 
1. Die westliche konstitutionelle-liberale Demokratie. 
2. Die sozialistische Demokratie. 
3. Die Demokratie der Entwicklungsländer. 
Die älteste dieser Demokratien ist die Demokratie, die sich im Laufe des 18. und 
19. Jahrhunderts herausgebildet hat. Sie verbindet das Erbe des bürgerlichen 
Konstitutionalismus, Parlamentarismus und Liberalismus mit dem demokratischen 
Prinzip vom allgemeinen Wahlrecht und der Volkssouveränität. Eine Charakteristik 
für die Form der Demokratie ist die Bedeutung der individuellen Rechte und der 
Freiheit des Bürgers, die in den Grundrechten der Verfassung verankert und somit 
garantiert ist. 
Ein weiteres Merkmal ist das Prinzip der Gewaltenteilung. Die Beteiligung des 
Volkes bei der Ausübung der Staatsgewalt ist durch das Prinzip der Repräsentati-
on gewährleistet, d.h. dass durch  Wahlen eine legitime politische Herrschaft auf 
gewählte Personen übertragen wird, die zeitlich begrenzt ist. Dieser Form von 
Demokratie liegt ein pluralistisches Gesellschaftssystem zugrunde, in dem sich die 
unterschiedlichen Interessen und Willensrichtungen frei entfalten und in Verbän-
den und politischen Parteien zur Teilnahme am Prozess der politischen Willensbil-
dung zusammenschließen können. Charakteristisch für diese Form von Demokra-
tie ist schließlich, dass die politische Macht zusätzlich zu ihrer demokratischen 
Legitimierung auch noch an das Recht gebunden ist. Mithin ist eine konstitutionel-
le liberale Demokratie zugleich immer auch eine rechtsstaatliche Demokratie. 
Das zweite System der Demokratie, das sozialistische, ist in theoretischer Form in 
gleichen Zeitraum wie die erste Form der Demokratie entstanden. Sie hat sich je-
doch erst 1917 nach der Oktoberrevolution in der Weltgeschichte durchsetzen 
können. Nach dem Aufbau des Sozialismus in nur einem Staat (Sowjetunion) hat 
sich dieser Demokratietyp unter Stalin nach dem zweiten Weltkrieg und unter dem 
Schutz der Roten Armee in den ost- und südosteuropäischen Staaten in der Form 
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der "Volksdemokratie" verbreitet. In den Grundideen unterscheidet sich diese de-
mokratische Form vollkommen von denen der konstitutionell-liberalen Demokratie. 
So verwirft die sozialistische Demokratie den Gedanken der Gewaltenteilung, die 
individuelle Freiheit und Rechte als Grundrechte, das Grundprinzip des Rechts-
staates, außerdem auch die pluralistische Struktur der Gesellschaft. 
Statt dessen geht man von einer zentral gesteuerten Staatsgewalt aus, die in den 
Händen der Arbeiterklasse und ihrer Vorhut (Avantgarde) ist, der kommunisti-
schen Partei. 
Dort wo noch andere Parteien bäuerlicher und bürgerlicher Herkunft existieren, 
werden diese in Blocksysteme gleichgestellt unter der Voraussetzung, dass sie 
den Führungsanspruch der kommunistischen Parteien akzeptieren. Während in 
der westlichen Art der Demokratie das ökonomische Prinzip des Privateigentums 
an Produktionsmitteln und der Marktwirtschaft gilt, sieht das sozialistische ökono-
mische Prinzip ganz anders aus. Man hat ein ökonomisches Fundament in der 
Sozialisierung der Produktionsmittel geschaffen, welches von einer staatlichen 
Zentralverwaltungswirtschaft ausgeht. 
In der Nachkriegszeit traten viele Länder, die Kolonien waren, als souveräne Staa-
ten in die Geschichte ein. Diese Staaten entstanden in Asien, Afrika und in Latein-
amerika. Sie führten die dritte Form sehr uneinheitlicher Art von Demokratie ein, in 
verschiedensten Formen politischer Herrschaft, autokratischen, militärischen und 
diktatorischen Formen. Oft wird hier vorgegeben, dass man die existierende Herr-
schaftsform als Übergangsphase nutzt, um eine rasche Demokratisierung herbei-
zuführen. Die Vielfalt der politischen, sozialen und ökonomischen Probleme der 
Entwicklungsländer ist meist offensichtlich. Ihnen fehlen vielfach die ökonomi-
schen, sozialen und politischen Voraussetzungen, um zu einer funktionierenden 
Demokratie zu gelangen. Oftmals muss erst eine nationale Einheit in den Staaten 
gewonnen werden. Trotz dieser auffallenden Differenzierung der politischen Sys-
teme in den Staaten der Dritten Welt kann man von Ähnlichkeiten zugrundelie-
gender Probleme im ökonomischen und sozialen Bereich ausgehen. So kann man 
diese Staaten unter einem dritten Typus Demokratie zusammenfassen, die sich 
noch in der Entwicklungsphase befinden. 
Die drei angeführten Formen der Demokratie stehen nicht isoliert nebeneinander, 
sondern sie bilden ein ideologisches und praktisches Bezugssystem. Die heutige 
Weltpolitik wird oft durch die Rivalität dieser Systeme bestimmt. Insbesondere fin-
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det ein harter Konkurrenzkampf zwischen der konstitutionell-liberalen und der so-
zialistischen Demokratie statt. Dieses Konkurrenzverhältnis besteht hinsichtlich 
der Bewältigung der sozialen und ökonomischen Probleme der modernen Indust-
rie und Massengesellschaft, wobei die Effizienz und Leistungsfähigkeit der unter-
schiedlichen Demokratien für die Lebensgestaltung der Menschen zu einem ent-
scheidenden Legitimationskriterium werden (75). 
Demokratie ist kein fest definierter Begriff, jedes Volk und jedes Land hat andere 
Gegebenheiten. Mich interessierte vor allem das jordanische Volk und sein Den-
ken und seine Umsetzung der Demokratie. 
Der jordanische Bürger versteht unter Demokratie laut meiner Auswertung folgen-
des: 
Die Beziehung zwischen Bürgern, Institutionen und dem Staat, wobei diese Be-
ziehung auf der Basis von Freiheit, Gleichheit und Gerechtigkeit und vor allem der 
Chancengleichheit für alle beruht. 
Dies bedeutet: man hat die Freiheit, alles zu tun, was weder seinem Mitbürger 
noch dem Staat schadet. Aber das Wichtigste ist die Wahrung der Menschenrech-
te von Seiten der Bürger und vor allen Dingen von Seiten des Staates und seiner 
Regierung. 
 
2 2  Die politischen Richtungen 
 
2 2 1 Historischer Überblick 
 
Mit der Ankunft des Emirs Abdalla bin Al-Hussein in Amman 1920 begann die Ge-
burt eines eigenständigen politischen Lebens für den heutigen Staat Jordaniens. 
Das Ziel des Emirs bei seiner Ankunft war, Syrien zu befreien und zur Faisal-
Herrschaft in Groß-Syrien zurückzukehren, wovon Jordanien ein Teil war. 
Dieser Versuch scheiterte an den Plänen der Kolonialmächte England und Frank-
reich, als diese die Region gemäß dem Sykes-Picot-Abkommen unter sich aufteil-
ten (76).  
Ein wichtiger Teil des politischen Lebens waren und sind die Parteien. Deshalb 
muss auf ihre Geschichte seit der Emiratsgründung bis zur Gegenwart eingegan-
gen werden. Die damaligen Parteien in Jordanien haben mit politischen Bestre-
bungen angefangen, die unabhängig vom heutigen jordanischen Territorium sind: 
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Befreiung Syriens von den Franzosen, Gründung eines unabhängigen Staates 
Groß-Syrien. Die Unabhängigkeitspartei machte wie viele andere Parteien  Jorda-
nien zum Stützpunkt für ihre politische und militärische Arbeit gegen die Franzo-
sen in Syrien. England war einverstanden mit dem, was die Parteien unternah-
men, weil dies in seinem Interesse als damaliger Supermacht lag (77). 
Die Unabhängigkeitspartei hatte einen starken Einfluss im Land, auch Emir Abdal-
la unterstützte sie (78).  
Ziel dieser Unterstützung war es, die Partei in eine rein politisch arbeitende Orga-
nisation umzuwandeln, die im Interesse des Landes arbeiten sollte. Diese Partei 
wurde zu Begin des Jahres 1920 in Damaskus gegründet. Viele ihrer Mitglieder 
gingen nach dem Sturz der Faisal-Regierung nach Jordanien (79). 
Von der Gründung des Emirats bis 1945 wurden viele regionale Parteien gegrün-
det. Ihre Anzahl stieg im Lauf der Jahre auf 14. Die anschließende Tabelle 2 zeigt 
die Namen, Gründungsdatum und ihre politischen Vorstellungen auf. 
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Die jordanischen Parteien von 1921 – 1945 
 
Nr. Name der Partei Datum der 
Gründung 
Bemerkungen: 
1. Um-Al-Kura-Partei 
Mutter aller Dörfer-
Parteien 
1921 Steht der Regierung zur Seite, als Konkurrenz-
Organisation zur Unabhängigkeitspartei entstan-
den, existierte bis 1925. 
2. Befreiungspartei 
Jordaniens 
1921 Wurde von jordanischen Intellektuellen gegründet. 
Ihre Parole war: „Jordanien den Jordaniern“. 
3. Arabische Bekennt-
nispartei 
Januar 
1921 
Wurde von arabischen Nationalisten gegründet in 
Konkurrenz zur Unabhängigkeitspartei. 
4. Orientvereinigung Mai 1923 Politische Vereinigung angesehener Persönlich-
keiten der Provinz Ajlon. 
5. Volkspartei März 1927 Die erste politische Oppositionsvereinigung, die 
aus dem Volk entstand. 
6. Exekutivpartei für 
den Nationalkon-
gress 
1928 Sie wurde direkt nach dem Ende des Kongresses 
gegründet, um die Opposition gegen das britische-
jordanische Abkommen zu führen.  
7. Gemäßigte Partei 
der Befreiung 
1930 Diese Partei wurde von der traditionell führenden 
Schicht gegründet. Ihr Ziel war es, die Opposition 
zu bekämpfen. 
8. 
 
Befreiungspartei  
Jordaniens 
1930 Neugründung der ehemaligen Partei, die 1921 
gegründet war. 
9. Arbeiterpartei 
Jordaniens 
September 
1931 
Es gibt keine genaue Information über die Grün-
dung. Ihr wurde die Genehmigung verweigert. 
Danach wurde im Juli 1932 eine Vereinigung für 
die Hilfe jordanischer Arbeiter gegründet. 
10. Jordanische 
Solidaritätspartei 
März 1933 Diese Partei stand auf Seiten der Regierung. 
11. Gebildete nationale 
Jugendvereinigung 
Jordaniens  
Juni 1933 Organisation ausgebildeter Jugendlicher, welche 
Persönlichkeiten hervorbrachte, die später die 
politische Opposition führten. 
12. Jordanische 
National- 
Partei 
1936 Diese Partei wurde im Exil gegründet. Sie gehört 
zu den Oppositionsparteien. Sie wurde von Subhi 
Ab Ganamal aus Damaskus geleitet. 
13. Nationale 
Bruderpartei 
September 
1937 
Die Partei wurde aus Notabeln und Stammesfüh-
rern unter der Führung von Majed Al-Aduan ge-
gründet, um die Interessen der führenden Schicht 
zu vertreten. 
14. Exekutivpartei für 
den Nationalkon-
gress 
September 
1944 
Wiederholung der Gründung. Die Regierung hat 
diese Partei gegen Ende des Jahres 1944 aufge-
löst. 
 
Tabelle 2: (80) 
 
Der politische Einsatz dieser Parteien hatte anfänglich eine arabische Prägung 
und großarabische Zielrichtung. Ihre ganze politische Arbeit galt Groß-Syrien. Ab 
1927 konzentrierte sich ihre Arbeit auf Jordanien (81). 
Der Nationalkongress ist im Zeitraum von 1928 – 1935 die höchste Form der poli-
tischen Arbeit dieser Parteien gewesen. In diesem Kongress waren sowohl Vertre-
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ter der Minderheiten als auch der Berufstätigen und Intellektuellen aus allen Ge-
bieten und Schichten vertreten. 
Auffällig ist die große Anzahl der Parteien für die Kürze der Zeit. Es war auch nicht 
ungewöhnlich, dass Mitglieder häufig von der einen Partei zur anderen wechsel-
ten. 
Die Parteien waren generell durch Folgendes geprägt: 
1. Sammlung von Notabeln und Stammesführern. 
2. Mangel an politischer Erfahrung und praktischer Politik 
3. Keine breite Unterstützung durch die Bevölkerung . 
4. Häufige Neugründungen und Zusammenschlüsse von Parteien. 
5. Ihre Politik führte zu einer langen Periode der Stagnation (82). 
Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges trat Jordanien in eine neue politische 
Epoche ein. Diese Epoche wird als die Ära der ideologisch-dogmatischen Parteien 
bezeichnet. Ihre politische Zeit begann mit der Unabhängigkeit Jordaniens und der 
Gründung des Haschemitischen Königreichs im Jahr 1946 (83). 
Jordanien begann eine unklare Politik in Bezug auf die Parteien. Im Anschluss an 
die Flucht der Palästinenser nach Jordanien 1948 ließen sich auch viele politische 
Organisationen dort nieder (84). Dies veränderte die politische Lage stark und 
zwang die Regierung, Reformen durchzuführen: die Modifikation der Verfassung 
1952 und den Erlass eines neuen Parteiengesetzes 1955 (Artikel 15). 
Durch die zunehmende Anzahl der im Ausland ausgebildeten Intellektuellen und 
die Entstehung einer Mittelschicht wurde der Nährboden für die Bildung neuer Par-
teien geschaffen (85). So mangelte es Jordanien in der Zeit von 1952 – 1967 nicht 
an Aktivitäten politischer Parteien und Organisationen. Diese bezogen sich aller-
dings weniger auf die Legislative und die Exekutive, sondern betrafen eher allge-
meine politische Probleme (86). 
Jordanien und die ganze arabische Region wurden durch die Gründung des Staa-
tes Israels im Herzen der arabischen Welt und die sich anschließende Okkupation 
Palästinas erschüttert.  
Diese Vorkommnisse verursachten die meisten Parteigründungen, was sich deut-
lich in deren Zielen zeigt: 
- Befreiung ganz Palästinas. 
- Befreiung der ganzen arabischen Welt von allen Formen der Kolonisation. 
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- Vereinigung der arabischen Welt und Beseitigung der Zersplitterung, die 
durch die Kolonialmächte entstanden war. 
In dieser Zeit der politischen, sozialen und kulturellen Erschütterungen und Neu-
formungen erwuchs in der Region auch der Wunsch nach sozialer Gerechtigkeit, 
Durchführung von Demokratie, wirtschaftlicher Unabhängigkeit und Verwirklichung 
einer arabischen Zivilisation für die arabische Welt. Da sich Jordanien, bedingt 
durch seine Geschichte und Verfassung, immer als Teil der arabischen Welt ver-
standen hat, konnte es sich aus den Wirren dieser arabischen Selbstfindung nicht 
heraushalten. 
Parallel dazu wurden Ost- und Westbank des Jordantals vereinigt und die Verfas-
sung im Jahr 1952 modifiziert. Diese gab den Jordaniern das Recht, politische 
Parteien zu gründen. Natürlich brauchte dieser neue politische Zustand ein politi-
sches Klima, das die Möglichkeiten reifen ließ für eine gemeinsame Verantwor-
tung, das Tragen von Entscheidungen und bei der Formulierung von arabischen 
Zielen auf regionaler und nationaler Ebene (87). 
In den 50er und 60er Jahren erlebte Jordanien die Entstehung der meisten gesell-
schaftlichen Organisationen wie politischen Parteien, Berufsverbänden und die 
Arbeitergewerkschaften. In der Zeit von 1946 bis 1957 waren dies fünfzehn. Fol-
gende Tabelle 3 veranschaulicht dies. 
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Nr. Name der Partei Datum der 
Gründung
Bemerkungen 
1. Islamische Bruder-
schaft 
1946 Wurde von Händlern gegründet und richtet sich 
nach der gleichnamigen Partei in Ägypten. 
2. Vereinigung Jugend-
licher zur Befreiung 
Jordaniens 
1946 Oppositionsvereinigung mit Sitz in Damaskus 
  Juni 1946 Oppositionspartei der Intellektuellen unter der 
Führung von Subhi Auganamah. Erhielt keine 
Genehmigung von der Regierung. 
3. Arabische Renais-
sance-Partei 
Mai 1947 Wurde zur Unterstützung des Abdalla-Konzepts 
von Groß-Syrien gegründet. 
4. Nationale-Front-
Partei 
November 
1950 
Suleiman Nabulsi gründete diese Partei, sie 
bekam ebenfalls keine Genehmigung durch die 
Regierung. 
5. Jordanische 
Volkspartei 
Mai 1947 Oppositionspartei, wurde bereits nach einigen 
Monaten (7.7.1947) wieder aufgelöst. 
6. Jordanische Kom-
munistische Partei 
1951 Sie wurde aus der Integration des nationalen 
palästinensischen Befreiungsbundes und der 
kommunistischen Zelle gegründet. Sie wurde 
seitens der Regierung zugelassen. 
7. Ba’ath-Partei Februar 
1952 
Nationalistische Partei. Die Regierung verwei-
gerte ihr dreimal die Genehmigung (1952,53 und 
53) und erteilte sie ihr dann erst 1955. 
8. Befreiungspartei November 
1952 
Islamische Partei, Tagy Al-Din Al-Nabhani grün-
dete diese Partei. Die Regierung hat diese Par-
tei nicht genehmigt. Einer ihrer Mitglieder kam 
ins Parlament bei den Wahlen 1954 und 1956 
9. Partei der nationalen 
Vereinigung 
November 
1952 
Konservative Partei, der Vorsitzende war Flah 
Meladeh. 
10. Nationale-Front-
Partei 
Mai 1954 Linke Partei, sie zog einige Mitglieder der kom-
munistischen Partei und deren Freunde an sich. 
Sie bekam keine Genehmigung, aber einige 
Kandidaten sind im Jahr 1956 ins Parlament 
eingezogen. 
11. Arabisch-Natio-
nalistische Bewe-
gung 
Anfang der 
50er Jahre 
Nationalistische Partei, George Habisch, Nadig 
Hadad und Hamd Alfrahan gründeten diese Par-
tei. 
12. Syrisch-
Nationalistische 
Partei 
1955 Zweig der nationalistischen Partei, die von Int-
wan Sagackh im Libanon gegründet wurde, ihr 
Ziel war die Vereinigung Groß-Syriens. 
13. Sozialistische 
Nationalpartei 
Juli 1954 Nationalistische Partei, wurde von einigen gut 
ausgebildeten und angesehenen Persönlichkei-
ten gegründet. Sie hat bei den Wahlen von 1956 
13 Sitze erreicht. Ihr Vorsitzender war Suleiman 
Nabulsi. 
14. Partei der Nation Juli 1954 Konservative Partei, Samir Al-Refaè hat diese 
Partei gegründet. Ihre Mitglieder waren angese-
hen und wohlhabend, sie existierte aber nicht 
lange. 
15. Arabische Verfas-
sungspartei 
April 1956 Konservative Partei, Anhänger von Taufig Abu 
Al-Huda haben diese Partei gegründet. 
 
Tabelle 3: (88) 
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Dieser Zeitraum wird als die Geburtstunde der ideologischen politischen Richtun-
gen bezeichnet und war ein fruchtbarer Boden für den Beginn demokratischer Of-
fenheit. Dies spiegelte sich deutlich in den parlamentarischen Wahlen von 1956, 
deren Ergebnis eine Kabinettsumbildung aus einer Koalition verschiedener Kräfte 
unter Führung des Ministerpräsidenten Suleiman Nabulsi war. Diese Koalition 
spielte die Rolle der Opposition im Parlament gegenüber dem König und seinem 
Umfeld. 
Die Oppositionssitze waren im Parlament  von 1956 folgendermaßen verteilt: 
 
1. Soziale Nationalpartei  11 Sitze 
2. Islamische Bruderschaft    4 Sitze 
3. Nationale Front    3 Sitze 
4. Ba´ath Partei    2 Sitze 
5. Islamische Partei der Befreiung    1 Sitz 
  21 Sitze 
  
6. Die Konservativen  19 Sitze 
 
Tabelle 4: (89) 
 
Die Parteien konnten politische Arbeit nur kurze Zeit offen ausüben. Die Regie-
rung trat zurück, das Parteiengesetz wurde auf Eis gelegt, und die Parteien wur-
den verboten. Das Kriegsrecht wurde verhängt, es war bis 1992 in Kraft. 
Die Gründe, aus denen  sich das politische System zu diesem Schritt gezwungen 
sah, waren folgende: 
1. Die andauernde Forderung der Regierung nach Aufhebung des britisch-
jordanischen Abkommens. 
2. Ablehnung der Bagdad-Allianz und Annahme arabischer Unterstützung anstel-
le der britischen Unterstützung. 
3. Aufbau einer festen Beziehung mit Syrien und Ägypten. 
4. Durchsetzung von Maßnahmen, die der Entwicklung der Wirtschaft dienten . 
5. Die Neigung zur damaligen Sowjetunion. 
6. Der Versuch der Regierung, die Macht des Königs zu reduzieren. 
All dies hat Jordanien zu einem anderen Kurs gezwungen, der nichts mit der ur-
sprünglichen Mäßigungspolitik des Königs zu tun hatte (90). 
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Aufgrund der oben erwähnten Politik und der Tatsache, dass Jordanien seine fes-
ten Beziehungen nicht so leicht lösen konnte, wurde eine Ausnahmezustands-
Regierung unter dem Ministerpräsidenten Ibrahim Bascha gebildet, die anschlie-
ßend das Kriegsrecht, Verbot der Parteien und Schließung der Grenzen prokla-
mierte (91). Der Ministerrat befahl die Auflösung aller politischen Parteien außer 
der Islamischen Bruderschaft, weil sie der Definition von Parteien in der Verfas-
sung nicht entsprachen. Die Islamische Bruderschaft bezeichnete sich als Bewe-
gung, deshalb blieb ihre politische Arbeit offen. Bei den Parlamentswahlen im Jah-
re 1989 konnte sie die meisten Sitze erringen (92). 
Die neue politische Offenheit und Wiedereinführung des parlamentarischen Le-
bens 1989 eröffnete einen Neuanfang der politischen Kultur. So begannen die 
Parteien ihre Arbeit offen fortzusetzen, noch bevor sie von der Regierung wieder 
zugelassen worden waren, besonders nach der Einführung der politischen Offen-
heit (93). 
Die parlamentarischen Wahlen ermöglichten es den Parteien , ihre Rechte in Be-
zug auf die politische Arbeit unter der Bevölkerung auszuüben. Manche nutzten 
die politische demokratische Offenheit zu ihren Gunsten und brachten einige ihrer 
Mitglieder oder Freunde ins Parlament. Die Öffnung der politischen Arbeit der Par-
teien brachte die tiefgreifenden Probleme der meisten linksorientierten und natio-
nalistischen Parteien, die unter der langen Zeit, die sie im Untergrund arbeiten 
mussten und sehr gelitten hatten, ans Licht (94).  
Die Diskussionen, die innerhalb und außerhalb der Oppositionsparteien geführt 
wurden, zeigten deutlich ihre Isolation, die Grenzen ihres Einflusses und ihrer Wir-
kung auf die Bevölkerung, sowie ihre mangelnde politische Bedeutung für die Ge-
sellschaft überhaupt (95). Die Wahlen zum Parlament 1989, 1993 und 1997, die 
Kommunalwahlen und die Gewerkschaften haben dies deutlich bewiesen (96). 
Im Gegensatz dazu konnte die Islamische Bruderschaft, die nie im Untergrund 
arbeiten musste, große Stimmengewinne erzielen. Im Laufe der Einführung der 
politischen Offenheit kam es zu vielen Spaltungen innerhalb der sozialistischen 
und nationalistischen Parteien und zu Neugründungen, die mehr Liberalismus und 
Offenheit in ihren Richtlinien und Programmen vorsahen, auch weniger Dogma-
tismus. 
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Außerdem wurden aus den verschiedensten Bevölkerungskreisen immer wieder 
neue Parteien gegründet, um ihre Interessen und Bestrebungen auf der politi-
schen Bühne zu vertreten. 
Die Anfänge dieser Parteien verliefen häufig schwierig, da sie keine Erfahrung im 
Umgang mit den Medien und in Organisationsfragen hatten und ihnen grundsätz-
lich die politische Erfahrung fehlte. Fast alle dieser Parteien stützten sich weitge-
hend auf das Ansehen, den Einfluss und die Beziehungen ihrer Vorsitzenden. 
Diese neugegründeten Parteien konnten keine breiten Massenbewegungen auf-
bauen, die ihnen als Basis für ihre Arbeit hätte dienen können. Sie bedienten häu-
fig nur ein bestimmtes Klientel der Bevölkerung, wobei die Abstammung eine gro-
ße Rolle spielte (97). Viele dieser kleinen neu gegründeten Parteien versuchten, 
sich mit anderen zusammenzuschließen, zum Beispiel verbanden sich neun ge-
mäßigte Parteien zu einer großen Partei unter dem Namen „Nationale Verfas-
sungsmäßige Partei“ unter dem Vorsitzenden Abdel-Hady Al-Majali.  
Aber viele Mitglieder  dieser Partei traten nach den Wahlen von 1997 zurück, so 
dass nur drei Kandidaten von vierzig ins Parlament kamen. Sie sind nicht durch 
die Unterstützung der Partei ins Parlament gekommen, sondern sie haben die 
Wahlen durch ihre Dienstleistungen und ihre Stämme gewonnen. Das Phänomen 
der Rücktritte hat seine Ursachen im alleinigen Entscheidungsrecht des Parteifüh-
rers (98). Innerpolitische Demokratie findet lediglich rudimentär statt. 
 
2 2 2 Die ideologisch-politische Ausrichtung der Parteien 
 
Die Parteienlandschaft hat seit der politischen Öffnung 1989 einige Veränderun-
gen erlebt. Dazu gehören  sowohl das Phänomen des Zurücktretens und der Zer-
splitterungen, als auch Integrationsversuche und Vereinigungen von Parteien, 
welche die ähnlichen Richtungen verfolgen. 
Tabelle 5 gibt einen Überblick über die politischen Richtungen der jeweiligen Par-
teien: 
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Richtung Nr. Name der Partei Datum der 
Gründung
Bemerkungen 
Islamische 
Richtung 
1. Islamische Front 
Hizdgabhat al-amal 
islam 
1992 Diese Partei ist der politische Arm 
der Islamischen Bruderschaft 
(1946) 
 2. Arabisch-demokra-
tisch-islamische 
Bewegung 
1992 Diese Partei liegt zwischen dem 
islamischen und nationalistischen 
Gedankengut 
Gemäßigte 
Richtung 
1. Zukunftspartei 1992 Oppositionelle liberale Partei, ihr 
Vorsitzender ist Suleiman Irar, der 
ehemalige Innenminister 
 2. Verfassungsgemäße
nationale Partei 
1997 Ergebnis eines Zusammenschlus-
ses von neun gemäßigten Parteien: 
Bekenntnispartei, Nationale Verei-
nigung, die Vereinigten, Wachsam, 
Heimat, Versprechen, Entwicklung 
und Gerechtigkeit, Massen und 
Volksbewegung. 
 3. Partei der Befreiung 1995  
 4. Partei der Nation   
 5. Jordanische  
Friedenspartei 
  
Nationalis-
tische 
Richtung 
1. Jordanisch-sozia-
listisch-arabische 
Ba’ath-Partei 
1993 Irak-orientiert 
 2. Fortschrittliche arabi-
sche Ba’ath Partei 
1993 Syrien-orientiert 
 3. Nationale Arbeitspar-
tei 
1994 Zusammenschluss verschiedener 
nationalistischer pan-arabischer 
Persönlichkeiten 
 4. Arabische Verfas-
sungsfrontpartei 
1994 Mit nationalen pan-arabischen Vor-
stellungen 
 5. Arabische Anhänger-
partei 
1996 Ähnliche Vorstellungen wie oben 
 6. Arabische Boden-
partei 
1997 Ähnliche Vorstellungen wie oben 
Linksorien-
tierte  
1. Jordanische kommu-
nistische Partei 
1993 Ihre Wurzeln gehen zurück in die 
50er Jahre 
Richtung 2. Vereinigte demokrati-
sche Partei 
1995 Zusammenschluss dreier sozialis-
tisch-nationalistischer Parteien 
 3. Demokratische 
Volksvereinigungs-
partei 
1993 Steht der palästinensischen Volks-
front nahe 
 4. Demokratische 
Volkspartei (Haschd) 
1993 Steht der palästinensischen demo-
kratischen Front nahe 
 5. Fortschrittspartei 1993 Liberale sozialistische Partei 
 
Tabelle 5: (99) 
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2 2 2.1 Die Konservativen 
 
Diese Richtung vereinigt politische Parteien, die in Bezug auf ihre Wirkung, ihre 
Größe und ihre politische Haltung, speziell gegenüber den Machtinhabern, unter-
schiedlich sind. Einige Parteien dieser Richtung nehmen eine oppositionelle Hal-
tung gegen die Regierung ein, anderen, wiederum sind an der Regierung beteiligt 
und unterstützen diese. 
Die Stärke dieser Richtung liegt im 
1. Ansehen der Mitglieder, 
2. Kapital, 
3. Einfluss innerhalb der Sippe, 
4. Sippenverbund als gutem Nährboden für diese Richtung. 
Darauf beruht auch ihr Einzug ins Parlament, den sie ohne die starke Unterstüt-
zung ihrer Sippen wohl kaum geschafft hätten. Der Einfluss beginnt in der Sippe 
und breitet sich von dieser über den ganzen Wahlkreis aus. Dies lässt sich anhand 
der Parlamentswahlen von 1993 beweisen, als einige Mitglieder dieser Richtung 
nicht im Namen ihrer Partei kandidierten. Dadurch erhielten sie die volle Unter-
stützung ihrer Sippen, und so konnte diese Richtung 37 Sitze von 80 Sitzen ge-
winnen (46,2 %)  (100). 
Die Schwäche dieser Richtung liegt darin, dass sie keine deutlichen politischen 
Ansichten vertreten und ihre Absichten nicht klar formuliert werden. Dies hat auch 
ihre Ausdehnung außerhalb ihrer unmittelbaren Einflussgebiete beeinträchtigt. 
 
2 2 2.2 Die Linksorientierten 
 
Diese Richtung entstammt historisch gesehen zwei „Familien“: einerseits der „Fa-
milie“ aller Parteien, die sich in den 50er Jahren von der Kommunistischen Partei 
getrennt haben und andererseits der „Familie“ aller Parteien, die palästinensische 
Wurzeln haben. Diese verstanden sich als organische  und politische Ausdehnung 
für die sozialistischen Organisationen, die im Rahmen der Palästinensischen Be-
freiungsorganisation mit marxistisch-leninistischer Ideologie angetreten waren 
(101). 
Diese Richtung erlebte seit ihrer Entstehung unzählige Spaltungen. Ihre Ziele wa-
ren: 
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1. Freiheit,  
2. soziale Gerechtigkeit, 
3. Widerstand gegen alle Arten von Vorherrschaft und Einfluss der Kolonial-
mächte, 
4. Konzentration auf die sozial schwache Schicht (102). 
Diese Richtung wurde von dem Regime direkt nach dem Zurücktreten der Sulei-
man Nabulsi-Regierung im Jahr 1957 angegriffen. Ihre Büros wurden geschlos-
sen, und sie mussten im Untergrund weiterarbeiten, mit Ausnahme der Jahre 1968 
– 1970, als die PLO in Jordanien war. 
Sie traten nach den Wahlen 1989 wieder an die Öffentlichkeit, besonders nach 
den Aprilunruhen. 
Ihre offizielle Arbeit begann , nachdem das System das Parteiengesetz Nr. 32 im 
Jahr 1992 erlassen hat und das Land sich dem Pluralismus öffnete. 
Die Stärke dieser Richtung liegt in folgendem: 
1. Sie kann gut taktieren. 
2. Sie verdeckt ihre Strategie, eine fortschrittliche Gesellschaft unter leninistisch-
marxistischer Ideologie zu bilden. 
3. Sie kann die Gefühle der Massen bewegen und sie überzeugen, besonders 
wenn politische und wirtschaftlich Probleme auftauchen. 
4. Diese Richtung hat starke Persönlichkeiten als Führer. 
Die Schwächen liegen in: 
1. einer wachsenden Stärke der islamischen Richtung; 
2. einem Erwachen nationalistischer Gefühle innerhalb der Bevölkerung; 
3.  der Ansicht innerhalb der Bevölkerung, dass diese Richtung gegen den Islam 
ist.  
 
2 2 2.3 Die islamische Bewegung 
 
Diese Richtung existiert in Jordanien seit den 50er Jahren und ist eine Erweite-
rung der in Ägypten 1927 unter der Führung von Hasan Al-Bana gegründeten Is-
lamischen Bruderschaft (103). Sie wurde als eine Art sozialer Verein mit dem Ziel 
der Ausdehnung der islamischen Glaubenslehre und wohltätiger Arbeit ins Leben 
gerufen. König Abdalla I.  hat diese Bewegung unterstützt, weil er in ihr sowohl 
einen Schutz vor der Übernahme westlicher Kultur  und dem Kommunismus sah, 
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als auch die Möglichkeit, die durch die Unterstützung Ägyptens für seine Politik zu 
erreichen (104). Die Islamische Bruderschaft sah sich auch als Verbündeter des 
politischen Systems Jordaniens, was ihnen später zu Gute kam, als ihnen als ein-
ziger Organisation erlaubt war, während des Kriegsrechts weiter zu arbeiten. 
Basierend auf dem Vertrauen und der Kooperation zwischen dem Regime und der 
Bruderschaft wuchs ihr Einfluss in den staatlichen Organisationen, besonders im 
Bildungsministerium, Ministerium für religiöse Angelegenheiten und in den jordani-
schen Universitäten stark an. Die Bewegung gründete viele wohltätige Vereine 
und verschiedene andere Einrichtungen, was ihr später  bei der Mobilisierung brei-
ter Massen sehr zu Hilfe kam und ein guter Ausgangspunkt zur Erringung zahlrei-
cher Sitze im Parlament war. Außerdem spielten folgende Ereignisse der islami-
schen Richtung in die Hände: 
1. Stärkung des Islams in der gesamten Region, vor allem auf dem Hintergrund 
der erfolgreichen islamischen Revolution im Iran; 
2. Entstehung von islamischen Parteien im Libanon während des Kampfes gegen 
die israelische Okkupation; 
3. Palästinafrage; 
4.  Besetzung Afghanistans durch die Sowjetunion, der Kampf dort wurde als 
Steigerung des Kampfes gegen die Ungläubigen gesehen. 
Das Regime Jordaniens sah keine Gefahr in dieser Bewegung, weil es ihre Unter-
stützung brauchte bei der Bekämpfung der sozialistischen Opposition in Jordanien 
und dem starken Einfluss der PLO-Gruppierungen in den Flüchtlingslagern und in 
Stadtvierteln mit hoher palästinensischer Bevölkerungsdichte (105). 
Auch während der Nisan-Unruhen (1989), die viele Parteien nutzten, um ihren Wi-
derstand gegen das politische System deutlich zu machen, blieb die Islamische 
Bruderschaft ein treuer Verbündeter. 
Der Erfolg, den die islamische Bewegung 1989 bei den Parlamentswahlen errang, 
öffnete dem politischen System die Augen, was den Einfluss dieser Bewegung 
betraf. 
Bevor allerdings Maßnahmen gegen die islamische Bewegung ergriffen wurden, 
bot der damalige Ministerpräsident Mather-Badran ihr Ministerien an. Dieses An-
gebot wurde angenommen. Dies war ein Novum in der jordanischen Geschichte. 
Wohl hatten Einzelpersonen der islamischen Bewegung auch bis dahin schon an 
der Macht partizipiert, aber noch niemals die Partei als Ganze. 
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Bei den Parlamentswahlen 1993 wurde ein neues Wahlgesetz eingeführt, was 
eine Wiederholung ihres Wahlerfolges verhinderte und ihren Einfluss beschnitt. 
Trotz des Wissens um die geringen Chancen eines Erfolges nahmen sie an den 
Wahlen teil. 
Die Beteiligung Jordaniens am Friedensprozess mit Israel brachte eine Spaltung 
der islamischen Bewegung mit sich: eine gemäßigte pragmatische Richtung und 
eine radikale Richtung, die absolut gegen die Friedenspolitik des Regimes ist 
(106). 
Trotz ihrer Parolen für die Beseitigung des Staates Israel, die Befreiung ganz Pa-
lästinas und die Ablehnung aller Formen von Friedenspolitik, hielt die islamische 
Bewegung (Gabaht Al-amal-islami) ihre Beziehungen zum Regime aufrecht und 
blieb weiterhin in Diskussion mit ihm. 
Diese Richtung boykottierte allerdings die Parlamentswahlen von 1997, weil sie 
sowohl die Änderung des provisorischen Wahlgesetzes als auch die Normalisie-
rungspolitik zwischen Jordanien und Israel, ja überhaupt alle friedlichen Lösungs-
möglichkeiten, ablehnte. 
Die islamischen Parteien brachten keine klaren Richtlinien hervor, weil sie immer 
die Verbindung zwischen sich und dem Islam als Gesamtem herzustellen versuch-
ten. Dadurch konnten sie jede gegen die Partei gerichtete Kritik abwehren. Dem 
Volk vermittelten sie den Eindruck, dass Opposition gegen sie – auch von Seiten 
des politischen Systems immer ein Widerstand gegen den Islam ist. Aus diesem 
Grund versuchen viele arabischen Regierungen, mit dieser Richtung eine Koexis-
tenz zu führen, wie dies auch in Jordanien der Fall ist. 
Die Stärke dieser Bewegung hat folgende Ursachen: 
1. Politik religiöser Versprechungen und Ängste. 
2. Die meisten Führer dieser Richtung haben Erfahrung darin, islamische 
Massengefühle auszulösen. 
3. In den schwerwiegenden sozialen und wirtschaftlichen Problemen, unter denen 
Jordanien bis heute leidet, stellt sich der Islam als Lösungsmöglichkeit all die-
ser Probleme dar. 
4. Die Religion als Grundlage gibt ihnen einen entscheidenden Vorteil vor allen 
anderen Richtungen. 
5.  Konzentration auf die Allgemeinheit ohne Berücksichtigung von Minderheiten. 
6. Hohe Stellung der meisten Führer in bezug auf die religiöse Kultur. 
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7. Sie betonen, dass sie sich keiner Partei zugehörig fühlen. 
Ihre Schwäche liegt in folgenden Punkten: 
1. Sie können sich in Jordanien nicht auf eine gemeinsame Organisation einigen . 
2. Sie konzentrieren sich vor allem auf theologische Fragen und nicht auf wirt-
schaftliche und politische Programme. 
3. Je gemäßigter die Richtung ist, um so schwächer ist die islamische Ausrich-
tung. 
4. Die palästinensische Frage ist in der Bevölkerung sehr dominant, hier bietet 
die islamische Richtung keine spezielle Lösung. 
Trotz allem findet diese Richtung ein großes Echo in der jordanischen Bevölke-
rung, da die Mehrheit der Bevölkerung Muslime sind, die sich bevorzugt mit religi-
ösen Themen beschäftigen. 
Letztendlich kann man sagen,  dass sich diese Richtung wohl nicht auf eine Kon-
frontation mit dem System einlassen wird. Die Angst vor einer Niederlage über-
wiegt. 
Um stark zu bleiben, müsste diese Richtung Abstand von internen Streitigkeiten 
nehmen, um sich nicht zersplittert darzustellen, sondern Einheit zu demonstrieren. 
 
2 2 2.4 Die pan-arabische Richtung 
 
Beobachtet man die Geschichte der Region  aufmerksam unter diesem Aspekt, so 
kann man das Entstehen der nationalistischen Richtung am Ende der osmani-
schen Epoche und zu Beginn der Ära der Kolonialmächte in der arabischen Welt – 
speziell, nachdem sie diese gemäß dem Sykes-Picot-Abkommen unter sich aufge-
teilt haben – feststellen. Sie entwickelte sich, um die arabische Welt zu befreien 
und die arabische Einheit zu verwirklichen. 
Die Ausdehnung des arabischen Nationalismus in den letzten Dekaden speiste 
sich vor allem aus den Quellen dieser wachsenden nationalen Bewegung. 
Dabei kamen ihr folgende Faktoren zugute: 
1. Die ganze arabische Welt war den Kolonialmächten unterworfen. 
2. Eine wachsende Nationalbewegung in der gesamten arabischen Welt zur Ab-
wehrung der zionistischen Gefahr und zur Befreiung Palästinas. 
3. Eine Zersplitterung, sowie ein wirtschaftlicher und sozialer Rückstand als Folge 
der Kolonisation (107). 
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Diese Richtung war die unabänderliche Folge eines wachsenden und durch den 
Befreiungskampf gestärkten Nationalbewusstseins. Die Vertreter dieser Richtung 
in Jordanien sind  Studenten, die in den arabischen Ländern wie Irak und Syrien 
studiert haben. Sie wurden stark von dieser Ideologie beeinflusst, blieben aber in 
ihrem Nationalbewusstsein jeweils ihrem Land verhaftet. Sie kehrten nach Jorda-
nien zurück und bildeten die Keimzellen dieser Bewegung.  
Allerdings brachten sie auch die Streitpunkte mit zurück nach Jordanien, und so-
mit wurde Jordanien ebenfalls Konfliktgebiet all dieser Parteien: Ba’ath Irak, Ba’ath 
Syrien und Natizariten-Bewegung( bezieht sich auf den verstorbenen Präsident 
von Ägypten Jamal Abdel Nazer). 
Als Maßstab für den arabischen Nationalismus wurde der arabisch-israelische 
Konflikt betrachtet. Beobachter und Anhänger dieser Richtung bemerkten, dass 
ihre Bedeutung mit dem Erscheinen der islamischen Bewegung abnahm und um-
gekehrt. 
Ihre Ausdehnung in das Volk blieb abhängig davon, ob: 
1. sie fähig waren, sich zusammenzuschließen; 
2. sich ihre politischen Richtlinien mit der islamischen Kultur vereinbaren ließen; 
3. sie sich von autoritären Regimes wie dem irakischen und dem syrischen lösen 
konnten (108). 
Die Popularität dieser Richtung ist sehr niedrig unter den Arabern und der jordani-
schen Bevölkerung. Sie hat darunter zu leiden, dass manche ihrer Haltungen ne-
gativ bewertet werden. Wenn sich diese Richtung bei den Parlamentswahlen nicht 
auf die Unterstützung ihrer Stämme hätte verlassen könnten, hätten sie wohl 
kaum einen Parlamentssitz errungen. Ihre Schwäche liegt in ihrer Geschichte, wie 
sie an die Macht kamen ,und nicht in ihren Richtlinien oder ihren Programmen. 
Allerdings hat diese Richtung wegen ihrer Haltung während des Golfkrieges wie-
der an Popularität gewonnen. 
Das Wichtigste der 80er Jahre ist: 
1. Die jordanischen Parteien sind ein Spiegel, der die Bildung und Veränderung 
der jordanischen Gesellschaft reflektiert. Letztere wiederum hat mit ihrem Ein-
fluss auf die politischen Programme, Aussagen, Formen und Organisationen 
eingewirkt. 
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2. Das jordanische Parteileben ist sehr sensibel in bezug auf nationalistische 
Fragen und für die in Nachbarländern stattfindenden Umwandlungen und Ver-
änderungen. 
3. Die politisch-parteiliche Bewegung ist stark von den radikalen Veränderungen 
durch die anhaltenden Konflikte in der Region, speziell den arabisch-
israelischen Konflikt, beeinflusst. 
5.  Das Parteileben Jordaniens arbeitet im Rahmen eines restriktiven, legislativen 
und gesetzlichen Kontextes. 
6.  Die Parteikulturen und ihre politischen Aussagen sind beeinflusst von regiona-
len und internationalen Veränderungen. 
Dies hatte Auswirkungen auf die politischen Programme und Parteivorstellungen 
und führte häufig zu Zersplitterungen. 
Die Parteien, die im Rahmen des neu erlassenen Gesetzes Nr. 32 im Jahr 1992 
gegründet wurden, entstanden nach einer Umwandlungsepoche, die von regiona-
len und internationalen Veränderungen bestimmt war. Dies wird daran deutlich, 
dass sie keine eindeutigen Ideologien vertreten und sich schwer tun, einen Kon-
sens über die betriebene Politik herbeizuführen und Entscheidungen zu fällen. 
Diese Parteien befinden sich momentan in einer wichtigen Phase der Verände-
rung. Die Ergebnisse, die sie bei den letzten Parlamentswahlen 1997 erreicht ha-
ben, zeigen, dass sie in Gefahr sind, in die Bedeutungslosigkeit zu versinken, 
nicht nur in bezug auf die Politik, sondern in allen Bereichen des allgemeinen Le-
bens und der gesellschaftlichen Institutionen. Dieser Rückschlag für die Parteien 
ist Ergebnis einer organisatorischen Krise, unter der alle politischen Parteien lei-
den. Sie haben nicht die Fähigkeit, eine effektive Rolle im Leben und der Zukunft 
der jordanischen Bevölkerung zu spielen. 
Die Beteiligung der jordanischen Bevölkerung an den Parteien ist niedrig, gleich-
gültig welchen Maßstab man anlegt. Kaum eine der Parteien hat den Mut, ihre 
Mitgliedszahlen unabhängigen Forschungsinstituten bekannt zu geben. Dies spie-
gelt deutlich wider, dass die Parteien kein Selbstvertrauen und keine breite Basis 
haben.  
Dies hat folgende Ursachen: 
1. Die geringen Mitgliederzahlen. 
2. Die schlechte finanzielle Lage. 
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3. Mangelnde Vertretung im Parlament, in Städteversammlungen und in Berufs-
verbänden und Gewerkschaften . 
4. Sie haben keine hervorragend ausgebildeten und bekannten Denker unter ih-
ren Mitgliedern. 
Diese fehlenden Voraussetzungen haben die Parteien geschwächt, wobei sie die 
Massen auch nicht für sich mobilisieren und die Politik des Staates nicht entschei-
dend beeinflussen und kontrollieren konnten. 
Damit können die Parteien zur Zeit auch keine effektive Rolle bei der Erweiterung 
und Verfestigung der Demokratie auf der Ebene des Staates und der Gesellschaft 
spielen, sondern sie sind vielmehr damit beschäftigt, ihre politischen Programme 
zu überdenken und ihre Organisation neu aufzubauen. 
Die Aufgaben der politischen Parteien sind folgende: 
1. Politische Mobilisierung, 
2. Politische Erziehung, 
3. Politische Beteiligung, 
4. Interessenvereinigung, 
5. Durchführung einer allgemeinen Politik, 
6. Legitimierung. 
Die Fragen, die sich stellen, sind: Machen die Parteien ihre Arbeit richtig? Werden 
sie ihrer Rolle gerecht? Die Antwort darauf ist ein klares Nein,  weil die meisten 
Parteien sich nur auf den Tribalismus stützen, mit Ausnahme  der islamischen 
Parteien. 
Dazu zählt auch, dass  diese Parteien lediglich ihren Status im Lande erhalten 
wollen. Das ist ihr gutes Recht, aber sie müssen bei ihren Prioritäten Folgendes in 
Betracht ziehen: 
Zuerst kommen die nationalen Interessen und die des Volkes und dann erst die 
Interessen der Partei. Bei Einhaltung dieser Reihenfolge könnten die Parteien 
mehr Erfolg haben. Deshalb ist es notwendig, eine kritische Revision der Parteien 
durchzuführen. Die Parteien wären einerseits der Ort, an dem die Unterschiede 
der Abstammung und der Minderheiten verschmolzen werden könnten, und ande-
rerseits könnte durch sie eine zivile Gesellschaft mit entsprechenden Institutionen 
aufgebaut werden. 
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Dies wäre ein äußerst erstrebenswertes Mittel, um die jordanische Gesellschaft 
von den alten Verhältnissen wie Beziehungswirtschaft und Korruption zu befreien 
und eine Gesellschaft, in der alle vor dem Gesetz gleich sind, zu verwirklichen. 
Die Verwirklichung dieser gesellschaftlichen Umwandlung, welche die National-
charta erzielen möchte(Demokratisierung des Landes), wird nicht durch Dekrete 
und Gesetze, die das System erlassen hat, verwirklicht werden, sondern  durch 
die politischen Parteien, die Institutionen der zivilen Gesellschaft und andererseits 
durch Bildung, Erziehung und Medien. 
Bei den politischen Kräften, gut Ausgebildeten und den Denkern dieses Landes 
liegt die Aufgabe, mit allen legitimen Mitteln dem Parteileben in Jordanien zu Auf-
schwung und Erfolg zu verhelfen und es aus seiner gegenwärtigen Stagnation 
herauszuführen, damit die politische Parteien den Demokratisierungsprozess in 
Jordanien vorantreiben und festigen können. 
Mit dem Fehlen einer effektiven politischen Parteiarbeit bleibt die Demokratie im 
Lande gelähmt und unvollkommen und droht bald nicht mehr existieren, und ge-
nau das ist es, was sich die Widersacher der Demokratie wünschen. 
Deshalb müssen der Staat und die Gesellschaft entschlossen diesen Weg weiter-
gehen, um die Probleme des Landes meistern zu können. 
 
2 3 Demokratie und Parlamentarismus seit der Gründung des Emirats 
1921 
 
Das Parlament hat im politischen Leben Jordaniens in den vergangenen 80 Jah-
ren eine entscheidende Rolle für die Erweiterung des Parlamentarismus, der in 
Flut und Ebbe abhängig von den äußeren und inneren politischen Umständen war, 
gespielt (109). 
Der Beginn des parlamentarischen Lebens in der Region, die damals Ostjordanien 
hieß und Teil Großsyriens war, liegt in der letzten Periode des Osmanischen Rei-
ches (110). 
In der Zeit, als Jordanien Teil Großsyriens war, war Jordanien mit einem Abgeord-
neten für die Karak-Provinz, der im Jahr 1908 gewählt wurde, in der Mabathan-
Versammlung vertreten. Jordanien war auch mit einem Abgeordneten in der drit-
ten Mabathan-Versammlung von 1914 – 1918 vertreten. Dieser Abgeordnete hieß 
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Taufiq Al-Majali. Er blieb bis Ende des Zweiten Weltkrieges Mitglied der Ma-
bathan-Versammlung (111). 
Nach den Wahlen für die Mabathan-Versammlung fanden Wahlen zur Al-Uma-
Versammlung der Syrien-Wilyat statt. Diese Versammlung bestand aus vier Abge-
ordneten für jede Provinz der Wilayat. Diese Versammlung war, wie die heutige 
Mailis Al-Uma, für die Leitung der ganzen Wilayat zuständig. Seine Mitglieder 
wurden durch die Versammlungen der einzelnen Provinzen bestimmt. Die  Wahl 
dieser Provinzen fand in zwei Etappen statt. Die Provinzen, aus denen Jordanien 
damals bestand, waren: Karak, Tafilah, Salt und Ma´an (112). 
Nachdem Feisal bin Al-Hussein Großsyrien von der Osmanischen Herrschaft be-
freit hatte, proklamierte er das arabisch-syrische Königreich, das sich aus den vier 
folgenden Regionen zusammensetzte: Syrien, Jordanien, Libanon und Palästina. 
Im Anschluss daran begann König Feisal, im ganzen Land den Weg für Wahlen 
nach dem osmanischen Gesetz zu ebnen. Einerseits war es notwendig, sich Ge-
danken über die Zukunft der arabischen Nation zu machen und andererseits sollte 
eine Art des Herrschaftssystems festgelegt werden. 
Die Jordanier nahmen am syrischen Nationalkongress im Jahr 1919 teil, der von 
Feisal einberufen wurde. Dieser Kongress hatte einen ähnlichen Status wie die 
Majlis Al-Uma (113). Alle Teilnehmer dieses Kongresses waren berühmte Stam-
mesführer der Regionen, die ungebildet und wenig intellektuell waren (114). 
Aufgrund der Ergebnisse dieses syrischen Nationalkongresses wurde der Staat im 
März 1920 in den Gebieten Syrien, Jordanien, Libanon und Palästina proklamiert, 
und zusätzlich wurde auch die Art der Herrschaft festgelegt, so dass ein demokra-
tisches verfassungsmäßiges und zivilisiertes Königreich zustande kam, das nach 
dem Prinzip der dezentralen Macht funktioniert. Die Verfassung bestätigte die o-
ben genannten Punkte  und legte die drei Instanzen fest: 
1. Legislative: Diese wurde durch ein geheim gewähltes Gremium und durch ge-
wählte Senatoren geleitet. 
2. Exekutive: Gewählt durch den Ministerrat. 
3. Judikative: Unabhängig. 
Die Verfassung respektierte alle allgemeinen Freiheiten (115). 
Man kann davon ausgehen, dass Feisal bestrebt war, einen demokratischen Staat 
zu gründen. Allerdings stimmten seine Vorstellungen nicht mit denen der Englän-
der und Franzosen überein, die aufgrund des Sykes-Picot-Abkommens die Region 
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unter sich aufgeteilt hatten. Die Folge der unvereinbaren Vorstellungen war, dass 
Emir Feisal in den Irak vertrieben wurde, und damit endete sein Traum. 
Eine weitere Konsequenz war die Abtrennung Ostjordaniens vom syrischen König-
reich (Großsyrien) am 24. Juli 1920. Die Stammesführer der Region Ajoln beton-
ten durch ihre Forderungen an den Vertreter der britischen Regierung Major Sa-
merst, dass sie eine Regierung in Ostjordanien bilden wollten, die von einem ara-
bischen Emir mit Hilfe eines gewählten Gremiums geleitet werden konnte (116). 
Die Bestrebungen, den Parlamentarismus auszuweiten, blieben auch nach der 
Gründung des Emirats unter Führung des Emirs Abdalla bin Al-Hussein sehr stark. 
Unter ihm wurden viele Institutionen mit demokratischem Ansatz gegründet. Der 
Gedanke der Gründung eines Abgeordnetenhauses war eines der Ziele des Emirs 
in Ostjordanien, wobei die Mitglieder dieses Hauses direkt vom Volk gewählt wer-
den sollten. Deshalb befahl er die Gründung eines Komitees, das ein Wahlgesetz 
für Jordanien erarbeiten sollte. 
Die Verfassung enthielt 84 Artikel, welche die Herrschaftsform Ostjordaniens be-
handelten. Es wurde festgelegt, dass es eine königliche Regierung  sowie ein Ab-
geordnetenhaus geben sollte. Die offizielle Religion sollte der Islam sein. 
Das Grundgesetz legte die Aufgaben des Emirs fest: 
1.   Er ist dem Parlament gegenüber nicht verantwortlich. 
2.  Er ist der Oberbefehlshaber der Armee. Er hat das Recht, Abkommen und Ver-
träge abzuschließen, nachdem das Abgeordnetenhaus über sie abgestimmt 
hat. 
3.  Er hat das Recht, den Ministerpräsidenten zu ernennen, Kabinettsumbildungen 
vorzunehmen oder dieses zu entlassen, das Parlament zu eröffnen u.a.m 
(117). 
Die Verfassung legte auch fest, dass die Bevölkerung vor dem Gesetz gleich ist, 
jeder die gleichen Rechte und Pflichten hat (118).  
Als erster Schritt in Bezug auf die Gründung der staatlichen Institutionen wurde 
am 1. April 1923 ein Legislativrat unter der Leitung von Richtern des Oberlandes-
gerichts, Mitgliedern verschiedener Institutionen wie der Post, des Unterrichtsmi-
nisteriums  eingesetzt. Seine Aufgaben waren folgende: 
1. Erlass von Gesetzen, 
2. Kontrolle der Arbeit der Beamten, 
3. Revision von Entscheidungen anderer Institutionen. 
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Dieser Legislativrat wurde im Jahr 1927 aufgelöst und durch die Leitung der Justiz 
ersetzt (119). 
Trotz der fortgeschrittenen Vorbereitungen für die Wahlen im Lande seitens der 
Regierung verzögerten die Engländer das Wahlgesetz und ignorierten den Inhalt 
der Verfassung . Die  Engländer hegten die Befürchtung, dass dadurch das politi-
sche demokratische Bewusstsein der Bevölkerung steigen würde(120). 
Als Alternative schlugen sie die Bildung eines Legislativrates vor, der die Aufgabe 
hatte, die Entscheidungen des Exekutivrates zu beglaubigen. Der Exekutivrat soll-
te unter der Kontrolle der Engländer stehen (121). Die britische Kolonialmacht 
setzte ihre Interessen gegen den breiten Widerstand innerhalb der ostjordani-
schen Bevölkerung durch. 
Die Wahlen zum ersten jordanischen Legislativrat fanden am 2. April 1929 statt. Er 
bestand aus 14 Mitgliedern aus den vier Provinzen Karak, Balq’a, Ajlon und Ma’an 
und zwei weiteren Vertretern der Beduinen(122). Der Zuständigkeitsbereich des 
Legislativrates war sehr begrenzt. Die Engländer reduzierten die Zuständigkeit auf 
untergeordnete Bereiche wie die Finanzen. Das Vorgehen der Engländer begrün-
det sich in ihrem Bestreben, ihre Mandatsposition in der Region aufrechtzuerhal-
ten. 
Die Engländer schlossen 1928 ein Abkommen mit der jordanischen Regierung. 
Das jordanische Volk leistete Widerstand gegen dieses Abkommen, weil es sah, 
dass die Briten die Ressourcen des Landes ausnutzten und sie gegen eine Unab-
hängigkeit des Landes waren. Dies deutet darauf hin, dass die jordanische Bevöl-
kerung ein hoch entwickeltes politisches Bewusstsein hatte. Hierbei hat die Oppo-
sition eine große Rolle gespielt, die sich aus verschiedenen Nationalitäten wie Sy-
rern, Palästinensern, Jordaniern und Libanesen zusammensetzte.  
Dazu zählten auch die organisierten Stämme, die damals gegen die Zentralregie-
rung waren, weil dies ihren Sippenprinzipien widersprach. 
Am 25. Juli 1928 organisierte die Opposition unter dem gewählten Präsidenten 
Hussein Al-Trawna ein Treffen in Ostjordanien. Dieses Treffen wurde später als 
die erste Nationalkonferenz bezeichnet. An dem Treffen nahmen 150 Delegierte 
aus allen Gebieten des Emirats teil. Es wurde eine Nationalcharta verabschiedet 
und eine Exekutivkomitee-Partei gegründet (123). 
 53 
  
In dem Zeitraum von 1928 bis 1933 tagten 5 Nationalkonferenzen, die für die Mo-
bilisierung der jordanischen Bevölkerung und gegen die Präsenz der Kolonial-
macht, deren Interessen und Abkommen genutzt wurden. 
Dieser Nationalkongress brachte oppositionelle Persönlichkeiten hervor, die später 
unter Druck seitens der Nationalregierung und der britischen Kolonialmacht ka-
men. 
Seit der Gründung des Emirats gab es politische Parteien, die ebenso wie Emir 
Abdalla die Verantwortung für die politische Entwicklung des Emirats trugen. Die 
erste dieser Parteien war die „Jordanische Volkspartei“, die im Jahr 1927 gegrün-
det wurde (124). 
Die Übernahme von Ideologien gab der Opposition neue Impulse und Stärke. Es 
tauchten vermehrt solche ideologischen Parteien auf, wie zum Beispiel die „Jorda-
nische Bruderpartei“ 1937, die „Arabisch-Jordanische Partei“ 1946, die „Renais-
sance-Partei“ 1947 und die „Nationale Vereinigungspartei“ 1952 (125). 
Die Verfassung blieb von 1928 bis 1946 in Kraft. In diesem Zeitraum wurden fünf 
Legislativräte gewählt. Von den fünf Legislativräten wurde der erste am 9. März 
1931 wegen seiner Ablehnung einer Übernahme der Kosten der in der Wüste sta-
tionierten britischen Brigade unter der Führung von John Bagot Glubb aufgelöst 
(126). 
Die verfassungsmäßig festgelegte Periode des Legislativrates betrug drei Jahre. 
Er setzte sich aus bekannten Persönlichkeiten des Landes zusammen. 
Der Legislativrat kann nicht als ordentlich demokratisches Abgeordnetenhaus ver-
standen werden. Die Sitzung wurde unter Befehl des Emirs Abdalla eröffnet (127). 
 
Legislativ- 
räte 
von bis normale Legis-
lativperiode 
Präsident 
Der Erste 04.02.1929 09.02.1931 aufgelöst Khaled Abu Al-
Huda 
Der Zweite 10.06.1931 10.06.1934 vollendet Abda Uah-Al Saraj 
Der Dritte 16.10.1934 16.10.1937 vollendet Ibrahim Bascha 
Der Vierte 16.10.1937 16.10.1940 Er wurde für  
zwei Jahre bis 
16.10.1942  
verlängert. 
Ibrahim Bascha 
Der Fünfte 16.10.1942 20.10.1947 Er wurde für zwei 
Jahre verlängert. 
Toufiq Abu Al-
Huda 
 
Tabelle 6: (128) 
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Trotz aller Hürden und Hindernisse, die das parlamentarische Leben lähmten und 
den Widerstand des Volkes unterdrückten, kann man den ersten Legislativrat als 
einen der Grundsteine einer ersten wirklich bewussten Opposition bezeichnen 
(129). Fast alle Delegierten der fünf Nationalkonferenzen haben Widerstand ge-
gen den Inhalt der Artikel der Verfassung geleistet, weil sie dem Emir eine weitge-
hende Macht über den Legislativrat gaben und die Exekutive dem Legislativrat 
nicht verantwortlich war. 
Die Engländer waren der Meinung, dass das jordanische Volk nicht fähig sei, sich 
selbst in Form einer Volksvertretung zu regieren. 
Doch die politische Reife und das politische Bewusstsein des jordanischen Volkes 
warenaußerordentlich hoch. Es war der Meinung, dass das parlamentarische Le-
ben in Jordanien weiterführt werden müsse, um Einfluss auf das politische System 
und die Legislative zu nehmen. 
Am 22. März 1946 wurde das zweite Abkommen zwischen Jordanien und Großbri-
tannien abgeschlossen, in dem die Abschaffung des britischen Mandats für das 
Ostemirat, die Beendigung des ersten im Jahre 1928 geschlossenen Abkommens 
und schließlich die Anerkennung der vollen Unabhängigkeit Jordaniens am 25. 
Mai 1946 als konstitutionelle Erbmonarchie festgeschrieben wurde (130). Im Zuge 
dessen wurde die Bezeichnung Ostemirat durch die Bezeichnung Haschemiti-
sches Königreich Jordanien ersetzt. Emir Abdalla wurde zum ersten König Jorda-
niens ernannt. In diesem Zeitraum wurde das legislative Leben mit der Vollendung 
des fünften Legislativrats beendet. Nach der Gründung des Königreiches begann 
das parlamentarische Leben. Dieses neue Abkommen brachte eine Verfassung 
für Jordanien, das sich von der Verfassung in folgenden Punkten unterschied: 
1. Konstitutionelle Erbmonarchie. 
2. Trennung der drei Instanzen Legislative, Exekutive und Judikative. 
3. Gründung eines aus zwei Kammern bestehenden Parlaments. 
4. Recht des König auf die Ernennung des Parlamentspräsidenten. 
5. Recht  des Königs auf die Ernennung der Hälfte des Mailis-Al-Aian (131). 
Nach der Einführung des parlamentarischen Lebens in Jordanien wurde der Legis-
lativrat in Majlis-Al-Uma umbenannt (132). 
In gewisser Weise war diese neue Verfassung von 1946 nicht anders als die frü-
here  Verfassung, weil der König und die Exekutive die wirkliche Macht im Lande 
hatten, während die Legislative nur begrenzte Macht besaß.  
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Im Zeitraum von 1946 bis 1952 wurden drei Abgeordnetenhäuser gewählt, wobei 
die Bevölkerung der Westbank nach der Vereinigung an den Wahlen des zweiten 
Abgeordnetenhauses teilnahm. Alle drei Abgeordnetenhäuser wurden aufgelöst, 
weil sie sich gegen die Regierungspolitik aussprachen (133). 
Nach der Ermordung König Abdallas I. wurde sein ältester Sohn Talal neuer Kö-
nig. Während seiner Amtszeit wurde die Verfassung modifiziert, diese gilt bis heu-
te. 
Im Vergleich zur früheren Verfassung ist die neue Verfassung in bezug auf die 
Rolle der Legislative als fortschrittlich zu bezeichnen. Die Bedeutung dieser Ver-
fassung lässt sich an folgenden Punkten festmachen: 
1. Der König muss sich vor dem Parlament nicht verantworten, allein die Regie-
rung trägt die vollkommene Verantwortung vor dem Parlament; 
2. Erlaubnis zur Gründung politischer Parteien; 
3. Die gewählten Abgeordneten haben das Recht zur Beteiligung an Entschei-
dungen; 
4. Das Parlament hat das Recht, die Regierungsarbeit zu kontrollieren (134). 
Zusammengefasst lässt sich sagen, dass die modifizierte Verfassung von 1952 
eine grundlegende Umwandlung im Alltagsleben der Bevölkerung nach sich zog.  
Die Verfassung wurde mehrfach verändert, um den politischen Entwicklungen und 
den Wandlungen bezogen auf die Palästina-Frage und den Friedensprozess 
Rechnung zu tragen (135). 1954 und 1956 fanden Wahlen statt, letztere auf der 
Basis der vollen Freiheit aller Parteien (136). In diesem Zeitraum begannen ideo-
logische Partei in Jordanien eine Rolle zu spielen, die sich auf konkrete politische 
Programme stützten. Ziel dieser Parteien war es, ihre Programme nicht nur in Jor-
danien zu verbreiten, sondern in der ganzen arabischen Welt (137). 
Die politischen Parteien wurden 1957 verboten, die parlamentarische Regierung 
aufgelöst. Dies geschah, weil die Regierung sich mit ihrer Politik gegen den König 
richtete. Eine Gruppe von Offizieren unternahm sogar einen Putschversuch gegen 
den König. Der Putschversuch wird gemeinhin als das Alzarqa-Ereignis bezeich-
net. Der König sah sich in seiner Macht bedroht und erließ das Kriegsrecht, wel-
ches das demokratische Leben nachhaltig lähmte. 
Trotz des erlassenen Kriegsrechts und Verbots der politischen Parteien ging das 
parlamentarische Leben weiter. Die letzte Wahl für das neunte Abgeordnetenhaus 
fand am 15. April 1967 kurz vor dem Juni-Krieg1967 statt. Dieses amtierte die 
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vorgeschriebene Zeit. Wegen der politischen Umstände wurde seine Amtsperiode 
allerdings zweimal verlängert (138). 
Der zwangsweise Stopp des Parlamentarismus hat aufgrund innerer Umstände 
ein Vakuum auf der legislativen Ebene nach sich gezogen, obwohl König Hussein 
sich bemühte, Alternativen zur Füllung des Vakuums zu finden. Diese Alternativen 
zielten darauf ab, das Volk an politischen Entscheidungen zu beteiligen. Dies kann 
als Überbrückungsmaßnahme verstanden werden zur Normalisierung und Wie-
dereinführung parlamentarischer Gepflogenheiten. 
König Hussein erließ den Befehl, eine Art National-Versammlung (Al-Majlis- Al- 
Watani-Al-Istischari) zu bilden, die aus 60 Personen bestand, die durch den König 
oder seinen Ministerpräsidenten ernannt wurden (139). Die Zahl dieser Mitglieder 
ist im Jahr 1982 auf 75 Personen erhöht worden (140). 
König Hussein betonte, dass diese Nationalversammlung (Al-Majlis-Al-Watani-Al-
Istischari) nicht als Ersatz für die Verfassungsinstitutionen oder das demokratische 
Leben in Jordanien überhaupt verstanden werden solle (141). 
Dieses Majlis sollte die Gesetze studieren, diskutieren und anschließend seine 
Meinung mitteilen. Allerdings hatte es keine Macht, diese zu formulieren. Auch 
dem Ministerpräsidenten sollte es nur zur Seite stehen, wenn dieser es ausdrück-
lich wünschte. Legislative Macht stand ihm nicht zu. 
Bis 1984 ist diese Nationalversammlung (Al-Majlis-Al- Watani- Al-Istischari) tätig 
geblieben. Als König Hussein der Meinung war, dass die politischen Umstände für 
die Erweiterung des Parlamentarismus reif seien, löste er die Versammlung auf 
und berief das Abgeordnetenhaus (Majlis-Al-Uma) zu einer außerordentlichen Sit-
zung zusammen, damit es seine Arbeit wieder aufnehmen konnte (142). 
Im Zuge der Vorbereitung wählte die Bevölkerung der Ostbank acht Abgeordnete 
für die in der Zeit von 1974 bis 1984 verstorbenen Abgeordneten nach. Auch die 
Bevölkerung der Westbank wählte 44 Abgeordnete für die Verstorbenen nach. 
Diese scheinbare Rückkehr zu demokratischen Formen wurde allerdings nicht von 
einer Neuzulassung der politischen Parteien begleitet (143). 
Diese Nationalversammlung entstand durch provisorische Gesetze und nicht 
durch verfassungsmäßige Gesetze. Sie war keine gesetzliche Institution, weil sei-
ne Mitglieder ernannt wurden. Diese Nationalversammlung hatte eine beratende 
Funktion, aber nicht die Aufgabe, das Volk zu vertreten. 
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Sie machte ihre Aufgabe von Beginn an sehr gut und brachte neue politische Ge-
sichter hervor, die dann eine große Rolle im 10. und 11. Abgeordnetenhaus spiel-
ten und einen entscheidenden Beitrag zum Demokratisierungsprozess leisteten. 
Diese Versammlung existierte von 1978 bis 1984, sie bildete sich in dieser Zeit 
alle zwei Jahre neu: 
 
Nationalversammlungen von Bis Präsident 
Die Erste 20.4.1978 1980 Ahmad 
Al-Losq 
Die Zweite 20.4.1980 1982 Ahmad  
Al-Tarawna 
Die Dritte 20.4.1982 1984 Suleiman-Irar 
 
Tabelle 7 
 
Diese Nationalversammlungen (Majlis-Alwatani-Al-Estischari) wurde auf königli-
chen Befehl  am 7. Januar 1984 aufgelöst. Somit begann das parlamentarische 
Leben in Jordanien aufs Neue, insbesondere nach der Wahl des Abgeordneten-
hauses 1984. 
Seit der Gründung des Emirats strebte Jordanien die Einführung des 
Parlamentarismus an (144). 
Die Hinwendung zum Parlamentarismus fand unter schwierigen Umständen statt: 
1. Im Jahr 1949 kam es zur Vereinigung der Westbank mit Jordanien. Aus der 
Westbank kam die Hälfte der Mitglieder des Abgeordnetenhauses. Diese fielen 
weg, als Jordanien sich 1988 von der Westbank trennte. Danach hat Jordanien 
das Wahlgesetz geändert.  
2. Als Jordanien 1956 demokratische Offenheit einführte, war dies ein guter Bo-
den für die Gründung neuer Parteien. Diese waren allerdings häufig organisa-
torisch und finanziell vom Ausland abhängig und spielten eher die Rolle von 
Geheimdiensten für diese Länder. 
3. In dieser Zeit erschienen vorwiegend ideologische Parteien auf dem Plan wie 
die „Islamische Bruderschaft“, nationalistische Parteien und linksorientierte 
Parteien (wie z. B. die „Kommunistische Partei“). Sie sahen sich als Befreier 
der Gesellschaft von einem autoritären System und als Ersatz für das ganze 
politische System. 
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4. Der Tribalismus übte auf das ganze gesellschaftliche System erheblichen Ein-
fluss aus. 
5. Die in Jordanien agierende PLO beeinflusste vor allem die dort lebenden Pa-
lästinenser. Dadurch bekamen die Palästinenser indirekt ihre politischen Rech-
te.  
Die demokratische Umwandlung in Jordanien hat die Lage der Palästinenser bis 
heute nicht geklärt. Dies setzt die Entscheidungsträger unter Druck, auf eine Ver-
besserung ihrer Lage hinzuwirken (144). 
 
2 3 1  Die Rolle der Opposition 
 
Mit der Einführung des demokratischen Prozesses in Jordanien bildete sich eine 
Opposition aus erfahrenen Politikern. 
Hier stellt sich die Frage, ob sich die jordanische Gesellschaft durch die kulturelle 
Entwicklung, die Kommunikationstechnologien und die verbesserte vielfältige aka-
demische Bildung verändert hat, und ob dies eine Auswirkung auf das politische 
Bewusstsein der Opposition und der Parlamentarier hat. 
Um diese Frage zu beantworten, muss die geschichtliche Entwicklung der politi-
schen Opposition seit der Gründung des Emirats bis zur heutigen Zeit in Betracht 
gezogen werden. 
Man kann die Anfänge der politischen Opposition in den Widerständen gegen die 
damalige Politik des Osmanischen Reiches, die auf Unterdrückung und Ausbeu-
tung des Volkes basierte, finden. So entstand 1910 eine Revolution in Al-Karak, 
die sich auf Ma’an und Tafileh ausdehnte (145). Die Revolution konnte von den 
Türken niedergeschlagen werden. 
Die Urheber wurden hart bestraft. Diese politischen Widerstände waren Anfang 
eines nationalen Bewusstseins gegen die türkischen und später gegen die franzö-
sischen und britischen Kolonialmächte, welche die arabische Welt unter sich auf-
geteilt hatten – speziell Palästina. 
Der bewaffnete Aufstand, der sich in Al-Korah in Nord-Jordanien im Jahr 1921 
ereignete - kurz nach Bildung der Regierung - war der erste gegen die eigene Re-
gierung (146). 
Auf Grund der ungerechten Verteilung der Ämter in der Verwaltung und den Minis-
terien im Ostemirat Jordanien, die von Nichtjordaniern aus Großsyrien besetzt wa-
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ren, erfolgte eine Bewegung, die von Balqa (Mitteljordanien) unter der Führung 
von Sultan Al-Edwan ausging, um die Rechte der eigenen Bürger bei der Vergabe 
dieser Ämter zu fördern. Diese Bewegung wurde von Emir Abdalla  niederge-
schlagen, obwohl es nicht ihre Absicht war, eine bewaffnete Auseinandersetzung 
mit der Armee herbeizuführen (147).  
Nachdem Transjordanien ein Abkommen mit den Engländern im Jahr 1928 ge-
schlossen hatte, breiteten sich im ganzen Land Demonstrationen und Proteste 
dagegen aus. Bei diesen Aufständen wurde gefordert, dass das Volk die aus-
übende Machtinstanz sein und eine nationale Souveränität herbeigeführt werden 
solle, was sich in einer arabischen Armeeführung ausdrücken müsse. Außerdem 
sollten den Volksvertretern die Steuern erlassen, Presse- und Religionsfreiheit 
gewährt werden. 
Daraufhin tagte am 25. Juli 1928 die erste Nationalkonferenz. Diese hatte 150 De-
legierte, bestehend aus angesehenen Personen, Stammesführern und Intellektuel-
len. Diese Delegierten erarbeiteten eine erste Nationalcharta. Sie forderten von 
den Engländern, sich an ihre Abmachungen mit den Arabern zu halten und schick-
ten ein Telegramm an den Völkerbund. 
Zwei Jahre später, 1930, traf sich die zweite Nationalkonferenz. Hier forderten die 
Delegierten den Sturz der eigenen Regierung. In der Tat trat die Regierung auf 
Grund des Widerstandes des Legislativrates zurück, und es bildete sich eine neue 
Regierung (148). 
Weil die Nationalkonferenz von der Regierung und den Kolonialmächten als Aus-
druck des Volkszornes und unerwünschter Opposition betrachtet wurde, wurden 
weitere Zusammenkünfte  unterbunden. Daraufhin wich die Opposition nach Sy-
rien aus. Das Hauptquartier ihrer Arbeit war von 1934 – 1947 Damaskus. Die Op-
position übte scharfe Kritik an der 1947 erlassenen Verfassung, weil sie nach ihrer 
Meinung noch schlechter als das 1928 verfasste Grundgesetz war. 
Es muss kurz auf die Natur dieser politischen Opposition in dieser Epoche einge-
gangen werden, damit man beurteilen kann, ob sie ein höheres Bewusstsein hatte 
oder nicht. 
In der Opposition herrschte eine Atmosphäre von Hass und Anfeindung unter den 
Führungspersönlichkeiten. Diese hatte ihre Ursachen in tribalen Konflikten, wer 
die Opposition führen sollte. Letztendlich kam es zu einer Zersplitterung und damit 
zu einer Schwächung. Als der Staat Israel gegründet wurde und Palästina verloren 
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ging, machte die Opposition  die arabischen Staaten für den Verlust verantwort-
lich.  
Im Jahr 1948 tagte das Parlament und forderte die Vereinigung von Jordaniern 
und Palästinensern. Nach der Vereinigung der Parlamente erneuerte die Oppositi-
on ihre Aktivitäten gegen die Regierungspolitik, wie zum Beispiel die häufige Fest-
nahme von Oppositionellen und die Vollziehung des Wehrgesetzes. 
Im November 1952 trat die Opposition während der Sitzung des Abgeordneten-
hauses zurück. Sie bildete einen Block von 17 Personen, die folgende Forderun-
gen aufstellten:  
1. Rücktritt der Regierung; 
2. Modifikation der Verfassung; 
3. Beseitigung des Wehrgesetzes; 
4. Bekämpfung des Versagens und der Bestechlichkeit in den Staatsapparaten 
(149). 
Mitte der fünfziger Jahre zersplitterte die politische Opposition, vor allem nach der 
Auflösung der Nabulsi-Regierung. Diese verkörperte die Opposition gegen die füh-
rende Oberschicht, und sie verlagerte ihre politische Aktivität auf die Armee, um 
so einen Machtwechsel zu verhindern. Ihr Versuch blieb erfolglos. Die Opposition 
war gezwungen, ins Exil nach Ägypten und Syrien zu fliehen. König Hussein, be-
kannt für seine Großzügigkeit selbst gegenüber seinen größten Feinden, sprach 
eine Generalbegnadigung aus, worauf sich die Gruppe im Jahre 1965 zersplitterte. 
Im Jahr 1967 trat die Opposition der PLO bei. So nahm die PLO die Stelle der jor-
danischen Opposition ein. Dies führte zu einer Bedrohung des bestehenden Sys-
tems. Es kam zu einer bewaffneten Auseinandersetzung, welche die PLO verlor. 
Sie war gezwungen, in den Libanon auszuweichen. König Hussein erließ das 
Kriegsrecht, wodurch die Opposition gezwungen wurde, in den Untergrund zu ge-
hen. Unter dem Deckmantel der Gewerkschaften und diverserer anderer Vereini-
gungen konnten sie ihre politische Arbeit fortsetzen. 
Obwohl diese Arbeit unter dem wachsamen Auge des politischen Systems ablief, 
unternahm König Hussein nichts, um ihre Arbeit zu stören. Seit seiner Thronbe-
steigung war es sein Wunsch gewesen, dass in seinem Land das Mehrparteien-
system eine Zukunft haben sollte, wobei allerdings die Opposition ihre Grenzen 
nicht überschreiten durfte. 
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Die Gewerkschaften, speziell die der Ärzte, Ingenieure und der Juristen, waren ein 
fruchtbarer Boden für politische Aktivitäten und den politischen Kampf der Opposi-
tion. 
In den Gewerkschaften wurden folgende Punkte besonders diskutiert: 
1. Die jordanisch-arabischen Beziehungen, speziell mit den Nachbarländern wie 
Irak und Syrien, wobei die nationalistische Strömung versuchte, die jordani-
schen Entscheidungsträger mit den arabischen auf einen Nenner zu bringen. 
2. Ablehnung des Friedensprozesses mit Israel und der damit verbundenen Nor-
malisierungspolitik. 
3.  Starke Unterstützung des Irak, besonders nach Verhängung der UNO-
Sanktionen im Zusammenhang mit dem Golfkrieg. 
4.  Unterstützung der oppositionellen syrischen Haltung gegenüber dem Frie-
densprozess. 
Zusammenfassend kann man sagen, dass die Gewerkschaften tatsächlich das 
Sprachohr der Oppositionspolitik waren. Mit der von der Regierung betriebenen 
Politik einer Einbindung aller politischen Kräfte hat diese versucht, führende ein-
flussreiche Persönlichkeiten der Opposition für sich zu gewinnen, indem sie ihnen 
Ministerposten anbot. 
Im Gegensatz dazu haben die Gewerkschaften hervorragende  Persönlichkeiten 
hervorgebracht, die das Interesse der Nation nicht aus den Augen verloren. In den 
neunziger Jahren erschienen neue Gesichter auf der politischen Bühne, die zuvor 
systemtreue Anhänger waren. Hier ist zum Beispiel Ahmad Ebidat zu nennen, der 
den Friedensprozess ablehnte und deshalb zur Opposition wechselte, aber auch 
Tujan Faisel, die erste Frau, die in das jordanische Parlament einzog. 
Auf Grund der Modifikation des Wahlgesetzes im Jahr 1993 boykottierte die Op-
position die Parlamentswahlen von 1997. Ziel der Modifikation dieses Wahlgeset-
zes war es, den Tribalismus und die Konservativen im Parlament zu stärken, um 
eine Mehrheit für die Fortsetzung des Friedensprozesses zu erhalten. 
 
Parlamentarische Opposition 
 
Wenn man über die parlamentarische Opposition, die im Rahmen des Systems in 
Jordanien  arbeitet, spricht, dann wird sie automatisch als ein Teil des ganzen 
Systems betrachtet. Aber sie beteiligt sich nicht an der Regierungsbildung und 
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auch nicht an der Leitung der täglichen Arbeit, wie es die jordanische Verfassung 
vorsieht. 
Die Opposition hat nicht die Funktion einen Gegensatz zur staatlichen Politik zu 
bilden, auch wenn sie nicht mit der Meinung der Regierung übereinstimmt. Die 
jordanische Verfassung schützt alle Grundrechte der Bürger, wie zum Beispiel  
Menschenwürde, Gleichheit und Freiheit, da diese die Grundsteine einer funktio-
nierenden Demokratie sind. Dies hat  König Hussein in seiner Ansprache zur Par-
lamentseröffnung am 29. November 1997 bekräftigt, indem er sagte, dass der 
Staat Vorrang vor der Regierung oder bestimmten Personen hat und der Staat 
dem Volk gehört (150). 
Entsprechend dieser Ansicht verkörpert die Demokratie das ideale Bild, in dem 
alle Volksgruppierungen ihre verschiedenen Ziele verwirklichen können, indem sie 
sich aktiv beteiligen. 
Die Demokratie gewährleistet das gesellschaftliche Zusammenleben zwischen 
Minderheit und Mehrheit (151). 
In der alltäglichen Wirklichkeit stellt sich immer wieder heraus, dass die Regierung 
wesentliche Punkte der demokratischen Regeln ignoriert, innerparlamentarische 
Meinungen übergeht und keine kritische Auseinandersetzung mit dem Regie-
rungsprogramm innerhalb des Parlamentes sucht. Kritik wird als Angriff gegen den 
König und den Staat aufgefasst. Durch die Einbeziehung konstruktiver Kritik ver-
festigen sich die demokratischen Grundgedanken, und sowohl die Majorität als 
auch die Minorität lernen, mit verschiedenen kritischen Sichtweisen umzugehen. 
Wenn sich die Regierungsmitglieder und die Parlamentarier demokratisch verhal-
ten, wird sich dies auch in der Gesellschaft widerspiegeln. 
Allgemein kann man die jordanische parlamentarische Opposition in zwei Katego-
rien unterteilen: 
1. Die islamische parlamentarische Opposition, welche überwiegt; 
2. Die linke und nationalistische  Opposition (152). 
Die beiden oppositionellen Gruppen kooperieren miteinander, um der von der Re-
gierung betriebenen Politik wirkungsvoller begegnen zu können, wenn diese sich 
vom demokratischen Grundgedanken distanziert,  ein ungeliebtes Friedensab-
kommen mit Israel betreibt, die wirtschaftliche Misere nicht in den Griff bekommt, 
ebenso angesichts ihrer Haltung im zweiten Golfkrieg. 
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Die Einstellung des Parlaments zur Opposition und den Regimestreuen kann man 
sich wie zwei ungleiche überschneidende Kreise vorstellen. In anderen demokrati-
schen Gesellschaften sind diese beiden Kreise voneinander getrennt (153). 
Die meisten Abgeordneten des jordanischen Parlamentes befinden sich in der 
Schnittzone der beiden Kreise, wobei diese Schnittzone beweglich ist, je nach den 
sich stellenden Problemen. Diese Abhängigkeit ist auf fehlende innerparteiliche 
Demokratie zurückzuführen. Die Parteien geben ihren parlamentarischen Mitglie-
dern üblicherweise Anweisungen.  
Die Schwäche der Opposition in Jordanien begründet sich darin, dass sie sich von 
ihren ursprünglichen Anliegen, die sie nach der demokratischen Öffnung im Jahr 
1989 formuliert hatten, immer weiter entfernt hat. 
Insgesamt kann man jedoch sagen, dass im gegenwärtigen parlamentarischen 
System die Opposition in ihrem demokratischen Bewusstsein fortschreitet. Dies ist 
auf ihren historischen Kampf seit der Gründung bis zur Gegenwart, im Vergleich 
zu den Nachbarländern wie Irak, Syrien und Ägypten, zurückzuführen. Die Oppo-
sition versucht ernsthaft, den Demokratisierungsprozess in Gang zu setzen und zu 
festigen, weil sie dadurch einerseits ihre politischen, sozialen und wirtschaftlichen 
Ziele realisieren und andererseits beweisen kann, dass sie keine rückständige 
oder unterentwickelte Opposition ist, vielmehr  im Rahmen der legalen Mittel sich 
beteiligt. 
Hier spielt das Bildungswesen eine große Rolle. Um die Gesellschaft zu entwi-
ckeln, muss das Analphabetum bekämpft werden, denn dieses ist ein Feind der 
Demokratisierung und der Weiterentwicklung der Gesellschaft. Hier unternimmt 
der Staat trotz der andauernden äußeren und inneren Schwierigkeiten in der Tat 
vieles, um ein entwickeltes und demokratisches Jordanien aufzubauen. 
 
2 3 2 Kontext der politischen Entwicklung in Jordanien 
 
Ende der 80er Jahre fand überall auf der Welt ein politischer Wandel statt, der aus 
dem Wunsch nach Demokratie gespeist wurde, so dass viele Nationen den Weg 
der Demokratisierung einschlugen, um ihre Probleme zu lösen (154). Durch die-
sen Wandel sind viele Regime gestürzt worden, auch die der Ostblockstaaten, an 
ihrer Spitze die Sowjetunion. Der Wind der Demokratie erreichte so auch die Nati-
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onen der Entwicklungsländer, was auch dort zu einem Wandel der Denkweise dik-
tatorisch Regime führte. 
Obwohl das zwanzigste Jahrhundert eine Vielzahl von politischen Richtungen her-
vorbrachte, setzte sich letztendlich die politische Richtung, die am meisten die 
Menschenrechte respektierte - die Demokratie - durch (155).   
Obwohl der Begriff der Demokratie schon seit der Antike existiert, hat sich die I-
dee, die sich hinter dem Begriff verbarg, erst in den letzten Jahrhunderten verbrei-
tet und dabei verändert. Als die "Unabhängige Organisation der UNO" sich mit der 
Frage der Menschlichkeit befasste, hat sie ihre Resultate in ihrem Bericht unter 
dem Titel "Wird die Menschlichkeit das Gefecht gewinnen?" mit dem Schwerge-
wicht auf einen Mehrparteiensystem für die Nationen der Welt in folgendem Text 
zusammengefasst: "Die Erstforderung der Nationen ist es, dass die Menschen im 
Allgemeinen ein besseres Leben führen. Dies ist nur zu erreichen, indem man die 
Politik der Demokratie einführt und richtig umsetzt, weil die Demokratie notwendig 
für das Wohlergehen und die Zukunft der Menschheit ist“ (156). 
Die Staaten, die sich demokratisch nennen, haben bis zu ihrer heutigen Situation 
viele Übergangsphasen durchgemacht.  Diejenigen Gesellschaften, die sich heut-
zutage demokratisch nennen, sind ein Resultat der gesamten Menschheitsge-
schichte.  Keiner kann von sich behaupten, dass er allein die Demokratie entdeckt 
und entwickelt hat. Es wäre übertrieben, wenn man sagt, dass die Demokratie das 
einzige Mittel zu Lösung der jeweiligen Probleme der Nationen ist.  Dennoch ha-
ben wir kein besseres System als das demokratische System. Wie schon Churchill 
sagte: "Das demokratische System, das die Menschheit kennt, hat die wenigsten 
Nachteile, die Menschheit hat bisher kein besseres System kennen gelernt“ (157). 
Durch den demokratischen Wandel wurden viele Entwicklungsländer ebenfalls 
beeinflusst, wobei die arabischen Staaten davon nicht ausgeschlossen blieben.  
Der demokratische Wandel in den meisten arabischen Ländern geschah nicht 
plötzlich und nicht auf Wunsch der arabischen Regime, sondern dieser Wandel 
stützt sich auf: 
1. den sozialen und wirtschaftlichen Wandel; 
2. die regionalen und internationalen Herausforderungen; 
3. zunehmende Bildung durch mehr Schulen und Universitäten; 
4. die Steigerung des Einkommens. 
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Um diesen Herausforderungen Rechnung zu tragen, denen sie aber nicht wirklich 
genügen konnten, erklärten sich die Herrschenden bereit, scheinbar demokrati-
sche Veränderungen zuzulassen, um die eigene politische Lage zu stabilisieren 
(158). 
Durch die zunehmende Verbreitung des Bildungswesens und der Schulpflicht in 
den arabischen Staaten wuchs die Zahl der Akademiker. Diese machen sich Ge-
danken und Sorgen um die arabischen Staaten auf dem Weg zu einer freien, de-
mokratischen Gesellschaft. So ist es eines der Zugeständnisse, dass die Akade-
miker und Politiker im arabischen Raum davon überzeugt sind, die arabischen 
Bevölkerungen an den politischen Entscheidungen zu beteiligen. Denn bisher ha-
ben die arabischen Völker noch nicht die Möglichkeit gehabt, sich in den sie 
betreffenden schwerwiegenden Entscheidungen entsprechend zu artikulieren. 
Allgemein gesehen, ist ein fehlendes arabisches Bürgertums ein wichtiger Grund 
für die Schwäche und Erfolglosigkeit der arabischen Regime bei der Lösung ihrer 
Probleme. Wenn jedoch einer der arabischen Staaten die Demokratie in seinem 
Lande verstärkte, beeinflusste dies auch die anderen arabischen Nationen (159). 
Demokratieversuche in Jordanien sind nicht neu. Als König Hussein den Thron 
Anfang der fünfziger Jahre bestieg, wollte er einen demokratischen Weg für Jor-
danien einschlagen. Diese Zeit ist durch folgende Punkte gekennzeichnet: 
1. Unterstützung der Demokratisierung des Landes durch die Bevölkerung; 
2. Relative Freiheit für die Bevölkerung; 
3. Freiheit für die politischen Parteien; 
4. Einführung der freien Marktwirtschaft; 
5. Modifikation der Verfassung im Jahr 1952, wodurch die Regierung dem Parla-
ment verantwortlich sein sollte; 
6. Entlassung des Kommandanten der arabischen Legion Glubb Pascha, wo-
durch einerseits die nationale Souveränität Jordaniens gestärkt wurde ander-
seits der König seine Beliebtheit in der Bevölkerung stärkte. 
Ende des Jahres 1956 fand eine parlamentarische Wahl auf der Basis des Mehr-
parteiensystems statt.  Wegen eines versuchten Putsches gegen den König hat 
diese Periode nicht lange gedauert (bis 1957). 
Obwohl Jordanien innere (1970-71) und äußere (1967-68) Erschütterungen erleb-
te, blieb es unter der Führung von König Hussein dennoch stabil (160). 
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Seit in Jordanien Mitte der siebziger Jahre ein Industrialisierungskurs eingeschla-
gen wurde, konnten viele wichtige Konzepte realisiert werden, wie zum Beispiel: 
- der Aufbau produktiver Firmen, 
- die Verbesserung und Stärkung staatlicher Organe, 
- die Steigerung des Volkseinkommens, 
- die Erweiterung des allgemein Bildungswesens, 
- der Aufbau von staatlichen und privaten Universitäten. 
Trotz dieser Entwicklung hat sich die politische Lage nicht verbessert, sondern 
eher verschlechtert, denn die Bevölkerung war an den Entscheidungen nicht betei-
ligt. Die politischen und wirtschaftlichen Entscheidungen der führenden Schicht 
waren problematisch. 
Dies war ein Rückschritt in der allgemeinen Leistung der Regierung der letzten 
Jahre, so dass das Vertrauen zwischen den staatlichen Organen und der Bevölke-
rung geschwunden ist (161). 
Parallel dazu gibt es jedoch auch Faktoren, die den Demokratisierungsprozess 
gestärkt haben, je nach ihrer Wichtigkeit unterschiedlich.  Manche dieser Gründe 
sind tief und verwurzelt, manche sind direkt oder indirekt.  Man kann diese Gründe 
in zwei Kategorien einteilen, in äußere und innere Faktoren. 
 
Äußere Faktoren 
 
Jordanien ist keine isolierte Insel. Es ist klar, dass Jordanien von der demokrati-
schen Welle, ob arabisch oder international, beeinflusst wird. Hierzu gehören: 
1. Das Gorbatschow-Phänomen und die daraus folgenden liberalen politischen 
Umwandlungen, die Einfluss auf die ganze Welt ausübten und somit auch das 
politische Denken in Jordanien beeinflusste; 
2. die politischen Umwandlungen in den ehemaligen Ostblockstaaten, besonders 
der Sowjetunion; 
3. der palästinensische Widerstand; 
4. die politischen Ereignisse in Algerien 1991 (162). 
5. die offiziellen Beziehungen der Regierung mit anderen Staaten, wodurch die 
Gefühle der Bevölkerung verletzt wurden, betroffen und 
6.  verschlechterte sich die offizielle Beziehung zwischen der Regierung und der 
PLO (164). 
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Innere Faktoren 
 
Diese betreffen sowohl die politische, die wirtschaftliche wie auch die soziale Lage 
der Bevölkerung. So wurde die Freiheit der Bevölkerung stark eingeschränkt und 
von 1957 bis 1991 das Kriegsrecht verhängt. Während des Kriegsrechts wurde: 
1. Die Arbeit der kulturellen Organisationen und Gewerkschaften, die mit der Poli-
tik der Regierung nicht einverstanden waren, verboten; 
2. die Meinungsfreiheit massiv eingeschränkt; 
3. die politische Arbeit der Parteien unter den Massen untersagt; 
4. die Reisefreiheit eingeschränkt; und es wurden politische Gegner ausgewiesen 
(163). 
Auch die Wirtschaft war betroffen. 
1. Zunahme der Auslandsverschuldung, die Ende 1991 eine Höhe von 8,5 Mrd. 
US-Dollar erreichte, trotz arabischer Unterstützung; 
2. Korruption innerhalb des staatlichen Verwaltungssystems; 
3. Preissteigerung und Anstieg der Inflation; 
4. Anstieg der Arbeitslosenzahl von 12 % auf 25 %; 
5. Kapitalflucht ins Ausland auf Grund dieser Umstände; 
6. Erschütterung der jordanischen Währung (Dinar) gegenüber anderen Währun-
gen. Diese Erschütterung hat auch eine schwierige Situation für die Bevölke-
rung mit sich gebracht, da der Dinar erheblich an Kaufkraft verlor (165). 
Das Sozialsystem war ebenfalls betroffen. 
Die jordanische Gesellschaft hat einen Urbanisierungs- und Industrialisierungskurs 
eingeschlagen, ohne parallel die politischen Bedingungen dafür zu entwickeln und 
zu verbessern. 
Internationale Kommunikationsmittel, die Erweiterung des Bildungswesens, die 
Verminderung der Zahl der Analphabeten und die Zunahme der Absolventen ha-
ben eine Rolle bei der Erweiterung des Bewusstseins der Bevölkerung gespielt. Im 
Zuge dessen sind in der Gesellschaft die politischen Forderungen gewachsen 
(166). 
Alle diese Faktoren haben am Ende der achtziger Jahre die Kluft zwischen  Ober-
schicht und Unterschicht vergrößert. Das führte zu einer politischen, wirtschaftli-
chen und sozialen Krise, die fast alle Schichten der Bevölkerung (mit der Aus-
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nahme der führenden Oberschicht) erfasste. Sie verursachten die in Màan begon-
nenen Protestdemonstrationen im April 1989, die sich innerhalb kürzester Zeit 
auch auf andere Orte im Süden Jordaniens ausdehnten (167). 
Diese Ereignisse bildeten einerseits die Grundlage für wichtige Umwandlungen im 
Land andererseits waren sie der Anfang eines globalen Nachdenkens über die 
offizielle Politik, die Einstellung und das Verhalten der Regierung und der Bevölke-
rung. 
Als Ausweg entschied sich König Hussein 1989 für die Erweiterung des parlamen-
tarischen Lebens und für Wahlen. 
Hiermit war der erste Grundstein für einen demokratischen Weg gelegt worden. 
Seither erlebt Jordanien eine neue Phase: 
1. Eine friedliche Umwandlung in Richtung Demokratie; 
2. Politische Erholung, Weg zur Offenheit und offenes Handeln zwischen der Be-
völkerung und dem staatlichen Verwaltungssystem; 
3. Ideologen, Wortführer aller politischen Parteien und der König waren sich einig, 
die politische Entwicklung voranzutreiben, um die tiefen Wunden zu heilen. 
Diese neue Situation hat die führende Schicht Jordaniens, besonders den König, 
dazu gebracht, dieses neue System zu akzeptieren und sich dieser Umwandlung 
anzupassen. 
Diese Anpassung geht aus der Rede von Königs Hussein nach den Màan-
Unruhen im Jahr 1989 hervor: 
"Die Demokratie ist die einzige Kraft, die nicht schwach sein wird, weil sie 
die Kraft dazu hat, ein stabiles Jordanien aufzubauen, das für seine Bürger 
bleibt und seine Bürger für ihn sind. Wir haben diesen demokratischen-
parlamentarischen Weg als Richtschnur genommen, zu dem es keine Al-
ternative gibt (168).“ 
Zusätzlich zu der oben erwähnten Rede hat König Hussein vor der Presse im Ja-
nuar 1990 für diesen Weg plädiert: "Als ich aus England zurückkehrte, wollte ich 
Jordanien demokratisieren, weil ich in England die Demokratie erlebt hatte. Dies 
war im Jahr 1953, aber die Dinge liefen nicht, wie ich wollte. Die Demokratie war 
mein Traum. Diesen Traum wollte ich im Lande verwirklichen und verbreiten, je-
doch ist er auf viele Hindernisse gestoßen: 
1. Das britische Mandat; 
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2. Die Ereignisse von 1957 - Umsturzversuch und seine Folgen (Verhängung des 
Kriegsrechts); 
3. Juni-Krieg von 1967; 
4. Bürgerkrieg 1970; 
5. Die Beschlüsse von Rabat 1974. 
Nachdem Jordanien auf die Westbank verzichtet und die Beziehung zu der PLO 
geklärt hatte, habe ich die Atmosphäre reif und günstig für die Verwirklichung mei-
nes Traumes gesehen. Dieser Traum, der im Jahre 1953 begann, jedoch erfolglos 
war, wurde 1989 realisiert. Jetzt erleben wir einen neuen Zustand und wir werden 
den demokratischen Weg und das politische Leben erweitern“ (169). 
In der Tat war es der zweite Grundstein für die Demokratie, als König Hussein im 
Jahr 1990 ein Komitee für die Ausarbeitung einer Nationalcharta gründete, das 
aus Vertretern aller politischen Strömungen des Landes bestand. Der Tenor der 
Rede des Königs vor den Mitgliedern des Komitee ist: "Ich beauftrage Euch im 
Namen des arabischen, jordanischen Volkes eine wichtige Aufgabe zu lösen und 
zwar: die Ausarbeitung einer Nationalcharta, die den Interessen der Bevölkerung 
dient und mit der Verfassung übereinstimmt. Diese Charta muss auch die Forde-
rungen der Entwicklung und der nationalen Sicherheit berücksichtigen und damit 
auch der schützende Brustpanzer für die Demokratie im Lande sein" (170). 
Diese Charta stellte einen Kontrakt zwischen der Monarchie und dem Volk über 
die Teilung der Macht dar, und sie legte die Werte und Regeln nieder, innerhalb 
derer dies geschehen sollte.  Diese Charta zeichnet in 8 Kapiteln die politischen, 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Voraussetzungen für den künftigen Ent-
wicklungsweg des Landes vor. Als Grundlage diente die Verfassung des Hasche-
mitischen Königreichs Jordaniens. Die Scharia sollte als Hauptquelle des Rechts 
dienen, die "arabische islamische Zivilisation" Grundlage der pan-arabischen Iden-
tität sein. Das Recht auf freie Meinungsäußerung sowie auf Bildung von Parteien 
ist in ihr festgelegt. Ausgeschlossen blieben finanziell und organisatorisch von 
ausländischen Einrichtungen abhängige sowie nicht verfassungskonforme Partei-
en. Die Charta ging auch auf die Verwirklichung von Gleichberechtigung und 
Chancengleichheit zwischen allen Bürgern im demokratischen Prozess, Männern 
sowie Frauen, ein. Das Schlusskapitel der Charta gab einen Ausblick auf die Be-
ziehungen Jordaniens zur arabischen, zur islamischen und zur übrigen Welt unter 
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den Aspekten des gegenseitigen Respekts unter den Nationen, des Rechts auf 
Selbstbestimmung, des Friedens und der Menschenrechte (171). 
Die Voraussetzung für die Verabschiedung der Nationalcharta war die Aufhebung 
des seit 1957 bestehenden, seit 1990 nicht mehr angewendeten, Kriegsrechts im 
Lande. Unter diesen Bedingungen begann der demokratische Weg in Jordanien. 
 
2 3 3 Die Nationalcharta 1991 
 
Bevor man über die Prinzipien und Ziele des Nationalcharta schreibt, muss zu-
nächst ein wichtiger Punkt erwähnt werden: die Parteien haben sich an der Wahl, 
die im Jahr 1989 stattgefunden hat, nicht beteiligt. Die Ursache dafür war das seit 
1957 verhängte Kriegsrecht, welches politische Parteiarbeit verbot und das politi-
sche Leben Jordaniens tief erschütterte. 
Als es um die Erweiterung des politischen Weges in Jordanien ging, war es auch 
der politischen Führung einsichtig, dass es ohne Parteiensystem keine Demokra-
tie geben kann. Außerdem war zu erwarten, dass durch ein Mehrparteiensystem 
engagierte, kompetente und ausgebildete Abgeordnete ins Parlament eintreten 
würden, die einen großen Beitrag zur Entwicklung des Landes leisten und den 
demokratischen Prozess vorantreiben könnten. 
Aus diesem Grunde wollte die politische Führung in Jordanien ein demokratisches 
Klima vorbereiten. Der König ließ eine Kommission gründen, die die Aufgabe hat-
te, eine Nationalcharta zu formulieren. Diese Nationalcharta soll neben der Ver-
fassung als Hauptquelle für die Organisation des parteilichen Lebens in Jordanien 
verstanden werden. 
Bei der Eröffnung des jordanischen Nationalkongresses betonte der König: „Um 
die Demokratie und die Regeln des Parteiensystems zu schützen, sei es notwen-
dig eine Nationalcharta als Ideenquelle für die politische Parteienarbeit auszuar-
beiten“ (172). 
Die Gründe, die König Hussein zur Einrichtung dieses Komitees bewegten, wer-
den in der Rede des damaligen Ministerpräsidenten Ahmad Aubeidat, dem Vorsit-
zenden des Komitees, deutlich: 
1. Die seit 30 Jahren wegen des Kriegsrecht entstandene Kluft zwischen dem 
Staat und der Bevölkerung; 
2. die erfolglose Politik aller bisherigen Regierungen; 
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3. das Misstrauen zwischen den politischen Richtungen; 
4. wenig Verantwortungsbewusstsein bei den politisch Handelnden; 
5. ein politisches Vakuum; 
6. die Rückständigkeit auf allen Ebenen der Gesellschaft und des Staates.  
Diese Gründe waren Auslöser eines Erwachens und Umdenkens in nahezu allen 
politischen Richtungen. Sie weckten eine Einsicht dafür, wie wichtig die Versöh-
nung aller Parteien ist, um die nationale Eintracht im Lande herzustellen (173). Die 
Nationalcharta entstand nicht aus einem Vakuum heraus,  sondern war die Folge 
von Umständen, die sich seit der Gründung des Staates entwickelt hatten. Ande-
rerseits war die Nationalcharta die Erfüllung menschlichen, regionalen und natio-
nalen Strebens der jordanischen Bevölkerung. Sie war 1989 zur Zeit der demokra-
tischen Öffnung ein entscheidender Schritt in Richtung Demokratie und der Beginn 
einer friedlichen Umwandlung. Sie wurde als Ergänzung und Erweiterung des 
Demokratisierungsprozesses und Aufbaus des politischen Mehrparteiensystems 
im Lande verstanden, das als eines der grundlegendsten Elemente der Demokra-
tie betrachtet wird (174). Die zur Erarbeitung der Nationalcharta gegründete 
Kommission bestand aus 60 von König Hussein berufenen Personen. 
Es befanden sich dort Vertreter der führenden Schicht ebenso wie solche aller 
Oppositionsgruppen. Diese Einbeziehung aller politischen Richtungen bei der 
Ausarbeitung der Nationalcharta war wichtig, um alle an der Verantwortung für die 
Erweiterung des Demokratisierungsprozesses und seine Folgen im Lande zu 
beteiligen. 
Um diese Charta zu verabschieden, wurde ein Nationalkongress mit 2000 ausge-
wählten Persönlichkeiten aus allen jordanischen Schichten einberufen. 
Die Charta wurde am 9. Juni 1991 verabschiedet, nachdem der Nationalkongress 
sie einstimmig angenommen hatte. 
1. Sie war ein wichtiger Schritt für den Aufbau des Landes und 
2. für die Einführung des Mehrparteiensystems in der jordanischen Gesellschaft. 
3. Sie zeigte Respekt vor der Verfassung und wollte das Volk beim Aufbau der 
staatlichen demokratischen Organe beteiligen. 
4. Sie garantierte die Gleichheit zwischen allen jordanischen Bürgern (Männer 
und Frauen) vor dem Gesetz (175). 
Die Mitglieder der Kommission diskutierten vor allem folgende Ziele: 
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1. Die Verwirklichung einer nationalen Versöhnung, ausgehend von dem kleins-
ten gemeinsamen Vielfachen; 
2. die Organisation der Beziehungen zwischen den staatlichen Organen, anderen 
Herrschaftsorganen und der Bevölkerung (auf allen gesellschaftlichen Ebenen 
und in allen Schichten); 
3. den Aufbau von Beziehungen, die auf gegenseitigem Respekt beruhen; 
4. den Aufbau von Institutionen, damit sich die demokratische Offenheit im Land 
festigen kann; 
5. die Betonung der verfassungsmäßigen und gesetzlichen Grundrechte für alle 
Bürger. 
König Hussein betonte am 10. April 1990 bei seiner Eröffnungsrede vor dem Prä-
sidenten und den Mitgliedern , dass der demokratische Prozess auf verschiede-
nen Bausteinen basiert: auf den institutionellen wie dem Parlament und den Par-
teien, auf Verhaltensweisen wie Achtung der Gesetze und Verfassung, Toleranz 
gegenüber der Meinung und Meinungsäußerung anderer und Akzeptanz von Dis-
kussionen. Dies deutet darauf hin, dass sich die Gesellschaft an einen neuen so-
zialen Kontrakt gebunden hat, der Demokratie beinhaltet und sich an die Verfas-
sung anlehnt. Damit der demokratische Weg nicht von seinem Ziel abkommt, 
muss die Nationalcharta von der Bevölkerung verinnerlicht werden. Dies ist die 
Voraussetzung für alle Schichten der jordanischen Bevölkerung, das politische 
Mehrparteiensystem zu fördern. 
Der Nationalcharta als Garantie für demokratisches Verhalten und für ein 
Mehrparteiensystem liegen folgende Prinzipen zugrunde: 
1. Respekt der demokratischen Regeln für das allgemeine Verhalten der politi-
schen Parteien; 
2. Verfestigung der Toleranznormen, der Objektivität und des Respekts vor ande-
ren Glaubenshaltungen; 
3. Vermeidung einer Verquickung von persönlichem und politischem Streit zwi-
schen den Parteien und Institutionen; 
4. Anerkennung des Gleichheitsgrundsatzes für alle jordanischen Bürger; 
5. Garantie aller Grundrechte für alle Bürger; 
6. Bewahrung der Demokratie und Zivilisation des Staates. 
Trotz allem hat die Nationalcharta keinen Verfassungscharakter, doch sie muss 
bindend eingehalten werden. Sie ist kein Ersatz für eine Verfassung, sondern wird 
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als Ergänzung dazu verstanden (176). Sie erhebt den Anspruch, alle Bereiche des 
politischen Lebens, der Wirtschaft, der Sicherheit, der Kultur und der sozialen 
Gemeinschaft zu reformieren und neu zu regeln. Die Nationalcharta hat verschie-
dene Themen sorgfältig behandelt, die man in acht Kapitel gliedern kann: 
 
1. Kapitel: Gründe und Ziele 
 
Die jordanische Verfassung enthält viele Bekenntnisse und Grundlagen, die seit 
der Staatsgründung sehr wichtig für die Regelung des politischen Lebens in Jor-
danien sind. Die Wahl der demokratischen Offenheit ist der erfolgreichste und 
vielversprechendste Weg für die Erfüllung der menschlichen, regionalen und nati-
onalen Bestrebungen der jordanischen Bevölkerung und die Übereinstimmung 
zwischen allen Schichten der Bevölkerung über die Prinzipen dieses Paktes. Die-
ser vollendet die historisch bereits erbrachten demokratischen Leistungen, die 
durch folgende Bekenntnisse festgelegt wurden: 
Das verfassungsmäßige Bekenntnis: 
1. Das Herrschaftssystem Jordaniens ist eine parlamentarische Erbmonarchie; 
2. das jordanische Volk ist ein Teil der arabischen Nation; 
3. der Islam ist Staatsreligion; 
4. die arabische Sprache ist Amtssprache; 
5. das jordanische Volk ist vor dem Gesetz gleich; 
6. die Entwicklung der nationalen Wirtschaft; 
7. die Verpflichtung auf den Rechtsstaat und das politische Mehrparteiensystem. 
 
Die demokratischen Normen 
 
  1.  Verfestigung des Demokratisierungsprozesses; 
  2.  Beteiligung des Volkes an den politischen Entscheidungen; 
  3.  Ablehnung jeglicher Art politischer und sozialer Gewalt; 
  4.  Respekt der Grundrechte aller Bürger auf allen Ebenen; 
  5.  Respekt vor der Meinung anderer; 
  6.  Ablehnung von Fanatismus; 
  7.  Verwirklichung der Chancengleichheit; 
  8.  Verwirklichung der sozialen Gleichheit; 
 74 
  
  9.  Respektierung der demokratischen Regeln im allgemeinen Verhaten; 
10.  Bewahrung der Menschenwürde und Menschenrechte. 
 
2. Kapitel:  Der Rechtsstaat   
 
Die Nationalcharta sieht den jordanischen Staat als modernen demokratischen 
Staat, der seine Macht, seine Aktivitäten und seine gesetzliche Souveränität aus 
dem freien Willen des Volkes abgeleitet. Der Rechtsstaat ist verpflichtet, eine ge-
setzliche, indikative und verwaltungsmäßige Garantie zu schaffen, um die Men-
schenwürde und die Menschenrechte aller Bürger zu bewahren, deren Basis im 
Islam und in den von der UNO verabschiedeten Dokumenten verankert ist. Der 
Rechtsstaat ist der Verfassung verpflichtet. 
 
A. Die elementaren Bausteine des Rechtsstaates: 
 
1. Die Verpflichtung,  den Verfassungsbestimmungen in der Arbeit der drei In-
stanzen nachzukommen. 
2. Die Verpflichtung des Souveränitätsprinzips im Rahmen der Kontrolle der un-
abhängigen Judikative zu wahren. 
3. Die Verpflichtung zu demokratischem Verhalten und zum Prinzip der sozialen 
Gerechtigkeit. 
4. Sowohl die allgemeinen Gesetze als auch die Gesetze über Parteien, Wahlen 
und Öffentlichkeit müssen die Grundrechte und allgemeinen Freiheiten der 
Bürger beachten. 
5. Es muss demokratische Diskussion bei der Meinungsäußerung eingeführt und 
es müssen jegliche Druckmittel und Ausübung von Gewalt auf die Freiheit des 
Denkens abgeschafft werden. 
6. Alle staatlichen Organisationen müssen ihre Pflichten gegenüber den Bürgern 
und anderen Organisationen in vollkommener Gleichheit wahrnehmen. Keine 
Gruppe, Partei oder Organisation darf diese staatliche Organisationen ausnut-
zen, um politische oder parteiliche Interessen durchzusetzen. 
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B. Die Nationalcharta hat die folgenden Schritte vorgegeben, um die Grund-
lagen des Rechtsstaates zu erweitern, dies geschieht durch: 
 
1. Die Einrichtung einer unabhängigen Kontrollinstanz mit dem Namen Diwan-Al-
Mazalim, welche die Verwaltung bei der Ausübung ihrer Aufgaben überwacht. 
Sie muss ihren Bericht an das Abgeordnetenhaus und den Ministerrat weiter-
leiten. 
2. Die Bildung eines speziellen Gremiums, um die Gesetzgebung zu erneuern 
und zu entwickeln. 
3. Die Bildung eines Verfassungsgerichtes, das die folgenden Aufgaben über-
nimmt: 
- Auslegung der jordanischen Verfassungsbestimmungen in bezug auf die 
Fragen, die vom Ministerrat dem Verfassungsgericht übergeben werden; 
- Entscheidung über Verfassungsfragen, die dem Verfassungsgericht von sei-
ten der Gerichte übertragen werden; 
- Entscheidungen bei Streitigkeiten über die Verfassungsmäßigkeit bestimmter 
Gesetze. 
Die Aufgabe des Verfassungsgerichtes beschränkt sich auf die Auslegung der 
Verfassung. Seine Entscheidungen sind endgültig und für alle staatlichen Instituti-
onen bindend. Trotz der großen Bedeutung des Verfassungsgerichtes wurde kein 
ernsthafter Schritt in dieser Hinsicht unternommen, obwohl die Bildung des Ver-
fassungsgerichts notwendig und wichtig ist, weil das eine grundlegende Voraus-
setzung für die Verwirklichung des Rechtsstaates ist. 
 
C. Demokratische Prinzipien werden garantiert durch: 
 
1. Gleichberechtigung und Chancengleichheit für alle Bürger, Männer und Frau-
en; 
2. den zivilen und demokratischen Charakter des Staates; 
3. Bekenntnis aller Organisationen zu demokratischem Handeln; 
4. Garantie der Grundrechte für alle Bürger; 
5. Unterwerfung der Parteien und Organisationen unter demokratische Regeln; 
6. Respekt allen Glaubensrichtungen und gegenseitige Toleranz. 
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D. Regeln und Grundlagen der Parteienordnung: 
 
1. Die Jordanier haben das Recht, Parteien und politische Organisationen zu 
gründen und diesen beizutreten, sofern ihre Ziele rechtmäßig, ihre Mittel fried-
lich und ihre Statuten nicht verfassungswidrig sind. 
2. Die politische und parteiliche Arbeit in Jordanien stützt sich auf das Prinzip des 
Pluralismus und auf demokratischen Wettbewerb mit rechtmäßigen Mitteln. 
3. Die Judikative hat allein das Recht, in Fragen der Parteiengesetze zu ent-
scheiden. 
4. Die Parteien sind verpflichtet, ihre internen Statuten sowie ihre sozialen, politi-
schen und ökonomischen Programme öffentlich bekannt zu geben und ihre fi-
nanziellen Grundlagen offen zu legen. Sie müssen folgende Grundsätze be-
achten: 
- Die Parteien müssen in parteiinternen Angelegenheiten demokratisch vorge-
hen; 
- Führung und Mitglieder aller Parteien dürfen keine finanzielle Unterstützung 
aus dem Ausland bekommen; 
- sie müssen den Gleichheitsgrundsatzes für alle Bürger anerkennen; 
- ihr Sitz muss bekannt sein und darf nicht in der Nähe staatlicher Institutionen 
liegen; 
- Parteien dürfen nicht zu einer politischen Polarisierung in der Armee beitra-
gen. 
 
Kapitel 3: Sicherheit 
 
Die jordanische Sicherheit stützt sich auf die folgenden Grundlagen: 
1. Sie ist Teil der gesamtarabischen Sicherheit, sie wird dadurch sowohl positiv 
als auch negativ beeinflusst; 
2. die Unterstützung der Armee und des Berufssoldaten ist für die nationale Si-
cherheit unerlässlich; 
3. um die soziale und wirtschaftliche Sicherheit der jordanischen Bevölkerung zu 
verwirklichen, muss sich Jordanien auf eigene Ressourcen stützen; 
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4. die jordanische Politik geht davon aus, dass Zersplitterung und Abhängigkeit 
nur Schwäche mit sich bringt, wodurch die wirtschaftliche, soziale und politi-
sche Sicherheit Jordaniens und der arabischen Nation bedroht wird; 
5. nationale Unabhängigkeit, Stärke und Sicherheit garantieren dem jordanischen 
Volk Freiheit und ein Leben in Würde; 
6. eine Verfestigung des demokratischen Denkens und Verhaltens ist grundle-
gend, um das Vertrauen in die staatlichen Institutionen zu stärken. 
 
Kapitel 4: Wirtschaft 
 
Die jordanische Wirtschaft ist durch folgende Faktoren benachteiligt und in ihrer 
Entwicklung beeinträchtigt: Rohstoff- und Wasserknappheit, geringe landwirt-
schaftliche Anbaufläche, hohes Bevölkerungswachstum, begrenzter lokaler Markt, 
fehlende Stabilität in der Region und letztlich die wachsenden Verteidigungslasten. 
Diese Mängel haben zur Folge, dass sich Jordanien in hohem Maße auf ausländi-
sche Kredite stützten muss. Trotz dieser Schwierigkeiten hat die jordanische Wirt-
schaft dennoch beachtliche Steigerungen erzielt. Auf allen Ebenen muss der Staat 
eingreifen und hat somit enorme Lasten zu tragen.  
Die mangelhafte Wirtschaftspolitik und eine fehlende effektive Kontrolle führt zu 
folgenden Störungen im Gleichgewicht: 
- die Mittelschicht wird immer kleiner; 
- im öffentlichen wie im privaten Sektor herrscht Verschwendung; 
- die Verschuldung wächst ständig an; 
- das nationale Wachstum schrumpft . 
Nach der Nationalcharta muss sich deshalb die Wirtschaftsordnung künftig auf die 
folgenden Grundlagen stützen, damit es zu einer wirtschaftlichen und sozialen 
Entwicklung im Lande kommt: 
  1.  Die Achtung des Privateigentums, Unterstützung der Eigeninitiative und weit-
gehende staatliche Kontrolle der Bodenschätze; 
  2.  die Entwicklung der Landwirtschaft, da der Agrarsektor eine große Rolle bei 
den Staatseinnahmen spielt; 
  3.  die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, Schaffung von Arbeitsplätzen für alle 
Bürger; 
  4.  das Recht, Interessenverbände zu gründen; 
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  5.  die Ausnutzung der staatlichen Bodenschätze und die Verwendung moderner 
Technologien, um die Produktion zu steigern; 
  6.  die Bekämpfung der Armut und ihrer Folgen; 
  7.  eine Verstaatlichung der Wasserressourcen, weil diese von strategischer Be-
deutung und sehr wichtig für die zukünftige Entwicklung des Landes sind; 
  8.  die Stärkung der nationalen Produktion und des Dienstleistungs-sektors; 
  9.  die Unterstützung von Investitionen im Lande; 
10.  die Drosselung der öffentlichen Kreditaufnahmen; 
11. eine saubere Umwelt ist ein Bürgerrecht, und sie zu bewahren ist eine natio-
nale Aufgabe. 
12. die Modernisierung der Finanz- und Steuergesetzgebung; 
13. die jordanischen Arbeitsemigranten sind Teil der jordanischen Gemeinschaft, 
ihnen gegenüber besteht eine besondere Verpflichtung, zur Verbesserung ih-
rer Lage und damit sie mit dem Vaterland verbunden bleiben. 
 
Kapitel 5: Sozialer Bereich 
 
1. Die Grundwerte der jordanischen Gesellschaft fußen auf arabischen, islami-
schen und humanitären Wertvorstellungen. 
2. Die Familie ist der grundlegende Baustein der jordanischen Gesellschaft. 
3. Eine gesunde Mutterschaft ist die Grundlage einer gesunden Kindheit, deshalb 
muss der Staat die Familien (besonders die Mütter) unterstützen. 
4. Die Frau ist Partnerin des Mannes bei Wachstum und Entwicklung der jordani-
schen Gesellschaft, und sie ist gleichberechtigt, vor allem in Bildung und Ar-
beit. 
5. Die Jugend ist die Zukunft des Landes. Deshalb muss der Staat die entspre-
chende Politik und Programme für die Jugend vorbereiten, um ihre Fähigkeiten 
und Qualifikationen zu fördern, damit sie später die Verantwortung für die Ent-
wicklung Jordaniens übernehmen kann. 
6. Menschen mit Behinderung haben das Recht auf Fürsorge und Bildung. 
7. Die Einrichtung einer staatlichen Institution, welche die Einhaltung von 
Menschenwürde und Menschenrechten überwacht. 
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Kapitel 6: Kultur, Erziehung, Wissenschaft und Information 
 
Die jordanische Kultur beruht auf der arabisch-islamischen Kultur, um die Ent-
wicklung der Gesellschaft zu verwirklichen. Wichtige Grundlagen sind: 
1. Die arabische Sprache ist die Muttersprache und Grundlage der Kultur, sie soll 
in allen Bereichen von Erziehung, Bildung und Wissenschaft Vorrang genie-
ßen. 
2. Die Rechte von Schriftstellern und kreativen Menschen müssen respektiert 
werden, einschließlich ihrer Veröffentlichungen. 
3. Das Niveau der jordanischen Kultur muss in allen gesellschaftliche Bereichen  
Jordaniens verbessert werden. 
4. Die nationale und regionale Kultur muss deutlich in das Bewusstsein der Öf-
fentlichkeit dringen. 
5. Das Recht jordanischer Intellektueller, sich gegenüber anderen Kulturen auf-
geschlossen zu verhalten, muss gestärkt werden. 
6. Die Volkskultur muss unterstützt und bewahrt werden. 
Das jordanische Erziehungs- und Bildungswesen ist hoch entwickelt. Es stützt 
sich auf die Grundwerte der islamischen Glaubenslehre, insbesondere auf folgen-
de Punkte: 
1. Bildung und Erziehung zielen auf eigenständige Individuen, die sich ihrer 
Rechte und Pflichten bewusst sind. 
2. Eigenständiges und schöpferisches Denken sollen gefördert werden. 
3. Es muss eine Verknüpfung zwischen Bildung und Produktion hergestellt wer-
den, um den Bedürfnissen der Wirtschaft des Landes gerecht zu werden. 
4. Bildung und Erziehung müssen flexibel, ganzheitlich und global ausgerichtet 
sein. 
5. Die arabische Sprache ist die Bildungssprache. 
Wissenschaft und Technologie spielen eine große Rolle in den Fragen des Auf-
schwungs und der Entwicklung der jordanischen Gesellschaft. Durch ihre Weiter-
entwicklung kann Jordanien seine wirtschaftlichen und sozialen Probleme lösen 
sowie regional und national größere Sicherheit erlangen. Um dies zu erreichen, ist 
es notwendig: 
1. Politische Entscheidungen, welche die Entwicklung und Besitz solcher Techno-
logien fördern, herbeizuführen; 
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2. ein freies Klima für Wissenschaften zu schaffen und Möglichkeiten für die For-
schung zu entwickeln; 
3. die Publikationen in arabischer Sprache erscheinen lassen; 
4. mehr und mehr wissenschaftliche Methoden für Problemlösungen heranzuzie-
hen. 
Die Folgen der Kommunikationsrevolution sind auf der ganzen Welt zu spüren. 
Information und Kommunikation haben einen großen Beitrag zur Bildung von 
Kenntnissen, Überzeugungen und Einstellungen der Menschen geleistet. Sie kön-
nen eine grundlegende Rolle bei der Festigung und Erweiterung des Demokrati-
sierungsprozesses in Jordanien spielen. Hierzu bedarf es folgender Überlegun-
gen: 
  1.  Der jordanische Informationsauftrag stützt sich auf Freiheit und nationale 
Verantwortung. 
  2.  Meinungs- und Gedankenfreiheit sind durch die Verfassung garantiert; dies 
gilt auch für die Presse. 
  3.  Der Staat muss einen freien Zugang zu den Informationsquellen garantieren. 
  4.  Die Bürger und die politischen Organisationen haben das Recht, die nationa-
len Medien zu verwenden. 
  5.  Die Medien sind die Kanäle, wodurch die Welt ein positives Bild von der 
jordanischen Nation bekommen kann. 
n. 
  6.  Ziel der Medien ist es, kompetente und loyale Bürger/-innen zu bilden, die 
sich zu ihrem Land bekennen. 
  7.  Der freie Zugang zu den Informationsquellen ist Teil der allgemeinen Presse- 
und Medienfreiheit. 
  8.  Die Bürger und Bürgerinnen haben das Recht, jegliche Art von Zeitung zu 
besitzen. 
  9.  Die Presse muss sich von Eingriffen in die persönlichen Freiheit und das 
Privatleben distanziere
10.  Die Medien sind nationale Institutionen, die nicht für die Werbung der Partei-
en und ihrer Organisationen genutzt werden dürfen. 
11.  Die Medien sollen ein freies Klima verbreiten, ihre richtigen und glaubhaften 
Berichte tragen zur Entwicklung der jordanischen Gesellschaft bei. 
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Kapitel 7: Die jordanisch-palästinensischen Beziehungen 
 
1. Die jordanisch-palästinensischen Beziehungen sind von besonderer und 
privilegierter Natur. 
2. Es ist notwendig, diese Beziehungen in Anbetracht der zionistischen Gefahr zu 
festigen. 
3. Die palästinensische Identität ist eine kämpferische Identität, die nicht im Ge-
gensatz zur jordanischen und arabischen Identität steht.  
4. Schwierigkeiten in den jordanisch-palästinensischen Beziehungen dürfen nicht 
dazu führen, dass die Rechte und Pflichten eines Teiles der Bevölkerung ein-
geschränkt werden.   
5. Die zukünftige Einheitsbeziehung zwischen Jordanien und Palästina wird un-
abänderlich sein und muss demokratisch herbeigeführt werden, das heißt, sie 
beruht auf einer freien Entscheidung der Bürger und Bürgerinnen beider Staa-
ten.. 
6. Die nationale Einheit Jordaniens ist die stabile Basis, auf die sich die festen 
Beziehungen zwischen allen Bürgern und Bürgerinnen im Lande gründen. 
7. Jordanien und Palästina sind sich einig im Kampf gegen die zionistische Ge-
fahr und deren Ansinnen, Jordanien als Ersatzheimat für die Palästinenser an-
zusehen. 
 
Kapitel 8: Die jordanisch-arabischen und islamischen Beziehungen 
 
  1.  Die pan-arabische Einheit ist das höchste Ziel und muss als effektivste Reak-
tion auf die Zersplitterung angestrebt werden. 
  2.  Die arabische Einheit verwirklicht die nationale Sicherheit. 
  3.  Die arabische Sprache ist die Sprache der Nation und muss als Äußerungs-
mittel für die arabische Zivilisation verstanden werden, deshalb muss sie be-
wahrt und entwickelt werden. 
  4.  Die arabische Welt muss mit seinen historischen, geographischen und kultu-
rellen Möglichkeiten als die natürliche Heimat aller Araber betrachtet werden. 
  5.  Es ist notwendig, die Demokratie in der arabischen Welt zu festigen. 
  6.  Die Gründung einer wirtschaftlichen Union innerhalb der arabischen Länder 
ist anzustreben. 
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  7.  Die Scharia sollte als Hauptquelle des Rechts dienen, die „arabisch-
islamische Zivilisation“ Grundlage der pan-arabischen Identität sein. 
  8.  Der Glaube an Gott dient als Grundlage aller Normen und Werte. 
  9.  Die Beziehungen zwischen Jordanien und der islamischen Welt müssen wei-
ter gefestigt werden. 
10.  Die internationalen Beziehungen müssen sich auf den gegenseitigen Respekt 
für die Freiheit und Unabhängigkeit der Völker gründen. 
11.  Jegliche Art von Diskriminierung und internationaler Vorherrschaft, werden 
abgelehnt. 
12.  Jordanien will sich an der weltweiten Entwicklung und dem Schutz der Men-
schenrechte aktiv beteiligen (177). 
Diese Charta ist ein Vertrag zwischen der Monarchie und dem Volk über die Tei-
lung der Macht. In ihr werden die Regeln und Werte festgehalten, in deren Rah-
men die Machtaufteilung geschehen sollte. Die Charta ist eine gute Grundlage für 
alle politischen Parteien. Sie haben dadurch einerseits die Möglichkeit, sich zu 
entwickeln und zu wachsen, und andererseits werden ihre Möglichkeiten im Spiel 
der freien Kräfte der Politik überprüft. Wenn das parlamentarische Leben, das 
schon durch die Einführung des demokratischen Weges weitergeführt wurde, der 
Baustein für die Entwicklung des politischen Lebens ist, dann kann die Charta als 
das Dach dieser demokratischen Entwicklung im Lande bezeichnet werden. 
Es ist anzumerken, dass einige politische Kräfte die Unterstützung der Verfassung 
durch die Nationalcharta nicht befürworten. Sie kritisieren, dass die Mitglieder der 
Kommission nicht gewählt sind, sondern vom König ernannt wurden. Für sie heißt 
dies, dass die meisten Mitglieder königstreu sind und die wirklich bedeutenden 
oppositionellen Persönlichkeiten und Berufsverbände fehlen. Außerdem waren 
viele Personen der Charta wenig hilfreich für die Beseitigung der wichtigen Prob-
leme des Landes. 
Auch war die Durchführung der Arbeit an der Charta oft schleppend. Folgende 
Gründe wurden dafür angeführt: 
1. Eine Veränderung der politischen Stimmung, vor allem nach dem Eintritt Jor-
daniens in den Friedensprozess mit Israel. 
2. Die amtierende Regierung wollte die Opposition nicht mehr dulden, deshalb 
erließ die Regierung provisorische Gesetze, wie zum Beispiel Veröffentli-
chungs- und Wahlgesetze. 
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3. Die Regierung hatte kein Interesse an der Durchführung der Charta-
Entscheidungen. Einerseits wurden parteiliche Entwicklungen behindert, ande-
rerseits konnten die politischen Kräfte keine Parteien hervorbringen, die auf 
das Volk anziehend und glaubhaft wirkten. 
Zusammenfassend kann man sagen, dass das von König Hussein zusammenge-
stellte Komitee zur Erarbeitung der Nationalcharta aus allen politischen Richtun-
gen bestand, selbst wenn die Opposition dies bestritt. Die Aufgabe des Komitees 
war, die Bereiche Politik, Wirtschaft, Gesellschaft und Kultur, Wissenschaft und 
Medien zu untersuchen und Vorschläge zu erarbeiten, die als Rahmenbedingun-
gen dem Wohl der Nation dienen sollten. Die Charta kam unter den schon 
erwähnten Umständen zustande, um eine qualitativ höhere politische, 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Umwandlung in Jordanien zu erreichen mit 
dem Ziel, den Grundstein für einen neuen demokratischen Staat nach heutigem 
Verständnis zu legen. Die Nationalcharta mit ihren Inhalten, Prinzipien, Normen 
und Regelungen kann als Wegweiser für ein neues modernes weltoffenes 
demokratisches Land dienen, beruhend auf der Basis von Legalität, Achtung der 
Verfassung und Beteiligung der Bevölkerung am Aufbau eines neuen Jordanien. 
Bei der Umsetzung der Charta traten allerdings auch negative Faktoren auf, die 
den Demokratisierungsprozess zurückwarfen: 
1. Ein Wechsel der Politik durch den im Jahre 1994 abgeschlossenen Friedens-
vertrag mit Israel. Die Regierung hatte weder die Opposition noch die Bevölke-
rung hiervon unterrichtet. 
2. Ein mangelndes Vertrauen in die Parteien und deren Politiker, die keine voll-
ständigen Ansätze in Richtung Demokratie erkennen ließen. 
3. Die Charta wurde bei Parlamentssitzungen immer seltener herangezogen, ob-
wohl sie die politische und verfassungsmäßige Quelle für die Abgeordneten 
sein sollte. 
Da die Charta nur eine Richtlinie ist und keinen Gesetzesrang hat, kümmerte sich 
kein Politiker um die Umsetzung, da ihm seine eigene politische Rangordnung im 
politischen System Jordaniens wichtiger erschien. Die Bedeutung der Richtlinien 
der Charta liegt nicht in ihren Werken, sondern in deren Umsetzung. Um diese zu 
realisieren, sind Praktiker notwendig, die glaubwürdig sind und die Absicht zur 
Umsetzung erkennen lassen. Sollten sich solche Politiker nicht finden, wird die 
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Charta nur als Aushängeschild aller Welt gezeigt, um auf das Demokratieverhalten 
Jordaniens hinzuweisen. 
Idealerweise sollte die Charta in die jordanische Verfassung aufgenommen wer-
den, dies würde ihre Umsetzung garantieren. 
 
2 3 4 Die Rolle der Wahlen 
 
Das Wahlgesetz von 1986 legt die Wahlbedingungen fest. Der Artikel 3, Abschnitt 
A des Wahlgesetzes wurde modifiziert. Er lautet jetzt: 
1. Jede/r Jordanier/in, die/der zum 31. Juli des Jahres das 19. Lebensjahr vollen-
det hat, hat das Wahlrecht, wenn er/sie in einer Wahlliste des Wahlbezirkes 
registriert ist. 
2. Jede/r Jordanier/in, die/der über ein Jahr im Gefängnis verbracht hat, hat kein 
Wahlrecht, dies kann nicht widerrufen werden. 
3. Jeder Jordanier, der Schulden hat und zahlungsunfähig ist, hat ebenfalls kein 
Wahlrecht, bis er gesetzlich schuldenfrei ist. 
4. Jeder Jordanier, der geistig verwirrt ist, hat ebenfalls kein Wahlrecht (178). 
Die Bedingungen für eine Kandidatur sind im Artikels 18 der jordanischen Verfas-
sung festgelegt: 
1. Jeder Kandidat muss Jordanier sein oder die jordanische Staatsangehörigkeit 
seit 10 Jahren besitzen und darf nicht unter ausländischer Beeinflussung ste-
hen . 
2. Der Kandidat muss in einem Wahlverzeichnis registriert werden. 
3. Er oder sie muss mindestens dreißig Jahre alt sein. 
4. Der Kandidat, der mehr als ein Jahr im Gefängnis war, wird nicht zugelassen, 
ausgenommen sind politische Gefangene. 
5. Der Kandidat darf keiner verbotenen oder illegalen Organisation angehören.  
6. Der Kandidat darf die staatlichen Ämter nicht zu seinen Gunsten nutzen, so-
lange er als Angestellter arbeitet, ansonsten muss er von seinem Posten zu-
rücktreten. 
7. Der Kandidat darf nicht dem Königshaus angehören (179). 
Artikel 21 des Wahlgesetzes besagt, dass die Bekanntgabe der Kandidaten 25 
Tage vor dem festgesetzten Wahltermin  erfolgen muss. 
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Da Jordanien aber ein kleines Land ist, reicht die Zeit für die Kandidaten aus, ei-
nen Wahlkampf zu führen. 
Um eine Kandidatur anzumelden, muss der Kandidat 500 JD (Jordanische Dinare: 
ca. 750,-- €) bezahlen. Dieser Betrag wird beim Finanzamt des entsprechenden 
Wahlbezirkes einbezahlt. Dieser Vorgang kann laut Artikel 22 des Wahlgesetzes 
nicht rückgängig gemacht werden. 
Die Wahlen finden in allen Wahlzentralen geheim statt, wie in Artikel 32 des Wahl-
gesetzes vorgeschrieben. Gewonnen hat jeweils derjenige Kandidat, der die 
höchste Stimmenzahl erreicht. Die offiziellen Wahlergebnisse werden vom Innen-
ministerium bekannt gegeben, gemäss Artikel 58 des Wahlgesetzes. Nach Artikel 
59 können Beschwerden gegen die veröffentlichten Wahlergebnisse von jedem 
gewählten Abgeordneten innerhalb von 15 Tagen beim Generalsekretariat des 
Parlaments vorgebracht werden (180). 
Nach den Bestimmungen des Artikels 31 des Wahlgesetzes wird Jordanien in 20 
Wahlbezirke eingeteilt. Jedem Bezirk wird eine bestimmte Anzahl von Sitzen im 
Parlament zugeteilt. Diese Berechnung der repräsentativen Sitzverteilung für das 
Parlament wird an der Einwohnerzahl gemessen. 
Die Tabelle 8 verdeutlicht die Zahl der Sitze im Parlament: 
 
Wahlbezirke 
 
Anzahl der 
Wahlkreise 
Zahl der Sitze im 
Abgeordnetenhaus 
Bezirk der Hauptstadt 6 21 
Provinz Irbid 5 19 
Provinz Bal’qa 1 8 
Provinz Al-Karak 1 9 
Provinz Ma’an 1 5 
Provinz Al-Zarqa 1 6 
Provinz Al-Mafrag 1 3 
Provinz Al-Tafileh 1 3 
Provinz Badu-Al-Schmal 1 2 
Provinz Badu-Al-Wasat 1 2 
Provinz Badu-Al-Ganub 1 2 
 20 80 
 
Tabelle 8: (181) 
 
Der Artikel 31 legt auch die Sitze für Minderheiten und die Beduinen fest, wobei 
sich dies als ein Problem ungleicher Repräsentanz darstellte. 
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Von 80 Parlamentssitzen sind 6 für die Beduinen, 3 für Tscherkessen , deren Be-
völkerungsanteil bei nicht mehr als 2 % liegt und 9 Sitze für die Christen, deren 
Bevölkerungsanteil bei weniger als 5 % liegt, reserviert (182). 
Ein weiteres Problem ist die Sitzverteilung. Einzelne Regionen mit einem geringe-
ren Bevölkerungsanteil haben vergleichsweise mehr Sitze im Parlament bekom-
men, wie zum Beispiel Ma’an oder die Beduinen und andere Minderheiten. Dies 
geschah, damit möglichst viele loyale und dem tribalen System verpflichtete Ab-
geordnete im Parlament vertreten sind. 
Am 17. August 1993 erließ der Ministerialrat das temporäre Gesetz Nr. 15. Hier 
wurde der Abschnitt (B) des Artikels 46 abgeändert. Der Abschnitt wurde durch 
einen neuen ersetzt: Jeder Wähler muss den Namen des gewünschten Abgeord-
neten auf den Wahlzettel schreiben und dann in die Wahlurne werfen. 
Wähler, die Analphabeten sind, haben das Recht, den Leiter des Wahlkomitees zu 
beauftragen, den Namen des gewünschten Abgeordneten, den sie wählen möch-
ten, auf den Wahlzettel zu schreiben. Der Wahlleiter muss aber den Namen laut 
vor allen Komiteemitgliedern vorlesen, ihn dann dem Wähler geben, damit dieser 
ihn dann in die Urne werfen kann. 
Auch Artikel 52 wurde modifiziert: 
A Wenn ein Wahlzettel mehrere Namen von Kandidaten enthält, wird der erste 
Namen des Wahlzettels bestätigt. 
B Wenn der Name des gewählten Kandidaten auf dem Wahlzettel nicht deutlich 
oder unlesbar ist, aber alles darauf hindeutet, dass es nur ein bestimmter Na-
me sein kann,  wird dieser Name bestätigt. 
Vor der Modifikation des Wahlgesetzes konnten die Wähler nach den Artikeln 46 
und 52 mehrere Namen, die auf einer Blockliste standen, wählen. Nach der Ände-
rung des Gesetzes konnte der Wähler seine Stimme nur noch einem Kandidaten 
geben. Dies führte zu einer politischen Auseinandersetzung, die bis heute andau-
ert. 
Durch das neue, temporäre Gesetz, es war ursprünglich nur für kurze Zeit ge-
dacht, wurde der Einfluss mancher Gruppierungen, die vom alten Gesetz profitier-
ten, beschnitten. Das neue befristete Gesetz hat den Tribalismus verstärkt, denn 
durch dieses Gesetz geben die Wähler ihre Stimme nur dem vom Stamm (der 
Sippe) ernannten Kandidaten, weil sie ihre Stärke und Einflussmöglichkeiten in 
diesem Kandidaten sehen, und nicht in dem Kandidaten einer Partei 
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Das alte Wahlgesetz hatte auch Nachteile, denn es ermöglichte, auf einfache 
Weise den Wähler zu betrügen. So wurden an die Spitze eines Wahlblocks (Liste) 
eine bekannte, berühmte Person gesetzt und die anderen Kandidaten nicht er-
wähnt, weil sie vielleicht nicht so bekannt oder auch nicht so fähig waren. Nach 
dem alten Wahlgesetz konnten die Wähler ihre Stimmen mehreren Kandidaten 
geben, die in einem Block standen, was für den Wähler häufig zu weiteren 
Schwierigkeiten bei der Auswahl der Kandidaten führte. 
Es bietet sich an, eine übereinstimmende Formulierung zwischen den Vorteilen 
des alten und denen des neuen temporären Wahlgesetzes herbeizuführen, d.h. 
Mehrstimmenwahlrecht, weil dies das Beste für das Land ist und auch im Interes-
se des Wahlverlaufes liegt. 
Durch eine passende Lösung kann auch der Demokratisierungsprozess nach vor-
ne gebracht werden, weil auf Grund des temporären Wahlgesetzes Parteien nicht 
an den Wahlen von 1997 teilgenommen haben. Sie sahen in dem neuen temporä-
ren Wahlgesetz eine starke Rückkehr des Tribalismus in das Parlament. 
 
2 3 4.1 Die Wahlen 1989 
 
Das Wahlgesetz wurde 1989 modifiziert, um es den Entwicklungen und Verände-
rungen in den jordanisch-palästinensischen Beziehungen nach der Vermehrung 
der Parlamentssitze anzupassen (183). 
Unter diesem Aspekt ordnete König Hussein die Abhaltung von Wahlen am 8. No-
vember 1989 an. Dies kann er nach der Bestimmung des Artikels 34 Abschnitt 1 
der jordanischen Verfassung, der besagt, dass der König der einzige ist, der den 
Befehl zur Abhaltung von Wahlen für das Abgeordnetenhaus entsprechend den 
Bestimmung der Gesetze der Verfassung erlassen kann (184). 
Diese Wahlen, an denen sich die Parteien wegen des seit 1957 erlassenen 
Kriegsrechtes nicht beteiligen durften, fanden weder bei Kandidaten noch bei den 
Wählern großes Interesse. Zumal sich die Kandidaten auch nicht sicher sein konn-
ten, ob die Wahlergebnisse wirklich korrekt zustanden kommen würden. Die Wäh-
ler nahmen diese Wahlen auch nicht ernst, weil sie die Befürchtung hatten, dass 
dieser Versuch wie die vergangenen Wahlen sein und lediglich Instabilität mit sich 
bringen würde. Deshalb war die Akzeptanz der Wahlen durch die Bevölkerung 
nicht so groß, wie man es sich wünschte (185). 
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Am 8. November 1989 gingen die jordanischen Wähler zu den Wahlurnen, um die 
80 Abgeordneten aus den 545 miteinander konkurrierenden Kandidaten, davon 12 
Frauen, für das Abgeordnetenhaus zu wählen (186). Die Zahl der registrierten ak-
tiven Wähler im Wählerverzeichnis war mit 75,52 % der Bevölkerung hoch. 
Die Wahlbeteiligung - laut offiziellen Zahlen des Innenministeriums - lag bei 
63,2 % Prozent (187). 
Die nachfolgende Tabelle 9 fasst die Ergebnisse nochmals zusammen: 
 
Verschiedene Relationen für die prozentuale Beteili-
gung an den Wahlen von 1989 
 
Die Bevölkerungszahl Jordaniens Ende 1989 3.268.798 
Die Anzahl der Wahlberechtigten über 19 Jahre 1.483.560 
Die Wahlbeteiligung. Die Armee und die Sicherheits-
kräfte zählen nicht dazu. 
 
1.350.000 
Die Anzahl der registrierten Bürger im Wählerver-
zeichnis 
1.019.491 
Die Zahl der Bürger, die den Stimmzettel erhalten ha-
ben 
877.475 
Wahlbeteiligte 555.597 
Prozentzahl der Wähler im Vergleich zur Anzahl derer, 
die den Stimmzettel erhalten haben 
 
63,29 % 
Prozentzahl aktiver Wähler zu den registrierten Per-
sonen im Wahlverzeichnis 
 
54,48 % 
Prozentualer Anteil der Wähler im Vergleich zu den 
Wahlberechtigten (ausgenommen sind die Armee und 
die Sicherheitskräfte). 
 
 
41,14 % 
Prozentualer Anteil der registrierten Personen im Ver-
gleich zu den Wahlberechtigen 
 
75,52 % 
Prozentualer Anteil der Personen, die Wahlzettel er-
halten haben im Vergleich zu den Wahlberechtigten 
 
65 % 
Prozentualer Anteil der Personen, die Stimmzettel er-
halten haben im Vergleich zu den registrierten Perso-
nen 
 
86,7 % 
 
Tabelle 9: (188) 
 
Die teilweise großen Unterschiede sind auf  das komplizierte Wahlverfahren, die 
Registrierung im Wahlverzeichnis und die Abholung der Wahlkarte zurückzufüh-
ren. 
Diese prozentuale Wählerbeteiligung wurde als hoch im Vergleich zu der Wahlbe-
teiligung in Entwicklungsländern betrachtet, speziell wegen des damals existieren-
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den Kriegsrechtes im Land, wodurch die Bürger keine Rechte und besonders kein 
Wahlrecht hatten, um einen Vertreter in das Parlament schicken zu können. 
Allerdings ist die prozentuale Wahlbeteiligung von 63,2 % höher als selbst bei 
manchen demokratischen liberalen Gesellschaften, obwohl diese prozentuale 
Wahlbeteiligung nicht die im Ausland arbeitenden jordanischen Gastarbeiter, die 
Armee und die Sicherheitskräfte enthält (189). Die Wahlbeteiligung in den Wahl-
bezirken der Beduinen war hoch, weil dort die tribalen Beziehungsgeflechte zum 
Tragen kamen. Es ist für eine Sippe selbstverständlich, dass ihr Kandidat bei einer 
Wahl gewinnen muss, weshalb sie ihm nahezu geschlossen ihre Stimme geben, 
damit sie sich in ihrem Wahlkreis vor den anderen rühmen können. Aus diesem 
Grund war die prozentuale Wahlbeteiligung in diesen Bezirken sehr hoch.  
Die Regierung hat keinen Einfluss auf die Wahlen und auch nicht auf das Wahler-
gebnis genommen, wie es in fast allen Entwicklungsländern der Fall ist – auch 
nicht die offiziellen Medien der Regierung (190). 
König Hussein hatte Scharif Zaid ausgewählt, um die seit 25 Jahren unterbroche-
nen parlamentarischen Wahlen zu leiten. Dies war ein deutliches Zeichen dafür, 
dass es ihm  mit der demokratischen Umwandlung ernst war, denn Scharif Zaid ist 
in politischen Kreisen als gerechter Mensch bekannt (191). 
Die internationalen und jordanischen Beobachter haben die Wahlen als fair und 
korrekt bezeichnet (202).Sowohl die bei den Wahlen erfolgreichen wie die weniger 
erfolgreichen politischen Kräfte erklärten, dass die Wahlen fair und tadelsfrei ver-
liefen. Auch die internationale, arabische und regionale Presse bewertete die Wahl 
vom 8. November 1989 auf diese Weise. Jordanien hatte Korrespondenten aus 
aller Welt zu Gast, die diese demokratische Umwandlung positiv bewerteten, vor 
allem in Hinblick darauf, dass kurz zuvor die von wirtschaftlichen Problemen aus-
gelösten April-Unruhen 1989 stattgefunden hatten (192). 
Das Wahlergebnis war allerdings insofern überraschend für Beobachter, Kritiker 
und Analysten, als sie vermutet hatten, dass die Wahlen eine Rückkehr der traditi-
onellen und die Regierung unterstützenden Kräfte und nur eine kleine Zahl von 
oppositionellen Abgeordneten bringen würde.  
Das herausragende Ergebnis der Wahl war der Sieg der islamischen Bruder-
schaft. Der große Erfolg, den die Islamisten errangen, überraschte sowohl die Öf-
fentlichkeit als auch das Königshaus. Sie zogen mit 22 von 80 Sitzen in das Abge-
ordnetenhaus ein. Zusätzlich waren 8 von 12 unabhängigen Kandidaten der Isla-
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misten in das Parlament eingezogen. Dieser Erfolg machte die Beobachter be-
sorgt, da sie befürchteten, dass - ähnlich wie in Algerien - Gewalttätigkeiten folgen 
würden. 
Der Erfolg der Islamisten kann auf folgende Gründe zurückgeführt werden: 
1.  Die Islamisten konnten während des Kriegsrechtes legal arbeiten, während alle 
anderen Parteien verboten waren; 
2. sie waren während dieser Zeit als wohltätige Organisation angemeldet; 
3. ihr Wahlprogramm umfasste alle Bereiche des Lebens, und ihre eingängige 
Parole lautete: „Der Islam ist die Lösung!“ (193); 
4. die anderen Parteien konnten sich weniger gut der Öffentlichkeit darstellen, da 
sie während der Zeit des Kriegsrechtes im Untergrund arbeiten mussten. 
Die islamische Bruderschaft errang zwar fast ein Drittel der Sitze des Parlaments, 
andererseits war es aber auch ein Zeichen dafür ist, dass die Ansprache der Mus-
limbruderschaft dennoch begrenzt ist (194). Denn nur sie hatte die Möglichkeit, 
sich im Vorfeld der Wahlen voll darzustellen. 
Die Parteien durften  keine politischen Aktivitäten ausüben. Sie durften sich aller-
dings am Wahlkampf frei beteiligen, woraufhin 6 Parteien an der Wahlkampagne 
teilnahmen. Nur 15 % der Kandidaten waren parteiengebundene , die anderen 
unabhängige Kandidaten. Der Niedergang der linksorientierten Kräfte war begrün-
det in der langen  Zeit ihrer Illegalität, aber auch in der Unfähigkeit, einen geeinten 
Block zu bilden, so dass ihre Kräfte und die Wählerschaft unter den konkurrieren-
den Parteien zersplittert wurden (195).  
Die Islamisten legten erhebliches Gewicht auf die Änderung des Wahlgesetzes 
(196). Sie wollten die Wahlbereiche neu einteilen, um die Sitze repräsentativ nach 
dem Bevölkerungsanteil zu verteilen. Weiterhin strebten sie die Kontrolle der Re-
gierungsarbeit durch das Parlament an. Sie forderten die Freiheit der Berufsver-
bände. Außerdem strebten sie eine andere Beziehung zwischen Jordanien und 
der damaligen Sowjetunion (197) an. Die Wähler in den ländlichen Gebieten und 
die Beduinen akzeptierten diese Vorstellungen nicht. 
Die Palästinenser stellen mehr als die Hälfte der jordanischen Bevölkerung, was 
ihnen eigentlich einen großen Einfluss sichern müsste. Allerdings hielt sich die 
PLO zurück, besonders nachdem sich Jordanien 1988 endgültig von der Palästi-
nafrage distanzierte. Die palästinensischen Kandidaten stellten nur 8 % aller Kan-
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didaten. In den Wahlbezirken mit überwiegend palästinensischen Bewohnern wur-
de links oder nationalistisch gewählt. 
Bis zu den Wahlen zum 11. Abgeordnetenhaus beherrschte der Tribalismus das 
parlamentarische Leben. 
Oft konnte keine Einigung über einen Kandidaten innerhalb der Sippen herbeige-
führt werden. Dies lässt sich auf gesellschaftliche Traditionen wie Streben nach 
Ruhm und Ansehen zurückführen. Einige Wahlbezirke haben nach altem Muster, 
nämlich nach tribalen Traditionen gewählt. Einige Kandidaten orientierten sich an 
Programmen verbotener Parteien. Auch hochgebildete und fähige Kandidaten 
brauchen die Unterstützung ihrer Sippe, so kam es zu Konflikten innerhalb der 
Sippen. 
Die Wahlen brachten Abgeordnete hervor, die den Willen und die Fähigkeit hatten, 
den demokratischen Prozess in Gang zu setzen. Die Zahl der qualifizierten Abge-
ordneten war hoch, sie lag bei ca. 95 % der Abgeordneten des Parlaments. Fast 
alle entstammten dem geisteswissenschaftlichen Sektor, sowohl beruflich als auch 
nach ihrem Bildungsgrad (198). 
Die konservativen (traditionellen) Parteien waren zum Erstaunen aller nur wenig 
im Parlament vertreten. 
Die nachfolgende demokratische Umwandlung wurde nicht von der Opposition, 
der islamischen Bewegung, vorangetrieben, sondern von König Hussein, der sich 
für eine Erweiterung des demokratischen Prozesses entschieden hatte. Diese Of-
fenheit seinerseits traf auf die Interessen der führenden Schicht der Bevölkerung, 
die nach den April-Unruhen von 1989 die Befürchtung hatten, ihre Macht im Sü-
den des Landes zu verlieren (199). 
Der folgende wichtige Punkt ist noch anzumerken: 
Zum ersten Mal nahmen auch Frauen an den Wahlen des Landes teil. Ihr prozen-
tualer Anteil bei den Kandidaten war sehr niedrig, nämlich 1,8 Prozent. Dennoch 
zeigt dies auf eine positive Entwicklung in der Hinsicht, dass die Frauen ihr Wahl-
recht wahrnahmen und kandidierten. 
12 von 548 Kandidaten waren Frauen, die sich auf sieben Wahlbezirke verteilten, 
wie die folgende Tabelle 10 verdeutlicht. 
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Name Wahlbezirk Sitz Stimmen-
anzahl 
Stimmanteil 
in Prozent 
Aisch Kchewja Amman 1 Islamisten 1176  4,26 % 
Nabila Najib Rashdan Amman 3 Islamisten 1046 3,79 % 
Haifa Bashir Amman 3 Islamisten 365 1,32 % 
Jeanette Mufti Amman 3 Tscherkessen 2604 9,44 % 
Toujan Faisel Amman 5 Tscherkessen 1328 7,74 % 
Jumla Nahar Amman 5 Islamisten 702 3,51 % 
Damitz Schreim Amman 5 Islamisten 262 0,94 % 
Aida Kanat Irbid Islamisten 3495 5,46 % 
Mufida Sweidan Irbid Christen 3817 5,96 % 
Huda Fachwi Bulga Christen 2978 5,60 % 
Wedat Schuawi Ma’an Islamisten 155 0,80 % 
Wadia Bushnag Zarga Islamisten 262 4,74 % 
 
Tabelle 10 
Fast alle Kandidatinnen waren parteiunabhängig, außer einigen, die den palästi-
nensischen Organisationen angehörten. Die Mehrheit der Kandidatinnen kam aus 
den höheren Schichten der Gesellschaft und den Städten, da die patriarchalen 
Traditionen auf dem Land noch sehr stark ausgeprägt und für Kandidatinnen kaum 
zu überspringen sind. Keiner dieser Kandidatinnen gelang es, die Wahl zu gewin-
nen. Als Gründe hierfür können angeführt werden: 
1. In ihren Wahlbezirken herrschte starke Konkurrenz durch erfahrene Kandida-
ten wie zum Beispiel alte Minister, Gewerkschaftler und Kapitalbesitzer. 
2.  Die Arbeit der Frauenvereinigung vor den Wahlen war schwach. 
3.  Sie konnten mit ihren Programmen nicht das Interesse der Wähler wecken 
(200). 
4.  Den Männern fiel es aus traditionellen Gründen schwer, Frauen zu wählen. Sie 
hielten sie nicht für tauglich, eine solche Verantwortung zu übernehmen. Aber 
auch Frauen wählten die weiblichen Kandidatinnen kaum. 
Dieses hier vorgestellte 11. Parlament zeigte seine Stärke in den Beschlüssen zu 
den demokratischen Reformbestrebungen. 
Alle parlamentarischen Blöcke haben im Parlament gefordert, das Kriegsrecht, die 
Anweisungen der Kriegsrechtsverwaltung, sowie alle restriktiven Gesetze aufzu-
heben, welche die allgemeinen Freiheitsrechte einschränken. Nach solch andau-
ernden Forderungen des Parlaments hat die Regierung das Kriegsrecht am 8. Juli 
1991 aufgehoben (201). 
Ein weiterer wichtiger Punkt war der Kampf des Parlaments für ein neues Druck- 
und Veröffentlichungsgesetz im Rahmen der Verfassung. Dieses Gesetz gilt als 
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wichtiges Ereignis in den Anstrengungen und Forderungen der Abgeordneten im 
Bereich der allgemeinen Freiheit. Als Ergebnis dieser Anstrengungen wurden 
mehrere Tages- und Wochenzeitungen, die für und gegen das Regime sind, zuge-
lassen, trotz einiger Gegner dieses Gesetzes. Denn in diesem Gesetz gab es im-
mer noch Einschränkungen, sowohl für Freiheit der Journalisten wie auch betreffs 
des Informationsgeheimnisses (202). 
Die vorhergehenden Regierungen erließen eine Reihe provisorischer Gesetze, die 
der Verfassung widersprachen und zusätzlich Teile der Verfassung vernachlässig-
ten. Dies führte zu politischen, wirtschaftlichen und sozialen Unruhen im April 
1989. 
 
2 3 4.2 Die Wahlen 1993 
 
Die Legislaturperiode des alten Parlamentes ging im September 1993 zu Ende. 
Die Wahlen zum 12. Parlament rückten näher. Diese Wahlen verdienen eine spe-
zielle Betrachtung, weil sie sich von den Wahlen 1989 unterschieden. Diese Wah-
len waren für viele Beobachter von besonderer Bedeutung, denn sowohl innen- 
wie auch außenpolitisch war es zu wichtigen Entwicklungen gekommen: 
Einerseits stellte sich die Bevölkerung die Frage, ob die Exekutive demokratisch 
bleiben könne, nachdem die islamische Bewegung bei den Wahlen von 1989 den 
Sieg errungen hatte. 
Andererseits fanden die Wahlen am 7. November 1993 nach der Verkündigung 
der Abkommen zwischen PLO und Israel in Jericho, Gaza und Oslo statt.  
In Folge dieser Abkommen stellten sich folgende Fragen:  
Wie werden in Zukunft die jordanisch-palästinensische Beziehungen aussehen, 
und welche Auswirkungen haben sie auf die Wähler und die Kandidaten palästi-
nensischer Abstammung? Unter diesem Aspekt entflammten erneut die Diskussi-
onen über die nationale Frage. Jordanische Nationalisten forderten, dass die Pa-
lästinenser sich entscheiden sollten, zu welchem Staat sie sich zukünftig beken-
nen würden. Andere Nationalisten gingen sehr viel weiter, indem sie den Bürgern 
palästinensischer Abstammung ihr Wahlrecht grundsätzlich aberkennen wollten. 
Eine offene Frage blieb, welche Haltung die Opposition zur Friedensfrage ein-
nehmen würde. Würde sie die Lösung ( das Abkommen zwischen die Palästinen-
ser und Israelis) befürworten oder bekämpfen? 
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Diese Wahlen waren die ersten nach der Modifikation des Wahlgesetzes von 
1989, die in einem politisch-demokratischen Klima stattfanden, speziell nach Er-
lass des neuen Parteiengesetzes Nr. 32 im Jahr 1992 während der 11. Legislatur-
periode. Auf Grund dieses Gesetzes nahmen offiziell 10 Parteien an den Wahlen 
teil. Andere Parteien nahmen inoffiziell an den Wahlen teil, um sich die Verlegen-
heit zu ersparen, eventuell keine Kandidaten ins Parlament bringen  zu können. 67 
Personen kandidierten für Parteien, 15 weitere parteilos (203). Die Parteien waren 
sehr wichtig, um den wirklichen Einfluss auf die Bevölkerung zu messen und ihre 
Wirkung bei politischen Entscheidungen im Parlament überprüfen zu können 
(204). 
Die Wahlen fanden in einer ungünstigen Atmosphäre statt, weil sich die Bevölke-
rung vom 11. Parlament mehr in Bezug auf die Bekämpfung der Korruption, die 
Beseitigung der Arbeitslosigkeit und der Armut versprochen hatte (205). Das 11. 
Abgeordnetenhaus hatte  jedoch keine dieser Erwartungen erfüllt und bestätigte 
das Gefühl der Bevölkerung, dass es eine schwache Rolle spielte. Die Wahlen 
von 1993 fanden nach dem 2. Golfkrieg statt. Dieser Krieg hatte negative Auswir-
kungen auf die jordanisch-arabischen Beziehungen. Jordanien erhielt von diesen 
Staaten und der westlichen Allianz keine Unterstützung mehr, was die wirtschaftli-
che Krise noch stärker vertiefte. 
Dies war auf die pro-irakische Haltung Jordaniens im Golfkrieg zurückzuführen, zu 
der sich die Entscheidungsträger auf Grund der engen wirtschaftlichen Verflech-
tungen mit dem Irak und der jordanisch-palästinensischen Beziehungen gezwun-
gen sahen. 
Nach dem Zerfall der Ostblockstaaten, an ihrer Spitze die Sowjetunion, und dem 
Ende des Kalten Krieges wandelte sich das gesamte bisherige Weltordnungssys-
tem, von zwei Gegenpolen hin zu einem einzigen Pol unter der Führung der USA. 
Die USA wollten ein neues Weltordnungssystem bilden. Dies beschleunigte die 
Bemühungen um den Friedensprozess in der Region, um den arabisch-
israelischen Konflikt zu beenden. Es gab Verhandlungen, die zum Oslo-
Abkommen zwischen Israel und der PLO führten. Auch Jordanien schloss ein 
Friedensabkommen mit Israel im Jahr 1994.  
Unter diesen Umständen war eine Wahl schwierig, denn es fehlte an deutlichen 
Zukunftsperspektiven und an klaren Vorstellungen über die arabisch-jordanische 
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und die jordanisch-israelische Lage. Deswegen sah die Bevölkerung diesen Wah-
len mit mehr Ungewissheit als Begeisterung entgegen. 
Solche Ungewissheit führte in der Bevölkerung zu der Überzeugung, dass das 
kommende  Parlament stark unter dem Einfluss des Königshauses stehen würde. 
Dadurch wäre das Parlament begrenzt in der Wahrnehmung seiner Aufgaben. 
Am 7. November 1993 fanden die Wahlen in einer friedlichen und ruhigen Stim-
mung statt. Wie die Wahlkreise 1989, so bewarben sich auch 1993 wieder 534 
Kandidaten um 80 Parlamentssitze. 
821.055 Wähler und Wählerinnen gaben ihre Stimme ab. Verteilt worden waren 
1.203.3229 Wahlzettel, daraus ergibt sich eine prozentuale Wahlbeteiligung von 
68 % in allen Wahlbezirken des Königreiches (206). Deren Verteilung zeigt sich in 
der nachfolgenden Tabelle 11. 
 
Absolute Wahlbeteiligung bei Parlamentswahlen 1993 nach Wahlbezirken 
 
Wahlbezirk potentielle 
Wähler 
registrierte 
Wähler 
Wahlkarten-
empfänger 
Wähler 
Amman 1 157330 95002 59000 35844 
Amman 2 259150 110490 65152 43111 
Amman 3 92680 103672 76402 47572 
Amman 4 72155 81466 73539 41278 
Amman 5 164572 95718 73093 49668 
Amman 6 47140 43212 40869 28804 
Al-Balqua 119085 126440 113186 73061 
Al-Karak 75260 83996 80293 59092 
Al-Tafileh 20930 26910 24366 19931 
Ma’an 47090 36516 33907 26625 
Al-Zarga 304180 204686 135710 91453 
Al-Mafrag 32520 33304 28697 23160 
Irbid 216380 168078 134666 94661 
Ajloun 44860 47456 43480 29325 
Jerash 55500 40632 35476 274423 
Ramth 67990 59249 55925 39811 
Kura 67975 61695 52939 37039 
Badu/Al-
Schmal 
34570 33146 30340 21659 
Badu/Al-Wasat 24293 25323 24503 16046 
Badu/Al-
Ganub 
25000 24388 22126 16732 
 
Tabelle 11 
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Im wesentlichen verliefen die Wahl fair und unmanipuliert. 
Die Wahlergebnisse stimmten nicht mit den Erwartungen überein. Mehr oder we-
niger gingen sie im Sinne des herrschenden Systems aus. 
Nach einer Analyse der Ergebnisse kommt man zu folgenden Schlussfolgerungen: 
1.  Die Modifikation des Wahlgesetzes leistete einen großen Beitrag zum Verlauf 
der Wahlen. Die Islamisten bekamen 5 Sitze weniger als 1989, nämlich nur 
noch 17. Auch die Linksgerichteten und Nationalisten erlitten Verluste, sie er-
hielten zusammen nur noch 11 Sitze. 
 Die Gemäßigten und Konservativen gingen als Sieger aus der Wahl hervor; sie 
erreichten zusammen 47 Sitze. 
 Der Rückgang der Islamisten, der Nationalisten und der Linksgerichteten 
zugunsten der traditionellen Parteien war im Interesse des Systems, denn er 
schwächte die Opposition, sie konnte nun nicht mehr als ernsthafter politischer 
Störfaktor gelten (207). 
 Die Zahl der Oppositionssitze war im Vergleich zu 1989 stark gesunken. 
2.  Der Wahlvorgang verlief demokratisch. Die Wahlergebnisse wurden akzeptiert, 
was beweist, dass das demokratische Bewusstsein in Jordanien gewachsen 
war. 
3.  Die höhere Wahlbeteiligung um 5,5 Prozent (208) im Vergleich zu den Wahlen 
von 1989 ist als positives Signal zu werten. Die niedrigste Quote war im Wahl-
bezirk Al-Abalqa mit 56,3 %, und die höchste Quote war im Wahlbezirk Mafraq 
mit 83 % (209). 
4.  Viele Kandidaten haben sich nur auf ihre Stammesbeziehungen gestützt, ob-
wohl sie Parteiangehörige waren. Einige von ihnen hatten damit Erfolg, da die 
Parteien neu gegründet worden waren und dadurch keine breite Basis hinter 
sich hatten, mit Ausnahme des politischen Flügels der islamischen Bruder-
schaft. 
5.  Seit der Gründung des jordanischen Parlaments kam zum ersten Mal eine 
weibliche Abgeordnete ins Parlament. Sie ist Tscherkessin und heißt Tujan 
Faisel. Sie kandidierte für den Wahlbezirk Amman 3. Für diese Wahlen kandi-
dierten nur drei Frauen im Vergleich zu den 12 Frauen, die bei den Wahlen von 
1989 kandidiert hatten. 
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2 3 4.3 Die Wahlen 1997 
 
Nachdem das zwölfte Abgeordnetenhaus seine gesetzlich vorgeschriebene Perio-
de vollendet hatte, löste König Hussein es am 4. September 1997 auf, damit sich 
die Kandidaten für den Wahlkampf zum 13. Abgeordnetenhaus vorbereiten konn-
ten. Der Wahltermin stand bereits fest (210). 
Das jordanische Volk erlebte Neuwahlen, die sich von denjenigen 1989 und 1993 
deutlich unterschieden. So durfte der Wähler nur noch eine Stimme für einen Kan-
didaten abgeben. Bisher war es möglich gewesen, mehrere Kandidaten der Liste 
zu wählen.  
Einen starken Einfluss übten auch der Friedensvertrag mit Israel und seine wirt-
schaftlichen Folgen aus. Außerdem wurde die Wahl von der Muslimbruderschaft 
und einigen linken Parteien boykottiert. 
Die Wahlen fanden unter politisch unklaren Verhältnissen statt. Die Opposition 
hatte zu einem Boykott der Wahlen aufgerufen, weil sie in der von den vorherge-
henden Regierungen betriebenen Politik keine Lösung für die Probleme sah und 
sich diese auch nicht im Einklang mit dem Demokratisierungsprozess befand. Die 
Politik drückte sich aus durch Korruption, Verschlechterung der wirtschaftlichen 
Situation, Arbeitslosigkeit und Armut der Bevölkerung, Verschlechterung des 
Presse- und Wahlgesetzes u.a.m. 
Die Regierung wiederum wollte ihre Politik fortführen, insbesondere das Friedens-
abkommen mit Israel, das in der Hoffnung abgeschlossen worden war, die wirt-
schaftliche Situation werde sich auf einem höheren Niveau erholen. Dies traf aber 
nicht ein. Im Gegenteil, die Situation verschlechterte sich, und der Lebensstandard 
der Bevölkerung sank. 
Der Wahlboykott der Opposition, die Abwesenheit starker Parteien, die ineffektive 
Rolle des Parlaments, die (mangelnde) Qualität der zu wählenden Abgeordneten 
und die undurchsichtige Politik der Regierung führten bei der Bevölkerung zu ei-
nem Desinteresse an diesen Wahlen. 
Die Wahlen am 4. November 1997 verliefen ruhig. Um die 80 Sitze des Abgeord-
netenhauses bewarben sich insgesamt 521 Kandidaten, darunter 17 Frauen. Die 
Anzahl der Kandidaten war geringer als in den vorherigen Wahlen 1989 (648) und 
1993 (534), was auf den Boykott durch die wichtigsten Oppositionskräfte zurück-
zuführen ist (211). 
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In den Wahllisten waren 1.479.932 Wähler registriert, tatsächlich an den Wahlen 
beteiligt haben sich 822.318 Personen (212), daraus ergibt sich eine Wahlbeteili-
gung von 54,6 % in allen Wahlkreisen (213). 
Eine Analyse ergibt folgende Schlussfolgerungen: 
1. Die Wahlbeteiligung lag deutlich unter der der vorhergehenden Wahlen. 
2. Der Wahlverlauf von 1997 machte deutlich, dass es im Demokratisierungspro-
zess Rückschritte gab. Zum Beispiel kamen Ungenauigkeiten bei der Registrie-
rung der Wähler vor, was wiederum zu Schwierigkeiten bei der Bekanntgabe 
und Analyse der Wahlergebnisse führte.  
3. Es erfolgte eine Rückkehr zum Tribalismus. Dieser wiederum spielte eine wich-
tige Rolle beim Erfolg einiger Kandidaten. Insbesondere der Wahlboykott der 
Opposition öffnete dem Tribalismus Tür und Tor. Das politische System kann 
sich nun wieder voll auf die Unterstützung ihm genehmer Abgeordneter verlas-
sen. 
4. Keine einzige der Frauen wurde in das Abgeordnetenhaus gewählt. 
Die Hintergründe hierfür sind folgende: 
1. Der Aufruf der Muslimbruderschaft, die Wahl zu boykottieren, traf vor allem bei 
der städtischen Bevölkerung und den Palästinensern auf ein breites Echo. Sie 
begründeten diesen Aufruf damit, dass die Regierung mit dem neuen Wahlge-
setz (Einstimmenwahlrecht) bezweckte, dass mehrheitlich regierungstreue Ab-
geordnete ins Parlament gewählt werden, die ihre Politik unterstützen. 
2. Der Vorwurf des Versagens und der Korruption innerhalb der staatlichen Insti-
tutionen. 
3. Undemokratisches Verhalten vor und während des Wahlverlaufes. 
4. Einschränkung der Freiheitsrechte und ein relativer Rückschritt des Demokrati-
sierungsprozesses, sowohl durch innere als auch durch äußere Faktoren be-
dingt. Der auf äußeren Druck zustande gekommene Friedensvertrag zwischen 
Jordanien und Israel wurde von der Bevölkerung mit Unzufriedenheit aufge-
nommen. Die Regierung setzte ihn trotzdem gegen die Mehrheit des Volkes 
durch. 
5. Das Desinteresse der jordanischen Bevölkerung an den Wahlen von 1997 
kann auch darin seine Ursachen haben, dass vielen Jordaniern der Nutzen des 
Abgeordnetenhauses mittlerweile unklar ist. 
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Die Opposition wurde im Parlament an den Rand gedrängt, ihre Rolle ist schwä-
cher geworden. Sie stellten 16 von 80 Abgeordneten, die deutliche Mehrheit war 
regimetreu. So hatte die Opposition kaum Einfluss auf irgendwelche Entscheidun-
gen im Parlament. 
Die außerparlamentarische Opposition trat öfters an die Öffentlichkeit, um für ihre 
Haltung zu werben und Alternativen zur Regierungspolitik vorzustellen, aber selten 
waren die Lösungsvorschläge effektiver, da die Opposition aus verschiedenen 
Gruppierungen bestand und sich nicht einheitlich präsentieren konnte. Dies wie-
derum führte zu einem schwachen Ansehen in der Bevölkerung, wenn nicht sogar 
zu Misstrauen. Dies konnte und kann nicht im Interesse des Landes und der Be-
völkerung liegen. 
 
2 4 Zwischenergebnis 
 
Beim Studium aus heutiger Sicht der 1989 eingeführten politischen Offenheit Jor-
daniens kristallisierten sich für den Verfasser mehrere Hinweise dafür heraus, 
dass Jordanien trotz aller Schwierigkeiten und ohne die Rückkehr zum Kriegsrecht 
den Demokratisierungsprozess erweitern will.  
Dies hat der verstorbene König Hussein bei verschiedenen Gelegenheiten bekräf-
tigt. Auch der neue König Abdalla II betonte dies bei seiner Thronbesteigung, als 
er den Ministerpräsidenten Abdal-Rauf-Rauabdeh mit der Kabinettsbildung beauf-
tragte. 
Hinweise auf einen solch fortschreitenden Demokratisierungsprozess sind für mich 
folgende: 
1. Regelmäßige und zu festgelegten Terminen stattfindende Wahlen. Dies ist ein 
Beweis, dass das Regime ernsthaft den demokratischen Weg eingeschlagen 
hat. Wahlen sind ein wichtiges Grundelement der Demokratie, durch sie gelan-
gen unterschiedliche politische Kräfte in ein Parlament. 
2. Die jordanische Verfassung, die dem König absolute Macht gibt, widerspricht 
wichtigen demokratischen Grundgedanken und gibt der Demokratie wenig 
Spielraum. Dies heißt aber nicht, dass in ihr nicht wichtige positive demokrati-
sche Inhalte – auch im Vergleich mit internationalen Verfassungen – enthalten 
sind. Diese müssen allerdings stärker aktiviert werden, damit Jordanien sich in 
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Richtung Demokratisierung entwickeln und mit anderen Demokratien verglei-
chen kann. 
3. Diese Arbeit weist darauf hin, dass es innerhalb der jordanischen Bevölkerung 
eine große Affinität zur politischen Offenheit gibt. Dies spiegelt sich deutlich in 
den Wahlen, die die Bevölkerung aufgrund des Kriegsrechtes ja lange Zeit 
nicht ausüben konnte. 
Leider hat es im Demokratisierungsprozess auch Rückschritte seit Mitte der neun-
ziger Jahre gegeben. Hierfür erschienen mir folgende Gründe verantwortlich: 
1. Die schlechte wirtschaftliche Lage hat Jordanien an seinen tiefsten Punkt ge-
bracht, besonders zu nennen wären der Währungsverfall, Preiserhöhungen, 
die steigende Arbeitslosigkeit und keine erkennbare Ernsthaftigkeit bei der Be-
wältigung dieser wirtschaftlichen Probleme seitens der Regierung und der Op-
position. All dies hat zu einer Verschlechterung der sozialen und wirtschaftli-
chen Lage der Bevölkerung geführt – insbesondere der Friedensvertrag und 
seine Folgen. Auf diesen hatte die Bevölkerung große Erwartungen in der 
Hoffnung auf Wohlstand gesetzt, die sich jedoch nicht erfüllt haben – im Ge-
genteil, die Wirtschaft wurde dadurch eher beeinträchtigt. Dies war für den 
Demokratisierungsprozess nicht hilfreich, denn Priorität hatte bei der Bevölke-
rung das Überleben und nicht die Diskussion demokratischer Fragen. Dies wi-
derspricht nicht der Ansicht vieler Jordanier, dass die Demokratie die größte 
Hoffnung bei der Bewältigung aller wirtschaftlichen Probleme sei, die einzige, 
die Wohlstand mit sich bringen könne.  
2. Die von der Regierung betriebene Politik der Einengung der Berufsverbände 
und der Parteien verlangte, dass die Berufsverbände sich nur für 
gewerkschaftliche Fragen interessieren und die Parteien die Regierungspolitik 
nicht ständig in Zweifel ziehen. Die Regierung ging sogar noch weiter, indem 
sie jeden aufkommenden Zweifel an ihrer Politik und dem politischen System 
als Widerstand gegen sich und den König betrachtete. Dadurch sollte die 
positive und gezielte Opposition außer Gefecht gesetzt werden. 
3. Das  temporäre Druck- und Veröffentlichungsgesetz, das für kurze Zeit im Jah-
re 1997 erlassen wurde,  auf Grund dessen mehr als 15 Wochenzeitungen 
nicht mehr erscheinen durften, die die Opposition vertraten, wirkte sich aus. 
Dieses Gesetz wurde kurz vor den Wahlen von 1997 erlassen und gilt bis Heu-
te. 
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4. Die Fraktionen konnten innerhalb des Abgeordnetenhauses wenig verwirkli-
chen, weil sie sich nicht einig waren und die Regierung in diesen Fraktionen ihr 
ergebenen Mitglieder hatte. Dies war vor allem im 12. und 13. Abgeordneten-
haus (1993 und 1997) zu sehen, was zu Misstrauen in der Bevölkerung führte. 
Aber auch die Opposition zog das Misstrauen auf sich, als einige der oppositi-
onellen Abgeordneten in das Regierungskabinett eintraten. 
5. Alle Parteien sind bis heute nicht in der Lage, die neue politische Offenheit zu 
nutzen, um im Parlament für ihre unterschiedlichen politischen Programme 
einzutreten, wofür es verschiedene Ursachen gibt. Zum Einen ihre interne Zer-
splitterungen, ihre undeutlichen politischen Programme, und zum Anderen das 
Beharren auf dem Tribalismus. Ihre Mitgliederzahlen sind nicht hoch genug, 
um sich auf der politischen Ebene zu behaupten und die Rolle als wirkungs- 
und einflussvolle Opposition zu spielen. 
6. Die politische Elite und die Regierungspartei nutzen die Möglichkeit zur Öffent-
lichkeitsarbeit konsequent, während die Parteien diese eher vernachlässigen. 
7. Das jordanische Wahlgesetz verteilt die Sitze aufgrund der Religion, Klasse 
und der Rasse. Dies widerspricht dem 1. Artikel der jordanischen Verfassung, 
der besagt, dass alle Jordanier vor dem Gesetz gleich sind. Die Struktur der 
jordanischen Gesellschaft war und ist immer noch nicht homogen, sie ent-
spricht nicht einer einheitlichen modernen Gesellschaft. Das Wahlgesetz ver-
festigte diese Strukturen noch und teilte die Bevölkerung in Gruppierungen, die 
nur ihre eigenen Interessen verfolgen und nicht das Wohl der gesamten Bevöl-
kerung und des Landes im Auge haben. Auch dies ist ein Hindernis auf dem 
Weg zur Demokratie. 
Letztlich kann der Verfasser sagen, dass das politische System Jordaniens die 
Fäden des politischen Spieles in der Hand hat, wobei es ihm gelang, einige Sym-
bolfiguren der Opposition innerhalb der Berufsverbände durch kompetentes Vor-
gehen für sich zu gewinnen. 
Was die politische Offenheit betrifft – verkörpert im Demokratisierungsprozess – 
hat Jordanien die ernsthafte Absicht, diesen Weg weiterzuführen. Die Wahlen fan-
den termingerecht statt, die Parlamente durchliefen ihre Wahlperioden – das jetzi-
ge Parlament wird die seinige Ende 2001 vollenden. Dies ist ein deutliches Zei-
chen dafür, dass Jordanien den von König Hussein eingeschlagenen Pfad der 
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demokratischen Offenheit weitergehen will. Trotz der von der Regierung zu ver-
antwortenden Fehlschläge wird es keine Umkehr geben. 
Zusammenfassend kann man sagen, dass es diesen Weg mit voller Kraft begon-
nen hat, waren dem Volk doch über lange Zeit hinweg die Ausübung der einfachs-
ten Rechte verboten gewesen. Doch leider nimmt die Zustimmung des Volkes  
aus den oben erwähnten Gründen ab. Die anfängliche Begeisterung für diesen 
Weg hat nachgelassen. Dies heißt nicht, dass dieser Demokratisierungsweg seine 
Wurzeln in der Gesellschaft nicht gefestigt hat, im Gegenteil, das demokratische 
Leben ist schon vorhanden, aber nicht in dem Maß, welches erwünscht und erhofft 
ist. Für mich als Verfasser dieser Studie geht der Demokratisierungsprozesses 
sehr langsam aber sicher in den Köpfen der jordanischen Bevölkerung voran. Die-
ser demokratische Wandel benötigt eine längere Zeit, Erziehung und guten Willen 
seitens der führenden Schicht und der Bevölkerung. Nach Erachten des Verfas-
sers ist die Erziehung ein wichtiger Faktor bei der Erweiterung des demokrati-
schen Denkens ,und hier geht  es um die Rolle der Familie, weil die Familie Kern 
der Gesellschaft ist. Hier muss angesetzt werden, um demokratische Strukturen 
zu erreichen. Die Familie trägt die Hauptverantwortung bei der Erziehung ihrer 
Mitglieder. Sie hat Einfluss auf den Charakter, das Denken und das Verhalten der 
Mitglieder. Die Kinder lernen in der Familie Traditionen, Normen, soziale und poli-
tische Betrachtungsweise, die sie übernehmen und verinnerlichen. Dadurch gehen 
demokratische Vorstellungen in das Gedankengut der Kinder über. Auch ist der 
Verfasser der Meinung, dass in erster Linie die Familie durch ihre Methode bei der 
Erziehung ihrer Kinder den Weg für ein demokratisches Verhalten auf allen Ebe-
nen öffnet. 
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3  Räpresentativumfrage zur Bewertung der gegenwärtigen 
Situation des Demokratisierungsprozesses in Jordanien 
 
3 1 Methodische Vorüberlegungen 
 
Als der Verfasser das Rechenzentrum der jordanischen Universität am 25. Januar 
1999 in Amman besuchte, traf er Frau Sana Al-Takruti, die dort als Spezialistin für 
den statistischen Bereich von Sozial- und Erziehungsuntersuchungen tätig ist. 
Er bat sie, seinen schon erstellten Fragebogen zu korrigieren und ihre Ratschläge 
mit einzubringen, was sie auch tat. Um den Inhalt des Fragebogens noch zu 
verbessern, legte der Verfasser ihn Medienvertretern, Abgeordneten, Politikern 
und Professoren vor, damit auch deren Ideen und Fragen einfließen konnten. 
Aus einer mehrmaligen Bearbeitung ergab sich die endgültige Fassung des Fra-
gebogens. 
Danach wurde der Fragebogen an 75 Personen aus der Gesamtzahl der befrag-
ten Personen durch die Verwendung einer Art Test und Re-Test auf seine Zuver-
lässigkeit geprüft. 
Nachdem der Test seine Zuverlässigkeit bewiesen hatte, wurde er an die Gesamt-
zahl der zu befragenden Personen ausgegeben. Anschließend wurden die beant-
worteten Fragebögen Frau Sana Al-Takruti übergeben, damit sie diese am Rech-
ner der jordanischen Universität anhand des SPSS- Programms auswertet. 
Das SPSS (Statistic Package Social Science) Programm ist ein spezielles Pro-
gramm zur Auswertung sozialwissenschaftlicher Statistiken, wobei folgende Test-
verfahren angewendet werden: 
1. T-Test: Er unterscheidet bei Auswertungen mehrerer Mittelwerte bei verschie-
denen Variablen zu einer Frage.  
Beispiel: Bei der gleichen Frage die Auswertung nach männlich und weiblich. 
Er wertet dies sofort anhand des Fragebogens aus. 
2. Multiple Anova: Dieser Test wurde für die Ableitung der Vergleichssignifikanz 
zwischen den Mittelwerten der Befragten, die sich auf Variablen der Studie be-
ziehen, verwandt. 
Beispiel: Gibt es Unterschiede mit statistischem Signifikanzniveau zwischen 
den Mittelwerten und den Antworten der Befragten (mit Erfahrung)? 5 – 10, 11 
– 15, 16 – 20 Jahre. 
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3. Schéffe-Test: Dieser Test wurde verwandt, wenn es unterschiedliche 
Signifikanzniveaus gab, um die Ursachen dieser Unterschiede darzustellen. 
Beispiel: Es kann sein, dass es Unterschiede zwischen der Variable 11 – 15 
Jahre und der Variable 5 – 10 Jahre gibt zugunsten der Variable 5 – 10 Jahre 
usw. 
Schließlich hat Frau Sana Al-Takruti dem Verfasser die Ergebnisse der Studie, die 
sie durch den Rechner erhalten hatte, verdeutlicht. Der Verfasser stützt sich auf 
einen Fragebogen, der 10 geschlossene Fragen mit 79 Unterpunkten und einer 
Werteskala von 5 Graden aufweist. 
Weiterhin muss erwähnt werden, dass die Fragen natürlich auf Arabisch gestellt 
wurden und hier in einer möglichst treuen Übertragung in das Deutsche wiederge-
geben werden. 
 
3 2 Ziel der Studie und Fragestellung der Umfrage 
 
Das Ziel dieser wissenschaftlichen Studie ist es, Antworten auf folgende Fragen 
zu finden: 
1. In welcher Form zeigt sich die Bedeutung der Demokratie bei der jordani-
schen Bevölkerung? 
Differenziert sich das Verständnis der Demokratie bei der jordanischen Be-
völkerung, wenn die Variablen Geschlecht, Alter, Einkommen und Qualifika-
tion unterschiedlich  sind? 
2. Welche Rolle spielt jeder der folgenden Faktoren für die Erweiterung des 
Demokratisierungsprozesses in Jordanien? 
- Die wirtschaftliche Lage vor 1989 
- Erweiterung des Bildungssystems 
- Willen des Königshauses 
- Druck der anderen Demokratien oder multinatiuonaler Organisationen 
- Erweiterung des politischen und kulturellen Bewußtsein der Bevölkerung 
- Leider der Bevölkerung während der Unterdrückuang durch das Kriegs-
recht 
- Widerstand der Bevölkerung 
- Politische Veränderungen auf internationaler Ebene 
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Wird die Einschätzung der Faktoren durch die Variablen Geschlecht, Alter, 
Einkommen und Qualifikation beeinflusst? 
3a. Wie hoch ist der Grad der rein verbalen Praktizierung, d.h. eines eher ver-
bal ausgedrückten Verhaltens ohne Umsetzung in die Praxis, des demokra-
tischen Verhaltens in Jordanien und inwiefern drückt sich darin der Wunsch 
aus, was praktiziert werden soll? 
3b. Gibt es Unterschiede von statistischer Signifikanz zwischen dem Grad der 
rein verbalen und der gewünschten Praktizierung des demokratischen Ver-
haltens? 
3c. Gibt es Unterschiede durch die Variablen Geschlecht, Alter, Einkommen 
und Qualifikation? 
4a. Wie bewertet die jordanische Bevölkerung die politischen Aktivitäten der 
Parteien in Bezug auf die Demokratie? 
 Was erwartet das jordanische Volk von den Parteien? 
4b.  Gibt es Unterschiede zwischen der praktischen Arbeit der Parteien und der 
Erwartung des Volkes über die politische Rolle der Parteien? 
4c. Gibt es Unterschiede nach den Variablen Geschlecht, Alter, Einkommen 
und Qualifikation? 
5a. Wie ist der momentane Zustand der Presse- und Medienarbeit in Bezug auf 
die Demokratie in Jordanien? 
 Was erwartet das jordanische Volk von der Presse und den Medien? 
5b. Gibt es Unterschiede von statistischer Signifikanz zwischen dem Grad der 
rein verbalen und der erwarteten Praktizierung? 
5c. Wie sehen diese Unterschiede aus entsprechend den Variablen Ge-
schlecht, Alter, Einkommen und Qualifikation? 
6a. Wie ist der momentane Zustand der Arbeit des 13. Abgeordnetenhauses 
(1997- 2001)in Bezug auf 
die Demokratie? Was erwartet das jordanische Volk vom Abgeordneten-
haus? 
6b. Gibt es Unterschiede von statistischer Signifikanz zwischen der rein verba-
len und der erwarteten Praktizierung? 
6c. Differenzieren sich diese Unterschiede durch die Variablen Geschlecht, Al-
ter, Einkommen und Qualifikation? 
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7a. Wie ist der momentane Zustand des Erziehungswesens in Bezug auf die 
Demokratie und was erwartet das jordanische Volk von den Verantwortli-
chen? 
7b.  Gibt es Unterschiede von statistischer Signifikanz zwischen der rein verba-
len und der erwarteten Praktizierung? 
7c. Differenzieren sich diese Unterschiede durch die Variablen Geschlecht, Al-
ter, Einkommen und Qualifikation? 
8a. Welches Verständnis bringt die Institution Familie für die Familie auf, und 
wie lauten die Erwartungen des jordanischen Volkes bei einer Demokrati-
sierung der Institution Familie? 
8b. Gibt es Unterschiede von statistischer Signifikanz zwischen der rein verba-
len und der erwarteten Praktizierung? 
8c. Differenzieren sich diese Unterschiede durch die Variablen Geschlecht, Al-
ter, Einkommen und Qualifikation? 
9a. Welche Faktoren zieht der jordanische Staatsbürger bei der Wahl seines 
Abgeordneten in Betracht? 
9b.  Unterscheiden sich diese Faktoren nach den Variablen Geschlecht, Alter, 
Einkommen und Qualifikation? 
10a.  Welche Rolle spielen die sozialen Institutionen bei der Festigung des De-
mokratisierungsprozesses in der Gesellschaft Jordaniens? 
10b.  Unterscheidet sich diese Rolle nach den Variablen Geschlecht, Alter, Ein-
kommen und Qualifikation? 
 
3 3 Relevanz der Studie 
 
1. Manifestierung der Lage Jordaniens in der Demokratieskala 
2. Untersuchung zur Situation der Machtinhaber in Jordanien; Stärke der Demo-
kratie und deren mögliche Erweiterung sowie  die Beseitigung der Schwäche 
der Demokratie. 
3. Mögliche Auswirkung auf die arabischen Nachbarländer, diesen Prozess nach-
zuahmen. 
4. Darstellung der Affinität der Bevölkerung in Richtung Demokratisierungspro-
zess. 
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5. Darstellung der Bewertung des politischen, sozialen und wirtschaftlichen All-
tagslebens des jordanischen Volkes. 
 
3 4 Determinanten der Studie 
 
1. Die Ergebnisse dieser Studie hängen von den Befragten und der schriftlichen 
Befragung (Fragebogen) ab.  
2. Diese Studie stützt sich nur auf die Bewohner des Distrikts Amman und deren 
Umgebung. 
3. Die Aussagekraft dieser Studie hängt davon ab, wie hoch die Ernsthaftigkeit 
der Befragten in ihren Antworten ist. 
 
3 5 Zur Methode der Umfrage und Entwicklung der Fragebögen 
 
In diesem Kapitel wird die Zielgruppe der angelegten Studie dargestellt. 
Außerdem wird die Vorgehensweise der Planung und der angewandten statisti-
schen Behandlung für die Analyse der Umfrageergebnisse erläutert. 
 
3 5 1 Sample und repräsentative Auswahl 
 
Diese Studie erforscht die jordanische Gesellschaft, die ca. 4,7 Millionen Einwoh-
ner hat. Um eine repräsentative Gruppe der jordanischen Gesellschaft wählen zu 
können, hat der Verfasser einen Antrag bei dem statistischen Generalamt in Jor-
danien gestellt. 
Das Amt hat eine Gruppe mit den erforderlichen Variablen (Geschlecht, Männer, 
Frauen), die die jordanische Gesellschaft repräsentiert, vorgegeben. 
Diese Gruppe ist auf die Variablen der Studie verteilt worden, wie anhand der fol-
genden Tabellen verdeutlicht wird: 
 
Geschlecht Anzahl 
Männer 175 
Frauen 140 
Gesamt 315 
 
Tabelle 12: Geschlechtsvariablen 
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Qualifikationen Anzahl 
Ausbildung bis Abitur 90 
Diplom 72 
Bachelor 90 
höherer Studienabschluss 63 
Gesamt 315 
 
Tabelle 13: Qualifikationen 
 
Alter in Jahren Anzahl 
Bis 19 59 
20-29 91 
30-39 104 
Ab 40 61 
Gesamt 315 
 
Tabelle 14: Altersvariablen 
 
Einkommen in Dinar Anzahl 
Bis 150 63 
151-249 80 
250-349 96 
Über 350 76 
Gesamt 315 
 
Tabelle 15: Einkommensvariablen 
 
3 5 2  Die schriftliche Befragung in erster Annäherung 
 
Das Material für diese Studie basiert auf einem Fragebogen, der folgendermaßen 
erstellt worden ist: 
Zuerst ist eine Erkundungsstudie an 51 Personen, die aus einer vom statistischen 
Generalamt vorgegebenen Gruppe stammen, durchgeführt worden. Die Erkun-
dungsstudie beinhaltet 10 offene Fragen.  
 
 109 
  
 
Diese lauten wie folgt: 
1. In welcher Form präsentiert sich Ihrer Auffassung nach die Bedeutung der 
Demokratie? 
2. Welche Rolle spielt jeder der folgenden Faktoren in der Erweiterung des De-
mokratisierungsprozesses in Jordanien? 
3. Stufen Sie bitte den Wert dieser Faktoren in Bezug auf ihre Praktizierung (P) 
ein und bewerten Sie ihre Bedeutung! 
4. Stufen Sie bitte den Grad der Praktizierung der Partei in den folgenden Punk-
ten ein und bewerten Sie ihre Bedeutung! 
5. Stufen Sie bitte den Grad der Praktizierung der Presse und Medien in den 
folgenden Unterpunkten ein und bewerten Sie ihre Bedeutung! 
6. Stufen Sie bitte den Grad der Praktizierung des 13. Abgeordnetenhauses in 
den folgenden Unterpunkten ein und bewerten Sie ihre Bedeutung! 
7. Stufen Sie bitte den Grad der Bildungsinstitutionen in Bezug auf ihre Durch-
setzungsfähigkeit ein und bewerten Sie ihre Bedeutung! 
8. Stufen Sie bitte den Grad an demokratischen Verhaltens in der jordanischen 
Familie für folgende Verhaltensweisen ein und bewerten Sie ihre Bedeutung! 
9. Stufen Sie bitte den Grad der folgenden Faktoren ein, die bei der Wahl ihres 
Abgeordneten eine Rolle spielen! 
10. Stufen Sie bitte den Grad der Rolle ein, den die gesellschaftlichen Organisa-
tionen bei der Festigung des Demokratisierungsprozesses in Jordanien spie-
len! 
Diese Studie bezweckt, Informationen über das Thema  „ Die Bewertung der ge-
genwärtigen Situation des Demokratisierungsprozesses in Jordanien“ zu sam-
meln. 
Nach einem Zeitraum von einer Woche sind die Fragebögen eingesammelt und 
ausgewertet worden. Es hat sich gezeigt, dass sich einige Punkte wiederholt ha-
ben. Deshalb sind diese zusammengefasst worden. 
Anhand dieser Auswertungen und der in der Literatur vorgefundenen Informatio-
nen ist ein vorläufiger Fragebogen entworfen worden, der 10 geschlossene Fra-
gen mit 106 Unterpunkten beinhaltet. 
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3 5 3 Expertenbefragung als Kontrolluntersuchung zur Entwicklung der in 
der Umfrage angewandten zweiten Fassung des Fragebogens 
 
Um die Glaubwürdigkeit dieses Fragebogens zu festigen, ist er an Experten, die 
sich mit Fragen der Demokratie beschäftigen, an Abgeordnete, Medienvertreter 
und an politische Parteimitglieder verteilt worden: 
4 Experten vom Politischen Institut der Jordanien-Universität 
3    Experten vom Politischen Institut der Jarmouk-Universität 
2    Experten vom Politischen Institut der AL-Beit-Universität 
2    Abgeordnete vom Unterhaus (AL-Nuab) 
2 Medienvertreter 
3   Vertreter politischer Parteien 
Die genannten 16 Personen gelten als Gutachter für die formulierten Fragen und 
ihre Unterpunkte. Sie sollten ihre Meinung dazu äußern, inwiefern die Fragen das 
Thema entsprechend abbilden. 
Sie sind gebeten worden, den Fragebogen auf Lücken zu untersuchen und diese 
gegebenenfalls zu schließen. Ebenso sollten Unterpunkte, die ihrer Meinung nach 
unpassend bzw. überflüssig sind, als solche gekennzeichnet werden. 
Nach Auswertung dieser Urteile wurden alle Unterpunkte, die mit 80 % Mehrheit 
als unpassend gekennzeichnet waren, aus dem Fragebogen gestrichen. 
Ergänzungsvorschläge wurden integriert, und dadurch wurde eine endgültige Fas-
sung des Fragebogens erstellt. 
Der Fragebogen enthält 10 geschlossene Fragen mit 79 Unterpunkten, die eine 
fünfstufige Werteskala aufweist. 
Die folgende Tabelle 16 verdeutlicht die Anzahl der Fragen in erster und zweiter 
Fassung: 
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Nr. Frage Anzahl der 1. Fassung 
Anzahl der  2. Fas-
sung 
1 
In welcher Form präsentiert sich Ihrer Auf-
fassung nach die Bedeutung der Demokra-
tie? 
16 11 
2 
Welche Rolle spielt jeder der folgenden Fak-
toren in der Erweiterung des Demokratisie-
rungsprozesses in Jordanien? 
10 8 
3 
Stufen Sie bitte den Wert dieser Faktoren in 
Bezug auf ihre Umsetzung (P) ein und be-
werten Sie ihre Wichtigkeit! 
10 8 
4 
Stufen Sie bitte den Grad der Umsetzung 
der Partei in den folgenden Punkten ein und 
bewerten Sie ihre Wichtigkeit! 
15 10 
5 
Stufen Sie bitte den Grad der Umsetzung 
der Presse und Medien in den folgenden 
Unterpunkten ein und bewerten Sie ihre 
Wichtigkeit! 
10 8 
6 
Stufen Sie bitte den Grad der Umsetzung 
des 13. Abgeordnetenhauses in den folgen-
den Unterpunkten ein und bewerten Sie ihre 
Wichtigkeit! 
9 8 
7 
Stufen Sie bitte den Grad der Bildungsinsti-
tutionen in Bezug auf ihre Durchsetzungsfä-
higkeit ein und bewerten Sie ihre Wichtig-
keit! 
8 6 
8 
Stufen Sie bitte den Grad demokratischen 
Verhaltens in der jordanischen Familie für 
folgende Verhaltensweisen ein und bewer-
ten Sie ihre Wichtigkeit! 
10 7 
 
Stufen Sie bitte den Grad der folgenden 
Faktoren ein, die bei der Wahl ihres Abge-
ordneten eine Rolle spielen! 
11 8 
10 
Stufen Sie bitte den Grad der Rolle ein, den 
die gesellschaftlichen Organisationen bei 
der Festigung des Demokratisierungspro-
zesses in Jordanien spielen! 
7 5 
 Gesamt 106 79 
 
Tabelle 16 
 
3 5 4 Reliabilität und Validität 
 
Es ist geprüft worden, ob die Verlässlichkeit der Instrumente dieser Studie gewahrt 
ist. Die Überprüfung geschieht durch die Anwendung einer Art Test und Retest bei 
75 Personen der insgesamt Befragten, verteilt auf die Variablen der Studie. 
Dieser Test ist zweimal im Abstand von drei Wochen mit denselben Personen 
durchgeführt worden,  wobei der Verfasser die Gleichung von Parsons (Faktor der 
Zusammenhänge) verwendet hat, um den Zusammenhangsfaktor zu finden. 
Dabei ist eine Verlässlichkeit von 82 % erzielt worden. Somit ist gewährleistet wor-
den, dass der Fragebogen ein geeignetes Instrument ist. 
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Nachdem der Verfasser die Auswahl der Befragten und ihren Wohnort durch das 
Statistische Amt mitgeteilt bekommen hat, stellt er den Antrag beim Innenministe-
rium auf Genehmigung für die Verteilung der Fragebögen an die Befragten. 
Der Antrag ist zum Zentralgeheimdienst zwecks Überprüfung des Inhalts der ge-
stellten Fragen weitergeleitet worden. 
Dieser Vorgang hat 2 Monate in Anspruch genommen, bis eine Genehmigung für 
die Verteilung erteilt wurde. 
Mit Hilfe von Freunden sind 400 Fragebögen an die entsprechenden Personen 
verteilt worden. Zur Beantwortung der Fragen wurden zusätzliche Erklärungen 
gegeben; so ist u.a. darauf hingewiesen worden, dass die beantworteten Fragen 
diskret und anonym behandelt und die erzielten Ergebnisse nur für die wissen-
schaftliche Forschung verwendet werden. 
Von den insgesamt 400 Fragebögen sind ca. 80 % beantwortet und abgegeben 
worden. 
Die beantworteten Fragebögen sind in ein Schema eingeteilt worden. Jedes Mus-
ter beinhaltet eine Nummer für jeden einzelnen Befragten, für Geschlecht, Alter, 
Einkommen und Qualifikation.  
Schließlich hat der Verfasser alle Daten in den Zentralcomputer der jordanischen 
Universität eingegeben, um sie auswerten zu lassen.  
 
3 5 5  Statistische Grundlagen 
 
Frage 1:  In welcher Verfassung präsentiert sich Ihrer Auffassung nach die Be-
deutung der Demokratie in Jordanien? 
Um diese Frage zu beantworten zu können, sind einige statistische Techniken für 
jeden Unterpunkt der Frage wie Mittelwert, Prozentsatz und die Abweichung ver-
wendet worden. 
Frage 2:  Wird die Bedeutung der Demokratie aus Sicht der Jordanier, wenn 
nach Geschlecht, Alter, Einkommen und Qualifikationen differenziert 
wird, anders eingeschätzt? 
Um eine Antwort auf diese Frage zu erhalten, ist Multiple Ayvova angewandt wor-
den und um zwischen dem Niveau der unabhängigen Variablen vergleichen zu 
können, ist der Scheffe-Test für AL-Posteriori angewendet notwendig. 
 113 
  
 
Frage 3:  Welche Rolle spielt jeder der folgenden Faktoren für die Erweiterung 
des Demokratisierungsprozesses in Jordanien aus Sicht der jordani-
schen Bevölkerung? 
Diese Antwort entspricht der Beantwortung zu 1. 
Frage 4:  Die Fragestellung und die Antwort ist mit Frage 2 vergleichbar. 
Frage 5:  Stufen Sie bitte den Wert dieser Faktoren in Bezug auf ihre Praktizie-
rung (P) ein und bewerten Sie ihre Wichtigkeit (W)! 
Um auf diese Frage eine Antwort geben zu können, sind einige statistische Ele-
mente wie Mittelwert, Prozentsatz und die Abweichungen für jede Variable der 
Praktizierung und der Wichtigkeit des Verhaltens betrachtet worden. 
Frage 6:  Gibt es Differenzen mit statistischer Signifikanz zwischen dem Grad 
der verbal geäußerten und der gewünschten Praktizierung des demo-
kratischen Verhaltens? 
Für die Beantwortung dieser  Frage ist der T.- Test verwendet worden, um die sta-
tistische Signifikanz  zwischen den beiden Praktizierungen vergleichen und ablei-
ten zu können. 
Der T.- Wert und das Signifikanzniveau ist auch für die Fragen 7-16 errechnet 
worden. Dabei entsprechen Fragestellung und Antwort den Fragen 5 und 6. 
Frage 7:  Stufen Sie bitte den Grad der folgenden Faktoren ein, die bei der Wahl 
ihres Abgeordneten eine Rolle spielen! 
Um auf diese Frage eine Antwort geben zu können, sind einige Statistiken wie 
Mittelwert, Prozentsatz und die Abweichung ermittelt worden. 
Frage 8:  Unterscheiden sich diese Faktoren nach den Variablen Geschlecht, 
Alter, Einkommen und Qualifikation? 
Um eine Antwort auf diese Frage geben zu können, ist Multiple ANOVA und, um 
einen Vergleich zwischen dem Niveau der unabhängigen Variablen zu erhalten, ist 
der Schéffe-Test für AL-Posteriori verwendet worden. 
Frage 9:  Stufen Sie bitte den Grad der Rolle ein, den die gesellschaftlichen Or-
ganisationen bei der Festigung des Demokratisierungsprozesses in 
Jordanien spielen! 
Um auf diese Frage eine Antwort geben zu können, sind einige Statistiken wie 
Mittelwert, Prozentsatz und die Abweichung abgeleitet worden. 
Frage 10:  Die Antwort entspricht der von Frage 8. 
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3 6 Auswertung und Analyse der Umfragen 
 
Dieses Kapitel behandelt die Darstellung der Umfrageergebnisse, die der Verfas-
ser auf die Antworten der folgenden Fragen erhalten hat.  
Die Fragen lauten: 
1. In welcher Form zeigt sich die Bedeutung der Demokratie bei der jordani-
schen Bevölkerung? 
   Unterscheidet sich das Verständnis der Demokratie bei der jordanischen Be-
völkerung, nach den Variablen Geschlecht, Alter, Einkommen und Qualifika-
tion? 
2. Welche Rolle spielt jeder der folgenden Faktoren für die Erweiterung des 
Demokratisierungsprozesses in Jordanien? Wird die Einschätzung der Fakto-
ren durch die Variablen Geschlecht, Alter, Einkommen und Qualifikation be-
einflusst? 
   Wie hoch ist der Grad der rein verbalen Praktizierung des demokratischen 
Verhaltens in Jordanien und inwiefern drückt sich darin der Wunsch aus, was 
praktiziert werden soll? 
3b. Gibt es Unterschiede von statistischer Signifikanz zwischen dem Grad der 
rein verbalen und der gewünschten Praktizierung des demokratischen Ver-
haltens? 
3c. Sind die Ergebnisse nach den Variablen Geschlecht, Alter, Einkommen und 
Qualifikation unterschiedlich? 
4a. Wie bewertet die jordanische Bevölkerung die politischen Aktivitäten der Par-
teien in Bezug auf die Demokratie? Was erwartet das jordanische Volk von 
den Parteien? 
4b.  Gibt es Unterschiede zwischen der praktischen Arbeit der Parteien und der 
Erwartung des Volkes über die politische Rolle der Parteien? 
4c. Lassen sich Unterschiede nach den Variablen Geschlecht, Alter, Einkommen 
und Qualifikation feststellen? 
5a. In welchem momentanen Zustand befindet sich die Presse- und Medienarbeit 
in Bezug auf die Demokratie in Jordanien? Was erwartet das jordanische 
Volk von der Presse und den Medien? 
5b. Gibt es Unterschiede von statistischer Signifikanz den Äußerungen und der 
erwarteten Verwirklichung? 
 115 
  
 
5c. Sind die Ergebnisse je nach den Variablen Geschlecht, Alter, Einkommen 
und Qualifikation unterschiedlich? 
6a. In welchem momentanen Zustand befindet sich die Arbeit des 13. Abgeord-
netenhauses in Bezug auf die Demokratie? Was erwartet das jordanische 
Volk von diesem Abgeordnetenhaus? 
6b. Gibt es Unterschiede von statistischer Signifikanz den Äußerungen und der 
erwarteten Verwirklichung? 
6c. Lassen sich Unterschiede je nach den Variablen Geschlecht, Alter, Einkom-
men und Qualifikation feststellen? 
7a. In welchem momentanen Zustand befindet sich das Erziehungswesens in 
Bezug auf die Demokratie, und was erwartet das jordanische Volk von den 
Verantwortlichen? 
7b. Gibt es Unterschiede von statistischer Signifikanz den Äußerungen und der 
erwarteten Verwirklichung? 
7c. Differenzieren sich diese Unterschiede durch die Variablen Geschlecht, Alter, 
Einkommen und Qualifikation? 
8a. Welches Verständnis bringt die Institution Familie für die Familie auf, und 
welche Erwartungen hat das jordanische Volk bei einer Demokratisierung der 
Institution Familie? 
8b. Gibt es Unterschiede von statistischer Signifikanz den Äußerungen und der 
erwarteten Verwirklichung? 
8c. Differenzieren sich diese Unterschiede durch die Variablen Geschlecht, Alter, 
Einkommen und Qualifikation? 
9a.  Welche Einflussfaktoren spielen beim jordanischen Staatsbürger bei der 
Wahl seines Abgeordneten eine Rolle? 
9b.  Differenzieren sich diese Faktoren durch die Variablen Geschlecht, Alter, Ein-
kommen und Qualifikation? 
10a. Welche Rolle spielen die sozialen Institutionen bei der Verfestigung des De-
mokratisierungsprozesses in der Gesellschaft Jordaniens?  
10b.  Unterscheidet sich diese Rolle je nach den Variablen Geschlecht, Alter, 
Einkommen und Qualifikation? 
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3 6 1 Frage 1. zum Demokratieverständnis 
 
Um auf den ersten Teil der Fragen Antworten geben zu können, sind Statistiken 
wie Mittelwert, Prozentsatz und Abweichungen ausgewertet worden. 
Für den zweiten Teil der Fragen ist der Analyse-Test und Multiple-ANOVA ver-
wendet worden, damit die Unterschiede zwischen den Variablen ermittelt werden 
konnten. 
Um die Gründe der Unterschiede feststellen zu können, ist mit dem Schéffe-Test 
gearbeitet worden. 
Folgende Tabelle 17 verdeutlicht die Mittelwerte, den Prozentsatz und die Abwei-
chungen für den Grad des Verständnisses des Begriffs Demokratie aus Sicht der 
jordanischen Bevölkerung. 
 
Nr. Unterpunkt Mittelwert Prozentualsatz Abweichung 
1 Möglichkeit des Individuums, sich seinem 
Können, seiner Begabung und seiner Frei-
heit gemäß zu entfalten 
4,1 82 1,2 
2 Beteiligung an der Macht durch gewählte 
Abgeordnete 3,2 64 1,1 
3 Gleichberechtigung unabhängig von Ab-
stammung, Religionszugehörigkeit und 
politischer Überzeugung 
4,2 84 1 
4 Meinungs- und Gedankenfreiheit 3,6 72 1 
5 Gleichberechtigung beim Zugang zur Wahl 
und Kandidatur 3 60 1,2 
6 Freiheit der Presse und Medien 3,7 74 1 
7 Allgemeingültige Verfassung und Gesetze 3,6 72 1 
8 Prinzip der Chancengleichheit aller Bürger 4 80 1 
9 Prinzip des Mehrparteiensystems 3,7 74 1 
10 Die Benachteiligung der Minderheit durch 
die Majorität (Mehrheit) 4,1 82 1 
11 Einschätzung der Legislative, Judikative 
und Exekutive 2,4 48 1,2 
 
Tabelle 17 
 
Die Ergebnisse der Tabelle verdeutlichen den Prozentsatz des Grades des Ver-
ständnisses von Demokratie aus der Sicht der jordanischen Bevölkerung. 
Die Resultate sind relativ abweichend voneinander. Sie liegen zwischen 48 und 84 
Prozent.  
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Gründe hierfür liegen insbesondere in folgenden Punkten: 
1. Die jordanische Bevölkerung ist schon mehrmals mit demokratischen Ansätzen 
wie z.B.  in den zwanziger Jahren und 1957, in Kontakt gekommen und der 
neue demokratische Weg wurde mit großem Interesse aufgenommen. 
2. Das Bildungswesen wurde erweitert. Hier lassen sich enorme Entwicklungs-
schritte feststellen, da durch die Palästina-Frage viele Palästinenser mit Gewalt 
aus ihrer Heimat nach Jordanien vertrieben worden sind und Einfluss auf das 
Bildungswesen genommen haben. Auch die UNO und die jordanische Regie-
rung haben in dieser Hinsicht einen entscheidenden Beitrag geleistet, indem 
sie die Schulpflicht einführten. Heute gibt es in Jordanien 18 private und staat-
liche Universitäten. 
3. Das kulturelle und politische Bewusstsein der jordanischen Bevölkerung ist 
gewachsen. 
4. Die Studenten, die im Ausland (besonders in den demokratischen Staaten wie 
z.B. Westeuropa und USA) studiert haben, wirken jetzt in Jordanien bei der 
Erweiterung des Demokratisierungsprozesses mit. 
Der dritte Unterpunkt, Gleichberechtigung, unabhängig von Abstammung, Religi-
onszugehörigkeit und politischer Überzeugung hat den höchsten Prozentsatz er-
halten. Dieses Ergebnis zeigt, dass die jordanische Bevölkerung diesen Unter-
punkt für die Demokratie höher bewertet als die anderen Unterpunkte. 
Folgende Punkte erklären die hohe Bewertung entsprechend: 
1. Das Kriegsrecht, das drei Jahrzehnte verhängt worden war. 
2. Die Struktur des Regierungssystems 
3. Vetternwirtschaft 
4. Korruption 
5. Einfluss der großen Familien. 
Die Entscheidung der befragten Personen ist verständlich, denn mit der Einfüh-
rung der Demokratie in Jordanien erhofft sich die Bevölkerung eine Verbesserung 
der bestehenden gesellschaftlichen Verhältnisse und die Beseitigung von Proble-
men. 
Der zehnte Unterpunkt, Einschätzung der Legislative, Judikative und Exekutive, 
erzielt den niedrigsten Prozentsatz. 
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Dieser niedrige Wert ist erzielt worden, weil das jordanische Gesetz vom Inhalt her 
so demokratisch und deutlich ist und einen wichtigen Platz auf der internationalen 
Gesetzesskala erreicht hat. 
Die Richter in Jordanien treffen ihre Entscheidung nur im Rahmen des Gesetzes. 
Die Legislative liegt in den Händen der Nationalversammlung (Majlis-Al.Uma), die 
aus zwei Kammern (Oberhaus und Unterhaus) besteht. Das Abgeordnetenhaus 
wird offiziell für 4 Jahre in freier Wahl von der Bevölkerung gewählt. 
Die Exekutive liegt in den Händen des Königs, d.h. der König übt die exekutive 
Gewalt in Übereinstimmung mit der Verfassung durch seine Minister aus. 
Nach der Verfassung ist der Ministerrat für die inneren und äußeren Angelegen-
heiten zuständig. 
Die Erklärung der Instanzen deutet darauf hin, dass die befragten Personen wenig 
Interesse für diesen Unterpunkt gezeigt haben, obwohl dieser gleichwertig mit 
dem dritten Unterpunkt für das Verständnis der Demokratie ist. 
Um die Auswirkung der Geschlechtsvariable auf die Antworten der befragten Per-
sonen festzulegen, sind einige Statistiken wie Mittelwerte, Abweichungen, T.-Wert 
und Signifikanzniveau angewandt worden. 
Folgende Tabelle 18 verschafft uns hierzu einen Überblick. 
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Mittelwert, Abweichungen, T.-Wert und Signifikanzniveau für den Grad der Bedeu-
tung der Demokratie  für jeden Unterpunkt. 
 
Nr. Unterpunkt Mittelwert/ 
Abweichung 
Geschlecht 
männlich / weiblich F-Wert 
Signifikanz-
niveau 
M 4,11 4,04 0,72 0,39 1 
Möglichkeit des Individuums, sich seinem 
Können, seiner Begabung und seiner Frei-
heit gemäß zu entfalten. A 0,84 0,91 - - 
M 3,13 3,17 0,24 0,62 2 Beteiligung an der Macht durch gewählte Abgeordnete A 1,11 1,12 - - 
M 4,24 4,13 1,97 0,16 
3 
Gleichberechtigung unabhängig von Ab-
stammung, Religionszugehörigkeit und 
politischer Überzeugung A 0,83 0,79 - - 
M 3,66 3,52 1,94 0,16 4 Meinungs- und Gedankenfreiheit A 0,96 1,02 - - 
M 3,05 3 0,28 0,59 5 Gleichberechtigung beim Zugang zur Wahl und Kandidatur A 1,15 1,19 - - 
M 3,68 3,77 0,92 0,33 6 Freiheit der Presse und Medien A 0,96 0,93 - - 
M 3,72 3,5 4,63 0,03* 7 Allgemeingültige Verfassung und Gesetze A 0,94 1,04 - - 
M 4,01 3,89 1,63 0,20 8 Prinzip der Chancengleichheit aller Bürger A 0,93 0,87 - - 
M 2,27 2,45 3,17 0,07 9 Prinzip des Mehrparteiensystems A 1,12 1,19 - - 
M 3,74 3,66 0,73 0,39 10 Die Benachteiligung der Minderheit durch die Majorität (Mehrheit) A 1,02 1,01 - - 
M 4,17 3,95 6,28 0,01* 11 Einschätzung der Legislative, Judikative und Exekutive A 0,80 0,84 - - 
∗ statistische Signifikanz, wobei das Signifikanzniveau ∝ < 0,05 beträgt 
 
Tabelle 18 
 
Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass es bei den Mittelwerten der Antworten 
zwischen den weiblichen und männlichen Personen keine Unterschiede von statis-
tischer  Signifikanz (mit einem Signifikanzniveau ∝ < 0,05) beim Demokratiever-
ständnis bis auf zwei Ausnahmen gibt. Die Unterpunkte „Allgemeine gültige Ver-
fassung und Gesetze“ und „Die Benachteiligung der Minderheit durch die Macht 
der Majorität“ haben einige Unterschiede von statistischer Signifikanz gezeigt. 
Somit hat diese Variable einen Einfluss auf die Bewertung der befragten Personen 
genommen. Die Befragten männlichen Geschlechts bewerteten demnach das 
Demokratieverständnis höher als die weiblichen, befragten Personen. 
Wenn man einmal von dem Einfluss der männlichen Variable auf diese zwei Un-
terpunkte absieht, stützen sich insgesamt die Ergebnisse auf die Gleichberechti-
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gung bei Männern und Frauen der jordanischen Gesellschaft auf unterschiedliche 
Ebenen. Die Gleichheit von Männern und Frauen beruht zum einen auf dem höhe-
ren Bildungsniveau (Schulpflicht für alle) und zum anderen auf der wirtschaftlichen 
Lage, denn der Tatbestand , dass ein relativ großer Anteil der männlichen Bevöl-
kerung im Ausland tätig ist, hat die jordanische Gesellschaft dazu gebracht, die 
Frau stärker als gleichwertige Arbeitnehmerin zu akzeptieren. 
Um die Auswirkung der Einkommensvariable auf die Antworten der befragten Per-
sonen festzulegen, sind einige Statistiken wie Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert 
und statistisches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 angewendet worden. Folgende Ta-
belle 19 verdeutlicht dies. 
 
Nr. Unterpunkt Mittelwert/ 
Abweichung 
Einkommen 
 
   1       2        3         4 
F-Wert Signi- 
fikanz- 
niveau 
M 4,04 4,08 4,08 4,10 0,05 0,98 1 Möglichkeit des Individuums, sich 
seinem Können, seiner Begabung 
und seiner Freiheit gemäß zu ent-
falten. 
A 0,74 0,93 0,87 0,93 - - 
M 3,20 3,27 3,05 3,10 0,08 0,96 2 Beteiligung an der Macht durch 
gewählte Abgeordnete A 1,10 1,11 1,014 1,11 - - 
M 4,14 4,20 4,20 4,22 0,06 0,98 3 Gleichberechtigung unabhängig von Abstammung, Religionszuge-
hörigkeit und politischer Überzeu-
gung A 0,77 0,84 0,78 0,88 - - 
M 3,46 3,67 3,59 3,65 1,25 0,29 4 Meinungs- und Gedankenfreiheit 
A 0,99 1,04 0,96 0,97 - - 
M 2,96 3,27 2,98 2,88 0,85 0,46 5 Gleichberechtigung beim Zugang 
zur Wahl und Kandidatur A 1,13 1,04 1,21 1,25 - - 
M 3,66 3,81 3,81 3,57 0,50 0,68 6 Freiheit der Presse und Medien 
A 1,01 0,92 0,95 0,92 - - 
M 3,58 3,60 3,73 3,52 1,19 0,31 7 Allgemeingültige Verfassung und 
Gesetze A 0,81 1,06 1,01 1,03 - - 
M 3,93 4,01 4,05 3,81 0,98 0,40 8 Prinzip der Chancengleichheit 
aller Bürger A 0,89 0,83 0,86 1,02 - - 
M 2,65 2,48 2,23 2,10, 2,57 0,05 9 Prinzip des Mehrparteiensystems 
A 1,22 1,22 1,06 1,09 - - 
M 3,68 3,73 3,75 3,65 0,28 0,84 10 Die Benachteiligung der Min-
derheit durch die Majorität (Mehr-
heit) A 1,20 1,00 0,98 0,93 - - 
M 4,11 4,15 4,05 4,00 0,60 0,61 11 Einschätzung der Legislative, Ju-
dikative und Exekutive A 0,84 0,79 0,85 0,81 - - 
 
Tabelle 19 
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Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass es keine Unterschiede von statistischer 
Signifikanz (mit ∝ < 0,05) zwischen den Mittelwerten aller Einkommensvariablen 
der befragten Personen gibt. Somit hat die Enkommensvariable keinen Einfluss 
auf die Antworten der Befragten. 
Um die Auswirkung der Altersvariable auf die Antworten der befragten Personen 
zu untersuchen, sind einige Statistiken wie Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert 
und statistisches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 angewendet worden. 
Mittelwert, Abweichungen, F.-Wert und statistisches Signifikanzniveau für die Dar-
stellung der Altersvariable auf die Antworten der Befragten in Bezug auf die Be-
deutung der Demokratie sind in nachfolgender Tabelle 20 veranschaulicht. 
 
Nr. Unterpunkt Mittelwert/ 
Abweichung 
Altersstufe 
 
         1                2                3              4 
F-Wert Signifi-
kanz-
niveau 
M 4,23 4,03 4,00 4,13 1,07 0,36 
1 
Möglichkeit des Individuums, 
sich seinem Können, seiner Be-
gabung und seiner Freiheit ge-
mäß zu entfalten. A 0,79 0,82 0,93 0,92 - - 
M 3,22 3,04 3,15 3,24 1,18 0,31 2 Beteiligung an der Macht durch gewählte Abgeordnete A 0,94 1,014 1,016 1,17 - - 
M 4,33 4,23 4,12 4,13 1,32 0,26 
3 
Gleichberechtigung unabhängig 
von Abstammung, Religionszu-
gehörigkeit und politischer 
Überzeugung 
A 0,71 0,88 0,83 0,80 - - 
M 3,45 3,61 3,62 3,68 0,61 0,61 4 Meinungs- und Gedankenfrei-heit A 0,98 0,87 1,05 1,05 - - 
M 3,05 3,05 2,92 3,16 0,75 0,52 5 Gleichberechtigung beim Zu-gang zur Wahl und Kandidatur A 1,1 1,20 1,16 1,11 - - 
M 3,72 3,71 3,75 3,70 0,12 0,94 6 Freiheit der Presse und Medien A 0,86 0,96 0,86 1,15 - - 
M 3,47 3,57 3,73 3,65 0,94 0,42 7 Allgemeingültige Verfassung und Gesetze A 0,95 0,97 1,00 1,04 - - 
M 3,94 3,82 3,98 4,14 1,61 0,18 8 Prinzip der Chancengleichheit aller Bürger A 0,81 0,92 1,01 0,72 - - 
M 2,22 2,38 2,32 2,47 0,67 0,56 9 Prinzip des Mehrparteiensys-tems A 1,13 1,12 1,16 1,21 - - 
M 3,94 3,45 3,75 3,78 03,38 0,11 
10 
Die Benachteiligung der Min-
derheit durch die Majorität 
(Mehrheit) A 0,87 1,19 0,89 1,00 - - 
M 3,93 4,12 7,18 3,96 1,57 0,19 11 Einschätzung der Legislative, Judikative und Exekutive A 0,92 0,75 0,79 0,85 - - 
 
Tabelle 20 
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Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass es keine Unterschiede von statistischer 
Signifikanz zwischen den Mittelwerten der Antworten der befragten Personen aller 
Altersstufen gibt. 
Damit hat sich herausgestellt, dass die Altersvariable keinen Einfluss auf die Ant-
worten der Befragten genommen hat. 
Um die Auswirkung der Qualifikationsvariable auf die Antworten der befragten Per-
sonen zu studieren, sind die Statistiken wie Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert 
und statistisches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 angewendet worden. 
Die nachfolgende Tabelle 21 veranschaulicht den Einfluss der Qualifikationsvari-
able durch Mittelwert, Abweichungen, F.-Wert und statistisches Signifikanzniveau 
auf die Antworten der Befragten in Bezug auf die Bedeutung der Demokratie. 
 
Nr. Unterpunkt Mittelwert/ 
Abweichung 
Qualifikation 
Abitur   Diplom    Bachelor     höheres
                                                Studium 
F-Wert Signifi-
kanz-
niveau 
M 3,66 4,05 3,87 5,0 43,5 0,001*
 
1 
Möglichkeit des Indivi-
duums, sich seinem Kön-
nen, seiner Begabung und 
seiner Freiheit gemäß zu 
entfalten. 
A 0,97 0,71 0,74 0 - - 
M 3,28 1,84 3,74 3,60 76,5 0,001*
2 
Beteiligung an der Macht 
durch gewählte Abgeordne-
te A 1,05 0,72 0,91 0,49 - - 
M 3,87 4,36 3,82 5 44,32 0,001*
3 
Gleichberechtigung unab-
hängig von Abstammung, 
Religionszugehörigkeit und 
politischer Überzeugung A 0,88 0,65 0,72 0 - - 
M 2,78 3,91 3,88 4 38,8 0,001*4 Meinungs- und Gedanken-freiheit A 1,19 0,72 0,82 0 - - 
M 2,17 2,59 3,79 3,96 58,23 0,001*
5 
Gleichberechtigung beim 
Zugang zur Wahl und Kan-
didatur A 1 0,89 0,95 0,87 - - 
M 3,10 4,27 3,98 3,61 29,2 0,001*6 Freiheit der Presse und Medien A 1,03 0,67 0,75 0,83 - - 
M 3,65 4,06 2,98 3,96 22,88 0,001*7 Allgemeingültige Verfas-sung und Gesetze A 0,96 0,73 1,06 0,71 - - 
M 3,63 4,27 3,98 4,31 12,2 0,001*8 Prinzip der Chancengleich-heit aller Bürger A 1,1 0,67 0,8 0,71 - - 
M 2,18 1,84 3,5 1,52 79,39 0,001*9 Prinzip des Mehrparteien-systems A 0,92 0,72 1,04 0,66 - - 
M 3,05 3,5 4,01 4,46 37,2 0,001*
10 
Die Benachteiligung der 
Minderheit durch die Mehr-
heit A 1,24 0,6 0,78 0,59 - - 
M 3,85 4,11 4,02 4,42 6,07 0,001*
11 
Einschätzung der Legislati-
ve, Judikative und Exekuti-
ve A 0,92 0,74 0,79 0,73 - - 
* Statistische Signifikanz, wobei Signifikanzniveau ∝ < 0,05 beträgt 
 
Tabelle 21 
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Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass es Unterschiede von statistischer Signifi-
kanz ∝ < 0,05 zwischen den Antworten der Befragten gibt. Dies trifft auf alle Un-
terpunkte zu und verdeutlicht somit, dass die Qualifikationsvariable einen Einfluss 
auf die Antworten der Befragten für das Verständnis der Demokratie nimmt. 
Nach Durchführung des Scheffe-Tests für A-posteriori-Vergleiche haben sich fol-
gende Resultate herauskristallisiert: 1) Die Variable „höheres Studium“ hat die 
höchsten Mittelwerte in den Unterpunkten 1, 3, 4, 5, 8, 10, 11 der ersten Frage 
erzielt. 
2) Die Variable „Diplom“ hat die niedrigsten Mittelwerte in den Unterpunkten 2, 5, 9 
erreicht. 
3) Die Variable „Abitur“ weist die niedrigsten Mittelwerte in den Unterpunkten  4, 
5, 6 auf. 
Das heißt, dass die Befragten mit höherem Studium die genannten Unterpunkte 
höher bewerteten als diejenigen mit einem anderen Bildungsabschluss. 
Das Ergebnis lässt die Schlussfolgerung zu, dass ihr Bildungsniveau, ihr kulturel-
les und politisches Bewusstsein wie auch ihre Erfahrung und regen Kontakte im 
Inland und zum Ausland dafür verantwortlich gemacht werden können. Für diese 
Personen sind die genannten Unterpunkte für die Existenz im Lande von großer 
Bedeutung. 
 
3 6 2 Frage 2. zur Demokratisierungsrelevanz 
 
Um eine Antwort auf den ersten Teil der zweiten Frage geben zu können, sind die 
Statistiken Mittelwerte und Abweichungen ausgewertet worden. 
Für den zweiten Teil der zweiten Frage ist für die Ermittlung der Unterschiede zwi-
schen den Variablen (Geschlecht, Alter, Einkommen und Qualifikation) der Multip-
le-ANOVA verwendet worden. 
Der Schéffe-Test ist eingesetzt worden, um die Gründe für die Unterschiede fest-
zulegen. 
Folgende Tabelle 22 verdeutlicht die Mittelwerte, den Prozentsatz und die Abwei-
chungen für den Grund der Bedeutung solcher Faktoren, die die Erweiterung des 
Demokratisierungsprozesses in Jordanien aus Sicht der jordanischen Bevölkerung 
beeinflusst haben. 
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Nr. Unterpunkt Mittel- 
wert 
Prozent-
satz 
Ab- 
weichung 
1 Die wirtschaftliche Lage vor 1989 3 60 1,2 
2 Erweiterung des Bildungssystems 3,5 70 1 
3 Wille des Königshauses 3 60 1,2 
4 Druck anderer Demokratieformen oder multinationaler Organisationen 2,6 52 1 
5 Erweiterung des politischen und kultu-rellen Bewusstseins der Bevölkerung 3,4 68 1 
6 Leiden der Bevölkerung während der Unterdrückung durch das Kriegsrecht 3,7 74 1,1 
7 Widerstand der Bevölkerung 3,8 76 1 
8 Politische Veränderungen auf internationaler Ebene 3,3 66 1 
 
Tabelle 22 
 
Die Ergebnisse des Prozentsatzes liegen zwischen  52 und 76 Prozent. 
Der siebte Unterpunkt der Tabelle „Widerstand der Bevölkerung“ hat den höchsten 
Prozentsatz, 76 %, erreicht. Somit bewerten die befragten Personen den siebten 
Unterpunkt für die Erweiterung des Demokratisierungsprozesses in Jordanien am 
höchsten. Hierzu können folgende Erklärungen herangezogen werden: 
1. Steigerung der Lebenshaltungskosten 
2. Arbeitslosigkeit 
3. Der Lebensstandard klafft zwischen Stadt und Land weit auseinander 
4. Die Dienstleistungen zeigen Diskrepanzen zwischen den Distrikten  
5. Mangel an effektiven, politischen Aktivitäten der Parteien 
6. Keine Vertretung durch das Volk 
7. Eingeschränkte Medienfreiheit 
8. Fortschritt der Kommunikationstechnik auf nationaler und internationaler Ebene 
9. Wachsen des politischen und kulturellen Bewusstseins der jordanischen 
Bevölkerung. 
Im Gegensatz zu dem siebten Unterpunkt hat der vierte Unterpunkt; „Druck der 
anderen Demokratien oder multinationaler Organisationen“ mit 52 % den niedrigs-
ten Prozentsatz. 
Der Schluss liegt nahe, dass die befragten Personen diesen Faktor als nicht so 
bedeutend für die Erweiterung des Demokratisierungsprozesses in Jordanien ein-
gestuft haben. 
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Um die Auswirkung der Geschlechtsvariable festzulegen, sind die Statistiken Mit-
telwerte, Abweichungen, F.- Wert und statistisches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 an-
gewendet worden. 
Folgende Tabelle 23 gibt hierüber Aufschluss. 
 
Nr. Unterpunkt Mittel- 
wert 
Geschlecht 
männlich / weiblich 
F. - Wert Signifikanz-
niveau 
M 3 2,9 1,13 0,28 1 Die wirtschaftliche Lage vor 1989 A 1,19 1,18 - - 
M 3,53 3,45 0,57 0,45 2 Erweiterung des Bildungssystems A 1 1,04 - - 
M 3,11 3,07 0,12 0,72 3 Willen des Königshauses A 1,16 1,21 - - 
M 2,89 2,69 0,28 0,02∗ 4 Druck anderer Demokratieformen oder multinationaler Organisationen A 1,05 1,04 - - 
M 3,49 3,37 1,32 0,25 5 Erweiterung des politischen und kulturellen Bewusstseins der Bevölkerung A 0,95 0,98 - - 
M 3,67 3,63 0,12 0,72 6 Leiden der Bevölkerung während der Un-terdrückung durch das Kriegsrecht A 1,16 1,03 - - 
M 3,8 3,7 0,78 0,37 7 Widerstand der Bevölkerung A 1 1,02 - - 
M 3,36 3,3 0,33 0,56 8 Politische Veränderungen auf internationaler Ebene A 0,97 1,01 - - 
* statistische Signifikanz, wobei Signifikanzniveau ∝ < 0,05 beträgt 
 
Tabelle 23 
 
Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass es signifikante Unterschiede zwischen 
den Mittelwerten der Antworten von Frauen nicht gibt. 
Nur der vierte Unterpunkt „Verflechtung und Kommunikation der jordanischen Ge-
sellschaft mit anderen demokratischen Gesellschaften“ zeigt einen Unterschied  
im statistischen Signifikanzniveau, weil seine Antworten den höchsten Mittelwert 
erreicht haben. Dies bedeutet auch, dass die männliche Variable einen Einfluss 
auf die Antworten der Befragten gespielt hat. 
Die Ursache hierfür liegt zum einen darin, dass viele Männer ins Ausland reisen, 
häufig nach Westeuropa oder  in die USA, und dort das demokratische Verhalten 
dieser Gesellschaften beobachten, z.B. Medienfreiheit, Kritik seitens der Oppositi-
on an der Regierung. 
Zum anderen mag dieses Ergebnis darin begründet liegen, dass viele männliche 
Abiturienten zum Studium ins westliche Ausland reisen. Bedingt durch den lang-
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jährigen Aufenthalt, nehmen sie demokratisches Gedankengut auf, und übertra-
gen es auf die heimatliche jordanische Gesellschaft. 
Um die Auswirkung der Einkommensvariable auf die Antworten der befragten Per-
sonen festzulegen, sind die Statistiken Mittelwerte, Abweichungen, F.- Wert und 
statistisches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 für jeden Unterpunkt der zweiten Frage 
angewendet worden. 
Folgende Tabelle 24 stellt das Ergebnis der Befragung dar: 
 
Nr. Unterpunkt Mittel- 
wert 
Einkommen 
    1          2        3       4 
F.- 
Wert 
Signifikanz-
niveau 
M 2,82 2,96 2,94 3,06 0,5 0,68 
1 Die wirtschaftliche Lage vor 1989 
A 1,26 1,09 1,19 1,23 - - 
M 3,60 3,25 3,54 3,60 1,85 0,14 2 Erweiterung des Bildungssystems A 1,02 1,06 1,02 0,93 - - 
M 3,17 3,07 3,07 3,09 0,32 0,81 3 Wille des Königshauses A 1,14 1,08 1,33 1,14 - - 
M 2,80 2,78 2,77 2,85 0,56 0,64 
4 Druck anderer Demokratieformen oder multinationaler Organisationen A 1,04 0,97 1,07 1,13 - - 
M 3,44 3,32 3,53 3,44 0,66 0,57 
5 
Erweiterung des politischen und 
kulturellen Bewusstseins der Be-
völkerung A 0,85 0,99 0,99 1,01 - - 
M 3,77 3,71 3,61 3,55 0,29 0,83 
6 
Leiden der Bevölkerung während 
der Unterdrückung durch das 
Kriegsrecht A 1,15 0,94 1,07 1,24 - - 
M 3,82 3,71 3,81 3,68 0,66 0,58 
7 Widerstand der Bevölkerung A 0,99 1,04 0,99 1,03 - - 
M 3,36 3,45 3,31 3,21 1,38 0,25 8 Politische Veränderungen auf in-ternationaler Ebene A 1,08 0,92 0,98 0,97 - - 
 
Tabelle 24 
 
Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass es keine Unterschiede von statistischer 
Signifikanz bei ∝ < 0,05 zwischen den Mittelwerten der Antworten gibt. Dies trifft 
auf alle Unterpunkte zu und zeigt, dass die Einkommensvariable keinen Einfluss 
auf die Antworten der Befragten nimmt. 
Um die Auswirkung der Altersvariable auf die Antworten der befragten Personen 
festzulegen, sind die Statistiken Mittelwerte, Abweichungen, F.- Wert und statisti-
sches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 für jeden Unterpunkt angewendet worden. 
Folgende Tabelle 25 stellt das Ergebnis der Befragung dar. 
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Nr. Unterpunkt Mittel- 
wert 
Altersstufe 
    1         2         3        4 
F.- 
Wert 
Signifikanz-
niveau 
M 2,89 2,94 3,11 2,75 1,84 0,14 1 Die wirtschaftliche Lage vor 1989 A 1,12 1,12 1,24 1,17 - - 
M 3,47 3,58 3,51 3,36 0,65 0,58 2 Erweiterung des Bildungssystems A 0,97 1 1,04 1,06 - - 
M 3,27 3,02 3,01 3,18 1,27 0,28 3 Wille des Königshauses A 1,18 1,17 1,18 1,21 - - 
M 3,016 2,71 2,78 2,78 2,01 0,11 4 Druck anderer Demokratieformen oder multinationaler Organisationen A 1,02 1,077 1,01 1,01 - - 
M 3,13 3,49 3,59 3,34 3,19 0,02∗ 
5 
Erweiterung des politischen und 
kulturellen Bewusstseins der Be-
völkerung A 0,97 0,89 0,97 0,89 - - 
M 3,57 3,59 3,62 3,88 1,73 0,16 
6 
Leiden der Bevölkerung während 
der Unterdrückung durch das 
Kriegsrecht A 1,03 1,01 1,27 0,98 - - 
M 3,84 3,72 3,7 3,81 0,29 0,83 
7 Widerstand der Bevölkerung A 1,01 1,04 0,99 1,02 - - 
M 3,35 3,28 3,29 3,44 0,51 0,67 8 Politische Veränderungen auf in-ternationaler Ebene A 1,01 1,03 1,04 0,82 - - 
∗ statistische Signifikanz, wobei Signifikanzniveau ∝ < 0,05 beträgt 
 
Tabelle 25 
 
Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass es keine Unterschiede von statistischer 
Signifikanz bei ∝ < 0,05 zwischen den Mittelwerten von Antworten unterschiedli-
cher Altersstufen gibt. 
Nur der fünfte Unterpunkt „Erweiterung des politischen und kulturellen Bewusst-
seins der Individuen“ zeigt eine statistische Signifikanz. Sie verdeutlicht, dass die 
Befragten diesen Unterpunkt für eine Erweiterung des Demokratisierungsprozes-
ses in Jordanien höher bewerten als die übrigen Unterpunkte. 
Nach der Durchführung des Schéffe-Tests für A-Posteriori-Vergleiche sind einige 
Unterschiede zwischen dem Mittelwert der ersten Altersstufe (bis 19 Jahre) und 
dem Mittelwert der dritten Altersstufe (30 - 39 Jahre) für den fünften Unterpunkt 
deutlich geworden. 
Die 30 – 39 jährigen der Befragten bewerten die Erweiterung des Demokratisie-
rungsprozesses in Jordanien durch ein intensiveres kulturelles und politisches 
Bewusstsein der Bevölkerung höher als die Befragten unter 20. 
Dies ist darauf zurückzuführen, dass die Befragten zwischen 30 - 39 Jahren eine 
höhere geistige Reife besitzen und über mehr Informationen hinsichtlich der wirt-
schaftlichen, kulturellen und politischen Lage Jordaninens verfügen als ihre jünge-
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ren Landsleute. Deshalb können sie der Erweiterung des Demokratisierungspro-
zesses mehr Gewicht beimessen, als es jüngere Personen zu tun vermögen. 
Die Tabelle verdeutlicht, dass der fünfte Unterpunkt „Erweiterung des politischen 
und kulturellen Bewusstseins der Bevölkerung“ eine wichtige Rolle für die Einfüh-
rung des demokratischen Weges in Jordanien spielt. 
Weiterhin geht aus den Ergebnissen hervor, dass es keine Unterschiede von sta-
tistischer Signifikanz ∝ < 0,05 zwischen den Mittelwerten der Antworten für die 
übrigen Unterpunkte der zweiten Frage gibt. 
Um die Auswirkung der Qualifikationsvariable auf die Antworten der befragten 
Personen festzulegen, sind die Statistiken Mittelwerte, Abweichungen, F.- Wert 
und statistisches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 für den Grad der folgenden Faktoren, 
die eine Rolle bei der Erweiterung des Demokratisierungsprozesses in Jordanien 
spielen, angewendet worden. 
Folgende Tabelle 26 verdeutlicht dies. 
 
Qualifikation Nr. Unterpunkt Mittel- 
wert 
Abitur Diplom Bachelor
höherer     
Studien-
abschluss 
F.- 
Wert 
Signifikanz-
niveau 
M 2,45 4,04 2,01 3,77 110,7 0,0001∗ 1 Die wirtschaftliche Lage vor 1989 A 1,08 0,7 0,75 0,63 - - 
M 3,43 3,98 3 3,73 15,66 0,0001∗ 2 Erweiterung des Bildungs-systems A 1,24 0,77 0,94 0,6 - - 
M 3,67 1,076 3,67 2,96 77,8 0,0001∗ 3 Wille des Königshauses A 1,07 0,07 0,94 0,73 - - 
M 2,52 3,43 1,90 3,77 95,2 0,0001∗ 
4 
Druck anderer Demokratie-
formen oder multinationaler 
Organisationen A 0,99 0,57 0,73 0,58 - - 
M 3,06 4,05 3,08 3,77 25,45 0,0001∗ 
5 
Erweiterung des politischen 
und kulturellen Bewusst-
seins der Bevölkerung A 1,07 0,74 0,88 0,63 - - 
M 3,3 3 4 4,42 32,01 0,0001∗ 
6 
Leiden der Bevölkerung 
während der Unterdrückung 
durch das Kriegsrecht A 1,24 0,99 0,83 0,61 - - 
M 3,55 3,22 3,88 4,47 22,3 0,0001∗ 7 Widerstand der Bevölke-rung A 1,08 0,99 0,87 0,59 - - 
M 3,17 3,61 2,87 3,88 17,8 0,0001∗ 8 Politische Veränderungen auf internationaler Ebene A 1,25 0,66 0,84 0,69 - - 
∗ statistische Signifikanz, wobei Signifikanzniveau ∝ < 0,05 beträgt 
 
Tabelle 26 
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Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass es Unterschiede von statistischer Signifi-
kanz (∝ < 0,05) zwischen den Mittelwerten der Antworten bei allen Unterpunkten 
der zweiten Frage gibt. 
Die Durchführung des Schéffe-Tests für A-Posteriori-Vergleiche führt zu folgenden 
Resultaten: 
1. Die Variable „höhere Studienabschlüsse“ hat die höchsten Mittelwerte in den 
Unterpunkten 4,6,7 und 8 erreicht. Die befragten Personen haben diese Unter-
punkte für die Erweiterung des Demokratisierungsprozesses in Jordanien hö-
her als andere Unterpunkte bewertet. Das Ergebnis der Befragung ist darauf 
zurückzuführen, dass Personen mit höheren Studienabschlüssen durch ihr 
Wissen und fortgeschrittenes Bildungsniveau und aller Voraussicht nach durch 
ihre Kontakte zu anderen demokratischen Gesellschaften ein stärkeres politi-
sches Bewusstsein haben als Personen mit einem anderen Bildungsgrad. 
2. Die Variable „Diplom“ hat die höchsten Mittelwerte in den Unterpunkten 1,2 
und 5. 
Für diese Personen waren die genannten Unterpunkte entscheidende Faktoren 
für die Erweiterung des Demokratisierungsprozesses in Jordanien. 
3. Die Variablen „Abitur“ und „Bachelor“ haben den höchsten Mittelwert bei Un-
terpunkt 3 „Wille des Königs“ erreicht. Ihrer Meinung nach kann eine Erweite-
rung des Demokratisierungsprozesses in Jordanien nicht ohne die Zustimmung 
von König Hussein eingeführt werden. 
 
3 6 3 Frage 3. zur Praktizierung demokratierelevanten Verhaltens 
 
Um eine Antwort auf die dritte Frage, „Stufen Sie bitte den Wert dieser Faktoren 
im Bezug auf ihre Umsetzung (P) ein und bewerten Sie ihre Wichtigkeit (W)“, ge-
ben zu können, sind die statistische Elemente wie Mittelwerte und Abweichungen 
für jeden Unterpunkt dieser Frage angewandt worden. 
Ebenso ist der T-Test angewendet worden, um die Unterschiede zwischen der 
verbalen und der gewünschten Praktizierung darzustellen. 
Folgende Tabelle 27 verdeutlicht die angewendeten Statistiken wie Mittelwerte, 
Abweichungen, T-Wert und statistisches Signifikanzniveau (∝< 0,05). 
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Wichtig- 
keit 
Praktizierung Differenz Wert T Signifi-
kanz- 
niveau 
Nr. Unterpunkt 
M A M A M A   
1 Beteiligung an der Wahl und Kandidatur 4 0,79 3,5 0,74 0,45 1,05 7,1 0,0001∗ 
2 
Gleichberechtigung unabhängig 
von Abstammung, Religionszu-
gehörigkeit und politischer 
Überzeugung 
4,2 0,81 2,1 0,96 2,12 1,45 25,9 0,0001∗ 
3 
Möglichkeit des Individuums, 
sich seinem Können, seiner 
Begabung und seiner Freiheit 
nach zu entfalten 
3,7 0,95 2,8 1,08 0,92 1,65 9,6 0,0001∗ 
4 Unabhängigkeit und Freiheit der Medien 3,7 1,03 2,6 1,18 1,14 1,47 13,8 0,0001∗ 
5 Freiheit und Unabhängigkeit der Gerichtsbarkeit 3,6 0,88 2,9 0,99 0,76 0,95 14,1 0,0001∗ 
6 Arbeitsmöglichkeit für alle ein-getragenen Parteien 3,3 1,08 2 0,8 1,26 1,29 17,2 0,0001∗ 
7 Chancengleichheit 4,1 0,85 1,9 0,93 2,18 1,46 26,4 0,0001∗ 
8 
Strenge Trennung der Macht 
von Legislative, Judikative und 
Exekutive 
3,6 0,92 2,6 1,01 0,94 1,18 14,1 0,0001∗ 
∗ statistische Signifikanz, wobei Signifikanzniveau ∝ < 0,05 beträgt 
 
Tabelle 27 
 
Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass die Mittelwerte der Antworten der befrag-
ten Personen für die verbale Praktizierung eines jeden Unterpunktes niedrig sind 
und voneinander abweichen. Sie liegen zwischen 1,9 und 3,5 des Mittelwertes. 
Dies ist darauf zurückzuführen, dass sich einerseits die jordanische Bevölkerung 
an das bisherige politische Alltagsleben gewöhnt hat und andererseits vielen Jor-
daniern das politische Bewusstsein fehlt, um sich entsprechend zu verhalten. 
Die Ergebnisse zeigen, dass der 1. Unterpunkt „Beteiligung an Wahl und Kandida-
tur“ mit 3,5 den höchsten Mittelwert und der 7. Unterpunkt „Chancengleichheit“ mit 
1,9 den niedrigsten Mittelwert erreicht hat. 
Der hohe Mittelwert des 1. Unterpunktes lässt sich auf den Kriegsrecht, das vor 
Einschlagung des demokratischen Weges in Jordanien geherrscht hat, zurückfüh-
ren. 
In dieser Zeit hatte die Bevölkerung keine Rechte wie Meinungsfreiheit, Wahlrecht, 
Kandidatur, Einreiserecht, Mitgliedschaft in einer Partei etc. 
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Die befragten Personen haben die verbale Praktizierung in diesem Unterpunkt 
gesehen, weil ihnen nicht entgangen war, wie positiv das Volk die Ankündigung 
der Parlamentswahl aufgenommen hat. 
Die niedrige Bewertung des 7. Unterpunktes ist auf alte und zum Teil noch beste-
hende Sippenverhältnisse, Vetternwirtschaft und Korruption zurückzuführen. 
Die Regierung versucht ernsthaft mit Hilfe von Gesetzen solche Verhältnisse ab-
zuschaffen. Der Verfasser ist der Auffassung, dass solche Verhältnisse nur durch 
eine Erweiterung des Demokratisierungsprozesses in Jordanien verändert werden 
können. 
Das Ergebnis lässt erkennen, dass die befragten Personen die politische Situation 
richtig eingeschätzt haben, denn solche bestehenden Verhältnisse verhindern 
gravierend die Realisierung einer Chancengleicheit für alle Bürger. 
Der Grad der Mittelwerte bei der gewünschten Praktizierung liegt in Tabelle 16 
zwischen 3,6 und 4,2. Die Werte sind relativ hoch und liegen nah beieinander. Vie-
le der befragten Personen wünschen, dass sich die führende Schicht und die Be-
völkerung demokratischer verhalten, um das Land in diese Richtung voranzutrei-
ben. 
In Tabelle 27 hat der zweite Unterpunkt den höchsten Mittelwert mit 4,2 erreicht. 
Hier zeigt sich, dass die Befragten eine Gleichberechtigung unabhängig von Ab-
stammung, Religionszugehörigkeit und politischer Überzeugung für nicht wün-
schenswert halten, weil immer noch alte Verhältnisse vorherrschen. 
Hier kann fruchtbarer Boden für eine entwickelte, bewusste Gesellschaft entste-
hen, die wiederum eine Basis für die demokratische Umwandlung im Lande brin-
gen. 
Im Gegensatz zu diesem Unterpunkt hat der sechste Unterpunkt „Arbeitsmöglich-
keit für alle eingetragenen Parteien“ mit 3,3 den niedrigsten Mittelwert bekommen. 
Somit haben die Befragten wenig Interesse an diesem Unterpunkt, denn er berührt 
sie nicht unmittelbar, sofern sie nicht Mitglied einer Partei sind. 
Seit dem Beginn des demokratischen Weges leisten die Parteien ohne große Hin-
dernisse ihre Arbeit, so dass die Befragten in diesem Unterpunkt keinen großen 
Handlungsbedarf sehen. 
Die Ergebnisse der Tabelle 27 zeigen, dass es Unterschiede von statistischer Sig-
nifikanz ∝< 0,05 zwischen den Mittelwerten der verbalen Praktizierung und der 
gewünschten Praktizierung in allen Unterpunkten gibt. 
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Diese Unterschiede gelten für die gewünschte Praktizierung. Und dies bedeutet, 
dass es eine Diskrepanz zwischen der verbalen und der gewünschten Praktizie-
rung gibt, was durchaus nicht verwunderlich ist, da die demokratische Umwand-
lung im Land noch in den Kinderschuhen steckt. 
Um die Auswirkung der Geschlechtsvariable auf die Differenzen zwischen der rein 
verbalen und der gewünschten Praktizierung zu studieren, sind die Statistiken Mit-
telwerte, Abweichungen, F.- Wert und statistisches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 an-
gewendet worden. 
Folgende Tabelle 28 verdeutlicht dies. 
 
Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und das Signifikanzniveau für die Darstellung 
der Auswirkung der Geschlechtsvariable auf die Antworten der Befragten in Bezug 
auf die Differenzen zwischen der verbalen und der gewünschten Praktizierung. 
 
Geschlecht Wert 
F 
Signifikanz-
niveau 
Nr. Unterpunkt  
männlich weiblich   
M 0,44 0,46 0,05 0,82 1 Beteiligung an der Wahl und Kandi-datur A 1,10 0,99 0,05 0,82 
M 2,19 2,04 1,03 0,31 
2 
Gleichberechtigung unabhängig von 
Abstammung, Religionszugehörigkeit 
und politischer Überzeugung A 1,37 1,55 1,03 0,31 
M 0,97 0,85 0,85 0,35 
3 
Möglichkeit des Individuums, sich 
seinem Können, seiner Begabung 
und seiner Freiheit nach zu entfalten A 1,63 1,68 0,85 0,35 
M 1,26 1 4,39 0,03∗ 4 Unabhängigkeit und Freiheit der Me-dien A 1,048 1,44 4,39 0,03∗ 
M 0,7 0,83 1,66 0,19 5 Freiheit und Unabhängigkeit der Ge-richtsbarkeit A 0,94 0,97 1,66000 0,19 
M 1,24 1,27 0,04 0,84 6 Arbeitsmöglichkeit für alle eingetra-genen Parteien A 1,27 1,33 0,04 0,84 
M 2,2 2,14 0,17 0,68 7 Chancengleichheit A 1,48 1,43 0,17 0,68 
M 0,97 0,9 0,27 0,60 8 Strenge Trennung der Macht von Legislative, Judikative und Exekutive A 1,15 1,22 0,27 0,60 
 
Tabelle 28 
 
Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass es keine Unterschiede von statistischer 
Signifikanz ∝< 0,05 zwischen den Mittelwerten der Antworten von männlichen und 
denen von weiblichen Befragten gibt. Dies trifft auf alle Unterpunkte außer den 
vierten Unterpunkt „Unabhängigkeit und Freiheit der Medien“ zu. 
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In diesem Punkt nimmt die männliche Variable Einfluss auf die Antworten der Be-
fragten. Der Grund hierfür liegt in der Gesellschaftsstruktur. Wie in vielen arabi-
schen Ländern hat auch in Jordanien der Mann eine Vormachtstellung inne und 
dadurch bedingt beschäftigt er sich mehr als die Frau mit Politik und Medien. 
Um die Auswirkung der Einkommensvariable auf die Unterschiede zwischen den 
Mittelwerten der Antworten festzulegen, sind einige Statistiken wie Mittelwerte, 
Abweichungen, F.- Wert und statistisches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 angewendet 
worden. 
 
Einkommen Nr. Unterpunkt  
Folgende Tabelle 29 verdeutlicht dies. 
 
Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und das Signifikanzniveau für die Darstellung 
der Auswirkung der Einkommensvariable auf die Antworten der Befragten in Be-
zug auf die Differenzen zwischen der verbalen und der gewünschten Praktizie-
rung. 
Wert 
1 2 3 4 
M 0,46 0,45 0,46 0,42 1 Beteiligung an der Wahl und Kandi-datur A 0,99 1,06 1,12 1,01 0,08 0,97 
M 2,25 2,16 2,21 1,86 
2 
Gleichberechtigung unabhängig von 
Abstammung, Religionszugehörig-
keit und politischer Überzeugung A 1,44 1,53 1,4 1,44 
2,54 0,05 
M 0,82 0,97 0,93 0,9 
3 
Möglichkeit des Individuums, sich 
seinem Können, seiner Begabung 
und seiner Freiheit nach zu entfalten A 1,72 1,66 1,56 1,71 
0,28 0,84 
M 0,98 1,08 1,31 1,13 4 Unabhängigkeit und Freiheit der Me-dien A 1,57 1,60 1,26 1,48 1,27 0,28 
M 0,68 0,73 0,87 0,71 5 Freiheit und Unabhängigkeit der Ge-richtsbarkeit  0,99 0,97 0,86 1,03 1,08 0,36 
M 1,25 1,23 1,31 1,21 6 Arbeitsmöglichkeit für alle eingetra-genen Parteien A 1,42 1,38 1,07 1,37 0,4 0,75 
M 2,15 2,16 2,3 2,05 7 Chancengleichheit A 1,64 1,56 1,23 1,46 0,22 0,88 
M 0,76 0,98 1 0,98 8 Strenge Trennung der Macht von Legislative, Judikative und Exekutive A 1,31 1,18 1,16 1,11 
0,67 0,57 
Signifi-
kanz-
niveau 
F 
 
Tabelle 29 
 
Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass es keine Unterschiede von statistischer 
Signifikanz bei ∝< 0,05 zwischen den Mittelwerten der Einkommensvariable für 
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jeden Unterpunkt der Frage gibt. Dies deutet darauf hin, dass die Einkommensva-
riable keinen Einfluss auf die Antworten der befragten Personen nimmt.  
Um die Auswirkung der Altersvariable auf die Unterschiede zwischen der Wirklich-
keit und den Wünschen festzustellen, sind einige statistische Elemente wie Mittel-
werte, Abweichungen, F.- Wert und statistisches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 an-
gewendet worden. 
Folgende Tabelle 30 verdeutlicht dies. 
 
Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und das Signifikanzniveau für die Darstellung 
der Auswirkung der Altersvariable auf die Antworten der Befragten in Bezug auf 
die Differenzen zwischen der verbalen und der gewünschten Praktizierung. 
 
Altersstufe Nr. Unterpunkt  
1 2 3 4 
Wert 
F 
Signifi-
kanz-
niveau 
M 0,54 0,53 0,28 0,5 1 Beteiligung an der Wahl und Kandida-tur A 0,97 1,17 1,04 0,92 1,04 0,37 
M 2,38 2,13 2,06 1,96 
2 
Gleichberechtigung unabhängig von 
Abstammung, Religionszugehörigkeit 
und politischer Überzeugung A 1,2 1,39 1,62 1,48 
0,87 0,45 
M 1,1 0,91 0,82 0,9 
3 
Möglichkeit des Individuums, sich sei-
nem Können, seiner Begabung und 
seiner Freiheit nach zu entfalten A 1,61 1,71 1,66 1,6 
0,17 0,91 
M 1,3 1,2 0,98 1,18 4 Unabhängigkeit und Freiheit der Me-dien A 1,61 1,34 1,56 1,34 1,1 0,34 
M 0,71 0,58 0,82 0,96 5 Freiheit und Unabhängigkeit der Ge-richtsbarkeit A 0,98 1,02 0,86 0,96 2,14 0,09 
M 1,16 1,32 1,19 1,34 6 Arbeitsmöglichkeit für alle eingetrage-nen Parteien A 1,30 1,13 1,29 1,53 0,53 0,66 
M 2,1 2,19 2,03 2,45 7 Chancengleichheit A 1,9 1,47 1,32 1,13 1,53 0,2 
M 0,89 0,89 0,96 1,04 
8 
Strenge Trennung der Macht von Le-
gislative, Judikative und Exekutive A 1,26 1,31 1,16 0,95 
0,33 0,8 
 
Tabelle 30 
 
Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass es keine Unterschiede von statistischer 
Signifikanz bei ∝< 0,05 zwischen den Mittelwerten der Altersvariable gibt. Dies 
deutet darauf hin, dass die Altersvariable keinen Einfluss auf die Antworten der 
befragten Personen genommen hat.  
Um die Auswirkung der Qualifikationsvariable auf die Unterschiede zwischen der 
Wirklichkeit und Wichtigkeit (der rein verbalen und der gewünschten Praktizierung) 
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festzulegen, sind einige statistische Elemente wie Mittelwerte, Abweichungen, F.- 
Wert und statistisches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 angewendet worden. 
Folgende Tabelle 31 verdeutlicht dies. 
 
Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und das Signifikanzniveau für die Darstellung 
der Auswirkung der Qualifikationsvariable auf die Antworten der Befragten in Be-
zug auf die Differenzen zwischen der verbalen und der gewünschten Praktizie-
rung. 
 
Qualifikation Nr. Unterpunkt  
Abitur Diplom Bachelor höheres 
Studium
Wert 
F 
Signifi- 
kanz- 
niveau 
M 0,51 0,15 0,48 1 1 Beteiligung an der Wahl und Kandidatur A 0,86 0,96 1,19 0,84 
15,6 0,0001∗ 
M 2,15 2,23 1,32 3,11 
2 
Gleichberechtigung unabhängig von 
Abstammung, Religionszugehörig-
keit und politischer Überzeugung A 1,19 0,91 1,92 0,69 
22,69 0,0001∗ 
M 0,02 0,08 0,95 3,15 
3 
Möglichkeit des Individuums, sich 
seinem Können, seiner Begabung 
und seiner Freiheit nach zu entfalten A 1,11 0,76 1,6 0,72 
109,54 0,0001∗ 
M 0,19 0,91 1,01 2,96 4 Unabhängigkeit und Freiheit der Medien A 1,07 0,76 1,52 0,73 
79,71 0,0001∗ 
M 0,4 0,62 1,16 0,85 5 Freiheit und Unabhängigkeit der Gerichtsbarkeit A 0,88 0,94 1,03 0,73 11,21 0,0001∗ 
M 0,41 1,39 2,03 1,2 6 Arbeitsmöglichkeit für alle eingetra-genen Parteien A 0,98 0,79 1,45 1,22 30,01 0,0001∗ 
M 1,66 2,34 1,85 3,17 7 Chancengleichheit A 1,39 0,98 1,83 0,7 17,53 0,0001∗ 
M 1,16 0,87 0,77 1,68 8 Strenge Trennung der Macht von Legislative, Judikative und Exekutive A 1,03 0,8 1,69 0,98 
1,67 0,17 
∗ statistisches Signifikanzniveau  ∝ <  0,05 
 
Tabelle 31 
 
Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass es Unterschiede von statistischer Signifi-
kanz bei ∝< 0,05 für sieben Unterpunkte gibt. Nur der achte Unterpunkt bildet hier 
eine Ausnahme, weil er keinen Unterschied von statistischer Signifikanz aufweist. 
Damit wirken sich die ersten sieben Unterpunkte auf die Antworten der befragten 
Personen aus. Das Ergebnis lässt den Rückschluss zu, dass die ersten sieben 
Unterpunkte für die Bevölkerung bei der rein verbalen  und gewünschten Praktizie-
rung von großer Bedeutung sind, weil sie um das Alltagsleben wissen. Deshalb 
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haben sie diesen Unterpunkten mehr Gewicht beigemessen als dem achten Un-
terpunkt, der keine statistische Signifikanz aufweist. 
Dies ist darauf zurückzuführen, dass  die Judikative in Jordanien trotz des herr-
schenden Systems ihre Arbeit frei und unabhängig von den anderen Organen in 
Bezug auf das Gesetz leistet. In Jordanien hat das Parlament die Macht über die 
Exekutive. Diese Macht spiegelt sich durch eine Kontrolle über die Exekutive und 
ihre Aktivitäten wider. 
Die befragten Personen wissen, dass es eine Trennung zwischen den drei Orga-
nen gibt und dass sie unabhängig voneinander arbeiten.  Daher zeigt das Ergeb-
nis keine Diskrepanz zwischen der rein verbalen  und der gewünschten Praktizie-
rung auf. 
Nach der Durchführung des Schéffe-Tests für A-Posteriori-Vergleiche kristallisier-
ten sich folgende Ergebnisse heraus: 
1. Es gibt Unterschiede von statistischer Signifikanz bei ∝< 0,05  zwischen der 
Variable „Abitur“ und der Variable „höheres Studium“  in den Unterpunkten 1, 
2,  3, 4 und 7. 
Damit sehen die Personen mit höherem Studienabschluss eine tiefere Kluft 
zwischen der rein verbalen und der gewünschten Praktizierung als diejenigen 
mit Abitur. 
Aufgrund des höheren Bildungsniveaus besitzen sie im Vergleich zu den Abitu-
rienten ein entwickelteres politisches Bewusstsein,  mehr Erfahrung und einen 
besseren Überblick über den Mechanismus des wirtschaftlichen und kulturellen 
Alltags. 
2. Es gibt Unterschiede von statistischer Signifikanz bei ∝< 0,05  zwischen der 
Variable“Bacheolor“  und der Variable „Abitur“ in den Unterpunkten 5 und 6. 
Dies weist darauf hin, dass die befragten Personen der Variable „Bachelor“  ei-
ne deutlichere Diskrepanz zwischen der rein verbalen und der gewünschten 
Praktizierung bei den Unterpunkten 5 und 6 empfinden als die Befragten mit 
der Variable „Abitur“, weil sie eine höhere Bildung und mehr Kontakt zu ver-
schiedenen kulturellen und politischen Schichten aus der Bevölkerung haben 
bzw. politische Tätigkeiten an der Universität ausüben. 
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3 6 4 Frage 4. zur Rolle der Parteien 
 
Um eine Antwort auf den ersten Teil der vierten Frage „Wie ist der momentane 
Zustand der politischen Aktivitäten der jordanischen Parteien in Bezug auf die 
Demokratie, und welche Erwartungen stellt das jordanische Volk an die Rolle der 
Parteien?“ geben zu können, sind einige statistische Elemente wie  Mittelwerte 
und Abweichungen für jeden Unterpunkt der Frage (verbale und gewünschte Prak-
tizierung) angewandt worden. 
Um eine Antwort auf den zweiten Teil der vierten Frage „Gibt es Unterschiede 
zwischen der praktischen Arbeit der Parteien und der Erwartung des Volkes an die 
politische Rolle der Parteien“ geben zu können, ist der T-Test angewendet wor-
den. 
Um eine Antwort auf den dritten Teil der vierten Frage „Differenzieren sich die Un-
terschiede durch die Variablen Geschlecht, Alter, Einkommen und Qualifikation“ 
geben zu können, ist der T-Wert angewandt worden. 
Folgende Tabelle 32 verdeutlicht die angewendeten Statistiken wie Mittelwerte, 
Abweichungen, T-Wert und statistisches Signifikanzniveau (∝< 0,05) für den Grad 
der gewünschten und der rein verbalen Praktizierung in Bezug auf die Parteienrolle. 
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Wichtigkeit Praktizie-
rung 
Differenz Wert 
T 
Signifi-
kanz- 
Nr. Unterpunkt 
M A M A M A  Niveau 
1 
Rolle der Parteien bei der Entwick-
lung des allgemeinen Bewusstseins 
der Bevölkerung 
3,3 1 1,9 0,74 1,44 1,32 19,4 0,0001∗ 
2 
Vertretung und Schutz der Minderhei-
ten, damit sie der Gesellschaft dienen 
können. 
2,6 0,86 1,8 0,96 0,83 1,1 13,3 0,0001∗ 
3 
Ausbildung der politischen Führungs-
kräfte, damit sich die Bevölkerung 
damit identifizieren kann und sie wählt 
3,9 0,94 2,4 1,1 1,56 1,81 15,3 0,0001∗ 
4 Politische Rivalität zugunsten der Bevölkerung und des Landes 3,1 0,93 2,1 1,2 1,01 1,24 14,5 0,0001∗ 
5 Überwachung der Regierungsarbeit 4,1 0,87 2,4 0,99 1,65 1,43 20,5 0,0001∗ 
6 Lösungsvorschläge zur Regelung der gesellschaftlichen Probleme 4,1 0,87 2,3 0,8 1,81 1,52 21,1 0,0001∗ 
7 
Übereinstimmung zwischen den politi-
schen Richtlinien und deren Umset-
zung 
4,1 0,86 2,6 0,93 1,48 1,75 15,1 0,0001∗ 
8 Festigung der nationalen Einheit 4,2 0,71 2,4 1 1,83 1,38 23,4 0,0001∗ 
9 
Die Parteien sind Sprachorgane der 
Regierung an die Bevölkerung zur Er-
leichterung der Regierungsarbeit auf 
das ganze Land 
3,4 0,88 2,3 0,78 1,1 1,2 16,2 0,0001∗ 
10 Ausübung der Demokratie innerhalb der eigenen Strukturen einer Partei 4,1 0,91 2 0,72 2,12 2,12 24,5 0,0001∗ 
∗ statistisches Signifikanzniveau  ∝ <  0,05 
Tabelle 32 
 
Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass die Mittelwerte der Antworten der befrag-
ten Personen für die verbale Praktizierung eines jeden Unterpunktes niedrig sind 
und nah beieinander liegen. Sie liegen zwischen 1,8 und 2,6.  
Dies basiert auf folgenden Punkten: 
1. Fehlen des politischen Bewusstseins seitens der Bevölkerung und der Parteien 
selbst. 
2. Der gegenseitige Kampf der Parteien untereinander 
3. Die mangelnde Glaubwürdigkeit der Parteien 
4. Ihre Struktur muss demokratisiert werden, d.h. sie müssen sich innerhalb der 
Partei demokratisch verhalten. 
5. Die fehlende Überwachung der Regierungsarbeit. 
Die Ergebnisse der Tabelle zeigen weiterhin, dass der siebte Unterpunkt „Über-
einstimmung zwischen den politischen Richtlinien und deren Umsetzung“ mit 2,6 
den höchsten Mittelwert erhalten hat. Dies ist darauf zurückzuführen, dass die 
 139 
  
 
meisten Parteien nur im Interesse ihrer Ziele und nicht im Interesse des Volkes 
und des Landes handeln. 
Deshalb gibt es in dieser Hinsicht eine Übereinstimmung aller jordanischer Partei-
en, denn sie arbeiten alle nur im eigenen Interesse. Z.B. werben religiöse Parteien 
nur nach islamischen Regeln,  wie die Sozialisten vergleichbar handeln. Aus die-
sem Grund sehen die Befragten in diesem Unterpunkt die rein verbale Äußerung. 
Im Gegensatz zum siebten Unterpunkt hat der zweite Unterpunkt „Vertretung und 
Schutz der Minderheiten, damit sie der Gesellschaft dienen können“ mit 1,8 den 
niedrigsten Mittelwert bekommen. Dies ist darauf zurückzuführen, dass die Partei-
en sich nur wenig für Minderheiten einsetzen. 
Hier muss erwähnt werden, dass die Minderheiten im Lande einen großen Einfluss 
auf unterschiedliche Bereiche wie z.B. Politik, Wirtschaft und Armee haben. 
Die Tabelle zeigt auch, dass die Mittelwerte der Antworten der Befragten für das 
gewünschte politische Handeln sehr hoch und voneinander abweichend sind. 
Sie liegen zwischen 2,6 und 4, 2. Der achte Unterpunkt hat mit 4,2 den höchsten 
Mittelwert erreicht. Dies ist darauf zurückzuführen, dass sich die Parteien unter-
einander zerwerfen und ihre Energien uneffektiv und nicht im Sinne der Bevölke-
rung einsetzen. 
Daher ist es wichtig, dass die Parteien ihre Programme und deren Umsetzung der 
Einheit der Nation unterordnen. 
Im Gegensatz zu dem genannten Unterpunkt hat der zweite Unterpunkt „Vertre-
tung und Schutz der Minderheiten, damit sie der Gesellschaft dienen können“, mit 
2,6 den niedrigsten Mittelwert erhalten. 
Die Auswertung der Tabelle weist Unterschiede von statistischer Signifikanz zwi-
schen den Mittelwerten der Variable der rein verbalen Äußerung und der 
gewünschten Handeln auf. Die Diskrepanz zwischen der rein verbalen Äußerung 
und dem gewünschten Handeln deutet darauf hin, dass die Befragten sich eine 
Zunahme der verbalen Praktizierung der politischen Arbeit der Parteien in allen 
Unterpunkten wünschen, um das Interesse der Bevölkerung und des Landes 
umzusetzen. 
Um die Auswirkung der Geschlechtsvariable auf die Mittelwerte der Unterschiede 
zwischen dem Grad der rein verbalen und der gewünschten Praktizierung festzu-
legen, sind die Statistiken Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und ein statisti-
sches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 angewendet worden. 
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Folgende 33 Tabelle verdeutlicht dies. 
 
Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und das Signifikanzniveau für die Darstellung 
der Auswirkung der Geschlechtsvariable auf die Antworten der Befragten in Bezug 
auf die Differenzen zwischen der verbalen und der gewünschten Praktizierung der 
Parteirolle für jeden Unterpunkt. 
 
Geschlecht Nr. Unterpunkt  
männlich weiblich 
Wert 
F 
Signifikanz- 
niveau 
M 1,48 1,39 
1 
Rolle der Parteien bei der Ent-
wicklung des allgemeinen Be-
wusstseins der Bevölkerung A 1,35 1,27 
0,68 0,41 
M 0,98 0,64 2 
Vertretung und Schutz der Min-
derheiten, damit sie der Gesell-
schaft dienen können. A 1,04 1,15 
8,57 0,0001* 
M 1,6 1,5 
3 
Ausbildung der politischen Füh-
rungskräfte, damit sich die Bevöl-
kerung identifizieren kann und sie 
wählt A 1,74 1,9 
0,36 0,55 
M 1,05 0,97 4 Politische Rivalität zugunsten der Bevölkerung und des Landes A 1,21 1,29 
0,37 0,54 
M 1,78 1,47 
5 Überwachung der Regierungsar-beit A 1,43 1,41 
8,45 0,0001* 
M 1,85 1,75 
6 Lösungsvorschläge zur Regelung der gesellschaftlichen Probleme A 1,45 1,59 
0,48 0,48 
M 1,62 1,31 
7 
Übereinstimmung zwischen den 
politischen Richtlinien und deren 
Umsetzung A 1,65 1,85 
3,63 0,05 
M 1,86 1,78 8 Festigung der nationalen Einheit A 1,43 1,32 0,42 0,51 
M 1,08 1,13 
9 
Die Parteien sind Sprachorgane 
der Regierung an die Bevölke-
rung zur Erleichterung der Regie-
rungsarbeit für das ganze Land A 1,11 1,32 
0,25 0,61 
M 2,2 2,02 
10 
Die Ausübung der Demokratie 
innerhalb der eigenen Strukturen 
einer Partei A 1,51 1,55 
1,14 0,28 
∗ statistische Signifikanz , wobei Signifikanzniveau ∝< 0,05 ist. 
 
Tabelle 33 
 
Die Ergebnisse der Tabelle verdeutlichen, dass es keine Unterschiede von statis-
tischer Signifikanz ∝< 0,05 zwischen den Mittelwerten der Befragten der männli-
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chen Variable und denen der  weiblichen gibt, mit Ausnahme von zwei Unterpunk-
ten. 
Die Geschlechtsvariable hat nur auf die Unterpunkte „Vertretung und Schutz der 
Minderheiten, damit sie der Gesellschaft dienen können“ und „Politische Rivalität 
zugunsten der Bevölkerung und des Landes“  Einfluss genommen. 
Um die Auswirkung der Einkommensvariable auf die Mittelwerte der Unterschiede 
zwischen Wirklichkeit (in Bezug auf die Praktizierung) und Wichtigkeit festzulegen, 
sind einige statistische Elemente wie Mittelwerte, Abweichungen, F.- Wert und ein 
statistisches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 angewendet worden. 
Folgende Tabelle 34 verdeutlicht dies. 
 
Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und das Signifikanzniveau für die Darstellung 
der Auswirkung der Einkommensvariable auf die Antworten der Befragten in Be-
zug auf die Differenzen zwischen der verbalen und der gewünschten Praktizierung 
der Parteirolle für jeden Unterpunkt. 
 
Einkommen Wert Signifikanz- Nr. Unterpunkt
1 2 3 4 F niveau 
M 1,52 1,33 1,54 1,36 1 
Rolle der Parteien bei der 
Entwicklung des allgemeinen Be-
wusstseins der Bevölkerung A 1,35 1,34 1,33 1,26 
1,42 0,23 
M 0,73 0,8 0,89 0,86 2 
Vertretung und Schutz der Min-
derheiten, damit sie der Gesell-
schaft dienen können. A 1,13 1,2 1,05 1,04 
0,42 0,73 
M 1,42 1,72 1,65 1,38 
3 
Ausbildung der politischen Füh-
rungskräfte, damit sich die Bevöl-
kerung identifizieren kann und sie 
wählt A 1,82 1,91 1,77 1,76 
0,18 0,91 
M 0,95 1,12 0,93 1,06 4 Politische Rivalität zugunsten der Bevölkerung und des Landes A 1,37 1,22 1,21 1,21 0,5 0,68 
M 1,68 1,83 1,55 1,55 5 Überwachung der Regierungsar-beit A 1,45 1,55 1,3 1,43 0,34 0,79 
M 1,90 2,01 1,55 1,84 6 Lösungsvorschläge zur Regelung der gesellschaftlichen Probleme A 1,45 1,38 1,6 1,59 0,85 0,46 
M 1,44 1,37 1,5 1,63 
7 
Übereinstimmung zwischen den 
politischen Richtlinien und deren 
Umsetzung A 1,77 1,87 1,73 1,63 
0,78 0,5 
M 1,92 1,86 1,822 1,72 8 Festigung der nationalen Einheit A 1,38 1,43 1,99 1,32 0,23 0,78 
M 0,92 1,15 1,21 1,06 
9 
Die Parteien sind Sprachorgane 
der Regierung an die Bevölkerung 
zur Erleichterung der Regierungs-
arbeit  für das ganze Land A 1,03 1,36 1,22 1,14 
0,63 0,59 
M 1,82 2,02 2,34 2,19 
10 
Die Ausübung der Demokratie 
innerhalb der eigenen Strukturen 
einer Partei A 1,77 1,73 1,02 1,61 
1,27 0,28 
Tabelle 34 
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Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass es keine Unterschiede von statistischer 
Signifikanz ∝< 0,05 zwischen den Mittelwerten der Befragten der Variable „Ein-
kommen“ gibt. 
Dies deutet darauf hin, dass die Einkommensvariable keine Auswirkung auf die 
Antworten der Befragten genommen hat. 
Um die Auswirkung der Altersvariable auf die Mittelwerte der Unterschiede zwi-
schen der Wirklichkeit der Praktizierung und  ihrer Wichtigkeit festzulegen, sind 
einige statistische Elemente wie Mittelwerte, Abweichungen, F.- Wert und ein sta-
tistisches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 angewendet worden. 
Folgende Tabelle 35 verdeutlicht dies. 
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Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und das Signifikanzniveau für die Darstellung 
der Auswirkung der Altersvariable auf die Antworten der Befragten in Bezug auf 
die Differenzen zwischen der verbalen und der gewünschten Praktizierung der 
Parteirolle für jeden Unterpunkt. 
 
Altersstufe Wert Signifi-
kanz- 
Nr. Unterpunkt  
1 2 3 4 F niveau 
M 1,52 1,30 1,39 1,65 
1 
Rolle der Parteien bei der Entwick-
lung des allgemeinen Bewusstseins 
der Bevölkerung A 1,35 1,34 1,33 1,22 
1,59 0,19 
M 0,88 0,81 0,85 0,77 
2 
Vertretung und Schutz der Minder-
heiten, damit sie der Gesellschaft 
dienen können. A 1,19 1,05 1,06 1,18 
0,16 0,92 
M 1,28 1,71 1,61 1,5 
3 
Ausbildung der politischen Füh-
rungskräfte, damit sich die Bevölke-
rung identifizieren kann und sie wählt A 1,99 1,8 1,72 1,81 
1,64 0,17 
M 1 1,01 0,96 1,14 4 Politische Rivalität zugunsten der Bevölkerung und des Landes A 1,06 1,2 1,39 1,22 0,33 0,8 
M 1,59 1,7 1,68 1,57 5 Überwachung der Regierungsarbeit A 1,53 1,34 1,39 1,54 0,69 0,56 
M 1,69 1,9 1,83 1,73 6 Lösungsvorschläge zur Regelung der gesellschaftlichen Probleme A 1,64 1,50 1,48 1,5 
0,99 0,39 
M 1,64 1,62 1,27 1,49 
7 
Übereinstimmung zwischen den poli-
tischen Richtlinien und deren Um-
setzung A 2 1,53 1,79 1,7 
0,53 0,66 
M 1,98 1,98 1,57 1,86 8 Festigung der nationalen Einheit 
A 1,49 1,34 1,22 1,55 
1,98 0,11 
M 1,11 1,01 1,27 0,93 
9 
Die Parteien sind Sprachorgane der 
Regierung an die Bevölkerung zur 
Erleichterung der Regierungsarbeit 
für das ganze Land A 1,31 1,21 1,07 1,3 
1,7 0,16 
M 2,11 2 2,21 2,16 
10 
Die Ausübung der Demokratie inner-
halb der eigenen Strukturen einer 
Partei A 1,89 1,54 1,29 1,54 
0,26 0,85 
 
Tabelle 35 
 
Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass es keine Unterschiede von statistischer 
Signifikanz ∝< 0,05 zwischen den Mittelwerten der Befragten aller Altersstufen 
gibt. 
Dies deutet darauf hin, dass das Alter der Befragten keine Auswirkung auf die 
Antworten der Befragten gezeigt hat. 
Um die Auswirkung der Qualifikationsvariable auf die Mittelwerte der Unterschiede 
zwischen der Wirklichkeit der Praktizierung und  ihrer Wichtigkeit festzulegen, sind 
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einige statistische Elemente wie Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und ein sta-
tistisches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 angewendet worden. 
Folgende Tabelle 36 verdeutlicht dies. 
 
Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und das Signifikanzniveau für die Darstellung 
der Auswirkung der Qualifikationsvariable auf die Antworten der Befragten in Be-
zug auf die Differenzen zwischen der verbalen und der gewünschten Praktizierung 
der Parteirolle für jeden Unterpunkt. 
∗ statistische Signifikanz , wobei Signifikanzniveau ∝< 0,05 ist. 
Qualifikation Wert     Signifi- Nr. Unterpunkt  
Abitur Diplom Bachelor höheres 
Studium
F kanz-
niveau 
M 0,66 1,16 1,28 3,11 
1 
Rolle der Parteien bei der Ent-
wicklung des allgemeinen Be-
wusstseins der Bevölkerung A 1,1 0,85 1,11 0,8 
79,98 0,0001∗ 
M 0,54 0,68 0,64 1,6 
2 
Vertretung und Schutz der Min-
derheiten, damit sie der Gesell-
schaft dienen können. A 1,19 0,9 0,96 0,98 
17,22 0,0001∗ 
M 0,06 1,98 1,6 3,16 
3 
Ausbildung der politischen Füh-
rungskräfte, damit sich die Bevöl-
kerung identifizieren kann und sie 
wählt A 1,29 1,03 2,13 0,67 
58,61 0,0001∗ 
M 0,95 1,08 0,82 1,68 4 Politische Rivalität zugunsten der Bevölkerung und des Landes A 1,08 0,89 1,3 0,98 2 0,11 
M 0,32 1,14 2,31 3,19 5 Überwachung der Regierungsar-beit A 1,06 0,86 1,02 0,69 137,36 0,0001∗ 
M 1,77 0,29 2,15 3,09 6 Lösungsvorschläge zur Regelung der gesellschaftlichen Probleme A 1,41 1,04 1,34 0,71 
64,88 0,0001∗ 
M 1,61 0,08 1,63 2,9 
7 
Übereinstimmung zwischen den 
politischen Richtlinien und deren 
Umsetzung A 1,25 0,91 2,16 0,77 
47,82 0,0001∗ 
M 1,58 0,45 2,31 3,04 8 Festigung der nationalen Einheit A 1,27 0,97 1,02 0,79 76,24 0,0001∗ 
M 0,05 1,98 1,34 1,20 
9 
Die Parteien sind Sprachorgane 
der Regierung an die Bevölke-
rung zur Erleichterung der Regie-
rungsarbeit für das ganze Land A 1,05 0,99 0,8 1,06 
56,08 0,0001∗ 
M 1,63 2,77 1,54 2,9 
10 
Die Ausübung der Demokratie 
innerhalb der eigenen Strukturen 
einer Partei A 1,26 0,89 2,07 0,75 
19,80 0,0001∗ 
 
Tabelle 36 
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Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass es Unterschiede von statistischer Signifi-
kanz ∝< 0,05 zwischen den Mittelwerten der Antworten bei der Variable „Qualifika-
tion“ in allen Unterpunkten bis auf den vierten gibt. 
Unterpunkt 4 „Politische Konkurrenz zugunsten der Bevölkerung und des Landes“ 
ist demnach für die Befragten nicht von entscheidender Bedeutung für das Be-
messen der politischen Arbeit der Partei. 
Nach der Durchführung des Schéffe-Tests für A-Posteriori-Vergleiche hat die Va-
riable „höhere Studienabschlüsse“ im Vergleich zu den übrigen Variablen die 
höchsten Mittelwerte erhalten. Dieser Test zeigt auch, dass die Variable „Diplom“ 
den neunten Unterpunkt höher als die anderen Variablen bewertet hat. Die Befrag-
ten mit Diplom sehen demnach die politische Arbeit der Parteien in diesem Unter-
punkt verkörpert. 
 
3 6 5 Frage 5. zur Rolle der Presse und Medien 
 
Um eine Antwort auf die fünfte Frage „Stufen Sie bitte den Grad des Handelns der 
Presse und Medien in den folgenden Unterpunkten ein und bewerten Sie ihre 
Wichtigkeit (W)“ geben zu können, sind einige statistische Elemente wie Mittelwer-
te und Abweichungen, F.-Wert und das Signifikanzniveau ∝< 0,05  für jeden Un-
terpunkt dieser Frage angewandt worden. 
Ebenso ist der T-Test angewendet worden, um den Ursprung der Unterschiede 
zwischen der verbalen und der gewünschten Praktizierung darzustellen. 
Folgende Tabelle 37 verdeutlicht dies. 
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Mittelwerte, Abweichungen, T. –Wert und das Signifikanzniveau für den Grad der 
rein verbalen und der gewünschten Praktizierung der Presse und Medien für jeden 
Unterpunkt. 
 
Wichtig- 
keit 
Prakti-
zierung 
Differenz Wert 
T 
Nr. Unterpunkt 
M A M A M A  
Signifi-
kanz-
niveau 
1 
Lehren und Verbreiten der demo-
kratischen Lehrsätze in der Bevöl-
kerung 
4 0,93 2,5 1,26 1,54 1,5 18,27 0,0001∗ 
2 Allgemeines Sprachorgan über verschiedene nationale Fragen 4,1 0,89 2,2 0,96 1,89 1,35 24,99 0,0001∗ 
3 Vermittlung der Volksmeinung an die Regierung 4 0,82 2,4 1,05 1,63 1,35 21,51 0,0001∗ 
4 
Überprüfung und Unterstützung 
des Parlaments bei all-gemeinen 
Fragen durch die Medien 
3,8 0,92 2,5 1,1 1,27 1,36 16,62 0,0001∗ 
5 Effektive und objektive Erörterung der nationalen Probleme 4 0,92 2,5 1,34 1,52 1,39 19,37 
0,0001∗ 
 
6 Verbreiten von Informationen aus direkten Quellen an das Volk 3,8 1 2,1 1,1 1,69 1,64 18,27 0,0001∗ 
7 Innerhalb der Strukturen Selbstkri-tik üben 4 0,83 2,5 0,89 1,46 1,3 18,81 0,0001∗ 
8 
Ausüben von Kritik an andere 
Organisationen wie z.B. dem Par-
lament und der Ministerien 
3,9 0,97 2,2 1 1,76 1,6 19,52 0,0001∗ 
∗ statistische Signifikanz , wobei Signifikanzniveau ∝< 0,05 ist. 
 
Tabelle 37 
 
Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass die Mittelwerte der Antworten für die rein 
verbale Praktizierung der Presse und Medienrolle für die Erweiterung des Demo-
kratisierungsprozesses in Jordanien relativ niedrig sind. Sie liegen zwischen 2,1 
und 2,5. 
Hierfür können folgende Gründe angegeben werden: 
1. Die Freiheit der Medien ist zum Teil noch immer beschränkt, d.h. ihre Arbeit 
steht mehr oder weniger unter der Kontrolle und Beobachtung der Regierung. 
Die Regierung hat ein neues Gesetz erlassen, in dem jeder Journalist für seine 
Veröffentlichung verantwortlich ist, d.h. er wird für Kritik an der Regierung oder 
an der führenden Schicht bestraft. 
2. Die Glaubwürdigkeit der Presse lässt bei der breiten Masse zu wünschen üb-
rig. 
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3. Es mangelt  an Kritik an der Regierung und der führenden Schicht, weil Jour-
nalisten sich aus Angst vor Strafe oftmals nicht trauen, die Wahrheit zu veröf-
fentlichen. 
Diese niedrigen Ergebnisse bedeuten nicht, dass der Status Quo der Presse 
schlecht ist. 
Die Tabelle zeigt auch, dass die Unterpunkte  
1  „Lehren und Verbreiten der demokratischen Lehrsätze in der Bevölkerung,“ 
2 „Allgemeines Sprachorgan für verschiedene nationale Fragen“, 
3 „Vermittlung der Volksmeinung an die Regierung“, 
4 „Überprüfung und Unterstützung des Parlaments bei allgemeinen Fragen durch 
die Medien“ 
mit 2,5 den höchsten Mittelwert erreicht haben. Dies ist darauf zurückzuführen, 
dass der Presse und den Medien seit Einführung des demokratischen Weges in 
Jordanien mehr Freiheit eingeräumt worden ist als zuvor in der Zeit des Kriegs-
rechts. 
Für die Befragten  der Studie ist es selbstverständlich, dass die Presse und die 
Medien die Rolle des Initiators für die Erweiterung, Festigung und Verbreitung der 
demokratischen Lehrsätze in der Bevölkerung übernehmen müssen. 
Im Gegensatz zu diesen  Unterpunkten hat der sechste Unterpunkt „Verbreiten 
von Informationen aus wahren Quellen an das Volk „ mit 2,1 den niedrigsten Mit-
telwert erhalten. 
Die Ursache dafür liegt in der Angst des Journalisten begründet, Interviews direkt 
mit der Oberschicht zu führen. Bis heute konnten sich die Medien von den alten 
Verhältnissen nicht lösen. 
Bei den Werten für die gewünschte Praktizierung zeigt die Tabelle, dass die Mit-
telwerte der Antworten relativ hoch liegen, nämlich bei 3,8 und 4,1. 
Dies ist darauf zurückzuführen, dass mehr noch von der Medienarbeit erwartet 
wird. Für die Befragten ist eine vollständig freie Arbeit der Medien wünschenswert, 
um damit das demokratische System in der Bevölkerung zu verankern. Bisher wird 
solch eine Arbeit nur durch mutige und freie Journalisten verwirklicht. 
Der zweite Unterpunkt „Allgemeines Sprachorgan für verschiedene nationale Fra-
gen“ hat mit 4,1 den höchsten Mittelwert der gewünschten Praktizierung erreicht. 
Demnach existiert eine Kluft zwischen der verbalen Arbeit und dem, was sich die 
Befragten wünschen. 
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Nur in der Wahlperiode entspricht die Presse dem zweiten Unterpunkt und erfüllt 
die Erwartung des Volkes mit Zufriedenheit. Doch die Befragten wünschen sich 
über die Wahlperiode hinaus eine kontinuierliche Arbeit der Medien. 
Der vierte Unterpunkt „Überprüfung und Unterstützung des Parlaments bei allge-
meinen Fragen durch Presse und Medien“ hat bei der gewünschten Praktizierung 
einen Mittelwert von 3,8 erreicht. Dies ist darauf zurückzuführen, dass es eine Auf-
gabe der Presse ist, Kritik an der Regierung auszuüben und das Parlament zu 
unterstützen. Die Befragten wünschen sich eine stärkere Zusammenarbeit  von 
Presse und Parlament,  um gemeinsam ein demokratisches System aufzubauen. 
Weiterhin zeigt die Tabelle Unterschiede von statistischer Signifikanz ∝< 0,05 zwi-
schen den Mittelwerten des Grades der verbalen und der gewünschten Praktizie-
rung  in allen Unterpunkten auf. Die Unterschiede sprechen für die gewünschte 
Praktizierung. Die Diskrepanz deutet auf einen Wunsch der Befragten hin, die ver-
bale Praktizierung der Presse in Bezug auf alle Unterpunkte zu verstärken. Daraus 
ergibt sich, dass die Presse bisher keinen großen Beitrag bei der Erweiterung des 
Demokratisierungsprozesses in Jordanien geleistet hat. 
Um die Auswirkung der Geschlechtsvariable auf die Mittelwerte der Unterschiede 
zwischen dem Grad der rein verbalen und der gewünschten Praktizierung festzu-
legen, sind einige statistische Elemente wie Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert 
und ein statistisches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 angewendet worden. 
Folgende Tabelle 38 verdeutlicht dies. 
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Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und das Signifikanzniveau für die Darstellung 
der Auswirkung der Geschlechtsvariable auf die Antworten der Befragten in Bezug 
auf die Differenzen zwischen der verbalen und der gewünschten Praktizierung von 
Presse und Medien. 
 
Geschlecht Wert Signifi- Nr. Unterpunkt  
männlich weiblich F kanz-niveau 
M 1,57 1,51 1 Lehren und Verbreiten der demokra-tischen Lehrsätze in der Bevölkerung A 1,47 1,53 0,12 0,73 
M 1,91 1,87 2 Allgemeines Sprachorgan über ver-schiedene nationale Fragen A 1,35 1,33 
0,06 0,81 
M 1,73 1,51 3 Vermittlung der Volksmeinung an die Regierung A 1,36 1,32 2,64 0,1 
M 1,33 1,2 
4 
Überprüfung und Unterstützung des 
Parlaments bei allgemeinen Fragen 
durch die Medien A 1,4 1,3 
1,76 0,18 
M 1,49 1,54 5 Effektive und objektive Erörterung der nationalen Probleme A 1,37 1,41 0,09 0,76 
M 1,74 1,63 6 Verbreiten von Informationen aus direkten Quellen an das Volk A 1,61 1,68 0,34 0,56 
M 1,51 1,4 7 Innerhalb der Strukturen Selbstkritik üben A 1,3 1,46 0,72 0,39 
M 1,86 1,64 
8 
Ausüben von Kritik an andere Orga-
nisationen wie z.B. dem Parlament 
und den Ministerien A 1,54 1,67 
1,86 0,17 
 
Tabelle 38 
 
Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass es keine Unterschiede von statistischer 
Signifikanz ∝< 0,05 zwischen den Mittelwerten der Befragten der männlichen Va-
riable und denen der  weiblichen gibt. 
 
Die Geschlechtsvariable hat demnach keinen  Einfluss auf die Antworten der Be-
fragten genommen. 
Um die Auswirkung der Einkommensvariable auf die Mittelwerte der Unterschiede 
zwischen dem Grad der rein verbalen und der gewünschten Praktizierung festzu-
legen, sind einige statistische Elemente wie Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert 
und ein statistisches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 angewendet worden. 
Folgende Tabelle 39 verdeutlicht dies. 
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Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und das Signifikanzniveau für die Darstellung 
der Auswirkung der Einkommensvariable auf die Antworten der Befragten in Be-
zug auf die Differenzen zwischen der verbalen und der gewünschten Praktizierung 
von Presse und Medien. 
 
Einkommen Wert Signifi- Nr. Unterpunkt  
1 2 3 4 F kanz-niveau 
M 1,42 1,48 1,61 1,61 
1 
Lehren und Verbreiten der demo-
kratischen Lehrsätze in der Be-
völkerung A 1,69 1,61 1,41 1,32 
0,59 0,62 
M 1,76 1,71 2,09 1,96 2 Allgemeines Sprachorgan über verschiedene nationale Fragen A 1,66 1,56 1,07 1,08 
1,61 0,18 
M 1,87 1,6 1,57 1,55 
3 Vermittlung der Volksmeinung an die Regierung A 1,32 1,38 1,28 1,4 1 0,39 
M 1,39 1,11 1,19 1,44 4 
Überprüfung und Unterstützung 
des Parlaments bei allgemeinen 
Fragen durch die Medien A 1,42 1,39 1,31 1,34 
2,1 0,09 
M 1,44 1,66 1,46 1,48 5 Effektive und objektive Erörterung der nationalen Probleme A 1,62 1,31 1,35 1,32 
0,37 0,77 
M 1,46 2 1,73 1,51 6 Verbreiten von Informationen aus direkten Quellen an das Volk A 1,73 1,6 1,63 1,61 
1,57 0,19 
M 1,38 1,47 1,42 1,56 7 Innerhalb der Strukturen Selbst-kritik üben A 1,41 1,39 1,34 1,39 0,15 0,93 
M 1,55 1,97 1,75 1,73 
8 
Ausüben von Kritik an andere 
Organisationen wie z.B. dem Par-
lament und den Ministerien A 1,68 1,46 1,58 1,7 
0,70 0,55 
Tabelle 39 
 
Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass es keine Unterschiede von statistischer 
Signifikanz ∝< 0,05 zwischen den Mittelwerten der Antworten von Befragten der 
Einkommensvariable gibt. 
Die Einkommensvariable hat demnach keinen  Einfluss auf die Antworten der Be-
fragten genommen. 
Um die Auswirkung der Altersvariable auf die Mittelwerte der Unterschiede zwi-
schen dem Grad der rein verbalen und der gewünschten Praktizierung festzule-
gen, sind einige statistische Elemente wie Mittelwerte, Abweichungen, F.- Wert 
und ein statistisches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 angewendet worden. 
Folgende Tabelle 40 verdeutlicht dies. 
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Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und das Signifikanzniveau für die Darstellung 
der Auswirkung der Altersvariable auf die Antworten der Befragten in Bezug auf 
die Differenzen zwischen der verbalen und der gewünschten Praktizierung von 
Presse und Medien. 
 
Altersstufe Wert Signifi- Nr. Unterpunkt  
1 2 3 4 F kanz-niveau 
M 1,4 1,7 1,36 1,75
1 
Lehren und Verbreiten der demo-
kratischen Lehrsätze in der Bevöl-
kerung A 1,72 1,38 1,47 1,46
1,55 0,2 
M 1,55 1,9 2,03 1,982 Allgemeines Sprachorgan für ver-schiedene nationale Fragen A 1,54 1,31 1,32 1,2 1,68 0,17 
M 1,79 1,62 1,44 1,813 Vermittlung der Volksmeinung an die Regierung A 1,37 1,42 1,25 1,38 1,57 0,19 
M 1,44 1,24 1,29 1,13
4 
Überprüfung und Unterstützung 
des Parlaments bei allgemeinen 
Fragen durch die Medien A 1,41 1,27 1,44 1,3 
0,43 0,72 
M 1,62 1,6 1,27 1,685 Effektive und objektive Erörterung der nationalen Probleme A 1,4 1,42 1,24 1,52 1,38 0,24 
M 1,77 1,78 1,52 1,776 Verbreiten von Informationen aus direkten Quellen an das Volk A 1,57 1,51 1,66 1,86 0,46 0,70 
M 1,74 1,23 1,53 1,4 7 Innerhalb der Strukturen Selbstkri-tik üben A 1,46 1,32 1,32 1,41 2,26 0,08 
M 1,84 1,64 1,88 1,65
8 
Ausüben von Kritik an andere Or-
ganisationen wie z.B. dem Parla-
ment und den Ministerien A 1,50 1,69 1,55 1,66
0,57 0,63 
 
Tabelle 40 
 
Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass es keine Unterschiede von statistischer 
Signifikanz ∝< 0,05 zwischen den Mittelwerten der Antworten von Befragten der 
Altersvariable gibt. 
Dies bedeutet, dass die Altersvariable keinen  Einfluss auf die Antworten der Be-
fragten ausgeübt hat. 
Um die Auswirkung der Qualifikationsvariable auf die Mittelwerte der Unterschiede 
zwischen dem Grad der rein verbalen und der gewünschten Praktizierung festzu-
legen, sind einige statistische Elemente wie Mittelwerte, Abweichungen, F.- Wert 
und ein statistisches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 angewendet worden. 
Folgende Tabelle 41 verdeutlicht dies. 
 
 
 152 
  
 
Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und das Signifikanzniveau für die Darstellung 
der Auswirkung der Altersvariable auf die Antworten der Befragten in Bezug auf 
die Differenzen zwischen der verbalen und der gewünschten Praktizierung von 
Presse und Medien. 
 
Qualifikation Wert Signifi- Nr. Unterpunkt  
Abitur Diplom Bachelor höheres 
Studium
F kanz-
niveau 
M 1,35 1,09 1,66 2,15 1 
Lehren und Verbreiten der 
demokratischen Lehrsätze in 
der Bevölkerung A 1,62 1 1,89 0,78 
6,61 0,0001∗ 
M 1,68 2,05 1,85 2,08 
2 
Allgemeines Sprachorgan für 
verschiedene nationale Fra-
gen A 1,27 1,12 1,77 0,86 
1,47 0,22 
M 1,83 0,8 1,33 2,73 3 Vermittlung der Volksmei-nung an die Regierung 32,13 0,0001∗ A 1,32 1,13 1,28 0,78 
M 1,05 0,36 0,85 3,23 
4 
Überprüfung und Unterstüt-
zung des Parlaments bei 
allgemeinen Fragen durch 
die Medien A 0,94 1,02 0,94 0,66 
128,73 0,0001∗ 
M 1,72 0,83 1,73 1,69 
5 
Effektive und objektive Erör-
terung der nationalen Prob-
leme A 1,29 0,96 1,88 0,71 
8,01 0,0001∗ 
M 1,45 1,32 1,86 2,22 6 
Verbreiten von Informationen 
aus direkten Quellen an das 
Volk A 1,51 1,59 2,02 1 
4,46 0,0001∗ 
M 1,72 1,07 0,7 2,63 7 Innerhalb der Strukturen Selbstkritik üben A 1,35 0,95 1,35 0,9 36,44 0,0001∗ 
M 0,64 1,86 2,16 2,68 
8 
Ausüben von Kritik an andere 
Organisationen wie z.B. dem 
Parlament und den Ministe-
rien 
A 1,65 1,28 1,57 0,87 
29,69 0,0001∗ 
∗statistisches Signifikanzniveau ∝< 0,05 
 
Tabelle 41 
 
Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass es Unterschiede von statistischer Signifi-
kanz ∝< 0,05 zwischen den Mittelwerten der Antworten von Befragten der Qualifi-
kationsvariable gibt. 
Dies trifft auf alle Unterpunkte zu mit Ausnahme des zweiten Unterpunktes „All-
gemeines Sprachorgan über verschiedene nationale Fragen“, der keine statisti-
sche Signifikanz zeigt. 
Bis auf den zweiten Unterpunkt, bei dem die Presse keinen großartigen Beitrag 
geleistet hat, sind die Befragten mit den Leistungen der Presse zufrieden. 
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Nach der Durchführung des Schéffe-Tests für A-Posteriori-Vergleiche hat die Va-
riable „höhere Studienabschlüsse“ im Vergleich zu den übrigen Variablen die 
höchsten Mittelwerte erzielt. 
 
Um Stellung zur sechsten Aufforderung, „Stufen Sie bitte den Grad der Praktizie-
rung des 13. Abgeordnetenhauses in den folgenden Unterpunkten ein und bewer-
ten  Sie ihre Wichtigkeit (W)“, nehmen zu können, sind einige statistische Elemen-
te wie Mittelwerte und Abweichungen für jeden Unterpunkt dieser Frage ange-
wendet worden. 
Ebenso ist der T-Test angewendet worden, um die Unterschiede zwischen dem 
Grad der verbalen und der gewünschten Praktizierung darzustellen. 
Folgende Tabelle 42 verdeutlicht die angewendeten Statistiken wie Mittelwerte, 
Abweichungen, T-Wert und statistisches Signifikanzniveau ( ∝< 0,05) für den Grad 
der rein verbalen und der gewünschten Praktizierung des 13. Abgeordnetenhau-
ses in den folgenden Unterpunkten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die höhere Bewertung der Unterpunkte ist auf ein umfangreicheres Wissen und 
höheres Bildungsniveau zurückzuführen, das diesen Befragten eine differenzierte-
re Betrachtungsweise der Presse und Medienrolle und deren Aufgaben erlaubt als 
den Befragten mit anderen Qualifikationen. 
 
3 6 6 Frage 6. zur Rolle des Abgeordnetenhauses 
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Wichtig-
keit 
Prakti-
zierung 
Differenz Wert  
T 
Signifi-
kanz- 
Nr. Unterpunkt 
M A M A M A  niveau 
1 Vertretung des Volkes 4 0,98 2,1 0,98 1,81 1,45 22,1 0,0001∗ 
2 
Aufgabe des Abgeordnetenhau-
ses, für die Verbesserung, Ver-
änderung und Erneuerung der 
Lage auf den Ebenen Staat  und 
Volk einzutreten 
3,9 0,91 2,3 0,95 1,62 1,6 18 0,0001∗ 
3 
Diskussion über die allgemeine 
Politik und der Politik der Ministe-
rien 
3,9 0,87 3 1 0,82 1,21 12 0,0001∗ 
4 
Bestätigung der Regierung oder 
Entlassung bei Misstrauensvo-
tum 
3,3 1 2,5 1,05 0,85 1,22 12,5 0,0001∗ 
5 
Überwachung und Befragung der 
Regierungsarbeit auf den Ebene 
der Durchführung 
4,2 0,83 2,2 0,94 1,92 1,25 27,4 0,0001∗ 
6 Erörtern und Diskutieren der Volksprobleme im Parlament 4,1 0,84 2,8 1,1 1,32 1,6 14,6 0,0001∗ 
7 
Leistung des Abgeordneten als 
Vertreter in seinem Wahlkreis 
und im ganzen Land 
3,7 0,98 2,5 1 1,21 1,36 15,7 0,0001∗ 
8 Beteiligung an der Erlassung von Gesetzen 3,9 0,95 3,1 1,02 0,81 0,98 14,6 0,0001∗ 
∗statistische Signifikanz, wobei Signifikanzniveau ∝ <  0,05 ist. 
 
Tabelle 42 
 
Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass die Mittelwerte der Antworten der befrag-
ten Personen für die rein verbale Praktizierung der Abgeordneten in Bezug auf die 
Erweiterung des Demokratisierungsprozesses in Jordanien relativ niedrig sind. 
Sie liegen zwischen 2,1 und 3,1. Diese Werte stützen sich auf folgende Tatsa-
chen: 
1. Einige der Abgeordneten haben den Umwandlungsprozess im Land zur De-
mokratie noch nicht realisiert, weil sie nicht aus Kompetenzgründen dieses Amt 
innehaben, sondern durch ihre Sippenmitglieder in dieses Amt gewählt worden 
sind. 
2. Das Abgeordnetenhaus bringt nicht die Energie auf, von der Regierung erlas-
sene Gesetze wie beispielsweise das Verlags-und Veröffentlichungsgesetz zu 
stoppen, obwohl es gesetzlich dazu in der Lage wäre. Somit erfüllen Abgeord-
nete häufig ihre politische Aufgabe als Kontrollorgan nicht. 
3. Einige Abgeordnete verhalten sich inner- und außerhalb des Abgeordneten-
hauses undemokratisch. 
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4. Einige der Abgeordneten kandidieren nur aus persönlicher Ambition, um Minis-
ter zu werden; ihr Interesse für den Wahlkreis und für das Land stehen im Hin-
tergrund. 
5. Undemokratisch geführte Diskussionen verfolgt das Volk direkt zu Hause am 
Bildschirm. 
6. Das kulturelle und politische Bewusstsein vieler Abgeordneten lässt zu wün-
schen übrig. 
Insgesamt haben die genannten Verhältnisse zu solch einem Ergebnis geführt. 
Der achte Unterpunkt „Beteiligung an der Erlassung von Gesetzen“ hat mit 3,1 den 
höchsten Mittelwert für die verbale Praktizierung der Abgeordneten erhalten. Dies 
ist darauf zurückzuführen, dass das Abgeordnetenhaus das Recht besitzt, die von 
der Regierung vorgeschlagenen Gesetze anzunehmen bzw. abzulehnen. Für die 
Befragten haben die Abgeordneten diesen Schritt praktiziert. 
Im Gegensatz zu dem achten Unterpunkt hat der erste Unterpunkt „Vertretung des 
Volkes“ mit 2,1 den niedrigsten Mittelwert für eine rein verbale Praktizierung der 
Abgeordneten erreicht. Dies liegt hauptsächlich darin begründet, dass viele Abge-
ordnete nicht im Interesse ihres Wahlkreises handeln, sondern vordergründig per-
sönliche Interessen wahrnehmen. 
Mitunter gibt es auch Abgeordnete,  die die Amtsperiode untätig verstreichen las-
sen. Diese aber werden nach 4 Jahren nicht erneut gewählt, denn das jordanische 
Volk hat ein hohes politisches Bewusstsein und unterscheidet sehr wohl, wer im 
Interesse des Volkes arbeitet und wer nicht. 
Was die gewünschte Praktizierung betrifft, so sind die Mittelwerte der Antworten 
der Befragten relativ hoch (siehe Tabelle 42). Sie liegen zwischen 3,3 und 4,2. 
Dies ist darauf zurückzuführen, dass zum Teil noch alte Verhältnisse herrschen, 
die nicht wünschenswert sind. 
Da im Abgeordnetenhaus im Allgemeinen der Grundstein für die Demokratisierung  
des Landes gelegt wird, wünschen sich die Befragten eine Entwicklung des demo-
kratischen Verhaltens und Denkens durch vorbildliche Abgeordnete. 
Nur wenn sich die Mitglieder des Abgeordnetenhauses innerhalb und außerhalb 
des Hauses dem Volk gegenüber demokratisch verhalten, wie z.B. Miteinbeziehen 
der Bevölkerung in die Organisationsmechanismen der Wahlen. 
Die Tabelle 42 zeigt, dass der fünfte Unterpunkt „Überwachung und Befragung der 
Regierungsarbeit auf der Ebene der Durchführung“ mit 4,2 den höchsten Mittel-
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wert der gewünschten Praktizierung erreicht hat. Dies lässt sich auf die Macht des 
Abgeordnetenhauses zurückführen. 
Die Macht des Abgeordnetenhauses spiegelt sich in der Beobachtung und Bestra-
fung der Regierung und ihre Aktivitäten (verankert in der Verfassung Artikel 51) 
wieder. 
Die befragten Personen wünschen sich, dass das Abgeordnetenhaus seine Kon-
trolle über die Regierung und ihre Arbeit verstärkt.  
Im Gegensatz zu diesem Unterpunkt hat der vierte Unterpunkt „Bestätigung der 
Regierung oder Entlassung durch Misstrauensvotum“ mit 3,3 den niedrigsten Mit-
telwert der gewünschten Praktizierung erreicht. Demnach halten die befragten 
Personen diesen Unterpunkt für nicht so bedeutend. Der Verfasser teilt diese An-
sicht nicht, denn die Regierung muss ihre Programme, Pläne und ihre Fähigkeiten  
durch jeden einzelnen Minister bestätigen lassen und muss sich immer wieder vor 
dem Abgeordnetenhaus bewähren. 
Die Ergebnisse der Tabelle zeigen auch, dass es Unterschiede von statistischer 
Signifikanz zwischen den Mittelwerten der Antworten der Befragten bei dem Grad 
der rein verbalen Praktizierung und der gewünschten Praktizierung gibt. Diese 
Unterschiede sprechen für die gewünschte Praktizierung. Dies deutet darauf hin, 
dass eine Diskrepanz zwischen der verbalen und der gewünschten Praktizierung 
existiert. 
Um die Auswirkung der Geschlechtsvariable auf die Mittelwerte der Unterschiede 
zwischen dem Grad der rein verbalen und der gewünschten Praktizierung festzu-
legen, sind einige statistische Elemente wie Mittelwerte, Abweichungen, F.- Wert 
und ein statistisches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 angewendet worden. 
Folgende Tabelle 43 verdeutlicht dies. 
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Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und das Signifikanzniveau für die Darstellung 
der Auswirkung der Geschlechtsvariable auf die Antworten der Befragten in Bezug 
auf die verbale und gewünschte Praktizierung des 13. Abgeordnetenhauses für 
jeden Unterpunkt. 
 
Geschlecht Wert Signifi-Nr. Unterpunkt  
männlich weiblich F kanz-niveau 
M 1,82 1,8 1 Vertretung des Volkes A 1,46 1,44 0,03 0,85 
M 1,62 1,61 
2 
Aufgabe des Abgeordnetenhauses, für 
die Verbesserung, Veränderung und 
Erneuerung der Lage auf den Ebenen 
Staat  und Volk einzutreten A 1,64 1,54 
0,01 0,92 
M 0,94 0,67 3 Diskussion über die allgemeine Politik und die Politik der Ministerien A 1,2 1,21 5,41 0,02∗ 
M 0,92 0,77 4 Bestätigung der Regierung oder Ent-lassung bei Misstrauensvotum A 1,23 1,19 1,39 0,23 
M 1,93 1,91 
5 
Überwachung und Befragung der Re-
gierungsarbeit auf der Ebene der 
Durchführung A 1,18 1,32 
0,03 0,85 
M 1,46 1,15 6 Erörtern und Diskutieren der Volks-probleme im Parlament A 1,61 1,57 4,47 0,03∗ 
M 1,39 0,98 
7 
Leistung des Abgeordneten als Vertre-
ter in seinem Wahlkreis und im gan-
zen Land A 1,33 1,38 
12,27 0,0001∗ 
M 0,85 0,76 8 Beteiligung an der Erlassung von Ge-setzen A 0,97 1 0,66 0,41 
∗statistische Signifikanz, wobei Signifikanzniveau  ∝ <  0,05 
 
Tabelle 43 
 
Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass es in drei Unterpunkten Unterschiede 
von statistischer Signifikanz ∝< 0,05 zwischen den Mittelwerten der Antworten von 
Befragten der männlichen Variable und denen der  weiblichen gibt. 
Bei den drei Unterpunkten handelt es sich um die Unterpunkte „Aufgabe des Ab-
geordnetenhauses für die Verbesserung, Veränderung und Erneuerung der Lage 
auf den Ebenen Staat  und Volk einzutreten“, „Überwachung und Befragung der 
Regierungsarbeit auf der Ebene der Durchführung“ und „Leistung des Abgeordne-
ten als Vertreter in seinem Wahlkreis und im ganzen Land“, die ein statistisches 
Signifikanzniveau von ∝ < 0,05 aufweisen. 
Die Ergebnisse zeigen, dass die Mittelwerte bei der männlichen Variable höhere 
Werte als bei der weiblichen Variable erreichten. Dies ist darauf zurückzuführen, 
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dass sich einerseits in Jordanien die Männer im Allgemeinen mehr  für Politik inte-
ressieren als die Frauen und zum anderen pflegen sie außerhalb des Hauses in 
Vereinen und Cafés einen intensiven Kontakt und Austausch mit ihren Landsleu-
ten, während die Frau häufig daheim bei ihren Kindern bleibt. Deshalb konnten die 
Männer einen besseren Überblick über die Arbeit der Abgeordneten gewinnen. 
Um die Auswirkung der Einkommensvariable auf die Mittelwerte der Unterschiede 
zwischen dem Grad der rein verbalen und der gewünschten Praktizierung festzu-
legen, sind die Statistiken Mittelwerte, Abweichungen, F.- Wert und ein statisti-
sches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 angewendet worden. 
Folgende Tabelle 44 verdeutlicht dies. 
 
Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und das Signifikanzniveau für die Darstellung 
der Auswirkung der Einkommensvariable auf die Antworten der Befragten in Be-
zug auf die verbale und gewünschte Praktizierung des 13. Abgeordnetenhauses 
für jeden Unterpunkt. 
 
Einkommen Wert Signifi-Nr. Unterpunkt  
1 2 3 4 F kanz-niveau 
M 1,65 1,96 1,84 1,751 Vertretung des Volkes A 1,61 1,3 1,49 1,41 0,5 0,68 
M 1,58 1,87 1,61 1,39
2 
Aufgabe des Abgeordnetenhauses, für die 
Verbesserung, Veränderung und Erneue-
rung der Lage auf den Ebenen Staat  und 
Volk einzutreten A 1,81 1,54 1,61 1,43
0,36 0,78 
M 0,41 0,77 0,75 1,053 Diskussion über die allgemeine Politik und die  Politik der Ministerien A 1,15 1,39 1,13 1,15 1,6 0,19 
M 0,85 0,85 0,86 0,854 Bestätigung der Regierung oder Entlas-sung bei Misstrauensvotum A 1,24 1,18 1,28 1,17 0,08 0,96 
M 1,85 1,96 2,03 1,81
5 
Überwachung und Befragung der Regie-
rungsarbeit auf der Ebene der Durchfüh-
rung A 1,29 1,2 1,3 1,18
1,21 0,3 
M 1,04 1,26 1,39 1,526 Erörtern und Diskutieren der Volksproble-me im Parlament A 1,76 1,51 1,58 1,57 1,56 0,19 
M 1,03 1,16 1,26 1,357 Leistung des Abgeordneten als Vertreter in seinem Wahlkreis und im ganzen Land A 1,43 1,5 1,26 1,28 1,79 0,15 
M 0,76 0,88 0,69 0,928 Beteiligung an der Erlassung von Geset-zen A 0,92 0,91 1,03 1,04 1,23 0,3 
∗statistische Signifikanz, wobei Signifikanzniveau  ∝ <  0,05 
 
Tabelle 44 
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Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass es keine Unterschiede von statistischer 
Signifikanz ∝< 0,05 zwischen den Mittelwerten der Antworten von Befragten der 
Variable „Einkommen“ gibt. 
Dies bedeutet, dass die Einkommensvariable keinen  Einfluss auf die Antworten 
der Befragten ausgeübt hat. 
Um die Auswirkung der Altersvariable auf die Mittelwerte der Unterschiede zwi-
schen dem Grad der rein verbalen und der gewünschten Praktizierung festzule-
gen, sind einige statistische Elemente wie Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und 
ein statistisches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 angewendet worden. 
Folgende Tabelle 45 verdeutlicht dies. 
 
Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und das Signifikanzniveau für die Darstellung 
der Auswirkung der Altersvariable auf die Antworten der Befragten in Bezug auf 
die verbale und gewünschte Praktizierung des 13. Abgeordnetenhauses für jeden 
Unterpunkt. 
 
Altersstufe Wert Signifi-Nr. Unterpunkt  
1 2 3 4 F kanz-niveau 
M 1,89 1,87 1,77 1,68 1 Vertretung des Volkes A 1,43 1,46 1,37 1,59 0,82 0,48 
M 1,49 1,68 1,64 1,62 
2 
Aufgabe des Abgeordnetenhauses, für die 
Verbesserung, Veränderung und Erneue-
rung der Lage auf den Ebenen Staat  und 
Volk einzutreten A 1,75 1,51 1,72 1,36 
0,5 0,68 
M 0,85 0,9 0,8 0,65 3 Diskussion über die allgemeine Politik und die  Politik der Ministerien A 1,29 1,14 1,17 1,31 0,6 0,61 
M 1 0,82 0,83 0,8 4 Bestätigung der Regierung oder Entlas-sung bei Misstrauensvotum A 1,25 1,31 1,09 1,24 0,25 0,86 
M 1,91 1,91 1,93 1,95 
5 
Überwachung und Befragung der Regie-
rungsarbeit auf der Ebene der Durchfüh-
rung A 1,14 1,12 1,27 1,48 
0,22 0,88 
M 1,62 1,32 1,26 1,11 6 Erörtern und Diskutieren der Volksproble-me im Parlament A 1,62 1,7 1,42 1,70 
0,84 0,47 
M 1,08 1,19 1,26 1,26 7 Leistung des Abgeordneten als Vertreter in seinem Wahlkreis und im ganzen Land A 1,54 1,29 1,42 1,20 0,8 0,49 
M 0,71 0,84 0,8 0,86 8 Beteiligung an der Erlassung von Geset-zen A 1,09 0,99 0,96 0,90 0,36 0,77 
∗statistische Signifikanz, wobei Signifikanzniveau  ∝ <  0,05 
 
Tabelle 45 
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Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass es keine Unterschiede von statistischer 
Signifikanz ∝< 0,05 zwischen den Mittelwerten der Antworten von Befragten der 
Variable „Alter“ gibt. Dies bedeutet, dass die Altersvariable keinen  Einfluss auf die 
Antworten der Befragten genommen hat. 
Um die Auswirkung der Qualifikationsvariable auf die Mittelwerte der Unterschiede 
zwischen dem Grad der rein verbalen und der gewünschten Praktizierung festzu-
legen, sind einige statistische Elemente wie Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert 
und ein statistisches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 angewendet worden. 
Folgende Tabelle 46 verdeutlicht dies. 
 
Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und das Signifikanzniveau für die Darstellung 
der Auswirkung der Qualifikationsvariable auf die Antworten der Befragten in Be-
zug auf die verbale und gewünschte Praktizierung des 13. Abgeordnetenhauses 
für jeden Unterpunkt. 
 
Qualifikation Wert  Signifi-Nr. Unterpunkt  
Abitur Diplom Bachelor höheres 
Studium F 
kanz-
niveau 
M 0,42 1,79 2,35 3,07 1 Vertretung des Volkes A 1,02 1,35 1,08 0,79 82,89 0,0001∗ 
M 0,43 1,41 2,31 2,57 
2 
Aufgabe des Abgeordnetenhau-
ses, für die Verbesserung, Verän-
derung und Erneuerung der Lage 
auf den Ebenen Staat  und Volk 
einzutreten 
A 1,04 1,83 1,43 0,94 
40,88 0,0001∗ 
M 0,35 0,45 0,68 2,09 
3 
Diskussion über die allgemeine 
Politik und die Politik der Ministe-
rien A 1,03 0,93 1,17 0,91 
40,69 0,0001∗ 
M 0,56 0,96 0,25 2,01 4 Bestätigung der Regierung oder Entlassung bei Misstrauensvotum A 0,99 1,22 1,07 0,83 36,94 0,0001∗ 
M 1,83 0,99 2,3 2,66 
5 
Überwachung und Befragung der 
Regierungsarbeit auf der Ebene 
der Durchführung A 1,33 0,95 1,03 0,91 
33,11 0,0001∗ 
M 1,51 0,41 0,69 3 6 Erörtern und Diskutieren der Volksprobleme im Parlament A 1,67 1,08 1,3 0,88 52,7 0,0001∗ 
M 0,42 0,78 1,16 2,9 
7 
Leistung des Abgeordneten als 
Vertreter in seinem Wahlkreis und 
im ganzen Land A 0,99 1,15 1,11 0,83 
76,79 0,0001∗ 
M 0,55 0,48 1,15 1,06 8 Beteiligung an der Erlassung von Gesetzen A 0,48 1,03 0,89 0,8 10,55 0,0001∗ 
∗statistische Signifikanz, wobei Signifikanzniveau  ∝ <  0,05 
 
Tabelle 46 
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Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass es Unterschiede von statistischer Signifi-
kanz ∝< 0,05 zwischen den Mittelwerten der Antworten von Befragten der Variable 
„Qualifikation“ in allen Unterpunkten gibt. Dies bedeutet, dass die Qualifikationsva-
riable einen  Einfluss auf die Antworten der Befragten genommen hat. 
Nach der Durchführung des Schéffe-Tests für A-Posteriori-Vergleiche haben sich 
folgende Ergebnisse herauskristallisiert: 
1. Die befragten Personen der Variable „höhere Studienabschlüsse“ bewerteten 
die Unterpunkte 1-7 höher als die Variablen „Abitur“, „Diplom“ und „Bachelor“. 
 
 Sie sind der Meinung, dass das Parlament seine Aufgabe mehr oder weniger 
in diesen Unterpunkten verkörpert. 
2. Die befragten Personen der Variable „Bachelor“ haben mehr Gewicht auf den 
achten Unterpunkt gelegt. Sie sind der Meinung, dass das Parlament seine 
Aufgabe nur in der Beteilung beim Erlassen von Gesetzen verkörpert. 
 
3 6 7 Frage 7. zur Rolle der Bildungsinstitutionen 
 
Um eine Antwort auf die siebte Frage, „Stufen Sie bitte den Grad der Bildungsor-
ganisationen in Bezug auf ihre Durchsetzungsfähigkeit ein und bewerten  Sie ihre 
Wichtigkeit“, geben zu können, sind einige statistische Elemente wie Mittelwerte 
und Abweichungen für jeden Unterpunkt dieser Frage angewandt worden. 
Ebenso ist der T-Test angewendet worden, um die Unterschiede zwischen dem 
Grad der verbalen und der gewünschten Praktizierung darzustellen. 
Folgende Tabelle 47 verdeutlicht die angewendeten Statistiken wie Mittelwerte, 
Abweichungen, T-Wert und statistisches Signifikanzniveau ( ∝< 0,05) für den Grad 
der rein verbalen und der gewünschten Durchsetzungsfähigkeit (Praktizierung) der 
Bildungsorganisationen für jeden Unterpunkt. 
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Wichtig-
keit 
Prakti-
zierung 
Differenz Wert  
T 
Signifi-
kanz- 
Nr. Unterpunkt 
M A M A M A  niveau 
1 
Sorge dafür zu tragen, dass Mit-
glieder dieser Organisation rech-
tens und pflichtbewusst handeln 
4,2 0,87 2,8 1,19 1,45 1,52 16,9 0,0001∗ 
2 Finden eines demokratischen Kli-mas innerhalb der Organisation 4,1 0,87 2,6 1,09 1,52 1,42 18,9 0,0001∗ 
3 Festlegen von Regeln für konkrete Diskussionen 3,8 0,92 2,7 0,97 1,07 1,47 13 0,0001∗ 
4 Festigung des demokratischen Denkens des Einzelnen 4 0,85 2,7 1,07 1,32 1,43 16,4 0,0001∗ 
5 Unterstützung des Einzelnen, dass er die Meinung anderer respektiert 4,1 0,81 3,1 0,97 1 1,43 12,5 0,0001∗ 
6 
Lehrbücher müssen die Normen 
und Richtlinien der Demokratie 
vertreten. 
4,1 0,85 2,1 0,97 1,92 1,36 25,1 0,0001∗ 
∗statistische Signifikanz, wobei Signifikanzniveau  ∝ <  0,05 
 
Tabelle 47 
 
Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass die Mittelwerte der Antworten der befrag-
ten Personen für die rein verbale Praktizierung der Bildungsorganisationen in Be-
zug auf Erweiterung und Verfestigung des demokratischen Denkens und Verhal-
tens in der Bevölkerung (Schulen, Universitäten, kulturelle Vereine und Organisa-
tionen etc.) relativ niedrig sind. Sie liegen zwischen 2,1 und 3,1 und spielen damit 
zur Zeit keine große Rolle im Demokratisierungsprozess. 
Die Werte beruhen auf folgenden Begründungen: 
1. Die wirtschaftliche und politische Lage Jordaniens trägt nicht dazu bei, dass 
sich die Organisationen entfalten und entwickeln können, um eine demokra-
tisch denkende Generation heranzubilden. 
2. Die herrschenden, traditionellen Verhältnisse in Jordanien 
3. Das fehlende Bewusstsein in den Bildungsorganisationen 
4. Das Niveau der Bildungsorganisation ist schlecht 
5. Die Regierung und das politische System bewegt sich nicht in eine demokrati-
sche Richtung 
6. Die arabische Nation lebt im Widerspruch zwischen Theorie und Praxis, zwi-
schen Denken und Verhalten. Die Regeln sind demokratisch wie auch die jor-
danische Verfassung, aber die Umsetzung lässt zu wünschen übrig, weil die 
Führungskräfte noch nach den alten gesellschaftlichen Verhältnissen leben. 
 163 
  
 
Die Tabelle zeigt, das der fünfte Unterpunkt „Unterstützung des Einzelnen, die 
Meinung anderer zu respektieren“ hat mit 3,1 den höchsten Mittelwert erreicht. 
Dies ist darauf zurückzuführen, dass die Bildungsorganisationen versuchen, de-
mokratische Regeln einzuhalten, und der Unterpunkt fünf entspricht einer demo-
kratischen Regel. 
Im Gegensatz zum fünften Unterpunkt hat der sechste Unterpunkt “Lehrbücher 
müssen Normen und Richtlinien der Demokratie vertreten“ mit 2,1 den niedrigsten 
Mittelwert erreicht. Dies bedeutet, dass tatsächlich demokratische Inhalte in den 
Lehrbüchern fehlen. 
Die jetzigen Verantwortlichen der Organisationen haben einerseits  damals nicht in 
demokratischen Verhältnissen gelebt, und andererseits unterstand das ganze Sys-
tem dem Kriegsrecht. 
In Bezug auf die gewünschte Praktizierung zeigt die Tabelle 47, dass die Mittel-
werte der Antworten der Befragten hoch und nah beieinander liegen. Sie bewegen 
sich zwischen 3,8 und 4,2. 
Das ist darauf zurückzuführen, dass die Bildungsorganisationen nicht entspre-
chend dem demokratischen Denken und Verhalten ihre Rolle spielen. 
Deshalb wünschen sich die Befragten, dass die Verantwortlichen dieser Organisa-
tionen zukünftig einen größeren Beitrag bei der Verfestigung und Verbreitung des 
Demokratisierungsprozesses innerhalb dieser Organisationen, z. B. über Bücher, 
leisten. Dies gilt auch für die Regierung, die in Kooperation mit diesen Bildungsor-
ganisationen demokratisches Gedankengut einbringen sollte. 
Der erste Unterpunkt „Sorge dafür zu tragen, dass Mitglieder dieser Organisation 
rechtmäßig und pflichtbewusst handeln“ hat mit 4,2 den höchsten Mittelwert be-
kommen. Dies ist darauf zurückzuführen, dass die Organisationen bisher zu weni-
ge Seminare und Veranstaltungen über die Rechte und Pflichten  der Mitglieder 
abhalten. So können sich die Mitglieder nicht entsprechend ihrer aktive Rolle in-
nerhalb dieser Organisationen und der Gesellschaft entfalten. 
Die Befragten aber wünschen sich eine Verbesserung ihrer Lage auf allen Ebe-
nen, damit sie einen Beitrag zur Erweiterung des Demokratisierungsprozesses in 
Jordanien leisten können. 
Im Gegensatz zu diesem Unterpunkt hat der dritte Unterpunkt „Festlegen von Re-
geln für konkrete Diskussionen“ mit 3,8 den niedrigsten Mittelwert der gewünsch-
ten Praktizierung. Für die Befragten ist dieser Unterpunkt nicht so relevant für die 
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Erweiterung des demokratischen Denkens und Verhaltens innerhalb der Struktu-
ren wie die anderen Unterpunkte, die ihrer Meinung nach stärkere Impulse für das 
Vorantreiben der Demokratie setzen. 
Die Tabelle zeigt ferner, dass es Unterschiede von statistischer Signifikanz zwi-
schen den Mittelwerten des Grades der rein verbalen und der gewünschten Prak-
tizierung in allen Unterpunkten gibt. Diese Unterschiede sprechen für die ge-
wünschte Praktizierung. 
Demnach existiert eine Kluft zwischen verbaler und gewünschter Praktizierung. 
Um die Auswirkung der Geschlechtsvariable auf die Mittelwerte der Unterschiede 
zwischen dem Grad der rein verbalen und der gewünschten Praktizierung festzu-
legen, sind einige statistische Elemente wie Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert 
und ein statistisches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 angewendet worden. 
Folgende Tabelle 48 verdeutlicht dies. 
Wert Signifi- 
 
Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und das Signifikanzniveau für die Darstellung 
der Auswirkung der Geschlechtsvariable auf die Antworten der Befragten in Bezug 
auf die Differenzen zwischen der rein verbalen und der gewünschten Durchset-
zungsfähigkeit der Bildungsorganisationen. 
 
Geschlecht Nr. Unterpunkt  
männlich weiblich F kanz-niveau 
M 1,45 1,44 
A 1,55 1,48 
0,01 0,91 
M 1,57 1,46 2 Finden eines demokratischen Kli-mas innerhalb der Organisation A 1,29 1,57 
0,55 0,45 
M 1,08 1,07 3 Festlegen von Regeln für konkrete Diskussionen A 1,35 1,6 0 0,99 
1,2 4 Festigung des demokratischen Denkens des Einzelnen 1,43 A 1,41 2,91 0,08 
M 1,1 0,87 5 Unterstützung des Einzelnen, dass er die Meinung anderer respektiert A 1,46 1,37 2,76 0,09 
M 1,93 1,9 
A 1,42 1,27 
0,07 0,79 
1 
Sorge dafür zu tragen, dass Mit-
glieder dieser Organisation rech-
tens und pflichtbewusst handeln 
M 1,41 
6 
Lehrbücher müssen die Normen 
und  Richtlinien der Demokratie 
vertreten. 
 
Tabelle 48 
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Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass es keine Unterschiede von statistischer 
Signifikanz ∝< 0,05 zwischen den Mittelwerten der Antworten von Befragten der 
männlichen Variable und denen der  weiblichen gibt. 
Dies deutet darauf hin, dass die Geschlechtsvariable keinen Einfluss auf die Ant-
worten der Befragten hat. 
Um die Auswirkung der Einkommensvariable auf die Mittelwerte der Unterschiede 
zwischen dem Grad der rein verbalen und der gewünschten Praktizierung festzu-
legen, sind einige statistische Elemente wie Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert 
und ein statistisches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 angewendet worden. 
Folgende Tabelle 49 verdeutlicht dies. 
Wert Signifi- 
 
Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und das Signifikanzniveau für die Darstellung 
der Auswirkung der Einkommensvariable auf die Antworten der Befragten in Be-
zug auf die Differenzen zwischen der rein verbalen und der gewünschten Durch-
setzungsfähigkeit der Bildungsorganisationen. 
 
Einkommen Nr. Unterpunkt  
1 2 3 4 F kanz- niveau 
M 1,34 1,65 1,41 1,36 
1 
Sorge dafür zu tragen, dass Mitglieder 
dieser Organisation rechtens und 
pflichtbewusst handeln A 1,55 1,45
0,4 0,75 
1,6 1,47 
M 1,46 1,47 1,67 1,44 2 Finden eines demokratischen Klimas innerhalb der Organisation A 1,53 1,43 1,4 1,37 0,96 0,41 
M 0,98 1,27 1,07 0,96 3 Festlegen von Regeln für konkrete Diskussionen A 1,55 1,32 1,48 1,54 0,3 0,82 
M 1,22 1,22 1,37 1,43 4 Festigung des demokratischen Den-kens des Einzelnen A 1,57 1,39 1,48 1,23 0,96 0,41 
M 0,69 1,1 1,08 1,05 5 Unterstützung des Einzelnen, dass er die Meinung anderer respektiert A 1,56 1,53 1,35 1,25 1,58 0,19 
M 1,79 1,87 1,97 2,01 6 Lehrbücher müssen die Normen und Richtlinien der Demokratie vertreten. A 1,42 1,33 1,34 1,36 1,43 0,23 
 
Tabelle 49 
 
Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass es keine Unterschiede von statistischer 
Signifikanz ∝< 0,05 zwischen den Mittelwerten der Antworten von Befragten der 
Einkommensvariable gibt. Dies bedeutet, dass die Einkommensvariable keinen 
Einfluss auf die Antworten der Befragten gezeigt hat. 
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Um die Auswirkung der Altersvariable auf die Mittelwerte der Unterschiede zwi-
schen dem Grad der rein verbalen und der gewünschten Praktizierung festzule-
gen, sind einige statistische Elemente wie Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und 
ein statistisches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 angewendet worden. 
Folgende Tabelle 50 verdeutlicht dies. 
 
Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und das Signifikanzniveau für die Darstellung 
der Auswirkung der Altersvariable auf die Antworten der Befragten in Bezug auf 
die Differenzen zwischen der rein verbalen und der gewünschten Durchsetzungs-
fähigkeit der Bildungsorganisationen. 
 
Altersstufe Wert Signifi-Nr. Unterpunkt  
1 2 3 4 F kanz-niveau 
M 1,59 1,19 1,57 1,47
1 
Sorge dafür zu tragen, dass Mitglieder 
dieser Organisation rechtens und 
pflichtbewusst handeln A 1,4 1,53 1,46 1,68
1,76 0,16 
M 1,4 1,65 1,37 1,7 2 Finden eines demokratischen Klimas innerhalb der Organisation A 1,63 1,38 1,42 1,28 1,07 0,36 
M 0,81 1,18 1,15 1,043 Festlegen von Regeln für konkrete Diskussionen A 1,58 1,34 1,41 1,61 1,44 0,23 
M 1,52 1,26 1,32 1,194 Festigung des demokratischen Den-kens des Einzelnen A 1,54 1,49 1,32 1,37 0,56 0,64 
M 0,98 1,07 0,98 0,955 Unterstützung des Einzelnen, dass er die Meinung anderer respektiert A 1,33 1,57 1,38 1,37 0,21 0,89 
M 2,03 1,75 2,02 1,886 Lehrbücher müssen die Normen und Richtlinien der Demokratie vertreten. A 1,46 1,18 1,27 1,62 0,79 0,5 
 
Tabelle 50 
 
Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass es keine Unterschiede von statistischer 
Signifikanz ∝< 0,05 zwischen den Mittelwerten der Antworten von Befragten der 
Altersvariable gibt. Dies bedeutet, dass die Altersvariable keinen Einfluss auf die 
Antworten der Befragten gezeigt hat. 
Um die Auswirkung der Qualifikationsvariable auf die Mittelwerte der Unterschiede 
zwischen dem Grad der rein verbalen und der gewünschten Praktizierung festzu-
legen, sind einige statistische Elemente wie Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert 
und ein statistisches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 angewendet worden. 
Folgende Tabelle 51 verdeutlicht dies. 
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Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und das Signifikanzniveau für die Darstellung 
der Auswirkung der Qualifikationsvariable auf die Antworten der Befragten in Be-
zug auf die Differenzen zwischen der rein verbalen und der gewünschten Durch-
setzungsfähigkeit der Bildungsorganisationen. 
 
Qualifikation Wert  Signifi-Nr. Unterpunkt  
Abitur Diplom Bachelor höheres 
Studium F 
kanz-
niveau 
M 0,69 0,6 1,85 2,93 
1 
Sorge dafür zu tragen, dass Mitglieder 
dieser Organisation rechtens und 
pflichtbewusst handeln A 0,95 1,08 1,74 0,73 
57,03 0,0001∗ 
M 1,81 0,59 1,91 1,63 2 Finden eines demokratischen Klimas innerhalb der Organisation 0,0001∗ A 1,44 0,86 1,78 0,77 15,62 
M 0,42 0,51 2,06 1,25 3 Festlegen von Regeln für konkrete Diskussionen A 0,93 0,9 1,81 1,25 29,76 0,0001∗ 
M 1,64 0,3 0,65 2,96 4 Festigung des demokratischen Den-kens des Einzelnen A 1,23 0,94 1,15 0,64 87,04 0,0001∗ 
M 0,72 0,61 0,49 2,59 5 Unterstützung des Einzelnen, dass er die Meinung anderer respektiert A 1,04 1,09 1,49 0,98 46,15 0,0001∗ 
M 0,55 2,33 2,15 3,08 6 Lehrbücher müssen die Normen und Richtlinien der Demokratie vertreten. A 0,97 1,04 1,12 0,76 89,84 0,0001∗ 
∗statistische Signifikanz, wobei Signifikanzniveau  ∝ <  0,05 
 
-
 
Tabelle 51 
 
Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass es in allen Unterpunkten Unterschiede 
von statistischer Signifikanz ∝< 0,05 zwischen den Mittelwerten der Antworten von 
Befragten gibt. Dies bedeutet, dass die Qualifikationsvariable einen großen Ein-
fluss auf die Antworten der Befragten gezeigt hat. 
Nach der Durchführung des Schéffe-Tests für A-Posteriori-Vergleiche für alle Un
terpunkte ist festgestellt worden, dass die Variable „höhere Studienabschlüsse“ 
die höchsten Mittelwerte bei Unterschieden zwischen der rein verbalen und der 
gewünschten Praktizierung in den Unterpunkten 1,4, 5 und 6 erreicht hat. 
Für die  Befragten der Variable „höheres Studium“ geht die Entwicklung der De-
mokratie mit der Verbesserung und Durchführung der genannten Unterpunkte ein-
her. 
 
 
 
 168 
  
 
3 6 8 Frage 8. zur Rolle der Familie 
 
Um eine Antwort auf die achte Frage, „Stufen Sie bitte den Grad des demokrati-
schen Verhaltens in der jordanischen Familie für die folgenden Verhaltensweisen 
ein und bewerten  Sie ihre Wichtigkeit (W)“, geben zu können, sind einige statisti-
sche Elemente wie Mittelwerte und Abweichungen für jeden Unterpunkt dieser 
Frage angewendet worden. 
Ebenso ist der T-Test angewendet worden, um die Unterschiede zwischen dem 
Grad der verbalen und der gewünschten Praktizierung darzustellen. 
Die Tabelle 52 verdeutlicht die angewendeten statistischen Elemente wie Mittel-
werte, Abweichungen, T-Wert und statistisches Signifikanzniveau ( ∝< 0,05) für 
den Grad der rein verbalen und der gewünschten Praktizierung in Bezug auf die 
Rolle der jordanischen Familie bei der Erweiterung und Verfestigung des demo
kratischen Verhaltens zwischen ihren Mitgliedern. 
-
 
Wichtig-
keit 
Prakti-
zierung 
Differenz Wert
T 
Signifi-
kanz- 
Nr. Unterpunkt 
M A M A M A  niveau 
1. Sie folgen demokratischen Regeln bei der Bewältigung ihrer Probleme 3,9 1 2,4 1,2 1,4 1,58 15,7 0,0001∗
2. 
Festigung der positiven und effektiven 
Diskussionsformen innerhalb ihrer 
Mitglieder 
3,8 0,9 2,4 1,13 1,42 1,51 16,8 0,0001∗
Einpflanzung der demokratischen Leh-
ren in das Gedankengut Ihrer Kinder 3,8 1,1 2,4 1,03 1,43 15,4 
Erziehung Ihrer Kinder, die Meinung 
anderer Menschen zu respektieren 3,9 1 1,8 0,75 2,08 1,34 27,6 0,0001∗
5. Verbot von körperlicher und seelischer Gewalt an Kindern 3,7 0,89 2,4 1 1,35 1,54 15,6 0,0001∗
6. 
Die Kinder lehren, dass sie demokra-
tisch denken und sich frei äußern kön-
nen. 
3,9 0,98 1,9 0,84 2.06 1,34 27,4 0,0001∗
7. 
Festigung der Toleranzbereitschaft zwi-
schen Familienmitgliedern und der Ge-
sellschaft. 
3,9 0,85 3,2 1,23 0,64 1,73 6,6 0,0001∗
3. 1,64 0,0001∗
4. 
∗statistische Signifikanz, wobei Signifikanzniveau  ∝ <  0,05 
 
Tabelle 52 
 
Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass die Mittelwerte der Antworten der befrag-
ten Personen für die rein verbale und die gewünschte Praktizierung für die Rolle 
der jordanischen Familie im bezug auf die Entwicklung und Erweiterung des de-
mokratischen Verhaltens niedrig sind. Sie liegen zwischen 1, 9 und 3, 2.  
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Diese Werte können wie folgt begründet werden: 
1. Die jordanische Gesellschaft ist  eine arabische Gesellschaft, in der die Autori-
tät in den Händen des Vaters liegt, d.h. die Hierarchie verläuft vom Vater hinab 
zur Mutter, weiter zum ältesten Sohn usw. 
2. Die autoritären Familienverhältnisse spiegeln sich in der ganzen Gesellschaft 
wider, wobei immer der Mann an erster Stelle steht. 
3. Die sozialen Strukturen der jordanischen Gesellschaft zeigen sich in der 
Vielseitigkeit der Gesellschaft. 
4. Die wirtschaftliche und soziale Lage der Familie spielt eine Rolle bei der Ver-
haltensweise der Familienmitglieder. 
Die Tabelle zeigt, dass der siebte Unterpunkt „Festigung der Toleranzbereitschaft 
zwischen Familienmitgliedern und der Gesellschaft“ den höchsten Mittelwert erhal-
ten hat. 
Die Befragten haben im Vergleich zu den anderen Unterpunkten den Unterpunkt 
sieben am höchsten bewertet, weil die jordanische Gesellschaft eine Gesellschaft 
des Islams ist, die solche Verhältnisse wie z.B. Toleranzbereitschaft zwischen den 
Familienmitgliedern und der Gesellschaft erwartet. 
Der Koran enthält viele Verse, die über Toleranzbereitschaft zwischen den Men-
schen, besonders in der Familie, handeln. Sogar die Autorität in der Familie bringt 
diese Toleranzbereitschaft hervor, die zum Teil auf Angst und Respekt basiert. 
Im Gegensatz zum siebten Unterpunkt hat der sechste „Die Kinder lehren, dass 
sie demokratisch denken und sich frei äußern können“ mit 1,9 den niedrigsten Mit-
telwert erhalten. Daraus lässt sich schließen, dass dieser Unterpunkt am wenigs-
ten in der Familie praktiziert wird. 
Das ist darauf zurückzuführen, dass in der jordanischen Gesellschaft  immer noch 
ein patriarchalisches Regiment herrscht, in der der Vater oberste Autoritätsperson 
ist. 
Diese Familienstruktur verbirgt unter Umständen Angst und unterdrückt somit Wi-
derstand, verhindert möglicherweise die freie Meinungsäußerung und die Entfal-
tung eines demokratischen Verhaltens. 
Auch Gewaltanwendung von Eltern bei der Erziehung ihrer Kinder führt zu einer 
Generation, die nicht in der Lage sein wird, Verantwortung zu übernehmen und die 
Gesellschaft im demokratischen Sinne voranzutreiben. 
 170 
  
 
Was die gewünschte Praktizierung betrifft, zeigt Tabelle 41 relativ hohe und nah 
beieinander liegende Mittelwerte bei den Antworten der Befragten. Sie liegen zwi-
schen 3,7 und 3,9. Dies ist darauf zurückzuführen, dass die Befragten der Mei-
nung sind, dass das alte Verhältnis in den Familien immer noch vorhanden ist und 
sie eine Abschaffung dieses Zustandes für wünschenswert halten, weil sonst eine 
Entwicklung  der Gesellschaft in demokratischer Richtung verhindert wird. 
Ebenso wird durch das Ergebnis der Unterpunkte 1, 2, 3 und 4 in der Tabelle 41 
deutlich, dass die jordanische  Familie sich untereinander  noch nicht demokra-
tisch verhält und weiterhin stark durch die alten gesellschaftlichen Gewohnheiten 
geprägt ist. Im Gegensatz zu den genannten Unterpunkten hat der fünfte Unter-
punkt (Verbot von körperlicher und seelischer Gewalt an Kindern) mit 3,7 den 
niedrigsten Mittelwert der gewünschten Praktizierung erreicht. 
Daraus lässt sich schließen, dass Gewaltanwendung innerhalb der Familie nicht 
den Vorstellungen des demokratischen Verhältnisses entspricht. 
Deshalb wünschen sich die Befragten die Abschaffung von Gewalt an Kindern und 
ganz allgemein in der Gesellschaft, weil Gewalt ein Gegenpol zum  demokrati-
schen Denken und Verhalten darstellt. 
Weiterhin zeigt die Tabelle eine Kluft zwischen der rein verbalen und der ge-
wünschten Praktizierung auf, da es Unterschiede von statistischer Signifikanz bei 
∝< 0,05 zwischen den Mittelwerten der Antworten der Befragten gibt. 
Um die Auswirkung der Geschlechtsvariable auf die Mittelwerte der Unterschiede 
zwischen dem Grad der rein verbalen und der gewünschten Praktizierung festzu-
legen, sind einige statistische Elemente wie Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert 
und ein statistisches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 angewendet worden. 
Folgende Tabelle 53 verdeutlicht dies. 
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Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und das Signifikanzniveau für die Darstellung 
der Auswirkung der Geschlechtsvariable auf die Antworten der Befragten in Bezug 
auf die Differenzen zwischen der verbalen und der gewünschten Praktizierung. 
 
Geschlecht Wert Signifi-Nr. Unterpunkt  
männlich weiblich F kanz- niveau 
M 1,46 1,32 1. Sie folgen demokratischen Regeln bei der Bewältigung ihrer Probleme A 1,62 1,52 1,09 0,29 
M 1,55 1,27 
2. 
Festigung der positiven und effektiven 
Diskussionsformen innerhalb ihrer 
Mitglieder A 1,47 1,54 
4,39 0,03∗ 
M 1,52 1,32 3. Einpflanzung der demokratischen Leh-ren in das Gedankengut der Kinder A 1,6 1,68 1,55 0,21 
M 2,08 2,09 4. Erziehung der Kinder, die Meinung anderer Menschen zu respektieren A 1,26 1,43 0,01 0,91 
M 1,46 1,21 5. Verbot von körperlicher und seelischer Gewalt an Kindern A 1,52 1,54 4,45 0,03∗ 
M 2,06 2,07 
6. 
Die Kinder lehren, dass sie demokra-
tisch denken und sich frei äußern 
können. A 1,4 
0,9 
1,26 
0,01 
M 0,8 0,45 
7. 
Festigung der Toleranzbereitschaft 
zwischen Familienmitgliedern und der 
Gesellschaft. A 1,79 1,65 
6,56 0,01∗ 
∗ statistische Signifikanz , wobei Signifikanzniveau ∝< 0,05 ist. 
 
Tabelle 53 
 
Die Ergebnisse der Tabelle verdeutlichen, dass es keine Unterschiede von statis-
tischer Signifikanz ∝< 0,05 zwischen den Mittelwerten der Antworten von männli-
chen und denen von weiblichen Befragten, gibt mit Ausnahme der Unterpunkte 2, 
5 und 7. 
Die Unterschiede der aufgezählten Unterpunkte gelten für die männliche Variable, 
weil sie die höchsten Mittelwerte erzielt hat. Das Ergebnis kann darauf zurückge-
führt werden, dass diese drei Unterpunkte indirekt mit der Rolle des Mannes in der 
Gesellschaft zu tun haben. 
Die Geschlechtsvariable hat nur auf diese genannten Unterpunkte Einfluss ge-
nommen. 
Um die Auswirkung der Einkommensvariable auf die Mittelwerte der Unterschiede 
zwischen dem Grad der rein verbalen und der gewünschten Praktizierung festzu-
legen, sind einige statistische Elemente wie Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert 
und ein statistisches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 angewendet worden. 
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Folgende Tabelle 54 verdeutlicht dies. 
 
Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und das Signifikanzniveau für die Darstellung 
der Auswirkung der Einkommensvariable auf die Antworten der Befragten in Be-
zug auf die Differenzen zwischen der verbalen und der gewünschten Praktizie-
rung. 
 
Einkommen Wert Signifi-Nr. Unterpunkt  
1 2 3 4 F kanz- niveau 
M 1,47 1,3 1,45 1,38 1. Sie folgen demokratischen Regeln bei der Bewältigung ihrer Probleme A 1,54 1,65 1,54 1,59 1,78 0,03* 
M 1,06 1,37 1,61 1,55 
2. 
Festigung der positiven und effektiven 
Diskussionsformen innerhalb ihrer 
Mitglieder A 1,62 1,49 1,31 1,61 
2,29 0,04* 
M 1,12 1,31 1,59 1,6 3. Einpflanzung der demokratischen Leh-ren in das Gedankengut der Kinder A 1,75 1,77 1,52 1,53 2,3 0,07 
M 1,92 2,18 2,06 2,14 4. Erziehung der Kinder, die Meinung anderer Menschen zu respektieren A 1,49 1,29 1,35 1,22 0,58 0,02* 
M 1,41 1,5 1,26 1,27 5. Verbot von körperlicher und seelischer Gewalt an Kindern A 1,44 1,44 1,62 1,62 0,08 0,96 
M 1,93 2,27 2,07 1,96 
6. 
Die Kinder lehren, dass sie demokra-
tisch denken und sich frei äußern 
können. A 1,40 1,28 1,36 1,32 
0,73 0,53 
M 0,61 0,58 0,7 0,65 
7. 
Festigung der Toleranzbereitschaft 
zwischen Familienmitgliedern und der 
Gesellschaft. A 1,61 1,81 1,7 1,81 
0,67 0,04* 
∗ statistische Signifikanz , wobei Signifikanzniveau ∝< 0,05 ist. 
 
Tabelle 54 
 
Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass es  Unterschiede von statistischer Signi-
fikanz ∝ < 0,05 zwischen den Mittelwerten der Antworten der Befragten der Vari-
able Einkommen  in den folgenden Unterpunkten 1,2,4 und 7 gibt.  Dies bedeutet, 
dass diese Variable  Auswirkung auf die Antworten der Befragten gezeigt hat. 
Nach der Durchführung des Scheffe- Testes für A-Posteriori- Vergleiche sind eini-
ge Unterschiede zwischen den Mittelwerten der Einkommensvariable( Mittelver-
dienenden) und ( höher verdienenden) für den ersten Unterpunkt deutlich gewor-
den. Die Höherverdienenden der Befragten bewerteten den Punkt höher als die 
Befragten der mittelverdienenden Schicht. 
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Dies lässt folgende Deutung zu: 
-  Ein Grossteil dieser Klasse kommen aus wohlhabenden Familie, in denen die                      
gesellschaftlichen Verhältnisse weitaus freier und offener sind ,annähernd wie 
im Westen. 
-  Ein weiter wichtiger Punkt ist die höhere akademischer Ausbildung, die über-
wiegend in der westlichen Welt gemacht wurde. 
-  Außerdem spielt auch die meist teuere Kommunikationstechnik eine große 
Rolle, durch die viele gesellschaftliche Werte übermittelt werden. Diese Werte 
werden teilweise auch im alltäglichen Leben umgesetzt. 
Der Scheffe- Test für A- Posteriori- Vergleiche zeigte auch, dass es einige Unter-
schiede zwischen den Mittelwerten der Einkommensvariable der ( niedrigsten 
Verdienenden) und (höheren Verdienenden)  für den siebten Unterpunkt gibt. Die 
am niedrigsten Verdienenden der Befragten bewerteten diesen Unterpunkt höher 
als die Befragten der Höherverdienenden. Dies ist auf die Toleranz und die Bereit-
schaft innerhalb der ärmeren Familien zurückzuführen. Diese entsprechen vielen 
Versen des Koran; da diese Familien meist sehr religiös sind, respektieren sie 
dies, oftmals ist diese Toleranz weitaus größer , als man sie bei den reichen Fami-
lien vorfindet. 
Um die Auswirkung der Altersvariable auf die Mittelwerte der Unterschiede zwi-
schen dem Grad der rein verbalen und der gewünschten Praktizierung festzule-
gen, sind einige statistische Elemente wie Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und 
ein statistisches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 angewendet worden. 
Folgende Tabelle 55 verdeutlicht dies. 
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Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und das Signifikanzniveau für die Darstellung 
der Auswirkung der Einkommensvariable auf die Antworten der Befragten in Be-
zug auf die Differenzen zwischen der verbalen und der gewünschten Praktizie-
rung. 
 
Altersstufe Wert Signifi-Nr. Unterpunkt  
1 2 3 4 F kanz- niveau 
M 1,33 1,47 1,38 1,39 1. Sie folgen demokratischen Regeln bei der Bewältigung ihrer Probleme A 1,54 1,56 1,65 1,53 0,62 0,6 
M 1,44 1,27 1,66 1,24 
2. 
Festigung der positiven und effektiven 
Diskussionsformen innerhalb ihrer 
Mitglieder A 1,51 1,54 1,55 1,34 
1,94 0,12 
M 1,23 1,5 1,37 1,6 3. Einpflanzung der demokratischen Leh-ren in das Gedankengut der Kinder A 1,71 1,65 1,65 1,55 1,35 0,25 
M 2,01 1,96 2,36 1,85 4. Erziehung der Kinder, die Meinung anderer Menschen zu respektieren A 1,3 1,36 1,27 1,38 3,54 0,01∗ 
M 1,52 1,29 1,43 1,14 5. Verbot von körperlicher und seelischer Gewalt an Kindern A 1,6 1,45 1,47 1,7 1,27 0,28 
M 2,16 2,1 2,08 1,88 
6. 
Die Kinder lehren, dass sie demokra-
tisch denken und sich frei äußern 
können. A 1,39 1,48 1,24 1,22 
0,55 0,7 
M 0,42 0,7 0,76 0,57 
7. 
Festigung der Toleranzbereitschaft 
zwischen Familienmitgliedern und der 
Gesellschaft. A 1,93 1,65 1,71 1,69 
2,26 0,08 
∗ statistische Signifikanz , wobei Signifikanzniveau ∝< 0,05 ist. 
 
Tabelle 55 
 
Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass es in allen Unterpunkten keine Unter-
schiede von statistischer Signifikanz ∝ < 0,05 zwischen den Mittelwerten der Ant-
worten der Befragten der Variable Altersstufe gibt, bis auf den vierten Unterpunkt 
„Erziehung der Kinder, die Meinung anderer Menschen zu respektieren“. Dies be-
deutet, dass die Befragten diesen Unterpunkt im Vergleich zu den anderen stärker 
gewichten und die Altersvariable darauf Einfluss nimmt. 
Alle Befragten dieser Variable sind der Meinung, dass die Familie eine große Rolle 
bei der Erziehung ihrer Kinder und damit späteren Mitgliedern hinsichtlich des Re-
spekts anderer Meinungen spielt, und sie  so die Voraussetzung für eine demokra-
tische Generation schaffen kann. 
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Nach der Durchführung des Schéffe-Tests für A-Posteriori-Vergleiche ist der Un-
terschied zwischen dem höchsten Mittelwert 2,36 der Antworten der dritten Alters-
stufe (30 - 39 Jahre) und dem Mittelwert 1,85 der vierten Altersstufe „40 Jahre und 
mehr“ auffällig. 
Die 30 - 39 jährigen Befragten bewerten den Respekt anderen Meinungen gegen-
über höher als die Befragten über 40. 
Dies ist darauf zurückzuführen, dass die Befragten zwischen „30 - 39 Jahren“ im 
Verhältnis zu ihren älteren Landsmännern einen anderen Lebenstil führen bzw. 
geführt haben, der ihnen mehr Respekt im Umgang mit ihren Mitmenschen abver-
langte, weil sie sich z.B. dem Verhalten bei ihrem Aufenthalt im Ausland anzupas-
sen hatten und dementsprechend beeinflusst worden sind.  
Um die Auswirkung der Qualifikationsvariable auf die Mittelwerte der Unterschiede 
zwischen dem Grad der rein verbalen und der gewünschten Praktizierung festzu-
legen, sind einige statistische Elemente wie Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert 
und ein statistisches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 angewendet worden. 
Folgende Tabelle 56 verdeutlicht dies. 
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Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und das Signifikanzniveau für die Darstellung 
der Auswirkung der Einkommensvariable auf die Antworten der Befragten in Be-
zug auf die Differenzen zwischen der verbalen und der gewünschten Praktizie-
rung. 
∗ statistische Signifikanz , wobei Signifikanzniveau ∝< 0,05 ist. 
Qualifikation Wert Signifi-Nr. Unterpunkt  
Abitur Diplom Bachlor höheres 
Studium 
F kanz- 
niveau 
M 0,69 0,07 2,01 3,07 
1. 
Sie folgen demokratischen Regeln 
bei der Bewältigung ihrer Proble-
me A 0,99 0,81 1,6 0,79 
99,6 0,0001∗ 
M 0,74 1,82 0,67 3,03 
2. 
Festigung der positiven und effek-
tiven Diskussionsformen innerhalb 
ihrer Mitglieder A 1,32 1,05 1,43 0,71 
61,27 0,0001∗ 
M 1,05 0,86 1,09 3,11 3. 
Einpflanzung der demokratischen 
Lehren in das Gedankengut der 
Kinder A 1,25 1,05 2,06 0,65 
37,23 0,0001∗ 
M 0,92 2,35 2,25 3,20 
4. 
Erziehung der Kinder, die Meinung 
anderer Menschen zu respektie-
ren A 1,4 0,92 1,03 0,62 
62,24 0,0001∗ 
M 0,25 1,2 0,48 1,88 5. Verbot von körperlicher und seeli-scher Gewalt an Kindern A 0,89 1,27 0,92 1,49 115,47 0,0001∗ 
M 1,2 2,2 2,12 3,08 Die Kinder lehren, dass sie demo-
kratisch denken und sich frei äu-
ßern können. A 1,27 1,2 1,33 0,62 
32,11 0,0001∗ 
M 0,01 0,18 0,2 3,17 
7. 
Festigung der Toleranzbereit-
schaft zwischen Familienmitglie-
dern und der Gesellschaft. A 1,12 1,1 1,53 0,68 
119,72 0,0001∗ 
6. 
 
Tabelle 56 
 
Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass es Unterschiede von statistischer Signifi-
kanz ∝ < 0,05 zwischen den Mittelwerten der Antworten der Befragten der Variab-
le Qualifikation für alle Unterpunkte gibt. Somit nimmt diese Variable deutlich Ein-
fluss auf die Antworten der  Befragten.  
Nach der Durchführung des Schéffe-Tests für A-Posteriori-Vergleiche ist festge-
stellt worden, dass die Variable „höhere Studienabschlüsse“ die höchsten Mittel-
werte bei Unterschieden zwischen der rein verbalen und der gewünschten Prakti-
zierung erreicht hat. 
Dies ist darauf zurückzuführen, dass die Befragten der Variable „höheres Studium“ 
auch ein höheres Bildungsniveau und ein entwickelteres politisches Bewusstsein 
vorzuweisen haben. 
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Viele haben von ihnen ein Studium im Ausland, meistens in westlichen Ländern 
und den USA, absolviert. 
Weiterhin zählen sie als Vorbilder für die nächste Generation, weil einige von ih-
nen an Universitäten lehren. Deshalb halten sie eine Entwicklung der Familie in 
allen Punkten für erforderlich, um eine demokratische Gesellschaft aufzubauen. 
 
3 6 9 Frage 9. zu den Kriterien der Wahl der Abgeordneten 
 
Um eine Antwort auf die neunte Frage „Stufen Sie bitte den Grad der folgenden 
Faktoren ein, die bei der Wahl ihres Abgeordneten eine Rolle spielen“ geben zu 
können, sind einige statistische Elemente wie Mittelwerte und Abweichungen, F-
Wert und das statistisches Signifikanzniveau ( ∝< 0,05)  angewandt worden. 
Ebenso ist der T-Test zur Anwendung gekommen, um die Unterschiede zwischen 
dem Grad der verbalen und der gewünschten Praktizierung darzustellen. 
Die Tabelle 57 verdeutlicht die angewendeten Statistiken wie Mittelwerte, Abwei-
chungen, T-Wert und statistisches Signifikanzniveau ( ∝< 0,05) für den Grad der 
rein verbalen und der gewünschten Praktizierung in Bezug auf die Faktoren, die 
bei der Wahl des Abgeodneten in Jordanien eine Rolle spielen. 
 
Nr. Unterpunkt Mittelwert Abweichung 
Verwandtschaft und Clan (Sippe) 2,9 2 
2 Parteienzugehörigkeit 3,0 1 
3 Politische Richtlinien der Partei 3,5 1 
4 Können und Begabung 3,3 1 
5 Äußerliches Auftreten bei der Vertretung der politischen Meinung 3,9 1 
6 Übereinstimmung der politischen Gedanken zwischen Wähler und Abgeordneten 3,3 1,3 
7 Leistung des Abgeordneten im Wahlkreis 3,6 1 
8 Politische und parlamentarische Erfahrung des Abgeordneten 3,2 1,2 
1 
 
Tabelle 57 
 
Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass die Mittelwerte der Befragten für die rein 
verbale Praktizierung in Bezug auf die Wahl der Abgeordneten relativ hoch sind, 
sie liegen  zwischen 2,9 und 3,9. Dies ist darauf zurückzuführen, dass das jordani-
sche Volk ein hohes kulturelles und politisches Bewusstsein hat. 
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Aufgrunddessen konnten viele Jordanier einen fähigen und passenden Abgeord-
neten wählen. 
Die Tabelle zeigt auch, dass der fünfte Unterpunkt „Äußerliches Auftreten bei der 
Vertretung seiner politischen Meinung“ mit 3,9 den höchsten Mittelwert erreicht 
hat. Dies deutet darauf hin, dass die Befragten diesen Unterpunkt höher bewerte-
ten als die anderen Unterpunkte. 
Dies ist darauf zurückzuführen, dass es sehr wichtig ist, einen Abgeordneten auf-
grund dieses Unterpunktes zu wählen, weil man dann Gewissheit hat, dass der 
Abgeordnete die eigene Meinung vertritt, Kritik an der Regierung ausübt und die 
Regierungsaktivitäten kontrolliert etc., und man selbst dadurch freier und mutiger 
wird. 
Im Gegensatz zum fünften Unterpunkt hat der erste Unterpunkt „Verwandtschaft 
und Clan (Sippe)“ mit 2,9 den niedrigsten Mittelwert der Befragten erhalten. Es ist 
davon auszugehen, dass die Befragten bei dem ersten Unterpunkt keine Stimmig-
keit zum Verständnis der Demokratie empfunden haben, während sie die anderen 
Faktoren als sehr wichtig für die Wahl des Abgeordneten einstufen. 
Um die Auswirkung der Geschlechtsvariable auf die Mittelwerte der Unterschiede 
zwischen dem Grad der rein verbalen und der gewünschten Praktizierung festzu-
legen, sind einige statistische Elemente wie Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert 
und ein statistisches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 angewendet worden. 
Folgende Tabelle 58 verdeutlicht dies. 
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Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und das Signifikanzniveau für die Darstellung 
der Auswirkung der Geschlechtsvariable auf die Antworten der Befragten in Bezug 
auf die Differenzen zwischen der verbalen und der gewünschten Praktizierung. 
 
Geschlecht Wert Signifi-Nr. Unterpunkt  
männlich weiblich F kanz- niveau 
M 2,84 2,96 1 Verwandtschaft und Clan (Sippe) A 1,15 1,1 1,12 0,29 
M 3,04 2,96 2 Parteienzugehörigkeit 1,1 A 1,08 0,63 0,42 
M 3,35 3,57 3 Politische Richtlinien der Partei A 1,01 1,01 3,87 0,05 
M 3,35 3,3 4 Können und Begabung A 0,95 1,04 0,25 0,61 
M 3,87 3,94 5 Äußerliches Auftreten bei der Ver-tretung der politischen Meinung A 0,89 0,81 0,17 0,68 
M 3,28 3,21 
6 
Übereinstimmung der politischen Ge-
danken zwischen Wähler und Abge-
ordneten A 1,37 1,34 
0,30 0,58 
M 3,69 3,45 7 Leistung des Abgeordneten im Wahl-kreis A 1,02 1,04 5,24 0,02∗ 
M 3,22 3,25 8 Politische und parlamentarische Er-fahrung des Abgeordneten A 1,17 1,08 0,05 0,81 
∗ statistische Signifikanz , wobei Signifikanzniveau ∝ < 0,05 ist. 
 
Tabelle 58 
 
Die Ergebnisse der Tabelle verdeutlichen, dass es keine Unterschiede von statis-
tischer Signifikanz ∝< 0,05 zwischen den Mittelwerten der Antworten von männli-
chen und denen von weiblichen Befragten gibt, mit Ausnahme des siebten Unter-
punktes „Leistung des Abgeordneten im Wahlkreis“. Dieser Unterpunkt besitzt sta-
tistische Signifikanz. Entscheidend ist hier die männliche Variable, die einen Ein-
fluss auf die Antworten der Befragten hat. Dies Ergebnis kann darauf zurückge-
führt werden, dass die jordanische Gesellschaft den Männern mehr Bewegungs-
freiheit erlaubt als den Frauen. 
Durch dieses Mehr an Bewegungsfreiheit können die Männer die Aktivitäten der 
Abgeordneten in ihrem Wahlkreis besser nachvollziehen als die Frauen, die sich 
vorrangig  um Haushalt und Kinder kümmern. Außerdem beschäftigen sich die 
Männer intensiver mit der Politik als die Frauen, wobei auch dies auf die unter-
schiedliche Lebensart zurückzuführen ist.  
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Ansonsten hat die Geschlechtsvariable keinen Einfluss auf die restlichen Unter-
punkte genommen. 
Um die Auswirkung der Einkommensvariable auf die Mittelwerte der Unterschiede 
zwischen dem Grad der rein verbalen und der gewünschten Praktizierung festzu-
legen, sind einige statistische Elemente wie Mittelwerte, Abweichungen, F-Wert 
und ein statistisches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 angewendet worden. 
Folgende Tabelle 59 verdeutlicht dies. 
 
Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und das Signifikanzniveau für die Darstellung 
der Auswirkung der Einkommesvariable auf die Antworten der Befragten in Bezug 
auf die Differenzen zwischen der verbalen und der gewünschten Praktizierung. 
 
Einkommen Wert Signifi-Nr. Unterpunkt  
1 2 3 4 F kanz- niveau 
M 2,93 2,81 3,12 2,65 1 Verwandtschaft und Clan (Sippe) A 1,02 1,15 1,13 1,16 3,34 0,02∗ 
M 2,93 3,02 3,02 3,03 
1,04 0,99 1,16 1,15 0,82 0,48 
M 3,33 3,5 3,42 3,52 3 Politische Richtlinien der Partei A 1,09 1,05 0,86 1,08 0,64 0,58 
M 3,34 3,32 3,45 3,17 4 Können und Begabung A 0,96 0,93 1,02 1,03 0,79 0,50 
M 3,9 3,98 3,80 3,89 5 Äußerliches Auftreten bei der Ver-tretung der politischen Meinung A 0,87 0,9 0,84 0,82 0,9 0,44 
M 3,36 3,22 3,15 3,3 
6 
Übereinstimmung der politischen Ge-
danken zwischen Wähler und Abge-
ordneten A 1,34 1,35 1,34 1,4 
0,54 0,65 
M 3,5 3,52 3,68 3,59 7 Leistung des Abgeordneten im Wahl-kreis A 1,07 0,96 1,02 1,09 0,79 0,49 
M 3,23 3,12 3,28 3,3 8 Politische und parlamentarische Er-fahrung des Abgeordneten A 1,18 1,1 1,15 1,1 0,17 0,91 
2 Parteienzugehörigkeit A 
∗ statistische Signifikanz , wobei Signifikanzniveau ∝ < 0,05 ist. 
 
Tabelle 59 
 
Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass es keine Unterschiede von statistischer 
Signifikanz ∝ < 0,05 zwischen den Mittelwerten der Antworten der Befragten der 
Variable Einkommen   gibt. Mit Ausnahme des ersten Unterpunktes „ Verwandt-
schaft und Clan (Sippe)“. 
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Dies bedeutet, dass diese Variable keine Auswirkung auf die Antworten der Be-
fragten gezeigt hat. 
Um die Auswirkung der Altersvariable auf die Mittelwerte der Unterschiede zwi-
schen dem Grad der rein verbalen und der gewünschten Praktizierung festzule-
gen, sind einige statistische Elemente wie Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und 
ein statistisches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 angewendet worden. 
Folgende Tabelle 60 verdeutlicht dies. 
 
Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und das Signifikanzniveau für die Darstellung 
der Auswirkung der Altersvariable auf die Antworten der Befragten in Bezug auf 
die Differenzen zwischen der verbalen und der gewünschten Praktizierung. 
 
Altersstufe Wert Signifi-Nr. Unterpunkt  
1 2 3 4 F kanz- niveau 
M 3,01 2,9 2,87 2,8 1 Verwandtschaft und Clan (Sippe) A 1,07 1,21 1,12 1,11 0,68 0,56 
M 3 3,02 2,93 3,13 2 Parteienzugehörigkeit A 1 1,14 1,12 1,05 0,74 0,52 
M 3,61 3,2 3,48 3,6 3 Politische Richtlinien der Partei A 0,92 0,96 1,1 0,97 2,54 0,05 
M 3,38 3,27 3,31 3,39 4 Können und Begabung A 0,91 0,95 1,08 1 0,29 0,82 
M 3,74 3,91 3,87 4,03 5 Äußerliches Auftreten bei der Vertre-tung der politischen Meinung A 0,95 0,79 0,85 0,85 1,05 0,36 
M 3,38 3,14 3,1 3,52 
6 
Übereinstimmung der politischen Ge-
danken zwischen Wähler und Abge-
ordneten A 1,35 1,038 1,37 1,27 
2,38 0,06 
M 3,57 3,56 3,59 3,62 7 Leistung des Abgeordneten im Wahl-kreis A 1,03 1,03 1,07 1 
0,26 0,85 
M 3,22 3,29 3,22 3,19 8 Politische und parlamentarische Er-fahrung des Abgeordneten A 1,14 1,14 1,07 1,22 0,17 0,91 
 
Tabelle 60 
 
Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass es keine Unterschiede von statistischer 
Signifikanz ∝ < 0,05 zwischen den Mittelwerten der Antworten der Befragten der 
Altersvariable gibt. 
Dies bedeutet, dass diese Altersvariable keine Auswirkung auf die Antworten der 
Befragten gezeigt hat. 
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Um die Auswirkung der Qualifikationsvariable auf die Mittelwerte der Unterschiede 
zwischen dem Grad der rein verbalen und der gewünschten Praktizierung festzu-
legen, sind einige statistische Elemente wie Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert 
und ein statistisches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 angewendet worden. 
Folgende Tabelle 61 verdeutlicht dies. 
 
Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und das Signifikanzniveau für die Darstellung 
der Auswirkung der Einkommensvariable auf die Antworten der Befragten in Be-
zug auf die Differenzen zwischen der verbalen und der gewünschten Praktizie-
rung. 
 
Qualifikation Wert Signifi- Nr. Unterpunkt  
Abitur Diplom Bachelor höheres 
Studium 
F kanz- 
niveau 
M 3,28 3,16 2,88 2,03 1 Verwandtschaft und Clan (Sippe) A 1,12 0,69 0,92 1,36 20,31 0,0001∗ 
2,26 3,63 3,57 2,53 2 Parteienzugehörigkeit A 0,94 0,79 0,94 0,89 50,42 0,0001∗ 
M 3,32 3,76 3,64 3 3 Politische Richtlinien der Partei A 1,13 0,79 0,97 0,95 8,15 0,0001∗ 
M 2,47 3,65 3,86 3,42 4 Können und Begabung A 0,97 0,69 0,86 0,66 48,35 0,0001∗ 
M 3,82 4,05 3,94 3,73 5 Äußerliches Auftreten bei der Ver-tretung der politischen Meinung A 0,93 0,74 0,85 0,86 
1,89 0,13 
M 3,33 1,76 3,86 3,95 
6 
Übereinstimmung der politischen 
Gedanken zwischen Wähler und 
Abgeordneten A 1,18 O,77 0,91 1,34 
65,9 0,0001∗ 
M 3,92 3,58 2,82 4,2 7 Leistung des Abgeordneten im Wahlkreis A 0,91 0,78 0,95 0,91 34,21 0,0001∗ 
M 4,03 3,94 2,22 2,74 8 Politische und parlamentarische Erfahrung des Abgeordneten A 0,89 0,78 0,80 0,71 100,63 0,0001∗ 
M
∗ statistische Signifikanz , wobei Signifikanzniveau ∝ < 0,05 ist. 
 
Tabelle 61 
 
Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass es Unterschiede von statistischer Signifi-
kanz ∝ < 0,05 zwischen den Mittelwerten der Antworten der Qualifikationsvariable 
bei den Befragten gibt. Eine Ausnahme bildet hier nur der fünfte Unterpunkt „Äu-
ßerliches Auftreten bei der Vertretung der politischen Meinung“. 
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Das bedeutet, dass die Qualifikationsvariable im fünften Unterpunkt keine Auswir-
kung auf die Antworten der Befragten gezeigt hat. Die Befragten der Qualifikati-
onsvariable sind demnach der Meinung, dass Unterpunkt 5 kein Maßstab für die 
Wahl des Abgeordneten ist. 
Die Durchführung des Scheffé-Tests für A-Posteriori-Vergleiche führte zu folgen-
den Resultaten: 
1. Die Variable „Diplom“ hat die höchsten Mittelwerte in den Unterpunkten 1,2,3 
und 8 erzielt. Dass die Befragten mit Diplom diese Unterpunkte höher bewerte-
ten, ist auf ihr den Inhalten der Unterpunkte entsprechendes Bildungsniveau 
und Bewusstsein zurückzuführen. 
2. Die Variable „Bachelor“ hat im vierten Unterpunkt den Mittelwert erhalten. Die 
höhere Bewertung dieses Unterpunktes im Vergleich zu den anderen lässt sich 
auf ihre Studienzeit zurückführen. Während des Studiums haben die Befragten 
dieser Variable vom Können  anderer (Professoren, Dozenten) profitiert. Dies 
hat ihr Denken entscheidend beeinflusst, so dass sie bei der Wahl des Abge-
ordneten den Schwerpunkt ebenso auf dessen Können und auf seine Bega-
bung legen, um damit ein höheres Niveau im Parlament und im Land anzu-
streben. 
3. Die Variable „höheres Studium“ hat in den Unterpunkten 6 und 7 die höchsten 
Mittelwerte erreicht. Die Befragten dieser Variable im Vergleich zu den anderen 
Qualifikationsvariablen höheres Bildungsniveau zeichnet sich in erster Linie 
dadurch aus, dass sie die Übereinstimmung zwischen Wähler und Abgeordne-
tem in den Vordergrund stellen und diese als Voraussetzung sehen. Ihr 
Selbstbewusstsein verlangt „nur“ nach einem Abgeordneten, der ihre Kompe-
tenz widerspiegelt. Sie fordern mehr als die anderen, nämlich Leistung, die das 
Können und die Begabung bereits einschließt. 
 
3 6 10 Frage 10. zur Rolle der Organisationen in der Gesellschaft 
 
Um eine Antwort auf die zehnte Frage „Stufen Sie bitte den Grad der Rolle ein, 
den die gesellschaftlichen Organisatoren bei der Festigung des Demokratisie-
rungsprozesses in Jordanien spielen“ geben zu können, sind einige statistische 
Elemente wie Mittelwerte und Abweichungen, F.-Wert und das statistisches Signi-
fikanzniveau ( ∝< 0,05)  angewandt worden. 
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Folgende Tabelle 62 verdeutlicht die Mittelwerte und Abweichungen für den Grad 
an Bedeutung, den die gesellschaftlichen Organisationen bei der Erweiterung des 
Demokratisierungsprozesses in Jordanien innehaben. 
 
Nr. Unterpunkt Mittelwert Abweichung 
1 Berufsgewerkschaften 4 1 
2 Frauenvereinigung 2,2 1,1 
3 Wohltätige Organisationen 2,1 1 
4 Weiterbildende Organisationen 2,9 1,2 
5 Jugendvereine 3,6 1 
 
Tabelle 62 
 
Die Ergebnisse der Tabelle zeigen, dass die Mittelwerte der Befragten für die rein 
verbale Praktizierung der gesellschaftlichen Organisationen in Bezug auf die Er-
weiterung des Demokratisierungsprozesses in Jordanien relativ niedrig sind, sie 
liegen  zwischen 2,1 und 4. Ein Grund hierfür ist in dem seit 40 Jahren bestehen-
den Kriegsrecht zu sehen, dem die Organisationen unterlagen. Ihre Aktivitäten 
standen unter Beobachtung der Regierung. Auch politische Veränderungen haben 
auf diese Organisationen eingewirkt. 
Die Tabelle zeigt auch, dass der erste Unterpunkt „Berufsorganisation“ mit 4 den 
höchsten Mittelwert erreicht hat. Dies deutet darauf hin, dass die Befragten die 
Rolle der Berufsorganisation für sehr entscheidend bei der Erweiterung des De-
mokratisierungsprozesses in Jordanien halten. 
Dies lässt sich folgende Begründung zu: 
1. Die Berufsorganisation hat eine bedeutende Rolle bei der Einführung des de
mokratischen Weges in Jordanien gespielt (dies gilt im besonderen Maße für 
Ärzte und Ingenieure) und ist für die Rechte ihrer Mitglieder eingetreten. 
-
2. Sie ist politische Bühne für den Kampf der Parteien um den Besitz der Führung 
gewesen. 
3. Sie hat die Massen bei der palästinensischen Frage mobilisiert. 
4. Vor der Einführung des demokratischen Weges  in Jordanien war sie die einzi-
ge Alternative zu politischen Parteien und dem Parlament. Deshalb sah sie 
sich gezwungen, ihre Aktivität auf eine demokratische Umwandlung im  Lande 
zu konzentrieren. 
 185 
  
 
Den niedrigsten Mittelwert hat der dritte Unterpunkt „Wohltätige Organisation“ mit 
2,1 erreicht. Dieser niedrige Wert lässt sich leicht dadurch erklären, dass die Or-
ganisation sich um soziale und finanzielle Probleme der Menschen kümmert und 
damit keine entscheidenden Schritte zur Erweiterung und Verfestigung des Demo-
kratisierungsprozesses in Jordanien beiträgt. 
Um die Auswirkung der Geschlechtsvariable auf die Mittelwerte der Unterschiede 
zwischen dem Grad der rein verbalen und der gewünschten Praktizierung festzu-
legen, sind einige statistische Elemente wie Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert 
und ein statistisches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 angewendet worden. 
Folgende Tabelle 63 verdeutlicht dies. 
 
Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und das Signifikanzniveau für die Darstellung 
der Auswirkung der Geschlechtsvariable auf die Vorstellungen der Befragten in 
Bezug auf die Erweiterung des Demokratisierungsprozesses in Jordanien. 
 
Geschlecht Wert Signifi-Nr. Unterpunkt  
männlich weiblich F kanz- niveau 
M 4,05 4,02 1 Berufsgewerkschaften A 0,95 0,83 0,06 0,80 
M 2,24 2,25 2 Frauenvereinigung A 1,17 1,05 0,01 0,91 
M 2,09 2,07 3 Wohltätige Organisationen A 0,88 0,89 0,04 0,83 
M 2,85 2,98 4 Weiterbildende Organisationen A 1,18 1,1 1,6 0,20 
M 3,59 3,71 5 Jugendvereine A 1,09 0,98 1,15 0,28 
 
Tabelle 63 
 
Die Ergebnisse der Tabelle verdeutlichen, dass es keine Unterschiede von statis-
tischer Signifikanz ∝< 0,05 zwischen den Mittelwerten der Antworten von männli-
chen und denen von weiblichen Befragten gibt. 
Dies deutet darauf hin, dass die Geschlechtsvariable keinen Einfluss auf die Ant-
worten der Befragten genommen hat.  
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Um die Auswirkung der Einkommensvariable auf die Mittelwerte der Unterschiede 
zwischen dem Grad der rein verbalen und der gewünschten Praktizierung festzu-
legen, sind einige statistische Elemente wie Mittelwerte, Abweichungen, F.- Wert 
und ein statistisches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 angewendet worden. 
Folgende Tabelle 64 verdeutlicht dies. 
 
Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und das Signifikanzniveau für die Darstellung 
der Auswirkung der Einkommensvariable auf die Vorstellungen der Befragten in 
Bezug auf die Erweiterung des Demokratisierungsprozesses in Jordanien. 
 
Einkommen Wert Signifi-Nr. Unterpunkt  
1 2 3 4 F kanz- niveau 
M 3,98 4,08 4,06 4,01 
A 0,9 0,84 0,092 0,93 0,05 
M 2,14 2,17 2,41 2,18 2 Frauenvereinigung A 1,14 1,02 1,18 1,11 0,44 0,72 
M 2,11 2,03 2,06 2,15 Wohltätige Organisationen A 0,93 1,03 0,88 0,93 0,02 
M 3,09 2,95 2,75 2,93 4 Weiterbildende Organisationen A 1,11 1,01 1,20 1,23 0,96 0,41 
M 3,76 3,75 3,66 3,42 5 Jugendvereine A 0,96 0,93 1,09 1,14 1,53 0,2 
1 Berufsgewerkschaften 0,98 
3 0,99 
 
Tabelle 64 
 
Die Ergebnisse der Tabelle verdeutlichen, dass es keine Unterschiede von statis-
tischer Signifikanz ∝< 0,05 zwischen den Mittelwerten der Antworten von männli-
chen und denen von weiblichen Befragten gibt. 
Dies deutet darauf hin, dass die Einkommensvariable keinen Einfluss auf die Ant-
worten der Befragten genommen hat.  
Um die Auswirkung der Altersvariable auf die Mittelwerte der Unterschiede zwi-
schen dem Grad der rein verbalen und der gewünschten Praktizierung festzule-
gen, sind einige statistische Elemente wie Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und 
ein statistisches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 angewendet worden. 
Folgende Tabelle 65 verdeutlicht dies. 
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Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und das Signifikanzniveau für die Darstellung 
der Auswirkung der Altersvariable auf die Vorstellungen der Befragten in Bezug 
auf die Erweiterung des Demokratisierungsprozesses in Jordanien. 
∗ statistische Signifikanz , wobei Signifikanzniveau ∝ < 0,05 ist. 
Altersstufe Nr. Unterpunkt  
1 2 F 
Signifi 
3 4 
Wert 
kanz- 
niveau 
M 3,98 4,08 4,07 3,96 1 Berufsgewerkschaften A 0,9 0,85 0,88 0,99 0,62 0,60 
M 2,18 2,19 2,28 2,29 2 Frauenvereinigung A 1,07 1,08 1,19 1,11 0,05 0,98 
M 2,1 1,97 2,15 2,13 3 Wohltätige Organisationen A 1,1 0,91 0,87 0,92 1,59 0,19 
M 3,18 3,02 2,82 2,63 4 Weiterbildende Organisationen A 1,1 1,18 1,15 1,09 2,87 0,03∗ 
M 4,03 3,3 3,59 3,86 5 Jugendvereine A 0,78 1,01 1,16 0,93 7,25 0,0001∗ 
 
Tabelle 65 
 
Die Ergebnisse der Tabelle verdeutlichen, dass es keine Unterschiede von statis-
tischer Signifikanz ∝< 0,05 zwischen den Mittelwerten der Antworten von Befrag-
ten der Altersvariable gibt, mit Ausnahme des vierten und fünften Unterpunktes. 
Der vierte Unterpunkt „Weiterbildende Organisation“ und der fünfte Unterpunkt 
„Jugendvereine“ weisen eine statistische Signifikanz auf und sind somit höher als 
die anderen Unterpunkte bewertet worden. 
Dies deutet darauf hin, dass diese Organisationen als Informationszentrum und 
Treffpunkt gelten und als Bühne für effektive, politische Parteiaktivitäten fungieren. 
An dieser Stelle ist zu erwähnen, dass die jordanische Gesellschaft den großen 
Verdienst dieser Organisationen  bei der Entwicklung des demokratischen Den-
kens anerkennt. 
Die Organisationen haben zum Beispiel dafür gesorgt, dass 
-  politische und kulturelle Seminare gehalten wurden; 
-  sich die Mitglieder persönlich positiv entfalten und entwickeln konnten; 
-  Jugendliche aus unterschiedlichen sozialen Schichten Erfahrungen sammeln 
konnten. 
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Nach der Durchführung des Schéffe-Tests für A-Posteriori-Vergleiche für die Un-
terpunkt 4 und 5 ist festgestellt worden, dass es Unterschiede zwischen der ersten 
Altersvariable (bis 19 Jahre) mit einem Mittelwert von 3,18 und dem Mittelwert 
2,63 der vierten Altersstufe (40 Jahre und mehr) gibt. 
Dies ist darauf zurückzuführen, dass die Jugendlichen im Verhältnis zu ihren älte-
ren Landsleuten mehr Enthusiasmus bei politischen Entscheidungen besitzen und 
offen auf Erneuerungen im Land reagieren. Deshalb bewerten sie den Einfluss der 
Organisationen bei der Erweiterung des Demokratisierungsprozesses in Jordanien 
höher. 
Um die Auswirkung der Qualifikationsvariable auf die Mittelwerte der Unterschiede 
zwischen dem Grad der rein verbalen und der gewünschten Praktizierung festzu-
legen, sind einige statistische Elemente wie Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert 
und ein statistisches Signifikanzniveau ∝ < 0,05 angewendet worden. 
Folgende Tabelle 66 verdeutlicht dies. 
 
Mittelwerte, Abweichungen, F.-Wert und das Signifikanzniveau für die Darstellung 
der Auswirkung der Qualifikationsvariable auf die Vorstellungen der Befragten in 
Bezug auf die Erweiterung des Demokratisierungsprozesses in Jordanien. 
 
Qualifikation Nr. Unterpunkt  
Abitur 
Wert 
F Diplom Bachelor höheres 
Studium 
Signifi 
kanz- 
niveau 
M 3,51 4,16 4,03 4,66 1 Berufsgewerkschaften A 0,97 0,71 0,67 0,78 25,61 0,0001∗ 
M 1,91 3,68 1,9 1,57 2 Frauenvereinigung A 0,89 0,85 0,73 0,66 101,45 0,0001∗ 
2,85 1,76 2,02 1,46 3 Wohltätige Organisationen A 1 0,77 0,71 0,5 45,74 0,0001∗ 
2,7 1,83 3,32 3,87 4 Weiterbildende Organisati-onen A 0,98 0,71 0,89 0,99 67,2 0,0001∗ 
3,48 3,41 4,05 3,55 5 Jugendvereine A 1,33 1,08 0,76 0,66 7,16 0,0001∗ 
M 
M 
M 
∗ statistische Signifikanz , wobei Signifikanzniveau ∝ < 0,05 ist. 
 
Tabelle 66 
 
Die Ergebnisse der Tabelle verdeutlichen, dass es Unterschiede von statistischer 
Signifikanz ∝< 0,05 zwischen den Mittelwerten der Antworten von Befragten der 
Qualifikationsvariable gibt. Die Unterschiede gelten für alle fünf Unterpunkte. 
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Somit sehen die Befragten der Variable „Qualifikation“ die Rolle dieser Organisati-
onen für die Erweiterung des Demokratisierungsprozesses in Jordanien als sehr 
bedeutend an. 
Nach der Durchführung des Schéffe-Tests für A-Posteriori-Vergleiche für alle Un
terpunkte hat sich folgendes herausgestellt: 
-
 
1. Die Abiturienten haben die Rolle der wohltätigen Organisationen bei der Erwei-
terung des Demokratisierungsprozesses in Jordanien höher bewertet als dies 
die Befragten anderer Variablen getan haben. Dies lässt sich dadurch erklären, 
dass ein großer Teil  der Abiturienten aus nicht wohlhabenden Familien kom-
men; Ihr Bewusstsein und ihre Lebenserfahrung sind nicht so entwickelt im 
Vergleich zu den anderen Qualifikationsvariablen. Bei der Arbeit dieser wohltä-
tigen Organisation geht es um Hilfe für Bedürftige. 
2. Die Befragten mit „Diplom“ haben in der Rolle der Frauenvereinigung die ent-
scheidende Erweiterung des Demokratisierungsprozesses in Jordanien gese-
hen. Dies lässt sich dadurch erklären, dass am Kolleg besonders viele Frauen 
studieren. Sie sind dort sehr engagiert und treten den Frauenvereinen bei, um 
ihr politisches oder soziales Engagement auszuüben. Deshalb ist es nahelie-
gend, ihre Leistung bei der Erweiterung des Demokratisierungsprozesses in 
Jordanien entsprechend hoch zu bewerten. 
3. Die Befragten der Variable „Bachelor“ haben die Rolle der Jugendvereine bei 
der Erweiterung des Demokratisierungsprozesses in Jordanien höher einge-
stuft. Dies ist darauf zurückzuführen, dass viele dieser Befragten aus vorneh-
men Familien kommen und das Privileg haben, Jugendvereine zu besuchen. 
Sie identifizieren sich unter anderen mit den Jugendvereinen und bewerten sie 
deshalb entsprechend hoch. 
4. Befragte mit höheren Studienabschlüssen haben die Rolle der weiterbildenden 
Organisationen und Berufsorganisation bei der Erweiterung des Demokratisie-
rungsprozesses in Jordanien höher bewertet. Aufgrund ihres höheren politi-
schen Bewusstseins und ihres hohen Bildungsniveaus wissen sie um die 
großartigen Beiträge und Leistungen im Demokratisierungsprozess  dieser Or-
ganisationen. 
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3 7 Zwischenergebnis 
 
1. Demokratieverständnis 
 
Der empirische Teil der Arbeit deutet auf ein erhöhtes Verständnis der Bevölke-
rung hin für die Einführung des Demokratisierungsprozesses und die Demokratie 
im Lande. 
Die Ergebnisse zeigen, dass vor allem dem dritten Unterpunkt „Gleichberechti-
gung, unabhängig von der Abstammung, Religionszugehörigkeit und politischer 
Überzeugung“ ein besonderes Gewicht für ein jordanisches Demokratieverständ-
nis beigemessen wird. 
Das Geschlecht hatte keinen Einfluss auf die Antworten der Befragten, bis auf 
zwei Ausnahmen: die männliche Variable bewertete die beiden Unterpunkte „All-
gemein gültige Verfassung und Gesetze“ und „Die Benachteiligung der Minderheit 
durch die Macht der Majorität“ höher als andere Unterpunkte. 
Einkommen und Alter haben ebenfalls keinen Einfluss auf die Antworten der Be-
fragten, weil alle Schichten der jordanischen Gesellschaft die Einführung des de-
mokratischen Weges befürworten. 
Bei den Akademikern, besonders bei denjenigen mit höheren Studienabschlüssen, 
herrscht ein größeres Verständnis für politische Offenheit und Demokratie. Auf 
Grund ihrer Bildung haben sie auch mehr Einfluss. 
Auf die Ursachen für die eben genannten Gewichtungen und Unterschiede wird in 
der Darstellung der Ergebnisse näher eingegangen. 
Die Entscheidung der befragten Personen ist verständlich, denn mit der Einfüh-
rung der Demokratie in Jordanien erhofft sich die Bevölkerung eine Verbesserung 
der bestehenden Verhältnisse und die Beseitigung von Problemen. 
 
2. Demokratisierungsrelevanz 
 
Für die Wertung der Faktoren bei der Erweiterung des Demokratisierungsprozes-
ses ergibt sich: 
- Die Befragten sind der Meinung, dass der siebte Punkt „Widerstand der Bevöl-
kerung“, eine große Rolle bei der Einführung des Demokratisierungsprozesses 
in Jordanien gespielt hat. 
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- Das Geschlecht nahm keinen großen Einfluss. Bis auf den Unterpunkt „Ver-
flechtung und Kommunikation der jordanischen Gesellschaft mit anderen de-
mokratischen Gesellschaften“, dem die Männer einen höheren Wert beige-
messen haben, spielt die Geschlechtszugehörigkeit keine Rolle. 
- Das Einkommen hat keinen Einfluss auf die Antworten der befragten Perso-
nen. 
- Die Alterszugehörigkeit hat Einfluss auf die Antworten der befragten Personen, 
besonders den 30 – 39jährigen. Sie zeigten bei der Bewertung der Erweiterung 
des Demokratisierungsprozesses ein intensiveres kulturelles und politisches 
Bewusstsein als diejenigen unter 20 Jahren.  
2. Das politische Bewusstsein der Bevölkerung ist nicht so entwickelt, 
um sich demokratisch entsprechend zu verhalten. 
- Der akademische Abschluss machte sich bei den Antworten zu den Unterpunk-
ten 4, 6, 7 und 8 bemerkbar. 
Begründungen zu diesen Unterschieden erfolgen in der Darstellung der Ergebnis-
se. 
 
3. Bewertung der Faktoren 
 
Im dritten Fragenkomplex werden die Unterschiede zwischen dem gewünschten 
und der Bewertung des wirklichen Verhaltens aufgezeigt. 
a) Bei der Einschätzung der Wirklichkeit stellte sich heraus: 
- Die Werte der Ergebnisse dieser Frage sind niedrig und liegen zwischen 1,9 
und 3,5 des Mittelwertes. Dies ist auf folgendes zurückzuführen: 
1. Die jordanische Bevölkerung hat sich an das gesellschaftliche All-
tagsleben gewöhnt. 
- Der Unterpunkt 1 „Die Beteiligung an Wahl und Kandidatur“ hat den höchsten 
Wert mit 3,5 aller Antworten erreicht. Dies lässt sich auf das damals verhäng-
te Kriegsrecht zurückführen, in dessen Zeit dem jordanischen Volk seine ein-
fachsten Rechte wie Wahlrecht vorenthalten gewesen waren. Aufgrund des-
sen, gab es eine große Affinität innerhalb der jordanischen Bevölkerung zur 
Wahl und Kandidatur. 
 
 
 192 
  
 
- Der Unterpunkt 7 „Chancengleichheit“ hat den niedrigsten Wert (1,9) aller 
Antworten der Befragten erreicht. Dies ist auf die damalige und noch beste-
hende gesellschaftlichen Verhältnisse wie Sippenverhältnisse, Vetternwirt-
schaft und Korruption zurückzuführen. 
- Die Variablen (Geschlecht, Einkommen und Alter) haben keine große Rolle 
bei den Antworten der Befragten gespielt. 
b) Bei den gewünschten demokratischen Verhältnissen stellte sich heraus: 
- Die Werte sind relativ hoch und liegen zwischen 3,6 und 4,2 nah beieinander, 
d.h. viele der Befragten wünschen sich, dass sich alle Schichten der jordani-
schen Gesellschaft demokratisch verhalten, um Jordanien in die demokrati-
sche Richtung weiterzuentwickeln. 
- Der Unterpunkt 2 (Gleichberechtigung unabhängig von Abstammung, Religi-
onszugehörigkeit und politischer Überzeugung) hat den höchsten Wert (4,2) 
erreicht (Begründung s. Seite 133). 
- Der Unterpunkt 6 „Arbeitsmöglichkeit für alle eingetragenen Parteien“ hat den 
niedrigsten Mittelwert (3,6) erreicht (Begründung s. Seite 133). 
 
4. Rolle der Parteien 
 
Bei den gewünschten demokratischen Verhältnissen stellte sich heraus: 
- Die Werte sind hoch und liegen abweichend voneinander. 
- Der achte Unterpunkt hat den höchsten Mittelwert bei den Antworten der 
Befragten. 
- Der zweite Unterpunkt „Vertretung und Schutz der Minderheiten, damit sie 
der Gesellschaft dienen können“ hat den niedrigsten Mittelwert der Antwor-
ten der Befragten erhalten. 
Es lässt sich eine Diskrepanz zwischen der rein verbalen Praktizierung und der 
gewünschten Praktizierung feststellen und dies deutet darauf hin, dass die Befrag-
ten sich eine Zunahme der Verwirklichung der politischen Arbeit der Parteien in 
allen Unterpunkten wünschen. 
- Die männlichen Befragten haben dem 2. und 4. Unterpunkt mehr Gewicht 
als die weiblichen Befragten beigemessen: „Vertretung und Schutz der 
Minderheiten, damit sie der Gesellschaft dienen können“ und „Politische Ri-
valität zugunsten der Bevölkerung und des Landes“. 
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- Einkommens- und Altersvariablen spielen keine Rolle bei den Antworten. 
- Abgesehen vom 4. Unterpunkt, war die Qualifikationsvariable bei allen Ant-
worten von Bedeutung. 
- Den höchsten Mittelwert hatte der zweite Unterpunkt „Allgemeines Sprach-
organ für verschiedene nationale Fragen“ erreicht. 
 
5. Rolle der Presse und Medien 
 
a) Bei der Einschätzung der Wirklichkeit stellt sich heraus: 
- Die Werte sind sehr niedrig. Diese Werte bedeuten aber nicht, dass der 
Status quo der Presse so schlecht ist, vielmehr wird sie auf dem Weg der 
Verbesserung gesehen. 
- Die ersten vier Unterpunke der Frage haben den höchsten Mittelwert der 
Antworten erreicht. Die Gründe dafür werden in der Darstellung beschrie-
ben. 
- Am niedrigsten wurde der sechste Unterpunkt „Verbreiten von Informatio-
nen aus wahren Quellen an das Volk“ bewertet. 
b) Bei dem gewünschten demokratischen Verhalten stellte sich heraus: 
- Die Werte sind relativ hoch. 
- Der vierte Unterpunkt „Überprüfung und Unterstützung des Parlaments bei 
allgemeinen Fragen durch Presse und Medien“ erhielt den niedrigsten 
Wert. 
Es lässt sich eine Kluft zwischen Anspruch und Wirklichkeit feststellen und dies 
deutet auf den Wunsch der Befragten hin, die Arbeit der Presse in bezug auf 
alle Unterpunkte zu verbessern und zu verstärken. 
- Das Geschlecht, das Einkommen und das Alter haben keine Bedeutung für 
die Beantwortung der Fragen. 
- Die Qualifikationsvariable hat bis auf den zweiten Unterpunkt „Allgemeines 
Sprachorgan über verschiedene nationale Fragen“ immer eine Rolle ge-
spielt. 
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6. Rolle des Abgeordnetenhauses 
 
- Es lässt sich eine Diskrepanz zwischen Anspruch und Wirklichkeit feststel-
len. 
a) Bei der Einschätzung der Wirklichkeit stellt sich heraus: 
- Die Werte sind sehr niedrig.  
- Den höchsten Wert hat der achte Unterpunkt „Beteiligung an der Erlassung 
von Gesetzen“ erreicht. 
- Am niedrigsten wurde der erste Unterpunkt „Vertretung des Volkes“ bewer-
tet. 
Die Gründe dafür werden in der Darstellung der Ergebnisse erläutert. 
b) Beim gewünschte demokratischen Verhalten stellte sich heraus: 
- Die Werte sind hoch. 
- Der fünfte Unterpunkt „Überwachung und Befragung der Regierungsarbeit 
auf der Ebene der Durchführung“ hat den höchsten Mittelwert der Antwor-
ten erreicht. 
- Dagegen hat der vierte Unterpunkt „Bestätigung der Regierung oder Ent-
lassung durch Misstrauensvotum“ den niedrigsten Mittelwert bei der ge-
wünschten Praktizierung erhalten. 
- Die Geschlechtsvariable wirkt sich auf drei Unterpunkte aus: „Aufgabe des 
Abgeordnetenhauses für die Verbesserung, Veränderung und Erneuerung 
der Lage auf den Ebenen Staat und Volk einzutreten“, „Überwachung und 
Befragung der Regierungsarbeit auf der Ebene der Durchführung“ und 
„Leistung des Abgeordneten als Vertreter in seinem Wahlkreis und im gan-
zen Land“.  Hier liegen die Werte der Männer höher als diejenigen der 
Frauen. 
- Die Einkommens- und Altersvariable hat keinen Einfluss. 
- Die Qualifikationsvariable wirkte sich vor allem bei den höheren Bildungs-
abschlüssen aus und zwar bei den Unterpunkten 1 bis 7, hier liegen die 
Personen mit Diplom oder Abitur an der Spitze. Aber Inhaberinnen des Ba-
chelor-Diploms haben den achten Unterpunkt höher als die anderen bewer-
tet.   
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7. Rolle der Bildungsinstitution 
 
a) Bei der Einschätzung der Wirklichkeit stellt sich heraus: 
- Die Werte sind insgesamt niedrig, wobei sie keine großartige Rolle im 
Demokratisierungsprozess gespielt haben. 
- Am positivsten wird der Unterpunkt „Unterstützung der Einzelnen, die Mei-
nung anderer zu respektieren, bewertet. 
 
- Am niedrigsten wird der sechste Unterpunkt „Lehrbücher müssen Normen 
und positive Richtlinien der Demokratie vertreten“ bewertet.  
b) Bei dem gewünschten demokratischen Verhalten stellt sich heraus: 
- Die Werte sind sehr hoch, weil die Befragten der Meinung sind, dass das 
Verhalten dieser Organisation im Bezug auf Demokratie nicht wünschens-
wert ist. So wird hervorgehoben, dass die Bildungsorganisation sich in die-
ser Richtung Mühe geben müssen, um eine neuen Generation zu bilden, 
die die Verantwortung für eine neue Gesellschaft in dieser Hinsicht tragen 
kann. 
- Der Unterpunkt „Sorge dafür zu tragen, dass Mitglieder dieser Organisation 
rechts und pflichtbewusst handeln“ hat den höchsten Mittelwert der Antwor-
ten der Befragten für die gewünschte Praktizierung erreicht. 
- Der Unterpunkt „Festlegen von Regeln für die konkrete Diskussion“ hat den 
niedrigsten Mittelwert der Antworten der Befragten erhalten. 
- Es lässt sich eine Kluft in allen Unterpunkten zwischen der verbalen und 
der gewünschten Praktizierung feststellen. 
- Geschlechts, Einkommens- und Altersvariablen haben keinen Einfluss auf 
die Antworten der Befragten genommen. 
- Die Qualifikationsvariable hat eine Auswirkung auf die Antworten der Be-
fragten gezeigt, insbesondere bei den höheren Bildungsabschlüssen und 
zwar bei den Unterpunkten 1,4,5 und 6. 
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8. Rolle der Familie 
 
a) Bei der Einschätzung der Wirklichkeit stellte sich heraus: 
- Die Werte sind niedrig, da in der jordanischen Gesellschaft wie in allen an-
deren arabischen Gesellschaften die Autorität in den Händen des Vaters 
liegt, d.h., die Hierarchie verläuft vom Vater hinab zur Mutter, von dort wei-
ter zum ältesten Sohn usw. 
- Am positivsten wird der Unterpunkt „Toleranzbereitschaft zwischen Famili-
enmitgliedern und der Gesellschaft“ seitens der Befragten bewertet. Dies 
beruht auf Werten des Islam, die sich in vielen Koranversen manifestieren. 
- Am niedrigsten wird der Unterpunkt „Die Kinder lehren, dass sie demokra-
tisch denken und sich frei äußeren können“ bewertet. 
 
b) Bei dem gewünschten demokratischen Verhalten stellt sich heraus: 
- Die Werte sind hoch und liegen nahe beieinander. Dies ist auf die früheren 
Verhältnisse zurückzuführen. 
- Die Unterpunkte 1,4,6 und 7 haben die höchsten Mittelwerte der Antworten 
der Befragten für die gewünschte Praktizierung erreicht. 
- Im Gegensatz zu diesen Unterpunkten hat der fünfte Unterpunkt „Verbot 
der körperlichen und seelischen Gewalt an Kindern“ den niedrigsten Mittel-
wert erhalten. 
- Es lässt sie eine Kluft bei allen Unterpunkten feststellen, die für die ge-
wünschte Praktizierung sprechen. 
- Die Geschlechtsvariable hat auf die drei Unterpunkte 2, 5 und 7 eine Aus-
wirkung gezeigt, was wohl mit der Rolle des Mannes in der Gesellschaft zu 
tun hat. (Dies gilt für die männliche Variable, d.h. sie haben diesen Unter-
punkt mehr als die weibliche Variable bewertet). 
- Die Einkommensvariable hat einen Einfluss auf die Antworten der Befrag-
ten in den Unterpunkten 1,2,4 und 7 genommen.  
- Die Altersvariable hat nur Einfluss auf den vierten Unterpunkt „Erziehung 
der Kinder, die Meinung anderer Menschen zu respektieren“ genommen, 
vor allem beim Vergleich der 30 - 39jährigen zu den 40jährigen und älter. 
- Die Qualifikationsvariable spielt eine außerordentliche Rolle, besonders bei 
den höher qualifizierten Abschlüssen. 
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9. Kriterien der Wahl der Abgeordneten 
 
Bei der Einschätzung der Wirklichkeit stellte sich heraus: 
- Die Werte liegen zwischen 2,9 und 3,9. 
- Am positivsten wird der Unterpunkt „Äußeres Auftreten bei der Vertretung 
seiner politischen Meinung“ bewertet. 
- Im Gegensatz zu diesem Unterpunkt wird der Unterpunkt „Verwandtschaft 
und Clan“ am niedrigsten bewertet. 
- Bei dem Unterpunkt „Leistung des Abgeordneten im Wahlkreis“ hat vor al-
lem die männliche Geschlechtsvariable eine Rolle gespielt. 
- Die Einkommensvariable nahm Einfluss auf den Unterpunkt „Verwandt-
schaft und Clan“, dies spricht für die Befragten mit höherem Einkommen. 
- Die Altersvariable hat keine Auswirkungen auf die Antworten der Befragten 
gezeigt. 
- Die Qualifikationsvariable hat auf alle Unterpunkte bis auf den 5. „Äußeres 
Auftreten bei der Vertretung seiner politischen Meinung“ Einfluss genom-
men: 
Die Variable „höhere Studienabschlüsse“ hat ein besonderes Gewicht bei 
den Unterpunkten 6 und 7 bei der Wahl der Abgeordneten. Die Diplomvari-
able hat die Unterpunkte 1,2,3 und 8 bei der Wahl der Abgeordneten höher 
bewertet. Die Bachelorvariable legte dagegen mehr Gewicht auf den vierten 
Unterpunkt bei der Wahl der Abgeordneten. 
 
10. Die Rolle der Institutionen in der Gesellschaft 
 
- Die Werte sind relativ mittelmäßig. 
- Am positivsten wird die Berufsorganisation bewertet, was sich auf ihre Rolle 
und Bedeutung in der jordanischen Gesellschaft zurückführen lässt. 
- Am niedrigsten wurden die wohltätigen Organisationen bewertet. 
- Geschlecht und Einkommen haben keine Auswirkungen auf die Antworten 
der Befragten gezeigt. 
- Die Altersvariable spielte eine Rolle bei der Frage nach den weiterbilden-
den Organisationen und Jugendvereinen. Die Jugendlichen bis 19 Jahre 
bewerteten diese Organisationen höher als die anderen Altersgruppen. 
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- Die Qualifikationsvariable hat folgenden Einfluss auf die Antworten: 
Höhere Studienabschlüsse werten die Berufsorganisationen und weiterbil-
dende Organisationen höher. Die Bachelor-Befragten werteten die Jugend-
vereine höher als die anderen. Die Diplomierten bewerteten die Frauenver-
einigung gewichtiger. Die Abitur-Befragten werteten die wohltätigen Organi-
sationen höher.  
 
Allgemein: 
1. Es besteht eine große Kluft zwischen der verbalen und der gewünschten Prak-
tizierung seitens der Regierung und der Bevölkerung. 
2. Die Akademiker, insbesondere mit höheren Bildungsabschlüssen, zeigen mehr 
Verständnis für den Demokratisierungsprozess, den sie voll unterstützen. 
  
4. Vergleichende Gesamtanalyse und Perspektive des Demo-
kratisierungsprozesses 
 
Jordanien hat, wie fast alle Entwicklungsländer, Strukturen, die als Hindernis für 
die Entwicklung und den Demokratisierungsprozess gelten, geerbt. 
Jordanien ist ein künstliches Staatsgebilde und war von Anfang an auf ausländi-
sche Hilfe angewiesen. Diese brachte Abhängigkeit mit sich und hinderte den 
Staat, unabhängige Entscheidungen zu treffen, was sich bis heute bemerkbar 
macht. Jordanien wird seit der Emiratgründung bis zur heutigen Situation als ein 
tribales System betrachtet, aufgrund der Tatsache, dass der Emir Abdalla I sich 
von Anfang an auf Notablen aus Großsyrien und die Stämme gestützt und sie in 
den Machtapparat eingebunden hatte. In der Amtszeit von Abdalla I wurde 1928 
das erste demokratische Instrument, das Majhis Al-Taschriier geschaffen. 
Der verstorbene König Hussein hat auch die Politik seines Großvaters, die auf die 
Einbindung der Stammesführer, die die Rolle als Brückenköpfe zwischen dem 
Oberbau (verkörpert in König und Staat) und dem Unterbau (verkörpert in den An-
gehörigen der Notable als heimlicher Führer beruht) weiterbetrieben. Diese Fami-
lien haben den Haschemiten den Erhalt der Macht gesichert.  
König Hussein legte viel Wert auf Außenpolitik und Sicherheit, als die Grundsteine 
für Stabilität und Sicherheit des Landes und den Machterhalt seiner Familie, der 
Haschemiten. 
Ziel des Königs war die Bewahrung der inneren Sicherheit und Stabilisierung der 
inneren Lage, damit es zu einem Gleichgewicht zwischen den Bevölkerungsgrup-
pen (Schischan, ursprünglicher Bewohner Jordaniens, Palästinenser) und zu einer 
Verwirklichung eines wirtschaftlichen und sozialen Wachstums kommen konnte. 
Dieses Wachstum kann ohne ausländische Hilfe nicht erreicht werden, deshalb 
konnte man beobachten, wie sich Jordanien von Irak allmählich distanziert und auf 
die amerikanische Friedenspolitik umgestellt hat. Es muss gesagt werden, dass 
sich Jordanien während der Amtszeit des verstorbenen Königs Hussein trotz vieler 
Probleme auf verschiedenen Ebenen, wie Staatswesen, Bildung, Infrastruktur, 
Landwirtschaft, Gesundheit und Urbanisierung wesentlich weiter entwickelt hat. 
Dies war nur mit der Unterstützung und dem Einsatz des Königs möglich. König 
Hussein war charismatisch, deshalb war er sowohl auf nationaler als auch auf in-
ternationaler Ebene sehr beliebt. 
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Jordanien hat mehrere Phasen erlebt, die der jordanischen Bevölkerung in 
schlechter Erinnerung geblieben sind, und zwar: 
1.  Das Kriegsrecht mit einen Folgen 1957, das aufgrund des Putsches erklärt 
wurde und das bis 1992 andauerte. 
2.  Die Verfassung wurde öfter außer Kraft gesetzt. 
3.  Die Wahlen haben entweder gar nicht stattgefunden, oder wenn, dann wurden 
sie manipuliert. 
4.  Die schlechte wirtschaftliche Lage hat Jordanien 1989 an seinen tiefsten Punkt 
gebracht. Besonders zu nennen wären der Währungsverfall, Preiserhöhungen, 
die steigende Arbeitslosigkeit und Mangel an Ernsthaftigkeit bei der Bewälti-
gung dieser wirtschaftlichen Probleme, seitens der Regierung und der Opposi-
tion. All dies hat zu einer Verschlechterung der sozialen und wirtschaftlichen 
Lage der Bevölkerung geführt. 
Die obengenannten Gründe haben die Aprilunruhen 1989 im Süden des Landes 
(Máan) verursacht, wobei sich die politische Elite, an der Spitze König Hussein  
gezwungen sah, den Demokratisierungsprozess im Lande zu beginnen. Diese 
politische Offenheit wurde eingeführt, um dem wachsenden Unmut in der Bevölke-
rung über die schlechte wirtschaftliche und politische Situation in ganz Jordanien 
zu begegnen. 
Im politischer Kontext kristallisieren sich für den Verfasser mehrere Hinweise her-
aus, dass Jordanien trotz aller Schwierigkeiten und ohne die Rückkehr zum 
Kriegsrecht den Demokratisierungsprozess erweitern will. Dies hat der verstorbe-
ne König Hussein bei verschiedenen Gelegenheiten bekräftigt, so auch der neue 
König Abdalla II, bei seiner Thronbesteigung. 
Die Hinweise sind folgende: 
1. Jordanien wird nach der von König Tal 1952 erlassenen Verfassung als eine 
parlamentarische Erbmonarchie bezeichnet. Die Verfassung gibt dem König 
absolute Macht und dies widerspricht wichtigen demokratischen Grundgedan-
ken und gibt der Demokratie wenig Spielraum, trotz wichtiger positiver demo-
kratischer Inhalte. Allerdings kann man die Demokratie Jordaniens nicht mit 
westlichen Demokratien vergleichen. Die demokratischen Ansätze müssen al-
lerdings aktiviert werden, um Jordanien in Richtung Demokratisierung weiter zu 
entwickeln. 
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2.  Die Nationalcharta kam zustande, um eine qualitative politische, wirtschaftliche 
und gesellschaftliche Umwandlung in Jordanien zu erreichen mit dem Ziel, den 
Grundstein für einen neuen demokratischen Staat nach heutigem Verständnis 
zu legen. Die Nationalcharta mit ihren Inhalten, Prinzipien, Normen und Rege-
lungen kann als Wegweiser für ein neues, modernes, weltoffenes, demokrati-
sches Land dienen, beruhend auf der Basis von Legalität, Achtung der Verfas-
sung und Beteiligung der Bevölkerung am Aufbau eines neuen Jordaniens. Die 
Charta ist eine Richtlinie und hat keine Rechtsverbindlichkeit. 
3.  Fast alle Parteien sind bis heute nicht in der Lage, die neue politische Offenheit 
zu nutzen, um im Parlament für ihre unterschiedlichen politischen Programme 
einzutreten. Hierfür gibt es verschiedene Ursachen. Diese liegen in ihren inter-
nen Zersplitterungen, ihren undeutlichen politischen Programme, und zum an-
deren im Beharren auf dem Tribalismus. Ihre Mitgliederzahlen sind nicht hoch 
genug, um sich auf politischer Ebene zu behaupten und die Rolle als einfluss-
reiche Opposition zu spielen. 
4.  Die Opposition konnte innerhalb und außerhalb des Abgeordnetenhauses we-
nig verwirklichen, weil sie sich nicht einig und zudem schwach war, außerhalb 
besteht sie aus verschiedenen politischen und ideologischen Gruppierungen. 
Sie hat einen gemeinsamen Gegner, nämlich die Politik der wechselnden Re-
gierungen. Die Opposition agiert nicht genügend aktiv gegen die Politik der je-
weiligen Regierungen. So zog sie das Misstrauen auf sich, als einige der op-
positionelle Abgeordnete in das Regierungskabinett eintraten, wodurch ihre 
Glaubwürdigkeit in der Bevölkerung vermindert wurde. Die Gewerkschaften 
waren das Sprachrohr der Oppositionspolitik. 
Angesicht der Ergebnisse des empirischen Teils, kristallisieren sich für den Ver-
fasser mehrere Hinweise heraus: 
1.  Diese Arbeit zeigt, dass es innerhalb der jordanischen Bevölkerung ein erhöh-
tes Verständnis für die politische Offenheit und Demokratie gibt. Dies spiegelt 
sich deutlich in den regelmäßigen und zum festgelegten Termin stattfindenden 
Wahlen, die die jordanische Bevölkerung aufgrund des Kriegsrechts lange Zeit 
nicht demokratisch ausüben konnte. Dies ist auch ein Zeichen, das das Re-
gime ernsthaft den demokratischen Weg eingeschlagen hat. 
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2.  Das jordanische Volk erhofft sich durch die Einführung des Demokratisie-
rungsprozesses eine Verbesserung der bestehenden Verhältnisse, die Beseiti-
gung von Problemen und Aufbau eines demokratischen Jordaniens. 
3.  Die Befragten sind der Meinung, dass die politische Elite nicht von sich aus 
diesen Weg gegangen ist, sondern als Reaktion auf den Widerstand der jorda-
nischen Bevölkerung. Trotzdem gilt: ohne die Zustimmung König Husseins hät-
te nichts durchgeführt werden können. 
4.  Die Befragten sind der Meinung, dass das Bildungswesen und die Familie die 
wichtigste Rolle bei der Festigung der demokratischen Werte innerhalb der 
Gesellschaft spielen. Dann folgen in der Bewertung die anderen Institutionen, 
wie Parlament, Parteien, Gewerkschaften etc. 
5.  Die Studie zeigt auch, dass die Akademiker, besonders bei höheren Studien-
abschlüssen, mehr Verständnis für die politische Offenheit und Demokratie 
zeigten. 
6.  Auch kommt heraus, dass Einkommen, Geschlecht und Alter keine große Rolle 
bei den Antworten der Befragten spielt. Dies ist auf den Wunsch aller Schich-
ten der jordanischen Gesellschaft nach Einführung des demokratischen Weges 
zurückzuführen. 
7.  Die Studie verdeutlicht auch eine große Kluft zwischen der verbalen Praktizie-
rung aller Institutionen der Gesellschaft und der tatsächlich gewünschten die-
ser Institutionen. 
Zusammenfassend kann man sagen, dass dieser Weg mit voller Kraft begonnen 
worden ist, waren doch dem Volk über lange Zeit die Ausübung der einfachsten 
Rechte verboten. Aber diese Zustimmung des Volkes nimmt wegen vieler Gründe 
an, wie z.B. das temporäre Wahlgesetz, das Druck- und Verleihgesetz, der Frie-
densvertrag und seine Folgen, die Normalisierungspolitik mit Israel, die kaum er-
folgreiche Politik bei der Bekämpfung aller wirtschaftlichen Probleme. Die anfäng-
liche Begeisterung für diesen Weg hat nachgelassen. Dies heißt aber nicht, dass 
dieser demokratische Weg seine Wurzeln in der Gesellschaft nicht gefestigt hat. 
Im Gegenteil, das demokratische Leben ist vorhanden, aber nicht in dem Maße, 
wie man es sich wünscht und erhofft. Für mich als Verfasser dieser Studie geht 
dieser demokratische Weg nur sehr langsam in den Köpfen der Jordanier voran. 
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Perspektive 
 
Ohne Zweifel stützt sich der demokratische Bau auf zahlreiche verschiedene Ele-
mente. Einige davon sind institutionalisiert wie das Parlament, die Wahlen, die 
politischen Parteien und die Berufsverbände, andere schlagen sich eher im Ver-
halten nieder wie zum Beispiel entsprechendem verantwortlichen Handeln, Wahr-
haftigkeit, Freiheitsliebe. Letzteres gehört nicht einer Person oder einer Gruppe, 
sondern allen und wird von vielen als Form des Verhaltens gewählt. Sie sehen in 
der Demokratie eine Lebensform, die sich im täglichen Verhalten wie kontinuierli-
cher Diskussion, Respekt vor einer anderen Meinung, Einüben von Geduld und 
Toleranz und Hinarbeiten auf Lösungen von Problemen durch Überzeugung und 
effektive Diskussion niederschlägt. Deshalb ist es wichtig, dass Bedeutung, Wer-
tungen und Begrifflichkeiten der Demokratie an die nächste Generation weiterge-
geben und in sie eingepflanzt werden, angefangen in der Kindheit, der Schule und 
ihrer Umgebung und letztendlich in den Universitäten. Dort müssen sie zu Kreativi-
tät, positiver Diskussionsbereitschaft und logischen Denken erzogen werden, denn 
die Demokratie ist ein Prozess, der nicht in kurzer Zeit reift. 
Demokratie braucht Erziehung, die ein entsprechendes Verhalten erzeugt, sie be-
steht nicht nur aus Gesetzen und Rechten, welche die Freiheit des Individuums 
garantieren. Sie ist auch nicht nur ein Parlament, das seine Macht ausübt, oder 
eine Partei, die ihre Arbeit offen leistet oder eine freie Presse.  
Demokratie bedeutet eine zivilisierte Gesellschaft welche Menschen aufbaut, die 
Bedeutung und Wichtigkeit der Demokratie verstehen, demokratisches Bewusst-
sein initiieren und Verhalten im Alltag praktizieren. 
Dieses demokratische Verhalten muss alle Bereiche unseres täglichen Lebens 
durchdringen, wenn wir die Demokratie als Lebensform unseres Staates und un-
serer Gesellschaft entwickeln wollen. 
Die Demokratie und ihre Regeln in der täglichen Praxis stellen für uns alle eine 
direkte Konfrontation mit der demokratischen Verantwortung dar und zwingen uns, 
Lösungen von Problemen zu suchen und uns an den gefundenen Lösungen zu 
beteiligen, sie umzusetzen und zu praktizieren. 
Die Demokratie öffnet uns die Tür, damit wir uns bemühen, beobachten, kritisieren 
und entwickeln, denn sie ist nicht die Lösung, sondern sie ist lediglich der Schlüs-
sel für alle Lösungen. So wird die Demokratie zur gleichen Zeit als Bedingung der 
 204 
  
Entwicklung und als Methode betrachtet und als erprobtes Mittel, um die Gesell-
schaft vor Unterbrechung und Erschütterung zu bewahren. Sie ist der Lebens-
schlüssel oder die Methode, um die Interessen der Bevölkerung und des Landes 
zu verwirklichen. Das Volk ist ihr Bestandteil, und ihr Ziel ist, dem Volk zu dienen. 
Geht der Mensch gut mit der Demokratie um, werden  gute Ergebnisse erreicht. 
Die Demokratie löst Abhängigkeit, Unterentwicklung und Armut nicht auf. Aber sie 
ist der beste Rahmen, um die Nation und die gesellschaftlichen Kräfte effektiv mit 
den Problemen und Herausforderungen zu konfrontieren und im Interesse der All-
gemeinheit voranzutreiben. 
Das Volk und die führende Schicht von Jordanien haben den demokratischen Weg 
gewählt, um moderne demokratische Institutionen zu gründen, die von Personen 
unabhängig sind – denn die Menschen werden wechseln, aber der Staat und die 
Institutionen bleiben. 
Um sich zu etablieren, muss die Demokratie auf folgenden Pfeilern ruhen: auf na-
tionaler Sicherheit, Aktivieren der Verfassung, der Nationalcharta, dem Empfinden 
der nationalen Verantwortung und nationalem Wachstum.  
Dies zu schaffen ist die positive Absicht all derer, die im Dienste der Gesellschaft 
und zum Schutz des Landes die Demokratie praktizieren, ganz abgesehen von 
der Position, die sie einnehmen oder wie groß die Leistungen des Einzelnen dabei 
sein mögen. 
Ich bin der Meinung, dass die Demokratie in Jordanien nur ausgebaut werden 
kann, wenn folgende Vorraussetzungen verwirklicht werden: 
 
1. Demokratische Neutralität der Medien und Freiheit der Presse: 
 
Es ist notwendig in einer demokratischen Gesellschaft, dass sich die Medien in 
ihren Programmen stark an der Entwicklung des Denkens der Menschen orientier-
ten. Ziel dieser Orientierung ist es, einen bewussten Menschen auf verschiedenen 
Ebenen wie zum Beispiel Politik, Wirtschaft und soziale Lage zu erziehen, der fä-
hig ist, einen Beitrag für die Erweiterung des Demokratisierungsprozesses zu leis-
ten. 
Zusätzlich müssen die Medien wie auch Schulen und Universitäten in der Lehre 
kritisches Denken unterstützen, insbesondere durch objektive Analyse und der 
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offenen Bewusstseinsweckung für andere Kulturen, um Nützliches für das Land zu 
gewinnen. 
Die Freiheit der Presse bedeutet nicht, dass sie keinen Druck mehr seitens der 
Regierung erhählt, sondern dass sich die Journalisten von der inneren Angst vor 
der Regierung befreien. Mit dieser inneren Angst beobachtet sich die Presse 
selbst mehr, als die Regierung sie kontrolliert. Solche Art von Presse wird niemals 
das Risiko eingehen, die Regierung zu kritisieren (214). 
 
2. Gleichberechtigung der Bürger in Taten, nicht nur in Worten: 
 
Die beste Form der Gleichberechtigung zwischen den Bürgern ist das Chancen-
gleichheitsprinzip. Es ist richtig, dass die meisten Gesetze und Verfassungen die-
ses Prinzip beinhalten, sogar Verfassungen der totalitären Regime. 
Um die Art von Diskriminierung und Korruption im Lande zu bekämpfen, muss der 
Staat eine unabhängige Institution einrichten , deren Aufgabe es ist, die zu be-
kämpfen, die ihre Position für ihre Interessen benutzen. So kann man das Prinzip 
der Chancengleichheit bewahren (215). 
 
3. Das Recht des Individuums, sich zu entwickeln 
 
Das Individuum in der demokratischen Gesellschaft wird von einem Mittel zu ei-
nem Ziel umgewandelt, so dass es Ziel der Politik ist und nicht Mittel, um eine be-
sondere Politik zu realisieren. Es ist auch kein Mittel für die Entwicklung der Wirt-
schaft, sondern es ist an erster Stelle das Ziel dieser Entwicklung. So gilt diese 
Gleichung als Maß, ob dieses System demokratisch ist oder nicht. Das Individuum 
hat das Recht, sich in der demokratischen Gesellschaft zu erneuern und zu entwi-
ckeln. Wenn das Recht des Individuums, sich zu entwickeln, beschnitten wird, be-
deutet dies, dass die Bürger die Armutslage akzeptieren, wobei die Reichen und 
die Herrscher sich stark genug fühlen, alle Rechte der Bürger zu berauben, wie 
zum Beispiel Äußerungs- und Gedankenfreiheit, Wahlen, Chancengleichheit, so-
gar das Recht auf Leben (216). 
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4. Gerechtigkeit 
 
Es muss gesagt werden, dass die notwendige Gerechtigkeit für die Einführung der 
Demokratie die juristische, wirtschaftliche, soziale und Verwaltungsgerechtigkeit 
ist. Auch setzt die Gerechtigkeit voraus, dass die Bürger geschützt werden, solan-
ge sie sich demokratisch verhalten. Das Wichtigste ist, dass es eine wirkliche Ga-
rantie für den Schutz des Bürgers vor geplanten Verhaftungen etc. gibt. Es ist von 
großer Bedeutung, dass es Gerichte gibt, die ihre Urteile ohne die Einmischung 
der Regierung erlassen. Auf diese Art und Weise kann man von Gerechtigkeit 
sprechen (217). 
 
5. Entsprechende Erziehung: 
 
Die Familie ist das Feld, in dem die Demokratie entweder wächst und sich entwi-
ckelt oder verfault und stirbt. 
In der Hierarchie der arabischen Familie steht der Vater ganz oben. Die Mutter 
versucht, mit ihrer Zärtlichkeit Privilegien zu erreichen. Die Kinder kennen nur 
blinden Gehorsam. In solcher Atmosphäre hat die Demokratie keinen Platz. Unse-
re Gesellschaft kann als demokratisch bezeichnet werden, wenn der Vater und die 
Mutter gleichgestellt sind und die Kinder sich frei und ohne Angst äußern können. 
Die tatsächliche Garantie für die Erweiterung der Demokratie ist das Einpflanzen 
der Grundlagen der Demokratie in die Hirne und Herzen der Kinder, Schüler und 
Studenten, damit sie einen Beitrag bei der Erweiterung des Demokratisierungs-
prozesses in Jordanien leisten können (218).  
 
6. Vernunft des Individuums: 
 
Die Demokratie ist nicht in erster Linie definiert durch die Wünsche der Mehrheit, 
sondern sie ist Urteil des klaren Denkens. Das opportunistische Denken spielt kei-
ne Rolle bei der Einführung der Demokratie, wenn die Vernunft und die Logik des 
Individuums ausgeprägt sind. Diese müssen das Bildungswesen und die Medien 
entwickeln, weil sie Voraussetzung für die Erweiterung der Demokratie ist. Die 
Vernunft des Individuums ist mit seiner Fähigkeit, seinem Können und seinem 
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Bewusstsein verbunden und nicht mit Verwandtschaft, Status und Nationalität 
(219). 
 
7. Mehrparteiensystem: 
 
Die wirkliche Demokratie setzt ein Mehrparteiensystem voraus. Das Mehrpartei-
ensystem bedeutet Freiheit für alle politischen und ideologischen Richtungen, die 
sich auf die Verfassung, Gesetze und die nationalen Interessen stützen. Das be-
deutet auch, dass die Individuen und Gruppierungen ihre Freiheit ohne Schranken 
ausüben können (220). 
 
8. Freiheit der Frau: 
 
Ohne Zweifel spielt die Frau eine zentrale Rolle bei der Entwicklung des demokra-
tischen Verhaltens, vielleicht mehr als der Mann, weil eine der Aufgaben der jor-
danischen Frau die Erziehung der Kinder ist. Deshalb ist es notwendig, dass die 
Frau ihre Freiheit wahrnimmt und sie mit Respekt behandelt wird, damit sie die 
Möglichkeit hat, eine neue Generation aufzubauen. Die Frau in der jordanischen 
Gesellschaft leidet teilweise immer noch unter der Diskriminierung und unter den 
alten sozialen Verhältnissen, trotz des Fortschritts, der durch den Kampf der jor-
danischen Frauen auf verschiedenen Ebenen realisiert wurde. Es wäre keine ech-
te Freiheit, wenn sie nicht vollständig ist, wie z.B. die soziale Freiheit, Abschaffung 
der sozialen Unterdrückung, welche die Gesellschaft ohne Änderung und Erneue-
rung aufrecht erhalten will (221). 
 
9. Finanzielle Ausstattung: 
 
Ohne Zweifel ist der arme Mensch nicht so ausgestattet, sich demokratisch verhal-
ten zu können, wie ein wohlhabender Mensch. Das demokratische Bewusstsein 
und Verhalten braucht eine stabile Verfassung, das ohne psychischen und physi-
schen Druck, mit ruhigen Nerven und in einer guten familiären Atmosphäre leben 
kann (222). 
Abschließend kann der Verfasser sagen, dass die demokratische Erneuerung in 
Jordanien einen Prozess darstellt, der Zeit, Erziehung zu demokratischen Inhalten, 
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richtige Praktizierung und ein entsprechendes Bewusstsein braucht. Wir hoffen 
alle, dass dieser demokratische Versuch in unserem Land mit der Weisheit des 
neuen, dynamischen Königs Abdalla II. und einer bewussten Bevölkerung erfolg-
reich sein wird. 
Es muss noch einmal betont werden, dass dieser demokratische Weg ein Prozess 
ist, der längere Zeit für seine Etablierung braucht. Ich hoffe , dass ich mit dieser 
wissenschaftlichen Arbeit einen Beitrag  dazu leisten konnte. 
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